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TT eiche Stellaiig dieser erste Versuch auf dem 
iviäsenflchäftlichen Gebiete eiitzmiehmeii strebet, 
erhellet aus der EinleitHdg'. Je ernstlicher der 
Yerfosser ilach scientilischer Förderung^ g^erungen 
hat 9 desto strenger möge die öffentliche Stimme 
ihn bear theilen , denn wir leben nicht mehr in 
der Zeit, wo der gute Willen für die That gelten 
hanii. Wer mit den Kräften, die ihm 2a Gebote 
stehen, keine daukenswerthe Wirkung sich ver- 
sprechen darf, ist es heute sich selber schuldig, 
die JFeder util)erührt cu lassen ; man mag sein 
materielles oder sein geistiges Capital ganz zu 
Papiere machen, die Folge ist eine und dieselbe. 
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Obgleich der Verfasser aus diesen Gründen 
den Inkalt seines Buches ohne schützende Bevor- 
wortnng seinem Schicksal überlasst, so achtet er 
es dodi för seine Pflicht ^ über die Form eipige 
Bemerkungen vorzubringen, die vielleicht MissTer- 
ständnissen vorbeugen. 

Das Werk ist aus academischen Vorlesungen 
erwachsen , und hat nicht alle Spuren seines 
Ursprungs ven^ischt Einerseits verräth es die 
ganze Strenge der Rathederwissenschaft, andrer- 
seits zeiget es die volle Wärme des mündlichen 
Vortrags. Wie ein jedes zweckmässiges Gom- 
pendium trachtet es mehr nach Vollständigkeit 
i|ls Umständlichkeit, und giebt auch dem Neuen 
und Eigenthümlichen (insoweit noch ein Autor etwas 
neu und eigenthfimlieh nennen darf) keinen grösse- 
ren oder vorsprijDgenderen Raitm, als die Propor- 
tion des Systemes gestattet So viel wie möglich 
hielt sich der Verfasser an die gangbaren Ein* 
theilungen und Begriffe. Hätte ihn nicht schon 
f^ine natürliche Abneigung vor unnöthigen Neue-^ 
rungen dazu bewogen ^ so würde ihn der Miss- 
brauch mit neuen IVotioneui der an der Tages- 
Ordnung ist^ daau bestimmt haben. Die wichtigen 



AJMv«i<$httng^en, die er rieh erlaubte, reehtfertigea 
mA durch die That Scriptar^ jwüy sagte schon 
der alte Berger, distimctiombus et um eerühmm 
farmnbtrmm peiiws e^nftmduni^ ^uani explicant* Die 
Uutensckeiduiigen und Formeln des Yerfimers die- 
nen gerade, die Hauptsache zu vereiilfhchen und 
ins Klare xu setzcu* — Der Standpunkt^ ivel- 
cbu^n derselbe bdiav^tet, «othi^ie leider! zu einer 
durchgehenden polemischen Richtung. * (Möge 'der 

Widerspruch, der darauf folgen durfte, seinen 

* , ' • • ' ■ 

Platz nirgendwo an^rs als Mf ^r. Mittel- 
linie suchen , u'^.d namentlich die* Ansichten auf 
Pag. 50, 60, 100, 504 weder aus dem Zusam- 
menluMige rei^^en, noufi|t irg^adFie eütstellen)» E^r 

das Werk selbst hat die Polemik' den VoÜheil^ 

... ^ 

dass häufiger citirt wurde, als In slaatswissensehaft- 

liehen Schriften gebrauchlich isU Vielleicht, ver- 

misst mau desswegen die Angabe der Literatur 

nicht, die ausserhalb des Zweckes liegt. — Schei*- 

nen einige Aeusserungen und Anspielungen nicht 

zu dem Orte zu passen, wo der Verfasser wirkt, 

so erklärt sic;h dieses daraus, dass er, ein £inge- 

wanderter, von Anklängen an die Heimath, die 

er geistiger Interessen wegen verliess, leicht 

beschlichen wird. 
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Die typograpluscheii Mäiiis^el falleq dem Go^* 
»teil allein zur lm\. Wir Oeofselie sind aveii 
^n Incorreotheit so sehr gewohfif;, daas wir gmu 
andre FeUer iiber^ehen, als id dem vorlie^e&deii 
Bache steheor Der Yerfa^er bemerl&te mmri, 
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Einleitung, 



Begriff der SiaatswtitentchafL 

jLf ie Staatswissensohaft ist das eigentliche Wissen vom 
Staate. Sie stellet daher keineswegs den leeren Inbe- 
griff der einzelnen Wissenschaften dar, sondern bildet 
ihren wesentlichen Inhalt. Sie erfasset allerdings die 
einzelnen Zweige, weil nnr dnrch das Eingehen in das 
Einzelne ein sicherer Ueberblick des Ganzen erwächst, 
allein sie reihet die abgesonderten Thefle nicht blos 
kjinftlich und. äpssertich an einander, sondern ermittelt 
den pr^anischeü Zusammenhang. 

NQthwendiger Weise ist die Gliederung der Staats* 
wisisenscbaft e;ine dreifache, denn sie niuss offenbar 
zuerst von dem Bregriffe des Staates handeln, hierauf 
dasjenige in der Erscheinung, welches sich als ein 
Nothwcadiges daralelk, in das gehörige Licht setzen, 
und zuletzt dasjenige hervorkehren, welches zu der Ver- 
wirklichung des Wesenhaften gehöret. So zerfällt die 
Staatswissenschaft in drei yerschiedene Theile; 

Staatslehre *)» 
Staatsrecht, Staatskunst. 



*} Staatslehre ist bei Bensen, Behr, P61it2 die geaaiiimte 

Staätswissenschaft. 

1 



Diese drei Theile bestehen aus ungleichartigen Ele- 
menten, indem sie augenscheinlich das Bedingte und 
Unbedingte vereinen. Daraus erhellet schon die grosse 
Schwierigkeit, die Staatswissenschaft zur Einheit zu er- 
heben, und die Nothwendigkeit, gleichwohl ohne Unter- 
lass nach diesem Ziele hinzustreben. 

Ein flüchtiger Blick auf die gewöhnlichen Begriin- 
dungsweisen der Staatswissenschaft wird einerseits leh- 
ren, dass der Mangel des wissenschaftlichen Charakters 
immer auf den Mängeln der Grundlegung beruhte, und 
andererseits verdeutUcfaen, was der Versuch einel* ge- 
schichts-philosophischen Begründungsweise versprechen 
darf. . . , 

Gewöhnliche Begrütidung^teetsen^ 

Ehe der Mensch die- Erscheinung des poKtischeh 
Lebens in Ihrer vollen Bedeutung erfassen und in ih^ 
ren innersten Zusammenhang erkennen mag , int es 
noth wendig, dass er dieselben MSt zusammenstellt nnd 
unter gewisse Regeln bringt* Obgleid^ also Plato vor 
Aristoteles lebte, so darf doch die empiffstiscbe Begriin- 
dungsweise als die erste bes^oehen werden. 

Sie hat unstreitig ihre grossen Vorzige und lieferte 
recht eigentlich den sacbhaltigen Stoff, der wissen- 
schaftlich bearbeitet seyn will. Weil jedoch die 'Er- 
scheinungswelt auf dem dunkeln Chrunde eiiüer höheren 
steht, so kann die 'Empirie nicht zu den Gesetzen drin- 
gen^ nach welchen sich der Staat auf Erden beweget. 
Sie giebt Mos griindfiche Aufschlfisse über das Aeusser- 
liche und bleibet die Antwort schuldig, wenn die Frage 
das Wesenhafte betrifft. Nothwendiger Weise fehlet es 
ihren Resultaten an Allgemeinheit und Unbedingtheit. 



Man darf ^b ak eiM Merkwürdigkeit betrachten, dass 
imbefllt^ilbar der AeJteste der einpiristischen Politiker 
der'Gt^ste und ITie&innigste derselben gebüeben ist. 
Aristoteles sacht nOeh den innten Zusammenhang 
der poHtigcben Srscheinungen vdrztilegen. Er * erf er- 
sehet stu dfeSjBm Pebnfe ganz im Atigemeinen, wienni 
wozti die Staaten enfsüftheti. Den -letzten Grund weiset 
er lif einJBm 'Naittit(4ebe, der. die Mensehen durch die 
Fanffdli«» hindm^ch zu der grossen <5esellschaft leitet, 
dier wir-^täat nennen. Erhaltung und Glückseligkeit 
biMen die Absicht dieses Triebes, seine Tollständ¥g^ 
Befriedigung muss der Endzwei^k des Staates se}ii. 
Darnach, als nach dem höchsten Mäasstabe, misst ^jh 
Fhilosoph die Erscheinungen. -Was - gegen die Etlikl- 
tting iin4' Glückseligkeit stt^itet, wird- fiir ungerecht ' er- 
kläit'iiiid verworfen; • wa& aber. damit Übereinstimmt, 
wird^ gebilUget. Die Staatsknnst hat kein anderes Ge- 
sehäft*^ als die Maassregcln und Einrichtungen gehörig 
aBzawenden,' die' Aach' der jtrfabrun'g' ein gegebene!^ 
Volk;, »ettiststän^g* ttnd gtncklich tttachen. So liefert 
Afistoleles in deiy^ seheinbaren Aggregate einzelner Ab- 
handlimgen' ein ^linsamiiieabangettdes Ganze. Cicero 
und B od inus treten ganz ih seine' Fdss^apfen. Di^ 
spfUiem^ die selbsisISjftdig sich erW'Msfeti, Verlieren mehV 
edeir weniger den Fädelt der Natur ans den Angen^ 
wdeher den griechist^M' Philosophen ans dem Laby- 
rindie der ThatsaohM geleitete. Sie betrachten nicht 
mehr »die Meiistfheng^ltdftg, wenn «te röm Staatsvereiilc 
sprechen; der einzelne Mensch zieht ihre Aufmerksam*- 
keit auf sicl^; er ist ihnen ein völlig selbstständiges 
Wesen, während er bei den Griechen ausser dem Zu- 
sammenhange mit dem Ganzen gar keine Bedeulung hat. 
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Daher Bind diesen Sehriftstellerft die Staaten nur Vor- 
bindnngen der einzelnen Mensehen^ deren Zweck die 
in der Verfassung ausgesprochene Thatsadie bestimmt 
Als das Gerechte erscheinet aus diesem Grunde attes 
dasjenige, welches dem in der Verfassung bekundeten 
Gemeinwillen entspricht, * und die Staataknnst hat bles 
die Aufgabe, das Fremdartige in allen Maassregeln sii 
erkennen und zu beseitigen. So erscheint der^V^hr* 
haft grosse Montesquieu in seinem so überajos -geist- 
reichen Werke von den Gesetzen nicht, viel anders wie 
ein Modearzt, der. seine Bude aufschlägt auf offen^ohem 
Markte, und die Patienten nach Iiavaters Physiognomie 
klassificirend, ans hundert Tiegelcben probate Heil- 
mittel für alle möglichen Zustände nnd Gebrechen her- 
beihcdet. Die Eintheilung der Staaten in BeJ^ubläcea, 
Monarchien und Despotien ist gewiss sehr ffMerhafty 
aber noch weit mehr ist es die Darstellung ihrer be«- 
wegenden Principien; Sdion frühe widerlegte Desld^t 
de Tracy *) die Capitel, worin er cUe Gesetze glei«^ 
sam verschreibt, die in Republiken die Tugend, in 
Monarchien die Ehre, in Despotien die Furcht conäer- 
viren sollen. Mit; viel weniger Geist, aber mit mehr 
historischem Takte sondert K. L. von Haller -die 
Staaten nach ihrem geschichtlichen Charakter, und ent- 
wirft umsichtige Begeln ihrer Erhaltong« Er fuUet 
aber auch die Nothwendigkeit wieder, dasjenige, welches 
im ILaufe, der Zeiten sich entwickelte, auf einen höheren 
Grund zu basiren. So flächtet er zu dem Willen Gottes, 



*) Kritischer Commentar über Montesqnieu's Geist der Ge- 
setze. Uebersetzt nnd glossirt vo|i Morstadt. Jteidel- 
herg^ 1820. Th. I. 



dem gemüss der Gewaltige auf Erden herrschen soll, 
und folgert aus dem göttlichen Gebot der Liebe die 
Grundsätze der. Klugheit. Allein durch diesen Sehritt 
geht der politische Empirismus schon ans seinem eigen« 
thtimlichen Kreise heraus, und erkläret auf eine un* 
zweideutige Weise seine Unzulänglichkeit. 

Was die Empirie dunkel las st, darnach forschet 
der menschliche Geist am eifrigsten, sobald er zum 
Bewustsein seiner selbst gekommen ist. Daher entfaltet 
sich neben dem Empirismus immer der politische Idea- 
lismus, der die Erscheinungen als vergängliche Hüllen 
eines Ewigen und Sittlichnothwendigen erfasset. 

Leicht stellet er sich dar, der Versuch, die Bil* 
dnng der Staaten zu betrachten als die irdische Gestal- 
tung eines Gottlichen, welches durch die Menschen zum 
zeitlichen Dasein gelangen muss. Diesen Weg ging 
zuerst Pia ton. Das Göttliche auf Erden ist ihm ein 
Ausfluss des Ewigen, welches gewisser Massen spora- 
disch in den mens«hliehen Individuen erscheinet. Diese 
göttlichen Atome fliessen wieder zu einem Ganzen zu- 
sammen. Dieses geschieht in dem Staate, denn der 
Staat ist nur der erweiterte Mensch. Di« vollkom- 
menste Seele ist Bild des vollkommensten Staates. 
Wie die Vernunft herrschen muss über die Leiden- 
schaften, so müssen die Weisen das Volk regieren. 
üer Gesetzgeber muss die Ideen, die Urbüder gött- 
lichen Wesens, welche Gegenstand einer reinen gei- 
stigen Anschauung sind, den Aug^i der minder gestei- 
gerten Bürger nahe bringen und in das Gemüth ver- 
pflanzen. Die Staatskunst verwirklicht das Gute, und 
bestimmt zu diesem Behufe sogar, welche irdischen 
Stoffe, welche Beschäftigungen und wie viele in dem 



Staate vorhanden sein müssen , damit das (höhere Le- 
Jben beginnen könne. — Piatons Nachfolger hielte? sich 
nicht an die Sparen des Meisters > wie jene des Aristo- 
.teles. Sie fassten wohl die Buchstaben, aber sie ÜQSSen 
.den Sinn ihren täppischen 'Fingern entschlüpfen. Unter 
der Idee verstanden sie etwas aqs der Vernunft stam- 
mendes, nichts Göttliches, und behandelten so den Staat 
als ein leeres Problem des menschlichen Verstandes. 
Was bei Piaton als ein Zufälliges erscheinet, gewinnet 
hier das Ansehen eines Nothwendigen. Gemeinschaft 
/der Güter, öffentliche Erziehung u. s. w* werden bei 
Thomas Morus, Campaaella etwas für sich und 
begründen einen um so lästigern Druck, weil das Gött- 
liche in Menschliches sich verkehrte. Schelling war 
es, der den politischen Idealismus < wieder hob, indem 
er ihn auf eine neue Weise entwickelte. Er beseitigte 
das System der Emanation, nach yirelchem das Höhere 
nur einige Zeit auf Erden glänzet und dann sich in 
iStaub verwandelt, und befestigte das System der Evo- 
lution , nach welchem das Göttliche selbst in der Welt 

sich offenbaret. So erscheinet denn der Staat als ein 

« 

geistiges Weltprodukt, worin das Absolute sich spiegelt. 
Wie der Mensch als die' „Krone der Entwicklung der 
realen Potenzen^^ hervortritt, so bildet der Staat die 
„Krone der Entwicklung der idealei^ Potenzen.^' — Die 
Ahnung eines „freien Organismus freier Wesen^^ durch- 
zuckte die besonnensten Gemuther ^), aber das Er- 
sohlichene der Construktion Hess sich weder verkennen 



*) Göiiiier's Vorrede zu Nibler's Staat aus dem Uuiversiiin 
entwickelt. Landeshiit^ 1805. 
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noch befteiligen. Selbst aus J. h Wagners mathe- 
matischen Formeln verbreitete sich kein Licht über das 
dunkle Gebiet Hegel'n war es vorbehalten, in seiner 
Philosophie des Geistes den politischen Idealismus ins 
Klare zu setzen. Es ist hier der Logos, der in die 
subjectiven Geisler eintritt nnd dnrch ihr freies Streben 
sich objectitiret Der Staat ist nim der objectiv gewor- 
dene Geist, die sittliche Welt auf Erden, die verwirk- 
bebte Yemimft, und die Staatsformen bezeichnen nnr 
den Grad der welthistorischen Bildung eines Volkes. 
Die höchste Stufe des Staates, wo die Idee die unend- 
liche Form gewann, ist demnach die constitntionelle 
Monardiie, die auz der christlich-germanischen Gestalt 
des allgemeinen Geistes hervorgeblühet ist. 

Wie sehr wir auch den politischen Idealismus an« 
erkennen, welch' ein glänzender Wegweiser er in der 
Spekulation auch ist, so lässt sich auf ihn die Staats- 
wisaenschaft in unserem Sinne doch nicht bauen, weil 
sie ez nicht blos mit der Idee, sondern auch mit der^ 
Erscheinung zu thun hat, und sich nicht darauf be- 
schränken kann, den Staat als ein in sich Vernünftiges 
darzustellen. „Das Vernünftige, (sagt Hegel *), indem 
„es in seiner Wirklichkeit zugleich in die äussere 
„Elxistenz tritt, tritt in einem unendlichen Reichtfaum von 
„Formen und Gestaltongen hervor, und umziehet seinen 
„Kern mit der bunten Rinde. Dieses unendliche Ma-^ 
„twiid und seine Regulimng ist nicht Gegenstand der 
j^hilosophie.*^ Aber die Regulirung dieser Mannigfal- 
tigkeit bildet eine vorzügliche Aufgabe der Staatswissen- 
schaft, und nöthiget den Forscher «ein solches Princip 



*) Naturrecht. Vorrede S« XX. 
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aufimstellen , welches auch über das Feld der ZufiÜUig- 
keitea eine sichere Bichtschnor xiehet. 

Der politische Empirismus und Idealismus erfassen 
den Staat verschieden ^ aber als ein Concretes, Volles, 
Lebendiges. Anders verfährt die gewöhnlichste Begrün- 
dungsweise, die wir die Naturrechtliche nennen wollen« 

£s wird hier ebenfalls von einem Höhern ausge- 
gangen, nehmlich ton dem lauten Soll im Menschen- 
busen, indessen wird dasselbe nur so weit« berücksich- 
tiget, als daraus eine Sphäre gleidier, freier WiHkihr 
für jeden Menschen herzuleiten ist. Diese Bechtssphäre 
zu behaupten muss der Mensch mit andern einen Yer-^ 
trag abschliessen, vermöge welchem er unter der Be- 
dingung der Bechtssicherbeit einem gemeinschaftlichen 
Haupte gehorchet. Der Staat ist ein Institut für das 
Naturrecht; ist irgend einer dieses nicht, so hat er keine 
Bechtsgültigkeit, und können die Mitglieder ihn auf- 
heben oder verändern. Die Staatskunst besteht darin, 
das Natiurecht mit den mindesten Aufopferungen zu 
realisiren. — Diese Begründungsweise wurde durch die 
ersten Anhänger an den Empirismus angeknüpft* Man 
ging nehmlich von einem Naturstande der Menschen 
aus, wo sie alle frei und gleich lebten, und unter- 
suchte, warum der künstliche Zustand (der bürgerliche) 
eingegangen wurde, und was geschehen sollte, damit 
man nicht den ^rsteren zm*ückwünsche. Die Spätern 
verliessen diese historischen Hypothesen und näherten 
sich dem Idealismus. Das Becht wurde in seiner sitt- 
lichen Bedeutung ergrifien und als der Stein der Staats- 
weisheit gehandhabt. 

Diese Begründungsweise gewann durch eine strenge 
Form, allein sie hat ein Dreifaches gegen sich. Erstens 



fallt in die Augen, dass^sie von einer Unwahrk^t aus- 
gehet. Sie mackt den einseinen Menschen zum Mittel- 
punkte des Universums, sie reisst ihn los von den 
tausend Banden, die ihn an das knüpfen, was ausser 
ihm existirt, ja, sie schneidet ihn selbst von der Gott- 
heit ab. Zweitens ist der Grundsatz des ganzen Systems 
zweideutiger Natur. Der Unterschied zwischen innerer 
und äusserer Freiheit war leicht zu machen, aber noch 
fehlet der Nachweis, wie beide aus der Vernunft folgen. 
Kant erkläret die äussere Freiheit für ein Mittel der 
innem, und lässt sie darum Ton der Vernunft postulhren, 
allein mit gutem Grunde leugnet ein neuer Schriftsteller 
die Nothwendigkeit davon, und meinet, dass man im 
Stande ist, ein sittliches Wesen zu sein, wenn man sich 
auch nicht aufhängen darf. Wie begreift man das reine 
Belieben, die blosse Befugniss, die das Recht im streng- 
sten Sinne bildet? Was man soll, dürfen, das ist nichts 
Reinnegatives, und doch begründete man so das reine 
Dürfen. Ho fb au er dednoirte scharfsichtiger die Be- 
fugniss des Einen aus der gegenüberstehenden Pflicht 
des Andeirn. Doch wendet man fuglich ein, dass aus 
dem Sollen des Einen noch kein Dürfen des Andern 
fiiesset und überdies ein Höheres schon voraus gehen 
muss. Kant selbst verwandelt das Nicht verbotensein 
zu einem allgemeinen Befngtsein, und begeht gegen seine 
eigne Ueberzeugnng den Widerspruch eines erlaubenden 
Gesetzes. ^) Drittens endlich 'ist gewiss, dass alles 
Wirkliche dabei zerbr8ckelt.i Unter den chemischen 
Versuchen der Abstraction verflüchtiget sich das Wesen 
des Staates; statt des Diamantes, dessen eigentliches 



*) Rechtslehre; S. XXII. 
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Merkmal in der wunderbaren Kristalliaatioa der Urstofie 
besteht, bleibt ein wenig Stickitoff and Kohlenstoff zurück. 

Bei dem Banqueroute, den nach der französischen 
Bevolation die eben besprochene Begrilndungsweise hin 
und wieder erklärte, war es kein Wunder, dass sich 
selbst in den Bessern eine feindselige Stimmung gegen 
alle Vernunftforschung an den Tag legte, und einen 
politischen Mysticismus herbeiführte. 

Wie auf den schwankenden Wogen des Meeres die 
Blicke sich zu dem unwandelbaren Nordstern erheben, 
der auch in dem gewaltsamen Irrsaale getreu die Rich- 
tung andeutet : so wenden sich die Gemüth^ nach grossen 
Erschütterungen zur Religion. Selbst der stolze Fickte 
flüchtete, nach dem Schiffbruche seiner Wissenschafts- 
lehre, mit den theuern Trümmern seiner Philosophie in 
den Hafen der Offenbarung. Seine Staatslehre bemühet 
sich offenbar, das Yerhältniss des Urstaates zum Yer- 
nunftrechte nach christlichen Ideen zu bestimmen. Die 
christliche Lehre wirft in der That auf die Psychologie 
und Cosmologie ein neues Licht und liefert gewisser- 
massen eine Weltgeschichte der Seelen« Daher durfte 
man wohl vergeht werden , die Staatswissenschaft 
biblisch zu begründen. Bossuet und Alberti thaten 
es zuerst, Vicomte de Bonald, Maistre, Adam 
Müller und Andere wiederholten den Versuch. Das 
tiefste davon ist offenbar in Adam Müllers Schrift, über 
die Nothwendigkeit einer theologischen Grundlage der 
Staatswissenschaften enthalten. Zwei Principien, heisst 
^s, kämpfen im Staate, beide sind Exti-eme, die eine 
Vermittlung suchen, una sie nur im göttlichen Rechte, 
im Prieslerslande finden. Alle Bewegung der Zeit, alles 
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Geschrei nach VerfaJBSuag geht zuletzt auf Religion und 
€[|:undung dcur christlichen VerfcKNiang zuj^fick« 

Man dajtf wohl Raiimers Worte unterschreiben *) 
„dass 6s ohne Gott nicht geht und die neuere Staats- 
„weisheit oft bald auf Sand, bald auf Mist gebaut hatte, 
„leidet keinen Zweifel. Ebenso stimmen wir überein; 
„die Theologie müsse wesentlich berücksichtiget Und 
„der geistliche Stand keineswegs von aller Einwirkung 
„auf die öffentlichen Angelegenheiten ausgeschlossen 
„werden, aber unsere Theologie ist die christliche aller 
^^Bekenntnisse. — Ferner vernichtet uns die Offenbarung 
„nirgends die Vernunft und, wenn wir auch die leere 
„Behandlungsweise des Naturrechts willig Preis geben, 
„bleibt doch die Aufgabe: Natur, Vernunft und Offen* 
„barung in ein richtiges Wechselverhältniss zu setzen. 
„ — Verwerfen wir alle politischen und kirchlichen For- 
„men bis auf -eine, so fallen wir zurück in das leere 
„Ideal und die trockenen Abstractionen der Halbtheolo- 
„gen und Halbphilosophen, die, sobald sie verwirklicht 
„werden sollen , nothwendig Revolutionen nach sich 
„ziehen, oder vielmehr in sich schliessen.^^ 

Bei der. Unzulänglichkeit der bisher beschriebenen 
Methoden verbreitete sich mehr und mehr der Eclec- 
ticismus, allein wie kann daraus eine wissensohaftlicbe 
Förderung epts^ehen? Wir sehen aus diesem Grunde 
staatswissenschaftliche Systeme entspringen und verge- 
hen wie die Gestaltungen des Kaleidoskepes, die eine 
unbedeutende Bemühung der Hand erzeuget und wieder 



Fr. V. Raiimer's geschichtliche Entwicklung^ der Begriffe 
Ttm Staat, Recht uuil Politik. B* 202 -^ 203. 
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zerstöret; Wie eioselne Abhandlungen Ancillon's 
weisen, kann die Staatswissensckaft nur geschichts- 
philosophisch tiefer begründet werden. 

Oeschichtt '-philosophische Begrändungnoeise. 

In allen Zeiten sah man die Geschichte als das 
Buch der Weisheit und der Könige an, doch verglich 
Gor res die Vergangenheit mit Recht dem Weibe von 
Cumä, welches zweimal vergebliph dem Könige Tarquin 
ihre Sprüche zum Kaufe bot und erst bei der dritten 
Erscheinung Gehör fand. Auch die Gelehrten trat die 
Sybille oft vergeblich an, ja man zieht in den Schulen 
ihre Blätter zur politischen Wahrsagerkimst zu Rathe, 
aber man suchet nicht darin den Schlüssel zu dem be- 
deutsamenr Räthsel des politischen Lebens. Der Grund 
ist freilich der, dass die Geschichte eben nur ein Bruch- 
stück der menschlichen Entwickelung enthält, und man 
sie fast nie mit jenem Sinne betrachtet, der in dem 
Theile das Ganze ahnen kann. Wendeten die Philo- 
sophen wirklich ihre Augen auf sie, so wähnten sie die 
Wahrheit schon fertig im Gehirne zu tragen, und legten 
sich mehr darauf, die Regel in die Begebenheiten hin- 
ein, als sie aus denselben herausznwickeln. 

Wer indessen aus der Geschichte ein wahres Wis- 
sen vom Staate schöpfen will, der muss nicht kommen, 
um sie nach seinen Gedanken zuzurichten, sondern sie 
als ein Selbstständiges vernehmen wollen« Zu diesem 
Behufe ist es nothwendig, das^ er ein Doppeltes tief 
erfasset habe. 

Erstens muss er die Natur der apriorischen £r- 
kenntniss ergründet und die Aufgabe der philosophiren- 
den Vernunft erkannt haben. Wer die Welt construiren 
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will, for 4eD verstufimt natfirBoh die Geseldohte, did 
Pbilosoplpe, jpaM durchiiiHi das eine Wunder Maha« 
meds iwiedfxli^olen« „Der Prophet gebot eineBi' Berge, 
ä;a ihm au kpaounen. Weil aber der Berg nicht au. Mo* 
hamed kam, so. ging der Prophet au dem Berge.'' Pie 
Welt ist gessshaffen^ ihre Entwieliiiing im vollen Qange, 
ivir haben, aenach nichts an thoa» als mit.onsfm Ger 
danken dem Laufe an folgeOi 

Zweitebs muss derjenige , der die Geschichte fragf^ 
die sittliche Substanz der eoncreten Verhältnisse und 
Zustände 6ich vorzustellen vermögen. Er muss daher 
erkennen, dass das Recht keineswegs blos etwas Ab*- 
stractes, da? aus dem Gehirne fertig hervorspringt, son- 
dern auch etwas Concretes und Weltgeschichtliches ist; 
wozu er leicht gelanget, wenn er sich einmal fragt, 

wie in aller. Welt ans der Vernunft allein die Monoga- 

» • . . . . 

mie als ein Gebotenes, die Ehe unter Blutsverwandten 
als ein Verbotenes sich erweisen lasse u. s. w. Wenn 
auf diese Art. das Vernünftige in dem Wirklichen ein- 
leuchtet, dann erst ist der Geist so gestimmt j wie ihn 
die Geschichte fordert. Man wird dann neben demje-^ 
nigen, was der Mensch als sein Recht verwirklichet^ 
eif Thatsächliches wahrnehmen, worin der Weltgeist sein 
Recht auf Erden hat. und vornehmlich im Staate eine 
solche cQucrete Erscheinung finden, in welcher mensch« 

. . . > « 

liebes und göttliches Recht sich berühret und durch- 
dringet. 

'Gegen diese Auffassung wird man freilich jpaanehe 
Einwürfe aus der menschlichen Freiheit und aus der 
Falschheit der Prädestinationslehre hernehmen. Doch 
finden sie ihre bündigste Widerlegung in folgenden 
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Kantiiäelien Worten^). ,yWafl man tieti auch für 
eitlen - Begriff von der menschlichen Fnfih^ilt machen 
ma^5 INI sind doch die Erscheinungen ^e^^lten, die 
menschlieben Handhtngen ebensowohl Ate- jdAb 'ändere 
Natiirbegebehheit nach allgemeinen NtiMrgfeWetzen be- 
stimmt Die Geschichte, weicht» sich mil^^ilerJErzkhlnng 
dieser Erscheinungen b^s<^hftftiget, uie lS^4ineh die Ur*- 
sachen verborgen sein m^en , läsSt dehnocb hoffen, 
dass^ wenn sie das Spiel des menschlichen Willens im 
Grossen betrachtet, sie' einen regelmässigen Oang der- 
jselben entdecken könne.** 

Wir haben seit Kaiit noch besser eingesehen, dass 
der Weltl'auf nicht anders gehen könne, als er geht. 
bie'Willkähr des 'Menschen zielit nothSvenäig ein Ge- 
wirre von Thatsachen nach sich, welche beim ersten 
Anblick *die Ahnung einer hSheren Ordnung zurück- 
drängen und verdunkeln. Allein die ' Zeit loset die 
Widerspräche ; was die Gfegenwart fiir einen scnriBiendeh 
misston hielt, füget sich in der Zukunft leise in ^ie 
Harmonie des Ganzen. Eitie stille Gewalf ergreifet die 
Äeusseirurfgen der Willkühr^ und giebt' "ihnen einen 
Gang, der zur Einheit führet', so dass die'GeschicIite 
ivie eine fortlaufende Erlösung von dem Bösen erscheinet. 

Alle Zweifel heben sich, wenn man bei der philo- 
sophisch'en Betrachtung der Geschichte zwei Regeln fest 

hält. Erstens, da die Individuen frei sind, so kann der 

, _ - <5 - 

höhere Plan nicht in allen Völkerschaften, Sondern eben 
nur im Grossen, in erwählten d. h. welthistorischen 
Völkerh ttn^ Individuen sich verdentlidh^. ' Zii^itens 
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auch bei den welthistorischen Nationen und Personen 
können nicht alle Vorfalle auf das Höhere deuten, son- 
dern man muss es in dem Einfiuss auf die Mit- nnd 
Nachwelt suchen. 

Das Wissen, welches unter diesen Bedingungen 
ans der Geschichte geschöpfet wird, ist iccineswegs ein 
empirisches, sondern ein jv^ahrhaft .philosophisches. Die 
Vernui^f^ bleibt das Alles betrachtende, Alles erforschende 
Auge, ihre Erkenntnisskraft wird nicht im mindesten 
angetastet. Was sie als ein Wahres Tom Staate aus- 
sagt, das gilt 'auch filr Wahrheit, und was ihr wirklich 
widerspricht, das bleibt in isich unwahr, ein .blosser 
Schein. Allein, was nicht widerspricht und nur noch 
nicht in seiner vernünftigen Nothwendigkeit erfasst wurde, 
das darf nicht gering geschätzt werden, falTs es in der 
Geschichte hoch gestellt ersclieiht, und nicht weggedacht 
werden, wenn es überall und In aller Zeit vorkommt. Man 
halte an der Wahrheit fesV ^ass die if'liilosopnje irgend 
einer Zeit nichts anders ist, als die damalige lliosicht 
in die Welt. Sie schreitet fort mit der göttlichen Offen- 
barung in der Natur und in der Geschichte. 

Welche Gestalt die Staatswissenschaft im Lichte 
der durch die Vernunft betrachteten Geschichte apnimmf, 
mögen die nachstehenden iBftätter vor der Hand nur in 
schwachen Umrissen angehen.' 
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Erscheinung des Staaten* . , 

Jl# ie Staatslehre fasset den Staat in äer^ i^rscheinung 
auf und driq^et stufenweise immer tiefer in sein inner- 
stes Wesen. 

Wir beginnep demnach mit der ELrscheinung des 
Staates« Sie bekundet ihn als ein unabhängiges Gemein- 
wesen, worin eine höchste, ordnende Gewalt das irdische 
Daseia zu einem vernünftigen erhebet* 

Die Erscheinung des Staates ist urthümlich, denn 
sie tritt uns auf dem ersten Blatte unserer Geschichte 
entgegen. Ja über dieselbe hinaus zeugen heilige Ueber- 
lieferungen Ton ihren Spuren. Vor Nimrods Reiche 
blühte jenes der Pischdadier, vor diesem jenes des 
Mahabat, und vor diesem der Urstaat auf dem Asiati- 
schen Hochgebirge, von welchem die Sagen der uralten 
indischen Sekte der Sipacy sprechen* *) Wenn wir 
nun die geognostischen Gründe für die junge Erdexi- 
stenz des Menschengeschlechts, die durch den Anblick 
der raschen fortlaufenden Entwicklung binnen wenigen 



^} Recherches asiatiques« Tom* I* 
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Jahrhnnderten eine bedeutsame Besftftttigi^iig erhalten, 
uns zu Gemüthe föhren, so haben wir keinen Raum für 
die Hypothese eines allgemeinen Naturstandes, denFor« 
scher von Gestern • und Heute nach verwilderten, 
noch dazu geschichtlich • jungen Völkern gedichtet 
haben; ganz 'abgesehen davon, dass es fiir den den- 
kenden Geist einfacher ist , die Menschheit mit 
einem natürlichen Bildnngsschatze, als im Schlamme, 
unter dem-Thiere, beginnen zu lassen. Zweitens 'ist die 
Erscheinung des Staates allgemein, denn sie ist auf kein 
liand und auf. kein Volk beschränket, und im Ganzen 
beständig, denn sie behariiet im Wechsel der Personen 
und Dinge. Wir haben noch keine Epoche ohne Staat 
vorübergehen sehen* Drittens ist der Staat im Einzel* 
nen zufalfig, vorübergehend, vielfach. Der Staat er- 
scheint in verschiedenen Stufen der YoUkoramenheit, 
und in allen veränderlich. Es sanken die vielbewun- 
derten griechischen Freistaaten 'schneller wie die asia- 
tischen Reiche! 

. Wenn wir diese drei Merkmale der Staatserschei* 
nung erwägen, ,so finden wir einen deutlichen Wider- 
spruch unter denselben, denn die Beharrlichkeit im All- 
gemeinen stimmet nicht zu der Zufälligkeit im Beson- 
deren, und die Allgemeinheit scheint der Vielfältigkeit 
zu widersprechen. Es löset sich der scheinbare Wider- 
spruch, wenn' wir den Staat als das Produkt zweier 
Faktoren, der Natur und des Menschen, erkennen. In- 
sofern die Natur operiret, muss sich die Erscheinung im 
Allgemeinen beharrlich und doch im Einzelnen flüchtig 
darstellen; insofern der Mensch wirket, muss ein Re« 
gelloses und wieder ein Gesetzliches zum. Vorschein 
koiiuiien. 
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Wir haben nun anEogeben^ wekhen Anlbeil die 
Natur, welchen Antheil der Mensch an d«r Erschei- 
nung habe. 

« 

Natürliches Element der Erscheinung. 

Unter der Natur verstehen wir die wirkende, irdkehe 
Kraft ausser dem menschlichen Willen. Diese Kraft 
nun bildet die ganze Grundlage des Staates, und fulurte 
gewiss die Menschen sum Vereine. Stiftete sie nicht 
die Familie, welche nicht nur den Keim, sondern auch 
das Urbild aller sittlichen Gesellschaft enthält? Durch 
fortgesetzte Zeugungen zersprengte sie den Kreis der 
Familie, und entliess damit auch den Menschen von 
ihrem Gängelbande. Sie trat gleichsam hinter den Vor- 
hang, und begnügte sich mittelbar, durch die terrestrischen 
Verhältnisse, auf die freigelassene Menschheit einzuwir- 
ken. Der mittelbare Antheil an der bürgerlichen Ent- 
wickelung stellt sich immerhin noch sehr bedeutsam 
dar. Nomadisch vertheilen sich die Menschen, aber 
das natürliche Bedürfniss kettet sie immer wieder zu- 
sammen. Der Arme oder Verlassene begiebt sich in 
den Dienst des Vermögenden, die Reichen braadien 
einander. So entsteh^i noch immer neue Gemeinschaften, 
die neue Sitte, Denkart und Sprache nach sich ziehen« 
Ein Strom von Umwandlungen erfolget, wo immer die 
Menschen zum Äckerbau übergehen, und mit äem Bo- 
den, den sie bauen, gewisser Maassen verwachsen. Das 
Gepräge der Nationalität wird hervorstechender. Die 
Häupter gewinnen ein stärkeres Eigenthum, besondere, 
wehliche, mannigfaltige Interessen thun sich hervor, und 
erzeugen das Bedürfniss einer immter mehr weltlichen 
Gewalt. Die neue Ordnung hat aber an den grossen 
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Cnioideigneni, die Hnfes gleidien über ■ich sehen, ihre 
uadirliehen Gegner. Ein« Reiben- ohne Ende mSeite 
Hatz greifen, wenn nicht die erUtiienlle Stoffgewinnitiig 
sogleich die Steffr^rarbeitung begriladete, und einen Stand 
bildete, wekher der Macht der Grandherrn das Gegen- 
gewicht fafilt In ^eeem Bingen der gesellscfanjfidieiien 
Stände erhebet. und entfaltet sich die Obergewalt in 
einer Art, die früher nicht geahnt- wurde. *) 

' Alles dieses ist natürlich und daher — nothwendig, 

allgemein. 

•' ' "• ' 

...,•. i,JFre$e$ Element der Sr^ehednnng. 

'Das freie Element des Staates bestehet in demje- 
nigen, welches dön mei^schlichen' Willen zum Absgangs- 
f^tmkte 'hat <- Wir finden dasselbe erstens in der Er- 
kennfniss der Gemeinschaft, zweitens in der Anerkennung 
einer ^ffenlMeheii-Gewalt, und' drifiens in der Entfaltung 
dcff 'offentltcben Gewalt. - ... 

Die Erkenntniss ' der Geraeinschaft knüpft sich un- 
mittelbar an das natürliche Element. Auch wenn die 
Menschen ausdrücklich zusammentreten, so hat die Natur 
sich schon auf irgend eine Weise äusserlich verbunden, 
und jener gesellschaftliche Akt bezieht sich blos auf das 
hervortretende Bewusstsein des natürlichen Zusammen- 
lebens. Alit der Erkenntniss der Gemeinsamkeit tritt 
auch eine Gewalt, die wie immer sich herangebildet 
hatte, jetzt als eine allgemeine, vortheilhafte in das 
Bewusstsein, und entfaltet sich zu allgemeinem Nutzen, 
mit Einwilligung der Individuen, wohl auch durch ihr 



*) Lüder , Kritik der Statistik und Politik. Göttiogen 1812. 
S. 475—489. 
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offenbares Zathun. In d«r Ericenütaiiai und Bfll^^nng 
einer sold&eh Gewalt; hebet sieh der Naturstaat aof» und 
geht in. einem. Yjecstandesstäat über. Abev erst, venn 
jene Gewalt sich: auf die Darstellüiig. eines sitdicben 
iErdendaseins richtet, und sohin- als eine Yemanfigewalt 
sich ankündiget) erlangef: sie den iCMrakter. der Ter* 
4iünB&igen Nöthwcfndigfceit und des an «idi verhindlicheil 
Gesetzes. So .Wiahr/ndhmlich. der Witte das Yeraunfitgo 
/wiUt^sorWahr mnss.er eine Gewalt, die. das Sittliche zu 
verwirklichen strebt, anerkennen und zwar als eine all- 
gemeine, daher öffentliche Gewalt anerkennen« Das 
höhere Dasein wird nur concret durch eine -höhere Ord- 
jmng'des Mensohiei^ebens» ; -Wom 'dijBt Meiischen :nicht 
zosamm^wirl^ep » lä^st sich das > Gate. inichtvplIstlUidfg 
.darstellen. Aber das Zusamitieto^k^'.lst .unter. .I^kn* 
sehen, nicht mögUcbrs ohne d^i^.gi«^ b^^thumt^n, pbysir 
sehen oder mystischeft, Person dic^.hiiobsteAjactorität zu- 
erkannt wird. Wie flach sind die Unters^iehangen üb^ 
menschliche Aoctorität, und das Wort umschliesst doch 

Wohl und Weh der Menschheit! Die Auctorität hat 

• . .■• • * ■••'. 

ihre Wurzel in der Vernunft, und ihre Zerstörung, als 
solche, ist daher die haare Unvernunft. •— Das Indivi- 
duum zeigt sich in desto schönerem Lichte der sittlichen 
Freiheit, je inniger seine Anerkennung der ordnenden 
Gewalt sich ausspricht. In der Anerkennung einer 
öffentlichen,, auf das Sittliche gerichteten Gewalt bebet 
sich wieder der Verstandesstaat auf, und gestaltet sich 
der Yernunftstaat. Dieser ist der eigentliche Kern , der 
Naturstaat blos der Keim, der Yerstandesstaat diiB Schaale. 
Die Alten unterschieden deutlich diese Stufen des Staats- 
begriffes. Die Ttohi^ und die Civitas bedeutet in 
der Tbat nkhts weiter als die Hülle des Staates, 
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Koiyevt» and Rftspublica dag«gen bexeichtiet das 
Wesenhafte. *) 

Die Entfaltung des Organe» der höchsten Auctorität 
ist menschliche Schöpfung. Die Gestalt desselben mos« 
wegen des Zusammenhanges mit dem menschlichen Geist 
notbwendiger Weise ein Bewegliches und Geschichtliches 
sein. Bald ist es der Drang der Umstände , bald die 
Rückwirkung vergangener Handlungen, bald die Maoht 
der fortschreitenden Kultur, so die Form der Staatsgewalt 
modificiret. 

Naturzweck des Staates. 

« 

Nachdem wir den Antheil der. beiden Faktoren des 
Staates an der irdischen Erscheinung desselben ange- 
deutet haben, wendet sich die Untersuchung, zu der Ur- 
sache der beiderseitigen Thätigkeit 

Die Natur hat bei ihrem Wirken nie das Individuum 
im Auge. Alles Einzelne verflüchtiget sich, und dienet 
nur, die Gattung, zu der es gehöret, darzustellen. Ein 
Blick auf die Vergangenheit belehret uns hinreichend, 
dass die menschlichen Individuen faUe^ wie die Blätter 
der Bäume. Selbst die Völker überstehen nicht die all- 
gemeine Verwandlung. Die goldenen Büder der grie- 
chischen Freistaaten gingen zu Grunde, das kolossale, 
römische Reich löste sich auf. Nichts beharret in demf 
Wechsel der menschlichen Dinge als die Menschheit,* 
deren Gestalt sich geisterartig auf den vorüberrauschen*' 
den Individuen' errichtet. Der Strom der Zeiten spület 
die Sehätze , die^ er den Individuen entriss , in ihren 
Schooss« Die Kultur der menschlichen Gattung bleibt* 
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*) hs Thilo, der Staat. Breslau iM27. &. 66'*)< 
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stellt ja eben zunächst die Coexistenz der Menscheil nach 
der Yernonft her, und ist dann der ssoreiehende Grund, 
dass der sittliche Geist auf Erden zum voUs^ndigen 
Dasein kommt. Sittlichkeit und Gerechtigkeit (durfte 
Aristoteles sagen) sind Folgen der Bildung., die . der 
Mensch nur in der bürgerlichen Gesellschaft erhält. ^ 

Ursprung des Staates* 

Weni^ wir bis hiehei? fehlerfreie Schlüsse zogen, 
so haben wir die Entstehung des Staates zugleich an- 
gedeutet und erläutert; 

Der Staat ist ^ine physische und moralisch noth- 
wendige Welterscheinung. Doch ^ringet er nicht fer- 
tig aus dem Nichts hervor, sondern hat ein sichtbares 
Werden in der Zeit. Zuerst entwickelt sich das na- 
liirliohe Element, dann gehet darin das freie auf. Die 
Art und Weise, wie Eines und das Andere hervortritt, 
ist verschieden, mannigfaltig, wie die Natur und die 
Menschheit selbst. Aber die Ordnung der Entwicklung 
bleibt immer dieselbe. 

Wenn die Geschichte von Völkern spricht, die 
Jahrhunderte leben ohne eigentlichen Staat, oder die 
beim Beginnen desselben ste}ien bleiben^ oder gar zu 
Grimde gehen: so spricht das nicht gegen, sondern 
für das Gesetz der Staatsorganisation. Nicht alle 
Wesen, die auf Erden mehrere Metamorphosen durch- 
zugehen haben, überstehen alle Verwandlungen , oder 
liiachen sie gleich schnell durch. Der Schmetterling be- 
harret lange im Kaupenstande, länger in der Verpup- 
pung, und stirbt zuweilen, ohne zur Psyche geworden 
zu sein^ 



) Politik lA Carve's Uebers^tzung. S, 13. 
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Zwdfelhaft kann nur sdminen, ob änch der Urstaait 
auf solche Weise entsprungen ist Freäich müssen jene, 
die das Gegentheil befaanpten, mit Fichte und Schelling 
auf eiti Wunder zurückgehen, und die Clottfaeit selbst 
oder hlihere Gdster zu den statibgebomen Menseben 
niedersteigen, und sie in den Anf&ngen der Kidtur unV 
terrichtan lassen. Allein darin liegt : noch kein Be«- 
weis, dass der Urstaat stufenweise in die WirkUcbkeit 
getreten sei, da^ gefragt werden kann,- ob die M^isdien 
auch die Sprache, die Begriffe des Göttlichen, ohne 
höhere HüKe finden konnten? > 

Wenn der Ursprung des Urstaates für unbegreiflich 
gilt, so muss man den Grund nicht sowohl in dem 
Dunkel der Vor weit suchen, als Tielmehr in den Yor* 
uilheilen, von welchen man ausgebt Man stellt sicK 
die Urmenschheit so vor, wie die heutige, und vefi^sst, 
dass die Menschen in der ungeheuren Entwicklung sich 
selbst ungeheiu*er geändert haben müssen. Ein Beispiel 
von Heute genüget Der wilde Sohn der Wüäte zeich- 
net sich durch die wundersame Schärfe seiner Sinne 
aus, und verlieret bei dem Austritt aus dem rohen Zu- 
stande diese Eigenschaften, die ihn gleichsam in Rap- 
port mit der Natur setzten. — Wir dürfen uns, die Ur- 
welt nicht anders denken als in der .Hand des -Natur- 

# 

geistes, unter der Herrschaft des Instinktes. Wie die 
Bienen noch zu ihrem Staate kommen, die Termiten 
zu ihrer Festung, so die Urmenschen zum Urstaate.'^ 
Die väterliche Gewalt wai^ der' eine Keim, der Natur- 

I 

uiid Gottesdienst der andere.. Vater und Pciester waren 
eins in der That, wie noch jetzt in der Sprache. Da- 
her die .theokratijBche Form aller iStaalea, die aus der 
graitesteri Vorzeit hervorschimmern, so lauge niefat die 
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SfiogAre, weldidie Entwiddnag die Measdbm veräaderte, 
und den Urständ vSllig beieitigte« 

Widerlegut^g des Staatsvertrages, 

Dieser Ansicht stehen diejenigen entgegen, die den 
fitaat aus dntttn sogenannten stillsch^weigenden, ja 
in der Venianft vor sich gehenden Urvertrag «nt- 
springen lassen. Nach dieser Yorstellang setzt man 
erst die Menschen als isolirte Personen; lässt sie dann 
Xttsammentreten, und eine höchste Gewalt bilden; Sax 
die Ansfiihmng des XSemeinwillens ein Organ bestimmen ; 
und diesem bestellten Organ Gehorsam yersprechen« 

Es ist ganz seltsam, wenn man diesen Akt, der 
auf Facten beraht, wie jeder, auch der stillschweigende 
Verfrag, als eine Idee ausgeben will« 

Cto Staatsvertrag muss als nothwendiges, wirk- 
liches Vorkommniss gedacht werden, oder er ist ganz 
nichts. Nun aber ist der Staatsvertrag nicht nur un* 
liistorisdli, wie Hume und Lud er bewiesen, sondern' 
er ist auch rechtlich unmöglich, denn 

1) ein Gesellschaf tsvertrag bezieht sich nur auf Ab- 
tretbares. Beim Staate handelt es sich aber um 
ewige Rechte. 

2) Ein Gesellschaftsvertrag hat die Willkuhr zum 
Ausgangspunkte. Nach dem Staatsvertrage werden 
aber d|e kommenden Generationen mit verpflichtet. 
Was zwischen den Compaciscenten ausgemacht ist, 
gilt hier auch für einen Dritten. 

3) Bei einem Gesellschaftsvertrage vist Einstimmigkeit 
erforderlich. Die Sache des Weigernden ist die 
stärkere, wie die Rechtsregel lautet. Allein der 
Staatsvertrag verpflichtet Alle , und wird noiA dazu 
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von Wenlgta t ja l>el döm AusscUiuni d«r Weiberj^ 
Kinder, Koechle) von den Wenigsien abgesdhlossea 
gedacht. 
4) Bei aller Uebertragiing von Rechten und Gewalt 

ist das Ansehn der Person nothwendig, aber beun 

» 

Staatavertrage fällt das weg. 

Den Staat blos auf einen Vertrag gründen , wollen^ 
faeisst also ihn auf unrechtliche Handlungen grSnden« 
Die Vernunft kann darum den Vertrag nimmer po^toliren* 

Der Staatsvertrag hat jedoch nebst der innem Uh- 
vernunftigkeit noch das Unglück, ganz zweckwidrig zu 
sein, deni^ eine übertragene Gewalt kommt entweder 
gar nicht zur Consistenz, oder sie verschlingt alle indi- 
viduelle Freiheit. Die furchtbare Theorie des Hobbes 
und die grässliche der Revolutionärs gründen sich 
gleicher Weise auf — den Staatsvertrag. Giebt man 
überdies dem Volke die Urgewalt, und verpflichtet es 
doch zum Gehorsam gegen das bestellte Haupt, dann 
spielt man Komödie. Der Herr entkleidet sich und 
zieht sich als Diener an, der Diener macht den Üerm. 
Wozu diese Maskerade? Der ganze Irrthum beruht 
auf einer Verwechselung des allgemeinen, sittlichen 
Willens mit einstimmiger W^U^ühr, oder vielmehr mit 
Stimmenmehrheit! 

Karl Ludwig von Haller kämpfte lait dem Pathos 
der hoh^a Leidenschaft diese Lehre nieder, die iinir " 
im Kampfe mit der Theokratie aufkommen konnte, aber 
der Sieger beging den Fehler, die Glieder des erlegten 
Gegners wieder zusammen »nfl^cken, und den Staat auf 
eine Anzahl von (fingirten) Verträgen der Schwachen 
mit einem Mächtigen zu gründen« Er zog, wie 
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AnciHoii *) sagt, die Goldbaire des Staatsvertrag^s ein» 
und gab Sterin Scheid^aSiite Terwandelt, wieder aus. 

Es haben Viele schon den Ausspruch gethan, dass 
die consequente Durchfuhrung der Grundsätze, auf wel- 
chen das Postulat eines Urvertrages ruhet, gar keinen 
Staat aufkommen Hesse. Es müsste eine Minute um- 
stürzen, ' was die andere baute, ein Gesetz das andere 
aufheben, eine Verfassung auf die andere folgen. Sie 
französische Revolution hat das sehr deutlich mit un- 
vergesslichen Thatsachen belegt. Gleichwohl dürfte der 
Versuch misslingen, die Irrlehre zu zerstören. Sie ist 
gegründet in der subjectiven Tendenz, die sich der 
Geister bemächtigte, und bezeichnet eine Epoche, die 
nur den Uebergang zu dem Wahren und Richtigen bildet. 

Wenn man einst wieder den tiefen Grund der 
Auctorität einsieht, weil man gelernt hat, dass ohne sie 
die Menschen sich im Kreise drehen und nichts Festes 
haben, so wird man die Idee des Staätsvertrages auf 
den ersten Anblick verwerfen, weil durch Verträge al- 
lein keine Auctorität begründet werden kanii* 

Vielfältigkeit de» Staates. • 

Da wir die Erscheinung des Staates einerseits auf 
eine unwandelbare Naturabsicht, andrerseits auf eine 
sittliche Nöthwendigkeit zurückführten, ^ kuin die 
Vielfältigkeit der Erscheinung ein Widerspruch zu sein 
bedünken; denn sowohl, wenn der Staat die Erhaltung 
und Entwickelnng der Menschengattung, als, wenn er 
dais irdische Dasein. der Vernunft darstellen soll, seheint 
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•8 ^ord^]i«b, :ila«i ein Staat alle M^nidieii «mfasse, 
und sieh über den ganien Erdbodan erstreeka; 

AUein bei odnigem Naohdanken Iqsen sich dieZwei-» 
fei ebea eo.Yonjielbst, meeie -anistehen. JMnea audi 
die Natorabsiebt allerdings aof .einen Mensdihailsstaät 
gehen, so kann sie doch ihrer eigenen Beschaffanheil 
wegen d«i aUgmiei|ien Staat ^nor durch ein vollstän- 
djges Stäalensystem prodlicirte« . Der Wille richtet sich 
allerdings ianf- das irdische fias«b derVernanft scblacht« 
hin, allein,' da. das Vernünftige als ein Freies real ,werr 
den soU, so kann es auch nur in einem ccmeretenf h»< 
stimmten Dasein gewollt 'werden^' Weitgefehlt :alsoi 
dass deft'l&nmn&sweck .des .Staates der. yit^^cjhtbfal 
seiner Ersdheinung widetstxebe^ fordert er. vielmahc 
dieselbe^ 

Ein rjüuversaktaat kann überhaupt erst dann in 
den WiUBa als .sein Objdkt eintreten , wenn die besanr 
dem Staaten» . bereits sich zum Tollkommenen Staaten"» 
Systeme herangebildet haben« Daher ist der allgemeine 
Staat .schlechterdings keine Aufgabe der Indiidduen, 
sondern'^ geschichtliches^ Problem« Dieses ist jedoch 
von der höchsten Wichtigkeit, dass die Idee eines Uni- 
versalstaates als eine religiöse Ahnung fast ai(f dem 
ganzen Erdböden sich verbreitete. 

Die Yielfachheit des Staates scheint die ' Mannig« 
faltigkeit der Erscheinung in sich zu schliessen. Allein 
dem ist nicht so, denn die Staatsformen beistehen ja 
wesendich nur in den Bestimmungen, welcher indivi« 
dnelle Wüle den allgemeinen sittlichen Willen rechts- 
kräftig aussprechen und verwirklichen soll« Diese Be- 
stimmungen würden sich ändern mit den Menschen, 
wenn es auch njur einen Staat, gäbe^ 
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Dt« VMfaebheit de« Staates dienet in 
in dem Mannigfaltigen der Erscbeinwig - eine . gewisse 
Regel klar zu machen ^ nach welcher die nihUosen €Se- 
stalittngen in bestimmte Gattungen zedaSkm , wid in ih- 
trer Reihenfolge einen Fuigerseig der ntisnaelilidiea Ent«- 
«Wicklong geben. 

]>entIioh treten swei en^egengesel^^ Staaten her^ 
vor, der Gottesstaat nnd der Wdtstaat. Die The<riara» 
tie zieht das Himmfischa in das Irdisdie: nieder, der 
HilbeprieBter' ist Herrtdier^ die Kirche. laabh. rder Staate 
das gdtifiebe Gebot aadi ein Zwai^esetz. Dfünun «ge* 
het'der Gottesstaat wesentlich auf eine «tüche Erzie^ 
hnng, und ist für die MensdUieit stets von liöchsiber Be- 
dentnng gewesen* ^) Der Weltstaat dagegen stellt das 
Höhere unter das Irdische, und setzet die Religien zom 
Mittel der Staats^i wecke herab. Er setzt einen Znstand 
Torans , wo der Verstand sich iibemahm., : der MbumA 
sich anf das Irdische legte* • • • • Die alte Einfolt ist 
verschwunden, das Mannigfaltige tritt hervor in buntem 
Glänze, aber vom Götdichen lebet nur eine verstum- 
melte Kunde« „Es ist auffaUend (bem«ict Johannes 
Müller), dass von Gott, von der Welt und Unsterb«- 
lichkeit die ältesten, in andern Dingen ganz unkulti- 
virteii Völker wahre Vorstettungen und Kenntnisse 
hatten, indess die Künste, welche zu der Bequemlich- 
keit des Lebens gehörea^ viel jünger sind« In den 
höchsten Sachen dachten die ältesten IMbnsefaen richtig, 
in Lebensgeschäften waren sie Kinden^^ Ganz das 



*) Gh. D« Voss, Handbuch der Staatswissenschaft, Th. II. 
S. 45» Heimchen, Staatswissenschaf t , S. 74, Herder^ 
Ideen Eiir Philosophie der Geschichte, Th« III. & 48. 
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Umgoieehrte g^It ven den Griechen nnd RSmeni* Auf diese 
Weise t>iUen fceideilei Staaten im Grossen dieselben 
Gegensiise,. die das Uebenmuilibhe and Sinnliche inC 
Mensehenlienen darstellt Wie nnn das sittlidie Leben 
der bidiriduen swischen dem sinnlichen nnd übersinn- 
lichen Pole fortschreitet, so \irird auch das politiscbe 
Leben der V&lker zwischen' jenen Extren^en fortgetiieben« 
Dean dm ist das Gesetz der menschlichen Entwi^nng, 
dass sie durch Gegensätze ntch fortbewegt , gleichwie 
(mn bei einem gebrauchten Bilde zu bleiben) dar Z^ger 
der Chr durch das Hin« und Herschwankenr des Pen* 
dels vorrS^ket Der Urstaat endiielt die unenohlossne 
Einheit des Geisdiehen nnd WeUIichen, aber, das EMern 
trat immer mehr hervor und entsdued die Theekraliei 
Von da gmg sie in den Wdtstaat aber, sei es durch 
den Tllanenkampf der Sage, sei es diuch die Folgen 
zahlreicher Auswanderungen, welche den Sinn verweb-' 
lieben , wo »icfat gar verwildem mussten. Der Wdtiitaat 
begann «ds Herrenstaat in Asien, «itwiekdte sich dann 
als Yolloutaat in Phönizien, Griechenland, Italien, 
Afrika, und verlor sich nach kurzer Blüthe in gottlose 
Versnnkenheit nnd Tirannei« Jetzt aber bdkam die 
Mraschheit in Europa durch das Christenthum, in Asien 
und Afrika durch den Lamaismus und Koran einen 
neuen Schwung, und wiederholte die alte Fabel. Als 
das geistliche Princip den höchsten Grad erreicht hatte, 
hob sich wieder das Weltliche. Der Dairi wurde der 
Schatten des Kubo , der Dalailama ging in demselben 
Jahr, als ein Bittender, zu dem Kaiser von Sina, als 
Plus VI. zu Kaiser Joseph kam^ Darin rückte jedoch 
die neue Welt vor, dass sie den ^Unterschied zwischen 
beiden Principien in das Bewusstsein aufnahm. 
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Nach Hegel ^ ^oAm mm dar Geist der MemMlAeit 
ans den Qegensötzen zatffidi^gekdurt mid. mm Ziele 
gelanget. Es ist jedoch munöglidh, dieser Ansidbl bei« 
2opflichten, demi der Aiistoss. dttr Entwidduog. währt 
fort. K^fk Sterbficfaen. mag ihmJtagen:. bis:.hieher und 
nicht weiter* -' ^. 

Wo das politiscbe Ldben stehen Uriben .w«rde, 
wer darf es ^voraus T«?hiiiiden i Wenn misoL jodoeh 
eitler Meinmg -sich ansdiljessen : muss,-iso iwird man 
tiAier inut Fichte >^) in der^Theokratie wsKjden Anfang 
so das 'Ende erblickem Wenn^wir auch in andesnDmgen 
Ttiüschieden iirtheilen, darin sind Wir ^alle skäg^ dass die 
Entwicid»g Qi^seres 6esoliiechtes>auf eineii Standpunkt 
gelaugen soll, wo die Bläthe:.der HnmaniiäfeaHenthalben 
ans der Knospe^ iHräch, . der. Streit, das Irdischen gescbliditet 
ist^ und der Mensch in den Frieden mit der Nastnr zu- 
rückkebrti Ih diesem höchsten 'Zustande- würde' noth« 
wendiger ^Weise der Sinn auf das Göldiche 6ich wenden, 
wm die Blume zum neuoi.Moigenrothe sich: erhebt, und 
so müs^te der Weltstaat . in dem neugestalteten Gottes- 
reiche sioh verlieren. • 

Man darf nicht einwenden, dass diese Ansicht, die 
Menschheit einen Kreislauf machen lasse. Nein, der 
Gang der menschlichen Entwicklung ist eine Spirallinie. 
Wohl . windet sich dieselbe kreisförmig, doch ist jeder 
neue Kreis von dem frühern dadurch unterschieden, dass 
er höher steht. 

Dauer des Staates. 
Was die Dauer der einzelnen Erscheinung des 
Staates anbelangt, so muss bemerkt werden , dass 



*) Natiirrecht. S. 364, 

'''') StaaUlehre. BerUu 1820. S. 187. 
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ilitoielbe erstens von dem naturUeheu, zweitens von 
dem freien Etemi^nte abb&ngt. 

In der enilen,Besieli|ing lassen sich die Bediiigan« 
gen einer längeren Existens yorxfiglich auf die Lage 
und Beschaffenheit des Landes nnd auf den volkthfim«« 
liehen Charakter der Gesellschaft ^larackführen« Wenn 
ein Staat natürliche Grenzen besitz^ nnd noch daza ans 
einer einzigen Nation besteht, so wird er selbst unter 
den ungünstigsten Umständen eine Reihe Ton Jahrhun- 
derten überdauern. Das ist der Fehler der neuem Zei^ 
dass sie die verschiedensten Stämme und Länder zusam« 
eenkettet und- mit einem Stabe lenken will. Jenes 
Bild von dem Wagen, den vier Pferde nach versdiiede- 
nen Richtungen ziehen und nur Götterkunst leiten mag, 
gUt es nicht von den meisten Staaten dieser Tage? 

In der zweiten Beziehung bleiben die besondera 
Zwecke, welche die Gewalthaber verfolgen, beachtenS" 
werthe Punkte« Je mehr die Politik dem Natur- und 
Yemunftzwecke des Staates sich nähern wird , desto 
weniger werden die einzelnen Staaten einander aufrei- 
ben und zerstören* Aber der tiefste Grund langer Dauer 
liegt in der Sittlichkeit des Volkes. Es hat sich durch 
die Geschichte aller Jahrhunderte die Ueberlieferung ge- 
tragen, von hundert Beispielen bestättigt, dass immer 
der Verfall der Sitten den Verfall der Staaten nach 
sich zog. Aber wie vollkommen auch die Restand- 
theile gewesen sind, jeder concreto Staat ist noch unter- 
gegangen. Piaton sieht die Ursache in einem Verder- 
ben, welches einmal einreisst in der Natur- und Men- 
schenwelt, und dadurch herbeifuhrt, dass die herrlichsten 
Institutionen der Erde kraftlos niedersinken, wie das. 
Laab des Herbstes, Aristoteles bekämpfte die 

3 
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Ansfuhning^ aber nicht den Grundgedanken. Er findet 
vielmehr es sehr richtig, „dass die Natnr in gewiiaen 
Perioden alle ihre Werke zerstöret, und die edelsten Völker 
im Verlaufe der Zeit so entarten , dass weder Zucht 
noch Unterricht tugendhafte Männer machen könnte.'' 
Wir finden jedoch mit Herder den zureichenden Grund 
in einer Naturordnung von freundlicherer Art. „Jede 
Pflanze der Natur muss verblühen; von der Wurzel aus 
hat sie die Kr&fte in sich gesogen, und wenn sie stirbt, 
stirbt die Pflanze ihr nach. Aber die verblühte Pflanze 
streut ihren Saamen weiter, und dadurch erneuert sich 
die lebendige Schöpfung." Das Höchste in concreter 
Gestalt ist hinfällig, weil es nur hoch ist fiir seine Zeit, 
und in den Hintergrund tritt, wenn ein Höheres folgt. 
Nicht die Natur oder eine höhere Kraft begründet das 
Verderbniss der Menschen. Das Verderbniss tritt nur 
dann uns in die Augen, wenn die Völker die Naturbe- 
stimmung erfüllt und die weltgeschichtliche Bedeutung 
verloren haben. Der Glanz bedeckt die Blosse. Diese 
springt dann um so mehr hervor, wenn jener vergangen ist. 

Wie flüchtig auch eine jede einzelne Erscheinung 
sei, der Staat selbst kann erst mit der Menschheit von 
der Erde verschwinden. Denn obgleich er zunächst nur 
die Coexistenz nach der Vernunft einrichten, und die 
Gattung entwickeln soll, so geht er doch wesentlich, auf 
Darstellung des Geistigen überhaupt. Er hat es nicht 
blos mit den Rechten zu thun, sondern auch mit dem 
Rechten, da jene ja eben daraus ihren Ursprung ziehen. 
Aus diesem Grunde lässt sich nicht mit J.J. Wagner *) 
behaupten, dass der Staat als ein „Aussenwerk anzusehen, 

*) Staatswissensdiafi und Politik. $• 2. 
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wdefaea die ToUendete Mensehheit abwifft. Eioe fStti» 
ffilduog Yon Inneii hecaas nach der Uee der G»* 
ledsitigkeit'S gollie lie nicht auch Staatsleben eeiaf — ^ 
Allerdkigs wird der Zwang alsdann w^;ffdlen, aber kann 
man woU in denselben das Wesen setzen , da er doch 
nur das Mittel abgiebt? 

Idee des Staates. 

Nachdem wir anf diese Art die Erscheinung des 
Staates nach allen Seiten gewendet und beleuchtet haben^ 
so lasset uns zur Idee emporsteigen. 

Die Idee darf allerdings als das Urbild betrachtet wer- 
den, welches der wirklichen Erscheinung zu Grunde liegt 
Aber der Yerstandf erÜEisset sie als die begriffne Bezie- 
hung zwischen dem Absoluten und der Erscheinung. 
Die Idee des Staates vorlegen heisst also, den Staat 
aus der Gottheit. begreifen. Die beiden Faktoren des 
Staates erfassen sich als selbständige, aber endliche 
Kräfte in dem Absoluten, bei dem kein Warum ange- 
bracht werden darf, weil jedes dasselbe zu einem Abhän- 
gigen machen würde. Es muss sonach dem Begriffe 
des Staates an Bnndui^ fehlen, wenn nicht der höchste 
Gesichtspunkt zuletzt erschwungen wird. Denen der 
Staat ein Aeusserliches ist, diese fliehen solchek Beziehen, 
obgleich darin nichte Auffallenderes liegt, als in dem 
Beziehen der todten Buchstaben auf den menschlichen 
Geist, wodurch jene, die auf dem Papier ganz materiell 
entstanden sind, in Hallen von Gedanken verwandelt 
werden. 

Auch die Geschichte hat ihre Metaphysik; so spricht 
sie die Idee des Staates aus: 

3* 
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'^„Das Seiende, das Absolute ist ein Lebendiges, 
weil es dorch sich ist. Weil es ein Lebendiges ist, 
äussert es sich, nnd das sich ftossemde Sein bildet jdaa 
Werden« Das Werden als das sich äussernde Sein 
enthält ein Doppeltes, das Aeossem nnd das reflektirte loh« 
Das Werden enthält gleichsam ein DonUes, woria ein 
Lichtes zum Vorschein kommt nnd jenes verklärt« 

Nennen wir das Seiende Gott, das Werden Welt, 
das Gleichsam -Dunkle Materie, das Gleichsam -Lichte 
Geist, so begreifen wir: 

1) Dass die Welt in Gott und doch nicht er selbst ist; 

2) Dass sie materielle Sphären darstellt. 

3) Dass. ein Geistiges aus der Materie gleichsam erblü- 
het, um das Göttliche im (scheinbaren) Antagonismus 
mit der Materie zur Erscheinung zu bringen« 

4) Dass das Geistige darum Phänomen d. h« IndiTidunm 
werden müsse, welches (weil nur die Phänomene 
zusammen das Geistige darstellen) anch nur im Ver- 
eine das Geistige verwirklichen kann« 

5) Dass sohin Gemeinschaftlichkeit der Individuen bei 
aller Besonderheit der Person als ein Nothwendiges 
in die Wirklichkeit tritt, aber sich- nur durch ein 
System von Vereinen zimi Ganzen erhebet« 

6) Dass die Vereine aus dem Naturgebiete in das Frei- 
heitsgebiet übergehen, wodurch der Urständ der 
Menschheit aufgehoben wird, um am Ende der 
Entwicklung in erhöhter Gestalt zurückgebracht zu 
werden«'^ 

SybUlinische Wortie, die ihr Ziel erreichen, wenn 
sie das Ohr zu der Höhle kehren , aus welcher die 
Orakelstimme tönt. Wir steigen von der Höhe, wo das 
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Mannigfaltige, Einzelne ans den Angen schwindet, her- 
nieder, nnd betrachten das Geistige, welches im Staate 
objektiv wird^ in seiner concreten Gestalt. 



Das Staatsrecht. 



' Eint h e ilun g. 

Das Staatsrecht ist der Inbegriff desjenigen, wel- 
ches nothwendig ist, damit der Staat; die Coexistenx 
nach der Vemmift darstelle, nnd den sittlichen Geist 
zum Dasein bringe. Da nun der Staat in vielfachen 
Erscheinungen' sich verwirklichet, so zerfällt das Staats- 
recht in das innere und in das äussere. Das Erste be- 
tiraobtet den Staat an sich, insoweit er. das Ewigrechte 
an fAxki KU realisiren hat. Das Letztere betrachtet den 
Staat als einzelne . Erscheinung in Beziehung zu dem 
übrigen, in wie weit alle Erscheinungen das Wesen er« 
schöpfen sollen. Die ältere Eintheilung in Staats- 'un4 
Völker* (Staaten*^) Recht ist eben, so unphildsophisek 
als unrichtig, weil sie den Urgrund der Staatenvielhek 
gänZrÜch übersieht. 

Dai innere Staatsrecht 
Theile desselben. 

Das innere Staatsrecht muss erstens dasjenige be- 
greifen, welches nothwendig ist,, damit der Staat das 
Dasein eines allgemeinen Willens darstelle. Zweitens 
muss es das enthalten, worin das Individuum sein be- 
sondres Dasein als Yernunftwesen findet. 

Der erste Theil bildet das Verfassungsrecht, der 
z>Yeite Theil das Bürgerrecht. Da heut zu Tage jus 



V 



38 



«■ 



publicum und Staatsrecht nicht mehr gleicU>edeiite&d 
sein können, go kann man das Yerfassongarecht im 
Sinne der Alten öffentliches Recht nennen und das 
Bürgerrecht als Privatrecht bezeichnen. Der Kantische 
Unterschied von Privat- und öffentUchem Bech( ist 
ohnehin verlassen worden. 
Wir behandeln zuerst 

Dag öffentliche Recht. 
Die Majestät 

Der Anfang von Allein ist, dass eine äussere Ge- 
walt als ordnende sich ankündige und als die öffentliche, 
JL h. gemeinsamd, anerkannt werde. 

Der Ursprung der Gewalt kann höchst verschieden 
sein, so dfiss man nach der physischen Entstehung eine 
patrimoniale, kriegsherrliche, geistliche Gewalt untM> 
scheiden hann und wirklich unterscheidet. Zur ordnesh 
den Gewalt wird diese physisch wie immer enstandme 
Macht nur dadurch sich Theben, dass sie sich als Trä- 
gerin der ewigen Gerechtigkeit ankündiget. Wenn sie 
das Recht realisiret^ so erscheinet sie als Yernunflge- 
walt, und wird eben deswegen als die gemeinsame, öf- 
fentliche Gewalt erkannt, denn die Vernunft ist ein 
Gemeinsames. Insofern die Vernunft ein Organ des 
Göttlichen ist, muss das Vernünftige immer auch in 
der Form eines Göttlichen erscheinen« Daher ist es 
eben so psychologisch wahr, als historisch richtig, dass 
die äussere Gewalt im Staate auf göttliche Auctorität 
angenommen wurde. Nie darf einseitiges Verstandes- 
raffinement die religiösen Beziehungen ganz abreissen. 
Statuirt man mit den Scholastikern ein Gerechtes ohne 
Gott, so öffnet man auch der Willkühr die Thüre. Der 
Geist des Menschen spricht nur in religiöser Stimmung. 
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Wo diese gunx w^gßdlt, variieret auch der Mensch 
den feslen Halt. Da beginpiet ein heilloses Spiel mit 
sogeoaimier Y^rniuil^ es siafeet alles Wirkliche vor der 
Sophistik, vor dem Spotte bersten die Hall^i der Tem- 
felj imd die KSnigsborgea fallea in Trümmer. Altar 
imd Thron slfitsen Lander — so Iftnge beide die jong- 
fräulidie Flamme der Vernunft unterhalten. 

Die ordnende Gewalt muss als die höchste und 
unbedingte irdische erscheinen. Ohne diese Unbedingt- 
heit» die den Aussprüchen der Vernunft wesentlich bei- 
wohnt» ist der Vernunftstaat nicht möglich. Diese Uur 
bediogthdt der Staatsgewalt wurde in der frühem Zeit 
als Majestät bezeichnet, gegenwärtig trägt sie den Nar 
men der Souverdnität« *) Die Attribute der Majestät 
sind folgende: 

1. Un Verantwortlichkeit. 

2. Unverletzbarkeit 

3. Uiiwiderstehlichkeit. 

Weil nehmlicb die öfllentliohe Gewalt die höchste 
ist, so kommt ihr die innre und äussre Unabhängigkeit: 
zu« — » So wenig überhaupt die Vernunft angegriffen 
werden soll, so wenig die Gewalt, welche die Vernunft 
zum concreten Dasein bringet. 

Die Majestät ist nach dem Vorhergehenden durch- 
aus nichts Subjectives, sondern wesentlich etwas Ob- 
jeetives« Als eine Eigenschaft haftet sie an der Sub- 
stanz , d. h. an der Staatsgewalt. Um etwas Subjecti- 
ves darin zu sehen, raass man mit Hall er die Realit|t 
einer öffentlichen Gewalt leugnen, und im Gewalthaber 



*) Die verschiedenen Bedendrogen des Wortes bei Kliiber, 
öa; Hecht des deutschen Bmides. §. 176. Aumerk. b. 
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bloB «inen erhabenen Privatmann finden« Daant gehöret 
unumgänglich, dass man mit oft erwähntem Schriftsteller 

1. nur eine bestimmte Reihe von ^Staaten berfick« 
sichtiget, 

2. selbst diese nur in einer unsigen Periode beaehtet^ 

3. die Wahlreiehe als spätere AtiSaartnngen angiebt, 

4. endlich die wideti^rechenden Thalsaohen 



Die Herrschaft* 

Damit die Staatsgewalt in der Koiperwelt ein Da- 
sein habe, muss dieselbe an und in Personen sieh fest- 
setzen. Das Inhaben der Staatsgewalt ist die Herr- 
schaft« Sie ist eine Thatsache, daher mannigfaltig in 
ihrem Entstehen und in ihrer Gestalt. Der Ursprung 
der Herrschaft fällt mit dem Anfang des physischen 
Theiles der Staatsgewalt zusammen, daher ist aller- 
dings der Keim der öffentlichen Gewalt und Herrschaft 
gewöhnlich irgend eine Privatmacht. Indessen ist 
der Keim der Staatsgewalt so wenig sie selbst, als die 
Eichel die Eiche ist. Wichtig bleibt jedoch der Keim fßr 
die Form, die von höchster Bedeutung ist Eine Yiel- 
herrschaft verkörpert die Staatsgewalt nur so viel, als un^ 
umgänglich nothwendig ist; die Einherrschaft versinn- 
licht dagegen die Staatsgewalt in der herrschenden 
Person. Da nun dadurch die Staatsgewalt personificirt 
wird im eigentlichen Sinne, so gehet die Majestät mit 
ihren Attributen auf den Monarchen über, aber in der 
Vielherrschaft bleibt sie ein intelligibles Wesen. 

Soll die Staatsgewalt in der Korperwelt feststehen, 
so müss die Herrschaft aufhören, eine reine Thatsache 
zu sein, luid zu einem Rechte werden. Dies geschieht 
duich ein Gesetz über die Succession. Wer ge^en diesies 
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äagsare. Geüätz die Herrsclnft kl Berits nnmiit) ini 
Usoirpator» und envkbt als «oldier niminerBielir die 
Attribute der Majestät« Weder erachemt er .nnverant'r 
wortlich y . noch unwiderstehlich ^ nw^h heilig, Nor muse 
er ilumer mch ak Person beaditet und deswegen nidit 
der Bachfe des Eimselnen anheimgegeben werden. 0aa 
Wesen der Usurpation beruht nicht eigentlich nilf der 
Verletzung des äussern Gesetzes^ sondern auf der Will- 
kühr, die sich eindrängt und das Gesetz bei Seite 
stosst. Die Verletzung des Gesetzes ist nur das na« 
terielle Kennzeichen der Usurpation, Wenn alse «ne 
Herrschaft gegen das äussere Gesetz sich Bahn bridit^ 
aber alsobald frei, ohne Zwang, besteht, und. als eine 
vernünftige anerkannt wird, so verliert sie den Charak- 
ter der Usurpation, der ihr anfanglich anhing. Der 
scheinbare Usurpator hat sich in diesem Falle legiti- 
miret, und das Gesetz, wdches verletzt -wurde, hat sich 
als ein solches dargestellt, dessen Zerstörung nach 
der hohem Ordnung erfolgen musste« Es ist der die 
Menschheit treibende Geist, der hier die Satzung zer- 
bricht, weil sie zur thönernen Forni herabsank. Es 
wäre verkehrt, in Kromwell und Bonaparte die 
höhere Bedeutung verkennen zu wollen« Grotins *) 
stimmt hierin überein, sieht aber den Grund nicht in 
der vernünftigen Anerkennung des höheren Waltens, 
welches Menschensatzungen zuweilen bricht, sondern 
erblickt die Ursache darin, dass (wie Favorinus sagt) 
ein Bürgerkrieg schlimmer ist als eine unrechtmässige 
Herrschaft« Indessen würde dieser historisdie Grund 
durchaus nicht gelten, wenn die Unangemessenheit der 

*) De füre pacis et belli, libr« L cap. lY» <J« 19. 
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Herrschaft zu dem iasrnm Gesetze ein UnveriSeeklft- 
cbes^ and wider das ewigem Redit w&re# Es misste 
vielmehr der Aussprach ertönen, der einer Ctatonisdiea 
Seek würdig ist: -fiat juttüia et peremt mmubtf. Die 
freie Consistens der Herrschaft ist also das einzige, ftos« 
serliche Medkmal der Legitfmitit« Dia GescUohte- imd 
die ErfiEihrang hat gelehrt, dass kein aadves zutrifit 
Wenn aber das Bestehende das Legitime genannt wird, 
so soll dies andeuten, dass es dem Gesetze der orga» 
nischen Entwicklung alles Irdischen angemessen zum 
Vorschein kommt Dieses Gesetz ist dasjenige, dag 
dem äussern Successionsgesetz zum Grunde liegt, und 
in dem besprochenen Falle nicht mit dem letztern am- 
gleich verletzt wurde. 

Die Regierung. 
Wenn die Staatsgewalt auf die angedeutete Weise 

w 

ins Leboa trat, so ist das Nächste, dass sie handle. 
Die Wirksamkeit der Staatsgewalt, die Ausübung der- 
selben, heisst die Regierung. Die Regierang geht noth- 
wend^ durch d^n Herrscher mittelst bestimmter Or- 
gane vor sich. Da nun die Regierung das Veraünftige 
verwirklichen soll, aber doch nur diuch ein System 
endlicher Kräfte möglich ist: so muss dw Herrscher als 
Regent das Beschränkte der Person durch ein Entge- 
gengesetztes aufheben, damit nur die reine Vernunft 
übrig bleibe und sich entfalte« Es ist also ein Postu- 
lat, dass die Regierung, insoweit sie ein Sinnliches ist, 
an bestimmte Gränzen sich binde, über welche die 
Vernunft nicht hinausgeht. 

Dasjenige wodtitch die Regierung die menschliche 
Beschränktheit ausschliesst, muss äusserlich festgesteUt 
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werdm. Es känii in der Venu von Conümcti^ getehdkeii, 
dme.dasB dadardi der Slea^ im Geringaten. die.Nalnr 
eioes Veartragee aimehniey denn derlei CompaotaüBn h»' 
gründen nicht den Staat) acoidem ledigtieh «eine Form. 
In jedMt Falle ist aber das Fesigesetala atwaa H«li- 
ges, deaaen Ud»ertretiuig sicli sdiwer rächet.' laBevhalb 
der gezegeiim Sphäre ist die Staatsgewak .oawider- 
stdhlieh, ansserhalb derediben hat aie GehenMUtt weder 
zu fordtea noeh zu erwarten *). Denn sie wirket.aasser- 
halb des, von der Vernunft begehrten , festen Kenn- 
zmhens ärer wahren Handlungen. 

' Wenn der Herrscher, diese Forderung überhörend, 
die Regierung als eine blosse. Aensserung seiner Wiü- 
kühr betrachtet und dafür erkläret: so zerstöret er das 
^^^esen seiner Gewalt, und stehet zu den Unterthanen 
nur noch, wie ein Herr zu den Sklaven, in einem fakti- 
schen Yerhältniss. 

Die franzosische Fonnel car tel est nofre plaisir 
und der Stuart's hartnäckiges Bestehen auf leidendem 
Gehorsam waren unstreitig die zwei Dinge, welche der 
guten Sache der europäischen Regierungen den meisten 
Abbruch thaten. 

Die gesetzgebende Gewalt» 

In der Ausübung tritt die Staatsgewalt ans der 
innem Einheit in die äussere Mannigfaltigkeit Sie 
unterscheidet sich selbst in ihren Funktionen. 

Zuerst stellet sie sich als gesetzgebende Gewalt 
dar, welche dasjenige festzusetzen hat, das allgeinein 
gelten soll. Nicht blos nach Rousseau, sondern auch 



*) Anders Kant in der Rechlslehre. S» 175. 



nadi Kftnt, der «lui -SclMttt«ken Aber :* die Berointioii 
^fitervom OmOrai 9oeüdtkhmAdit^ kann di^gesetsgebenda 
^waitJgMB und gar nitv von-4enVertreCentdeeV<&ei 
fiwgeülit werden, ,,dtfmi, lUi von ihr /alles Recht- ausge- 
•lien «ottv 80 maus sie dawh ihr Gesetz schleehterdings 
Niemend Umeoht thim k*5hnen. Nun ist es, weim 
Jemand etwas gegen einen Andern Tmefiigt, immer 
inog^di, dass er ihm dadnreh Unrecht: thne^ me alicf 
in dem, was er über sich selbst beschliesst. (VMniinoi^ 
ßt ii^urim)* Also kann nnr der übereinstimmeiide nnd 
vereinigte Willen Aller, sofern ein Jeder fiber Alle and 
Alle ' über oinen Jeden eben dasselbe beschliessen, mithin 
nnr der allgemein vereinigte Volks wille gesetzgebend 
sein,^^ Allein auch abgesehen von der Unmöglichkeit 
einer einstimmigen Willkühr aller Einzelnen entbehrt 
dieser Ausspruch der Wahrheit. 

Das Recht ist hier durchaus nnr als etTK'as Nega- 
tives, als ein blosses Belieben, also in der sinnlichen 
Vorstellung genommen und die positive Seite, der mo- 
ralische Grund und Boden, völlig übersehen. So wahr 
ajber das Recht etwas Höheres bedeutet und jenes Be- 
lieben schon auf einer gegenüberstehenden Pflicht beruhet, 
so wahr kann nicht der zusammengesetzte Volkswille 
das Gesetz (den Rechtssatz) machen, sondern dieses hat, 
wie im Platonischen ^aate ausgesprochen ist^ den 
allgemeinen Willen, die Vernunft, zu seinem rechtlichen 
Ausgangspunkt. Dagegen ist nicht zu leugnen, dass 
die nothwendige Ausscheidung der menschlichen Be- 
schränktheit, auch in der gesetzgebenden Funktion geltend, 
die Anforderung stellet, die Stimmen der Einzelnen nicht 
zu überhören. Denn etwas Allgemeines gültig machen 
ist in dem Falle unschwer, wo es sich um das Höhere 
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bandelt ^cr int jmm IttHAUHWö- da4 MEein «nd-Belny 
der Handel .-imd Wandel, mit einei» Worte datnumnig- 
faltige Materieüe amr SpraiAe 'JcnBimt, da kann: daa~ 
jenige, ' wekfaes' als ma Allgemeinog ixa aetsen- wSte, 
nur in dem firoxene der indlüdaellMi, grauen Iniegeagen, 
beim liehte .der öflfendiduii. »Meinangy henrvkrgehen« 
Das Gesals nmss dn solelien fiiSen dtar Aasspmeh des 
aUgeme&ea ^\fasdieils>seiii9 liraldier die besonderen Yor- 
theüe Temöhiiet. Zum Behofe der sichern Ersalldong 
der bes^hdem Inf:er«isen imiss mm die Staatsgeiralt 
6enos8ensdiaftMi solcher bidividnen, die ein bestimmtea 
Interesse hegen^ am lebendigen Instcmnenten der Gesel»« 
gebung heranziehen« 

Die vollxiehenie. Gewalt. 

Wie sieh die Staatsgewalt als gesetzgebende Gewalt 
angekündigt hat, so kommt sie als vollziehende Gewalt 
zum Vorschein. Es giebt kein Mittleres, denn das 
Wollen ist das Eine, das Ausfuhren das Andere« Nur 
wird das Ausföhren noch weniger als das bestimmte 
Wollen ein einziger Moment sein. Die yolLdehende 
Gewalt tritt Tielmehr in dreiüacher Gestalt hervor* Denn 
zam Vollzag der Gesetze wird ein dreifaches erfordert, 
erstens das Aufmerken und Erforschen, zweitens das. 
Subsumisen nnter das Gesetz, drittens das Vollstrecken 
des gezogenen Urtheils. Die vollziehende Gewalt ent- 
faltet sich daher 

1. als die aufsehende Gewalt 

2« als die richterliche Ge>valt 

3. als diie vollstreckende Gewalt« 
Die vollziehende Gewalt fordert ein System von 
Organen, die die Geschäfte im Einzelnen durchfuhren. 
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Der Regent MB£ jedodifin Miner IfaRd-doi Paden, der 
die fimgireflfdeR Kr&fte einiget) mtd in Bbweijii&g s^txt. 
Es m&UMtr diese Oigue <StB«ts§mtnr) iuHnaehe» sein 
wie:, seine rigenen Glieder. Es fiilget deraiiS) dass die 
sogenannia .Aentergewalt. des Regenten idcht sewohl 
ein Bestandtlieil ^er vollziehenden Gewak ist^ sondern 
Tidmehr ein Postulat ilurer wirküchen Aasfibawg. 

Die 'Wirkliche Ansscheidiuig der inenichüeiien Be«. 
schrfinktheit ziehet bei der vollziehenden Funktion^ der 
Staatsgewalt nach sich, dass die Amtspersonen im Allge^ 
meinen verantwordich , und in Bezog anf das Richten 
Ton einflnssender Willkuhr unabhängig zn machmi sind. 



Verhältniss heider Gewalten. 

Wie verschieden auch die Funktionen der Gesetz- 
gebung und Vollziehung sind, so bilden do^ nur beide 
zusammen die soWeraine Gewalt« Man kann nicht oft 
genug wiederholen, was von den besten SchriftsteUern 
übersehen wurde. Rousseau musste freilich die Sou- 
verainltät auf die gesetzgebende Gewalt besdiränken, 
aber Ancillon thut offenbar Unrecht, wenn er hierin 
Folge leistet, und die vollziehende Gewalt fast in den 
Hintergrund stellet. Als zwei Hälften eines Gkinzen sind 
die Gewalten von gleichem Range. 

Es fragt sich jedoch, ob die Staatsgewalt in der 
gesetzgebenden und vollziehenden Funktion wirklich 
aufgeht, oder ob noch ein Rest übrig bleibt, der weder 
in der einen, noch in der andern enthalten, isti Bis 
auf die neuesten Zeiten behauptete man eine . Trias po- 
litiea. Gewöhnlich zog man die ridtterliche Gewalt 
aus dem Verhältniss der Subordination, Sehmalz*) 



*) Rechtsphilosophie. Halle 1807. 6. 289. 
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eoorfiiiirte die' aufsehende Gewalt In tui^eier Art be- 
stritt Hegel, dats in der deeetegebaog «id ViriUe« 
hang die Slairtigewalt aufgelle^ und behanptele, data 
tfoch ein SäbjektiTes Sbrig bleibe, welches er die forst- 
liche Gewalt, Ei sielen die snbjeciiT entaehndende 
Gewalt nennt. 

Es ist gewiss, dass das B^fnadigongsrecht, die Aenn 
tergewalt n. s. w» nnmittelbar weder in der gesetzge- 
benden, noeh in der vollsiehenden Gewalt Mithalten ist, 
gleidiwohl im Staate Torkommt nnd vorkommen wird* 
Indessen ist. an sweifeln , dass dieses Subjektive ala 
eine besondere Gewalt hervorzuheben ist. Könnten die 
Gesetze mehr als Menschenwerk sein, so mosste die 
Begnadigung, und könnte die Ernennung zu Aemtem 
sich voraus bestimmen lassen, so würde die Wahl weg- 
fallen. Es gehen jene Rechte also eigentlich nicht aus 
dem Wesen der Staatsgewalt hervor, sondern setzen 
sich vielmehr an diese an, insofern sie nur in und an 
Personen concret werden kann. Die Bedeutung ^er 
vermittelnden Gewalt zwischen der gesetzgebenden und 
vollziehenden springt erst in der objektiven Tbeilung 
der Gewalten hervor, nnd gehört nicht hieher, wo nur 
von formeller Unterscheidung die Rede ist. 

Die Hoheiten^ 

Indem die Staatsgewalt formell als die gesetzgebende 
und vollziehende sich darstellet, unterscheidet sie nur. 
fiusserlich ihre inneren Funktionen. Daher rühret der 
Name der besonderen Gewalten. Wenn sich jedoch die 
Staatsgewalt auf die äussere, bestimmbare Mannigüaltig- 
keit legt, so gewinnt sie abgemessene Machtkreise, die 
den Nameä der Hoheiten fahren. Man nennt sie wohl 
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aucb die niftUriellen Gewalten. Da sie Möftae Spbftrett 
der Staatsgewalt bezeichnen, so tritt in fknea ebenso 
die gesetzgebende als vollsiehende Gewak «in. . 

Die Hoheiten begreifen eine Reihe von Befognisaen, 
die der Staatsgewalt insoweit Enkommen, ab sie das 
Dasein der Vernunft realisiren solL Daraus folgt, dass 
die Hohntftrechte ebenso sehr Pflichten sind als Befugnisse. 

Inwieweit dieselben als Rechte anfgefasst werden, 
eiiid sie offenbar Zwangsrechte. Es herrschet jedoch 
darüber ein Zweifel, ob sie, als Pflichten betraditet, za 
den Zwangspflichten gehören. Man Usst zwar zu, dass 
die Staatsgewalt keine Hoheit aufgeben oder Teräussern 
könne, allein man behauptet, dass sie dessen ungeachtet 
zu ihrer Ausübung nicht gezwungen werden dürfe, weil 
sie die höchste, unfehlbiire Gewalt für jeden Unterthan ist. 

Wir haben es selbst behauptet, dass die Staats- 
gewalt unwiderstehlich sei, aber wir haben zugleich be* 
wiesen, dass der Inhaber derselben die Majestät nur 
insoweit auf seine Person übertrage, als er die Staats- 
gewalt versinnlichet. Wenn also der Inhaber der Staats- 
gewalt der Hoheiten sich begäbe, so würde er auch die 
Staatsgewalt von sich legen, und es geschähe yollkom« 
men Recht, wenn er aufhörte, als Herrseher und Re- 
gent angesehn zu werden. Die Thatsachen der Entsa- 
gung und Absetzung haben darin ihren eigentlichen 
Rechtsgrund. Giebt es also auch schlechterdings kein 
Strafrecht gegen den Regenten, so giebt es doch einen 
\virksamen, negativen Zwang. Ich meine die Verwei- 
gerung des Gehorsams. Die Hoheiten sind demnach al- 
lerdings eben so sehr Verbindlichkeiten als Refugnisse. 

Am besten erhellet dieses, wenn die Hoheiten in 
ihrem DetaU ans dem Begiiffe der Staatsgewalt als des 
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allgem^MD, sittlichen Willens abgeleitet werden. Man 

theiil sie in die innern und in die äassern Hoheiten« 

Die Elrsteren zerfallen • ^eder in die Justiz-^ Polizei« 

und Finanz -Hoheit. Wir wollen sie nach einander 

entwickeln* 

'Die JuitixhoheiU 

Um das Dasein der Yernnnft darzustellen, muss 
die Staatsgewalt zuerst die Coexistenz der Einzelnen 
im Staate nach der Yernunff regoliren. 

Sie nimmt zu diesem Behufe vor Allem die Ver- 
hältnisse der Einzelnen, wie sie sich äasserlich erweisen, 
in sich auf, und setzet sie sodann nach der Vernunft 
fest. Wenn sie dieses irgendwo nicht thut, so beleget 
dieses nur, dass sie daselbst noch nicht zu dem Be« 
wusstsein ihrer selbst als des allgemeinen, sittlichen 
Willens gekommen ist. 

Die Feststellung der Verhältnisse beginnt mit dem 
Rechte der Person, denn, wenn sie eine Ternünftige sein 
soll, so muss sie von dem Urgründe, von dem sitt- 
lichen Willen ausgehen. Der Mensch ist Vernunft- 
wesc^n, und darum muss ihm zugestanden werden, was 
zur Bealisirung des Vernünftigen gehöret. Eine Person 
zu sein, ist daher das Urrecht Die Alten sahen nicht 
alle Menschen als vernunftfähig an*), imd erkannten 
desswegen nicht alle Menschen als Personen« Wie je« 
doch die Gleichheit der Menschen in Bezug auf WiU 
lensfähigkeit eingesehen wird, so muss die Staatsge- 
walt die Persönlichkeit als ein allgemeines Menschei- 
recht einsetzen, gleichviel, ob es bisher dafür gegolten 
hat oder nicht 



*) Aristoteles a. a. O. S. 22. 
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laddMen giebt es Ziittinde der Personm, die Un- 
terschiede in dem Rechte nach sich ziehen ^ wie Bl5d« 
sinn, Wahnsinn, Unmündigkeit. Die Staatsgewalt wird 
dadurch genothiget, den zeitlich fallenden Willen die- 
ser Individuen durch einen fursorgenden, firemdeti zu 
ersetzen. 

Die Person tritt aus sich in die Sachenwelt, ohne 
dachen kann die Person weder existiren, noch sich 
entfalten. Die Vernunft ertheilet daher der Person die 
Befugniss, Sachen zu ergreifen, zu gebrauchen, und 
üe in Eignes zu verwandeln. Die Staatsgewalt muss 
nun dieses Verhältniss der Person zur Sache dergestalt 
ordnen, dass die Collision der Einzelnen gelöset werden 
kann. Sie muss daher bestimmen 

1) welche Sachen erworben werden können, 

2) welche Handlungen oder Zeichen eine Sache als 
erworben angeben, 

3) was bei redlichen oder unredlichen Besitzern frem- 

der Sachen zu gelten habe, 

4) welche Äxten des Gebrauches Platz greifen können, 

5) auf welche Weise das Eigenthum an der Sache 
verloren gehe. 

In die Sachenwelt hinausgetreten, stifiteft die Per- 
sonen einen Sachenverkehr. Aus demselben erwaohsen 
die Verträge» Je- wichtiger diese für die freie Ent- 
wicklung des Wilkn« sind, und je leichter sie nach 
ihrer Natur als angenomrmene Versprechen entschlüpfen, 
desto dringender ist die Pflicht der Staatsgewalt, für 
die Vertragenden zu denken, und die Veihältnisse durch 
natürliche Regeln zu sichern. So. setzet denn die 
Staatsgewalt fest 



51 



1) welche Aeoftieniiigen einen wbkliehen Willen ent- 
haltoQ, 

2) welche Personen für sich zu Vartrftgen befähiget sind, 

3) welche sachlichen Objekte Gegenstand eines Ver- 
ftvges sein können, 

4} welche Wirkungen Verträge haben nnd wie sie 
erlöschen, 
• 5) was das EigenthSmliche in jedem besondem Ver- 
trage seL 

Obgleich die personlichen Beziehungen der Indi« 
viduen eine noch höhere Bedeutung haben, als der 
sachliche Verkehr, so fühlt doch die Staatsgewalt eine 
geringere Aufforderung zu ihrer gesetzlichen Gestaltung, 
weil sie als ein Sittliches in der Sitte schon ihre hö« 
here Norm besitzen. 

Alle concreten Verhältnisse der IndiTidoen sammeln 
sich m der Familie als. ihrem sichtbaren Mittelpnnkte* 

Der Kreis der Familie ist aber durch die Na(w 
selbst geweiht. Die Staatsgewalt darf nicht unberufen 
eindringen, damit nicht das Vestalische Feuer auf dem 
häuslichen Herde erlösche. 

Die Familie stellt das Gattungsleben und seine sitt- 
liche Erhaltung dar. Sie ist durch die Geschlechtsbil- 
dung gegeben, und tritt durch die Liebe ins Dasein. 
Einigung der Geschlechter aus liebe und zur Liebe 
ist — die Ehe. Da Verträge auf reiner Willkühr be- 
ruhen, nnd auf äusserliche Sachen und Zwecke sich be- 
ziehen, so erhellet von selbst, dass die Ehe kein Ver- 
tiagsverhältniss ist. Man bat sie idealisirend einen will- 
kührlicfaen Tausch der Personen genannt, *) aber in der 



*) Zachariä , Vierzig Bitdier Tom Staate lU. S. 163. 
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Ehe tauschen sich die Individuen niebt aus, sondern 
werden vielmehr, wie geschrieben steht, ein Leib und 
eine Seele« Efst wenn die Liebe weicht, kommt das 
Recht zum Vorschein. Doch wie mag die Staatsgewalt 
darüber bestimmen, da die Pflichterfüllung nicht reine 
Wülkuhr isti Das Gesetz kann nur Eins bestimmen, 
nehmlich, dass die Verbindung aufgelöst werden darf, 
wenn die Liebe fehlet, oder gar verletzt wurde* 

Durch die Einigung zweier Personen gehen dritte 
hervor und stiften das Verhältniss zwischen Eltern und 
Kindern« Auch hier kann die Staatsgewalt nichts wei- 
ter verfügen, als dass bei völligem Mangel der Liebe 
(sei es der elterlichen, sei es der kindlichen) die^ na- 
türliche Gemeinschaft aufgehoben werden müsse« 

Eltern und Eonder bilden zusammen eine mora- 
lische Person. Als sieche hat die Familie ein gemein- 
schaftliches Vermögen nöthig, welchem der Charakter 
der Fortdauer zukommen muss. Man kann durchaus 
keine Familie existirend denken, ohne dass sie eine 
Habe fortdauernd für sich besitze. Es folget nodiwen- 
dig, dass nach dem Tode eines Gatten sein Vermögen 
nicht aus dem Kreise der Familie föllt, sondern in dem« 
selben bleibt. Wenn beide Gatten mit Tode abgehen, 
so theilet sich das Vermögen eben desswegen imter die 
Kinder. Die Regulirung des Erbrechts ist das Wich- 
tigste, -was die Staatsgewalt hier zu leisten hat. 

Wenn die Staatsgewalt auf diese Weise die Ver- 
hältnisse der Personen regelte, so ist nothwendig, dass 
sie den hosen Willen banne, der aus verdorbner Sinn- 
lichkeit seinen Ursprung nimmt, und ankämpfet gegen 
das Recht, das aus der Vernunft hervorgehet* Die 
Staatsgewalt liiuss demnach zuvörderst jene Handlungen 



S3 



ab Verbreehta brandmarkto, die den b^seti IVtllen an 
den Talg bringen. Sie siii'd wesentBck gegen ism Da« 
Bein des sittliohen Willen« gerieblet, aber nnteracheideri 
iiieh dÄriiaeb, welche Gestalt desselben sie treffen. So 
erseheineh sie ab Verbreehen gegen das Personenreeht, 
ferner als Verbreehen gegen das Eigenthnmsrecht, endlich 
als Verbrechen gegen das sittliche Gemeinweisen. 

Da ,die yerbrecben die moralische Ordnung aafr 
heben, so müssen sie selbst wieder gehoben werden» 
Es würde eine Disharmonie bestehen, wenn irgend etwas 
fiöses äasserlich gelitten würde. Also mnss die Ver« 
nnnft darauf dringen, dass dasjenige vernichtet Werde, 
worin der böse Wille einen Raum' für die ädssre ExU 
stenz in der bürgerlichen GeseUschaft gewinnen konnte* 
Diaseis nnn, welches das Verbrechen äasserlich zerse« 
tzen und auflösen soll, ist die Strafe. Sie ist ein Po- 
stulat der Vernunft; ihre Bestimmung und Jtealisirung 
ein allgemeines,* 5ffentliob§s Ihteresse. Daher kommt 
die Staatsgewalt durch ihre Natur, als die Vernunft-^ 
gew^lt auf Erden, zu dem Strafrechte, und braucht 
es weder auf eii^e unmitteUbare Vollmacht Gottes, noch 
auf einen Vertrag zwischen ihr und den Einzelnen zu 
gründen. Aber die vernünftige Notbwendigkeit der Strafe 
schiiesset auch alle Willkühr in der Bestrafung aus, uqd 
erheischet ein gerechtes Maass zwischen Verbrechen und 
Strafen. 

Hat die Staatsgewalt das Recht gesetzt und das 
Unrecht bestimmt, so bleibt imtner noch übrig, das Ge- 
setz zu verwirklichen, in besondern Fällen es gegen 
das Gegentheil durchzusetzen. Zu diesem Behufe ruft 
sie .besondre Behörden ins Leben, die das Recht aus- 
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cvsprechen und zii verwlrkliohen habeii« D«r Draprung 
der Gerichte liegt im Reohti^, ibr Boden beiqdet tAch 
im Gesetze. Daher gewimiea sie nothwendig von der 
Staatsgewalt ein selbstständiges Dassla , dbg^eieh sie 
ättsserlich von Ha getragen werden. •— . Die Rioltter spre- 
chen nur die Gesetze ans, diese aber, ein AUgesiei- 
nes wie sie sind, finden in manchem Faiie ntekl ohne 
Grausamkeit eine Anwendung. Es tritt dadurch für die 
Staatsgewalt die Nothwendigkeit der Gnade ein. 

. Alle diese Rechte der Staatsgewalt terfiitHieii sieh in 
dem Namen der Justizhebeit* Dieiste ist daher :der erste 
Ansfiass der öffentlichen Gewalt. Nach.HaUer*) ist 
sie keine Pfiicht des Regenten, sondern ein blofuier 
Gefallen, den er den UntwgebenM erweiset; M|id ein 
reiner üebesdienst. Es wäre übeefiiissig» 44f Asbam*- 
dität dieseer Behauptung hervensukehren« 

Die Polizetkoi,044* 

Die Jasttzhoheit stellte eine Aufgabe des ISlaittes 
dar, nehmlich Regulirung der Coexistenz. Nun bleibt 
noch übrig, das allgenteihe Gntcj fh wieweit es di6 
Kräfte der Einzelnen übersteigt, zu realisiren. 

Zu diesem Zwecke ist zuvörderst nothwendig, dass 
der sittliche Wille sich gesichert entfalten könne. 
Dahin zielet die Staatsgewalt, indem sie auf eine 
öffentliche, mit der persönlichen Freiheit aller verein- 
bare, Ordnung hinwirket, und dem bösen Witten die 
Mittel zu Rechtsverletzungen entzieliet. In dieser Ab- 
sicht bewirket sie 



"*) RestfturatiMi der Staatswissenschafl. Bd. I. 8. 
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1) dawikeuiePriYafgewalt der öffentlichen entwachie, 

2) dfiuw keine geheiiile GeseUaehaft ihr Wesen treibe, 

3) daea keine verdäebtige Peraonen eich in das 
Land sieben, 

4) daas kein fiffiantUdies Aergemiss, Ehr' und Scham 
vergifte, 

5) daae eolohe Waaren, die ni Hfilfsmitteln der 
Verbrechen dienen , mcht ohne Vorsicht feil 
stehen n. s« w« 

Hiesu ist sie um so mehr «rmSchtigt, aTs diese 
Maassregeln eben nnr durch die öffentliche Gewalt 
bewerkstelligt werden können« 

Nachdem auf diese Weise das Feld der mensch- 
lichen Thätigkeiten gesichert wurde, hat die Saaats- 
gewalt dafür zu sorgen, dass dieselben darauf sich frei 
entwickeln. Sonach muss sie das Auge auf die Volks- 
wirthschaft wenden, denn das irdische Wohlsein ist, 
wie leicht zu ersehen, die Grundlage aller höheren 
Entfaltung» 

0er Mensch tritt in die Welt mit Ihierischen Be- 
dürfnissen und beginnt darum mit einen thierischen 
Zustande* Bald erwachen andere Bedürfnisse, mehren 
sich, verfeinern sich, und machen zuletzt selbst die 
physischen von der Vorstellung abhängig. Diese stei- 
genden Bedürfnisse fuhren zu lebendiger Entwicklung 
und zur Freiheit« So lange ein Volk in der Roheit 
lebt, giebt es nur ein Vermögen, Vieh und Land. Wer 
nicht davon besitSet, muss in die Knechtschaft sich 
begeben. Wie aber die Bedürfhisse sich vervielfäl- 
tigen, wachsen auch die [Mittel des Erwerbes. Der 
Mensch prodttciret nicht mehr sein unmittelbares Bedürf- 
niss, son4orn das eines ändert, und gewinnet seine 
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Befriedigung durch die Versoi^ang dnes anderen. Da- 
durch mrd das Vermögen gleichsam von den einsehien 
Personen losgebunden und zu einem Gesammlvermögen 
erhoben, woran jeder in der Gesellschaft seinen beson- 
deren Andieil hat, der Eine auf den Grund seiner Lan- 
dereien, der Andere auf den Grund seiner Capitale, der 
Dritte auf den Grund seiner Arbeit Es bilden sich die 
yolkswirthschaftUchen St&nde, die durch ihr geordnetes 
Zusammenwirken die allgemeine Wohlfahrt eraeugen. 

Diese Oeconomie des Volkes bedarf jedoch der 
Pflege, denn Znfaile stören öfter die Verhältnisse und 
reissen den Einzelnen aus der Bahn« Eben so können 
die Individuen zuweilen Störungen des Ganzen hervor- 
bringen, denn nicht in allen Dingen trifft das Individuum 
und die Gesellschaft zusammen. Die Gesellschaft ist 
unsterblich, das Individuum eine Ephemere. Die Gesell- 
schaft muss der Zukunft gedenken, das Individuum 
behält nur seine Gegenwart im Auge« Die Staatsgewadt 
hat daher als Vertreterin der Gesellschaft bei sden drei 
Momenten der Gütererzeugung, Vertheilung und Ver- 
zehrung zu concurriren. 

In Bezug auf die Prodnction wird öfter eine htil^ 
reiche Hand von Oben müssen geboten werden. Wenn 
iii gewissen Fällen jede höhere Einmischung nur die 
Berechnung der Producenten unsicher macht, so wird 
sie in andern Fällen allein streitende Interessen aus- 
söhnen. So muss die Staatsgewalt Berg- und Waldbau 
unter Aufsicht nehmen, weil hiebei die Nachwelt am 
meisten betheiliget ist. Selbst die eigentliche Land- 
wirths^haft braucht öffentliche Pflege, denn die Staats- 
gewalt allein kann auf die bessre Gestaltung der Land- 
eigenthumsverhältnisae einwii^ken, und Urbarmacl^ingen 
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im Grossen Tomehmen. Die Gewerkn werden nnr dann 
die altgemeine Wohlfahrt mit der besondem yermitteln, 
wenn die Staatsgewalt die Monopol und Privilegien 
beseitiget, ohne die Sicherheit der Sabsisteiiz za unter- 
graben. Im aoswärtigen Handel treten die Collisionen 
zwischen den Prodncenten und Consnmenten hervor, nnd 
fordern in vielen F&Uen eine Schlichtung durch die 
Zölle, die eben nur die öffentliche Gewalt bestimmen kann* 

Eben so wichtig und vielleicht noch grosser ist die 
Pflege der Gutervertheilung. Die ursprüngliche Giiter- 
vertheilung, die in der Distribution des Gewinnes unter 
die Theilnehmer einer Production bestehet, hängt von 
der Mannigfaltigkeit der Production ' ab ; die abgeleitete, 
welche die Ausgabe des Gewinnes betrifft, richtet sich 
nach der Consumtion. Beide ruhen also auf der gehö- 
rigen Verbindung zwischen Consumenten undProducenten. 
Diese Y^indung realisiret der Verkehr, das Verbin- 
dangsglied ist der Güterumlauf. 

Der Verkehr nimmt aber in tausend Dingen die 
öffentliche Gewalt in Anspruch. Strassen, Canäle, Posten 
sind seine mindesten Anforderungen. Die Circulation 
braucht nicht geringere Pflege ; einerseits fordert sie das 
zweckmässigste , sicherste Umlaufsmittel , andererseits 
erheischet sie einen stehenden Credit. Beides würde 
sie nicht erreichen, wenn die Staatsgewalt nicht berech- 
tiget wurde, ihre Hülfe anzubieten. 

Wenn selbst die abgeleitete^Vertheilung der prodn- 
cirten Güter eine zahlreiche Menge der Staatsbürger 
ebne Einkommen lässt, so wird die öffentliche Macht 
eingreifen müssen, um diesem üebel der Nahrungslosig- 
keit abzuhelfen, und in dem Kampfe mit der Armuth 
offenbar die schtvierigste Aufgabe zu lösen haben. 
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Selbst in Bezug auf die Cpnsaiiition wird nur sie 
allein im Stande sein , der unfhichtbaren Verzehning 
durch die Curatel über Verschwender, durch zweck« 
massige Luxusstenern , durch Verbot der Hazardspide, 
Beschränkung der Wirthshäufier u. s« w. einiger Massen 
vorzubeugen. -— 

Auf dem irdischen Boden des Erwerblehenz muss 
das höchste Dasein seine Wurzehi schlagen, iMid die 
Blfithen treiben, die unvergänglich sind. Die sinnlichen 
Bedürfnisse sind Mutterhüllen der höheren, so lehret die 
Geschichte der Menschen und der Völker *)• Auf die- 
selbe Weise soll auch das sinnliche Wohl das geistige 
nicht verschlingen, sondern vielwehr recht lietvortreiben 
und in schönster Freiheit entwickeln. 

Die Staatsgewalt erklimmt sonach die höchste 
Stufe ihrer Wirksamkeit, wenn sie von der Pflege der 
Wohlfahrt zur Pflege des sittlichen Lebens sich erhebet« 

Alles Sittliche ist ein Freiei». Die Tugend hat keinem 
Werth, wenn sie eine erzwungene ist, und das Werk 
ist todt, wenn die gute Gesinnung fehlt. Daher ist wohl 
leicht zu erkennen, dass die Staatsgewalt. die Menschen 
keineswegs nach den Vorschriften vieler Gelehrten durch 
Prämien, Andachten, geistliche und weltliche Censiuren 
anhalten solle, die Moralität — zu fabriciren. Sie kann 
vielmehr die sittliche Güte nur mittelbar durch Beförde- 
rung der menschlichen Kultur erzielen. Harmonische 
Entwicklung des sittlichen Geistes ist ihre einzige Auf- 
gabe! Und selbst diese kann sie nicht anders erfüllen, 
als durch HinwegräumiQig der vorkommenden Hindernisse 



*} Lüder, Bntwicklan^ des menschlichen Geschlechts aus 
den Ursachen derselben. Braunschwei«: 1810. S. 384. 
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und dnrch Beförderung angemessener Anstalten. Das 
Ideal d^ alten Philosoplien, eine gleichförmige öflfentikhe 
Erziehung aller Individuen, möchte jetzt nur einen Des- 
potismus herbeiführen, der durch eine einseitige, un- 
menschliche Gesittung, wie die der Spartaner war, keines- 
wegs aufgewogen würde« Und wie sollte daraus eine 
harmonisehe Gesinnung Aller hervorgehen, da in der 
neuen Welt der lebhafte Geisterverkehr und der Reich- 
thum aitfgespeicherter Kenntnisse die sonderthdmliche 
Richtung so friihe wecket und so stark anreget? Aufs 
Neue müsste er sich lebendigen Leibes in den Sarg 
legen, der funfSte Karl, wenn er wiederkehrend Ueber^ 
einstimmung der Geister erzwingen wollte. Es ist sogar 
die Frage, ob auf diesem Wege eine wahre Kultur 
entstehen könnte. Denn Kunst, Wissenschaft, Religion 
bilden den Dreiklang der Geister, der sich durch jede 
Nationalbildung ziehet Nun aber ist die öffentliche 
Gewalt nicht Im Stande , diese drei wunderartigen JMEa- 
nifestatiotteti der menschlichen Urkrafc zu erzeugen. 

In der Pflege des höheren Lebens wird es wesentlich 
darauf ankommen, ob der Staat noch das Weltliche und 
Geistigi^ umfasset, oder ob die beiden Elemente zur Un- 
terscheidung gekommen sind? Wenn sich aber das 
Gemeinwesen der Menschen gesondert hat in Staat 
(im engern Sinne) und Kirche, so ist die öiBTentliche 
Gewalt in der Pflege des sittlichen Lebens auf die 
Negative beschränket. Sie hat sonach nur 

1) die Erziehung im Schoösse der Familien zu be- 
wachen, 

2) den Unterricht zu leiten, 

3) artistische und wissenschaftliche Ausbildung zu fordern, 

4) die öfientllche Sittlichkeit zu bewahren. 
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Das Wichtigste ist ia diesem Falle, dass der Staat 
das riehtige Verhältniss treffe zu der Kirche, die eben 
so seine Ergänzung ist, wie er die ihrige. 

Die Kirche ist ^in christlicher Begriff, weil durch 
die christliche Religion das Geistige nnd das Weltliclie 
zur Unterscheidung gekommen. Doch ist es erlaubt, 
die Kirche in einem ganz allgemeinem Sinne zu nehmen. 
Insoferne sie nun vor ihrer Unterscheidung entweder 
in den Staat versunken war oder den Staat in sich 
schloss, kann man sie definiren als jenen Thml der 
sittlichen Gemeinschaft, der aus der Wurzel alles Lebens, 
aus dem Verhältniss der^Menschen zu Gott, hervorgehet. 
Ihr Fundament ist die Religion, diese aber war immer 
positiv, ein Geschichtliches« Der Versuch eines Ver- 
nunftdienstes und einer Vernunftreligion in Frcmkreich 
sollte wohl beachtet bleiben, da damals dieselben Indi- 
viduen herrschten, denen Volney seine Ruinen überreicht^! 
Es ist nicht nur unhistorisch, sondern auch unlogisch, 
die .Kirdbe als eine Vertragsgesellschaft darzustellen. 
Denn ein Vertrag ist ein Akt der Willkühr, und bezieht 
sich auf etwas Sächliches, aber bei de^ kirchlichen Ge- 
meinschaft ist der Ausgangspunkt ein bestimmter Glau- 
ben, der über der Willkfihr steht, und das Ziel ist das 
Höchste des Menschen, geistiges Hinandenken za Gott, 
Andacht. 

Da nun die Kirche eine eben so geschichtliche 
Erscheinung ist wie der Staat, so folget, dass auch das 
Verhältniss grossentheils ein gegebenes bleiben wird. 
Die Versuche einer abstracten Bestimmung gelangen, 
soweit sie genügend scheinen, nur dadurch, dass sie den 
Staat und die Kirche zu etwas machten, was beide in 
der concreten Gestalt nicht sind. Durch die Vielheit der 
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Religionen und duifch die Existenz mehrerer Kirchen 
in einem Staate ist aber den heutigen Staaten ihr Yer- 
hältntss zur Kirche faktisch klar gemacht — und sie 
sollen darauf bestehen. 

Staat und Kirche haben eine Grundlage, aber rer- 
8chiedene Richtungen. Die Kirche strebt in die Höhe, 
der Staat in die Breite; sie weihet die Pflicht, er sanctio- 
nirt das Recht; sie bildet das Gemüth, er die Intelligenz; 
sie mahnet zur Tugend, er giebt die Sphäre zu ihrer 
Ausübung; sie erziehet den Menschen zum Himmels- 
bürger, er lehret ihn das Himmelreich auf Erden ver- 
dienen. Wenn nun dieses das Yerhältniss zwischen 
Staat und Kirche ist, so ergiebt sich von selbst, 

1) dass die Staatsgewalt die Kirche nicht beseitigen 
kann, ohne den Kranz der Humanität dem Volke 
zu entreissen. Sie muss es der Kirche überlassen, 
den Innern Menschen durch die Religion auszu- 
bilden. • • • 

2) die Kirche kann aber nur dann die sittliche Erzie- 
hung vollbringen, wenn ihre Freiheit entschieden 
ist, und die äussere Gesetzgebung nicht im Wi- 
derspruche mit ihr stehet. Die Staatsgewalt darf 
sich daher keine Kirchengewalt beilegen, allein sie 
hat die Befugniss, jeder Kirche zu widerstehen, 
so weit sie das vernünftige Dasein als gewissen 
Zweck d6s Staates wesentlich hindert 

3) Da die Kirche als ein Concretes auch ein Mensch- 
liches ist, so darf der Staat jede Kirche beauf- 
sichtigen, dass sie ihre Grenzen nicht überschreite, 
und vor allem keinen weltliclien Zwang sich anmasse. 

In diesen Aufgaben der Staatsgewalt, die wir von 
ihrem niedrigsten Punkte bis zum höchsten begleiteten, 
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liegt jgewissermassen der ganze Staat (^dh^J) Daher 
heisst diese Sphäre mit Recht die Polizeihoheit, eia 
Wort, welches eben so umfassend und so wenig an 
stehende Begriife gebunden ist| als die Sache salbst. *) 

Die Fi na nzhoheiU 

Soll die Staatsgewalt ihre hohen Zwecke erreichen, 
so muss ihr auch das Recht zugestanden werden, die 
nöthigen Mittel aufzubringen. Diese Mittel bestehen 
theils in menschlichen Kräften, theils in sachlichen 
Gütern, Die Staatsgewalt hat daher eine Reihe von 
Befugnissen, die ein Vermögen, aus Menschenkräften 
und Gütern ihr verschaffen sollen. 

Die Menschenkräfte, die der Staat fordert, sind 
doppelter Art, solche, die jeder Mensch leisten kann, 
und solche, die nur Individuen besitzen, die sich be- 
sonders ausgebildet haben. 

Kräfte der ersten Art sind die Kriegsdienste. Je- 
der Mann ist verpflichtet, die Waffen zu eigreifen, wenn 
das Vaterland rufet. Es kann daher bald durch das 
Loos, bald durch das Lebensjahr entschieden werden, 
wer sich zur Staatsvertheidigung stellen solle. Insofern 
• die Thätigkeit | gewisser Individuen für die National- 
wohlfahrt von besonderer Bedeutung ist, können aber 
auch gesetzliche Befreiungen statt finden, die mit der 
Gerechtigkeit vollkommen harmoniren. Die geistigen 
Kräfte können nicht von allen gefordert werden. Da- 
her kann wohl der Staat zu höheren Diensten 



*) Der Verfasser des Grandrisses des Poli^elwesens , Nürn- 
bergs 1813, vergleicht das Wort Polizei g^ewissen sine- 
sischen Wörtern, deren Bedeutung selbst die Gelehrten 
nicht erlernen. 
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verpiiehten, aber er niiiBS die verwendeten' IndiTidaea 
nach dem Worthe ihrer besonderen Dienste entschä- 
digen. Damit die Amtsverrichtungen die bSrgeriicha 
Freiheit der gebildeten Einwohner nicht beeinträchtigen, 
mnss die Staatsgewalt die öffentlichen Bedienstangen 
so daJtisrtdlen, dass sich freiwillig fähige Individnen da- 
für bilden und dazu melden« 

In demMaasse, als die Staatsgewalt die Menschen- 
kr&fte schonet, ist sie gen5thiget, den Bedarf der sach- 
lichen Güter pn erweitern. Sie bringet dieselben auf 
vierfache Weise auf, 

1) dorch Bildung liegender Staatsgüter, wenn herm- 
lose Gründe vorhanden sind oder erobert werden, 

2) durch Aneignung der Strafgelder, der Kriegsbeute 
und gefundener Schätze, 

3) durch den Betrieb solcher Geschäfte und Anstalten, die 
den Privaten nicht ganz überlassen werden können, 

4) darch bestimmte Beiträge aus dem Einkommen der 
Staatsbürger. 

Der Inbegriff dieser Bechte fuhrt den Namen der 
Finanzhoheit. Insofern das Gerechte bei dieser Aus- 
scheidung des öffentlichen Bedarfes ans den Kräften und 
Gütern 4^s Volkes in Wahrheit eine grosse Umsicht 
und Feinheit erfordert, kann der fränkische Ausdruck 
für bezeichnend angesehen und vertheidiget werden. Es 
ist jedoch sehr gefehlt, wenn man die Finanzhoheit wie 
immer mit der Territorialhoheit in Verbindung setzt. 
Diese ist nidits als das Becht der Staatsgewalt, alles 
Eigenthum im Staate als ein ihr gehöriges Ganzes nach 
Aussen zu vertreten. Betrachtet man die Finanzhoheit 
als einen Ausfluss derselben, so wird der Staat in Ge- 
fahr gebracht, alles Privateigenthum zu erschüttern. 
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Denn es ge^^innet dannr <len Anschein, als wenn die 
höchste Gewalt die Obereigenthümerin wäre, und den 
Einzelnen nnr ein Nntzeigenthum sugesiohert hätte. £ine 
Yorstelhing, deren Flachheit nur durch ihre Verbreitnng 
überboten wird, und die charakteristischer Welse aas 
dem Staatsvertrage als der allgemeinen Gut« und Blat- 
übertragang gefolgert werden konnte« 

Die äusseren Hoheitefu 

Die äusseren Hoheiten sind solche l^hiren der 
Thätigkeit, die sich der Staatsgewalt nach ihrem höch- 
sten Zwecke darbieten, wenn sie die auswärtigen Be- 
ziehungen in sich aufnimmt Mittelst der Befugnisse, 
die daraus ihren Ursprung nehmen, verwandelt sie zu- 
erst die idealen Verhältnisse zu andern Staaten, in reale 
und sinnliche. Dann entwickelt und leitet sie die in- 
neren Kräfte zu dem allenfallsigen Processe der Mächte, 
welcher theils durch die natürliche Constellation der 
Staaten, theils in Folge ihres Verkehres entstehen kann. 
Zuletzt stellet sie nach beendigtem Streite den Rechts- 
stand in den Beziehungen zum Auslande auf feste Be- ' 
dingungen her. Alle * diese Rechte müssen der Staats- 
gewalt ausschliessend beigelegt werden, weil jionst der 
Staat den Charakter einer unabhängigen, moralischen 
Person nach Aussen nicht behaupten könnte. Würde 
eine Privatperson (sei es eine physische oder mystische) 
Eines oder das Andere dieser Gerechtsame sich an- 
massen, so würde die Gesellschaft nicht nur ihre Ein- 
heit verlieren, sondei^n auch in Gefahren verwickelt 
werden, die ihren Untergang herbeiführen könnten. Es 
folgt dUraus, dass die Staatsgewalt die Einzdnen von 
den Beziehungen zu anderen Staaten attsschliessen 



6A 



kQWtj j? #V«?mflWen.»olle. Sie ^prf 4aher ihret 
%t9i4b{(n^ den jgUitVft io.vfrwi^^ Kriegs* und FHe- 
denadieaMte yerU^tvny imd von ihnm fordern , das« sie 
fWvi:AB"ft^P ; fremde \V^rden die. hdhere Erlaubniai 
eiiüi^|f9^;,„£8 yfntfili^t .fi^ jedoch vpa selbst» dass das 
%<^ »W ff A 'y> W ;4^iT ansgeren Hf heitsn :sie njqlit Jn Pop 
vatFi^J^jB de» ^ujiW^ayprwa^^^ /wora f je Ealler 
erhebet. Es g^pcel^zu solcher Behaiiptung^ ein KphUi* 
glauben an das berüchtigte: tetai &€9t moi, den wir 
tii^hti .theXdn kötmen; 






Dep InbegriflT dessen , wodoreh die Gewalten nnd 
i'bestimmf' werden) helsst die Verfassung. Die 
erste 'Ve^fjEissang eines Staates ist das Resultat von 
Ereignissen, die ifie Erscheinung des Staates auf einem 
gegebenen Erdgebidte und unter einem' gegebenen Volke 
Ter wirKlle.het baben. Diese Urverfassnng bildet gewisser-» 
masaen den groben Umriss , den di^ folgenden Zeiten 
urid'GeseUechter nach ihren Ansichten und Beditrfnissen 
nrngbatalten. Keine Verfassmigsform ist für die Ewig* 
keit gesehaffen , jede muss sich ändern wie der Mensch 
und die Erde. Es' ist daher ein wahrer Frevel an dem 
Geriste, der die Menschheit regieret, wenn man "^ 
H»liex das Fftktuni, wekhes der Urverfassung eines 
bestimmten- Staates zu Grunde liegt, als das Wahre 
und Ew%e dermassen ^aufrecht halten will, dass jedes 
Gesetz und jede Zutbat/ als ein Unrecht erscheine, sobald 
dadurch die Spuren jenes Faktums im Geringsten ver- 
wischt werden. 

Aristoteles hat also Unrecht, wenn er die Identität 
des Staates blos auf die Verfassung gründet. Allerdings 

5 
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Hit weder dag Land, noch das Ydlk allein das Kenn- 
«eichen, dass der Staat derselbe seL ' Aber äaeb die 
Verfassung kann Aicbt das einzige Merkmal sein, son- 
dem ein Staat ist so lange derseHie, als nfcht melurere 
demente desselben g^üidert wnrden. Jede andtte An- 
sicht widerstrelit der Ewigkeit nnd FerfecdMitSt des ^ 
Staates« Klub er*) stimmt mit dieser Ansicht sogar in 
der völkerrechdichen Anwendung Qberein. 

ff • 

Das Recht die Verfassung zu indem. Jat offenbar 
ein ansschliessendes Geschäft der gesetzgebenden Gewalt. 
Die Nation kann nur insofern unmittelbaren Antheil 
haben j als ihre Vertreter einen Antheil habea ati der 
Ausübung det Staatsgewalt. Doch selbst in dieMs 
Falle kann die neue Verfa«BU]^ recbtmissig nicht ia 
Form eines Vertrages zwischen demHert^scher und dem 
Volke erlassen werden, denn sie.ifH ja eii^ Akt der 
gesetzgebenden Gewalt Das Unterhnnddn gehört nur 
in den Entstehnngsprozess , keineswegs zum Wesen« 
Dagegen ist eine neue Verfassung in juridiseher Hin- 
sicht eben so ^ wei^g eine Gnadengabe des HernM^rst 
denn Gesetze sind etwas Morayschnothwendiges« Wenn 
man also in neuerer Zeit zwischen TerirngsniSsBigen 
nnd octroirten Verüsssungen unterscheidet , so gilt diese 
Unterschwiung durchaus nur fiir die Geschichte, nicht 
für das Recht. 

Inwieweit die Verfassung nichts ist als die roHcs- 
thnmlicfae Organisation des allgemeinen (sittlichen) Wil- 
lens, wird der Irapnls zu gesetzmässigen Aenderungen 
der Verfassung allerdings meist von den Stunmf&hrern 



*) Droit des genn. Tom. I. p. 230. 
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3«s ydkes aasgehen. \¥illkükrliche A^nderangtn Ton 
Seiten des Regenten wären ein Miasbraueb der geeetx* 
gtb^iiden Gewslt» Daraus folget iragleicb, dass auch 
das Yolk kein \Becbt avf befiebige Aendemngen der 
Verfaesnng anzusprechen l^abe» Die Verfassung mnss 
feslsttheay damit eine lebendige, Terniinfttge CSewalt ini 
Leben: trete. Die \^lkiikr, nnd sei sie die Alter, darf 
nimmermehr ihr nidie kommen. WSrde man dem Volke 
me. nnbeschränkte Befngniss am Nea«mngen einräumen, 
so müsste man nethwendiger Weise das Gesetz statairen t 
„was die Majoilt&t M^ll, mnss die Minorität hinnefamen.^^ 
Wo aber steht gesehrieben, dass der Wille der Mehr« 
zahl der allgemeine, d, h. vernünftige Wille sei? Mon« 
tesq«ieu Termnihet mit Fug, dass das Vernünftige 
eher in der Minorität des Volkes meh ankündiget. Und 
selbst, wenn eine qnalificirte Mehrheit verstanden wird, 
bleibt es ein Frevel, die Minorität den Launen der 
Mehrzahl zu opfern. Wenn nnn die Aendernng iet 
Verfassung dnirebaus nnr auf gesetzlichem Wege, aus 
Gründen der Vertiunfi; vor sich g^en soll, so erg^t 
sie^ von selbst, dass die ungesetali^she Aenderung oder 
Umwajidlaog das höchste Verbrechen isein müsse. Denn 
es ist ein Attentat auf den Organismus der allgemeinen 
Vernunft, ebne . wdche das höhere Dasein im Staate 
ein Unmögliches ist Jede solche Csswaltthat kehrt die 
nuNmIjschen Verhältnisse um. Die an der Verfassnng 
hängen, werden für sie kämpfen» Bürgerkrieg ist die 
Folge. Es losen sich die moralischen Bande, Rechte 
nnd Verbindlichkeiten gehen aus einander. Ein Bruch 
alles Heiligen ist also der wahre Namen jener Untbat. 
Der Angriff auf die Verfassung kann sowohl vom 
Herrscher, als vom Volke geschehen. Er geschieht 
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tlnrch den Herrscher, wenn derselbe die Schranken der^ 
Regierang anf eigenmächtige Weise niederneitaet. In 
solchem Falle befindet sich der Herrisher' aosrierhalb 
der Sphäre der Unwiderifttehlichkehl Sie wird auft die«- 
senit Grunde eine Verletamng dnrdi den Herrscher Jene 
fuifcblbaren Folgen mit sich führe», wdcke eine'Ileve- 
iHtion als erschwerende Umstände begktten. Wenn Aet 
Umsiiini der Verfassung, vom Volke, anigefait^ so'IhiI 
der Herrscher das Recht, alle mögliciiiBn . Gewakmiüel 
zur V«ttheidigang des ' Restehenden 'aufzubieten* . Was 
die Empörer errichteten^ hat keinen rechtliiphen Bestand. 
Der Herrscher schafft es von Rechtswegen wieder ab. 
Hat jedoch die Revolution den Sieg 4aTOtt getragM hhd 
den Herrscher vertriebeii von dem Besitze der Gewalt^ 
so ist Anarchie veriianden.. So lange' sie^ obwalte^ 
schweigen die Gesetze. . Der Rärger hat keine andere 
Richtschnur als sein Gewissen. Die Anarchie dauert 
jedoch nur so lange, bis wieder eine neue Ordnung sich 
begnadet. Dieser neuen ordn«iddn Gewalt muss der 
Einzelne sich anschliessen, weil es das einzige Mittel 
ist, den Rechtsstand lieraustellen. Der verdrängte Herr- 
scher bleibt im intelligiblen Rechte, Orbgleich er das 
' faktische verlor. Weil jedoch der neue Herrscher die 
Revolution nicht tertritt, und keineswegs einen Usurpator 
abgiebt, so kann der^alte Herrscher zu seinem Rechte 
nicht anders gelangen, als durch Verständigung mit dem 
neuen Regenten und dem Volke. 

Auch hier stellt sich die Thatsache wie eine höhere 
Nothwendigkeit in den Vorgrund, und zwinget zur Aner- 
kennung ihrer Gültigkeit» 

Wir schreiten nun zu dem 
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Privatrec&l. 
Auticht desftelbeib 

Das Privatrecht ist der Umkreis dessen, we!ehes 
dem einzelnen IndiTiduuui im Staate gegeben wird, da- 
mit dasselbe darin seine Bestimmung erreichen^ and sei- 
nen sittlichen Willen als seinen eigenen entwickeln 
könne* Es ist also der Begriff des Menschen als eines 
Yemnnftwese&s, woraiis die Erkenntaiss des Privatrech* 
tes im Gegensatze zu dem öffentlichen Rechte hervor- 
gegangen ist. Darum gab es bei den Griechen noch 
keinen bezeichnenden Namen dafür. *) Das Allgemeine, 
das Oeffentliühe war das All-einige, worin der Einzelne 
aufging wie der Tropfen im. Meere. Ganz im Sinne' 
des Aristotelischen Ausspruches *^) ist im Griechischen 

die 'Jtohig das Ursprüngliche, der *jr6Knng das Ab- 
geleitete. Die griechische Welt lag an der Gränze des vor- 
waltenden Naturgeistes, der in allen seinen Bildungen nur 
die Gattung im Auge hat. Die Römer haben bereits den' 
Begriff des Privatrechts, obgleich sie noch nicht den' 
Menschen an sich erfassten, sondern nur das Sonder- 
thümliche der Person betrachteten. Qer civis ist in' 
dem römischen Geiste daai Erste, die civitas das Ab- 
geleitete. Erst die höhere, christliche Ansicht der Per- 
son und ihrer Bestimmung brachte d^s Privatrecht, als 
das Menschenrecht im Staate, zum Bewusstsein, und 
coordinirte dieses dem öffentlichen Rechte. 

Wir wollen nicht verkennen, dass in dem sonder'*' 
thümtichen Streben der neuen Welt zugleich ein weiter- 



*) Sehömann , der attische Process. Halle , 1824. S- 490« 
**) To 7«^ oKöv isgor^qpv oivot,y7ca'iQy uvuk reu 
fii^ovg. 
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greifender Egoismus und abnehmender Gemeinsinn sich 
entwickelt, aber etarke Lichter werfen starke Schatten* 
Wfar erblicken in dieser Thatsadie im Ganzen, dass die 
Nator nnser Geschlecht vollkommen emancipirt hat Das 
Höchste, Gemeinsame soll endlich ein freies Produkt 
der losgebundenen Individuen werden* Es kann nicht 
fehlen^ dass dabei der Einzelne in der ganzen langen 
Uebergangsepoche sein besonderes Dasein obenan setzet. 
Wir sehen aber darin keinß Zerstörung des höheren 
Staatslebens, so lange nur der Staat nicht als eine blosse 
Sicherheitsgesellschaft aufgefasset wird. Der Mensch 
dieser Tage dreht sich um den Staat, indem er sich 
um sich selbst bewegt, gleichwie die Erde die Sonne 
umkreiset, während sie sich beständig um sich selbst 
drehet. Es ist gleichwohl die Sonne, welche die Erde 
hält, und es ist der Staat, der den Menschen trägt. 

Oefientliches Recht und Privatrecht sollen so neben 
einander stehen, dass sie wechselweise einander be- 
grenzen und beschränken. Das öffentliche Recht darf 
nicht so gross sein, dass es das Privatrecht aufhebet, 
und das Privatrecht darf keinen solchen Umfang ge- 
winnen, dass das öffentliche Recht dabei nicht aufkom- 
men kann. Wir haben nnn an dem angegebenen Rechte 
zu beweisen, dass dasselbe, als yernunftrecht betrach- 
tet, dieses Princip seiner Restimmung erträgt und zu- 
läs8t. Zu diesem Rehufe ist es aber nothwendig, dass 
wir zu den obersten Principien aufsteigen. 

Der Mensch kann. Das Können ist nur begrenzt 
durch die Kraft. Können ist physische Möglichkeit. 
Aber der Mensch soll auch, das Gute thun, das Rose 
meiden. Das Sollen (Gebot und Verbot) der Vernunft 
stehet dem Können gegenüber und erzeuget das Dürfen. 
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Das Dftrien fat sktKche Möglklikeit Dock ist die- 
ses OiirfeB venduedner Art Der Mensch darf 
ndualich dasjenige, was er solL Er darf nicht, was 
er nieht sali, und würde eine andere Macht ihn m dem 
Yerbutenen anhalten wollen, so dirfte er sie ans 
diesem Gnmde abweisen. Das ist eine Art des Dih* 
fens. Wenn ab«r eine höhere Macht (sie sei, welche 
sie wolle,) den Menschen müssigen mochte, m dem- 
jenigen, was er soU, so dürfte er an nnd für sich I^- 
nesweges Widerstand leisten. Denn das Sollen ist eine 
sitdidm Nodiwendig^eit, das Müssen eine physische, 
die hier mit jener suspunmenftllt Aach dürfte er nicht 
um den Grund der N^thignng fragmi, denn die zwin- 
gende Macht beriefe sich auf die Temnnftqfe Nothwen- 
digkeit dessen, woxa. sb müssiget. Wolil aber wird 
hier zuanterscheiden sein, ob dasjenige, was der Mensch 
soll, ein Erzwingbares ist. Wenn dieses kein Aeus- 
sMres ist oder wenn es wesentlich den Willmi, es za 
thnn, fordert, dann ist das Müssigen auf Unmögliches 
gerichtet und dar fiiensch darf es zurückweisen, weil er 
nicht kann, was er soU. So wenig er Unmoglicbes 
soll, so wenig darf Unmögliches erzielet werden. Anf 
diese Weise entsteht eine zweite Art Dürfen, welches 
in der Freiheit von dem Z^'ange zu. jenem Sittlichen 
bestehet, das ans dem Willen hervorgehen solL Durch* 
das Gebot und Verbot wird aber, laut der £rfaiiruBg, 
die ganze Sphäre des Könnens nicht determiniret. Es 
Uetht hoch ein Best physischer Möglichkeit, der ein 
Gleichgültiges; ist. Dieses Gleichgültige enthält ein rei^ 
nes Belieben und gdiöret um so weniger zu dem We- 
sentlichen jim Menschen, :dA es vielleicht .nur. in der 
menschlichen Begtämtliaik seinen Gnind hat, und bei 
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der hoeh^ien EntwMklmig üku GmiIm waigüum kann« 

Auf keinen Fall wird dag sittUohe Dasein des Memcben 

verletzet y wenn yon diesem. Belieben etwas genommen 

wird , nur darf es sieht . verknrset werden ohne efaien 

verpfinftigen Grand. <- Wenn abto einvernfinftiger Gmnd 

zur Beschränkung eintritt, so« ist ^«a seHon an «ich 

weggefallen. Dieses reine Beliebea giebt mm dritte 

Art Dürfen. 

Dieses dreifältige Dürfen bildet das Priratrepht. Es 

erhellet daraus, 'dass dasselbe nodiwendig ein Tielge» 

staltiges sein muss; erstens, weil die Entwicklung des 

Geistes auf seinen Umfang wesendich rinwirket; swei* 

tens, wmI die Sitte das erwähnte Gleichgältige mehr 

oder weniger einschränket, und einen grosseren oder 

kleineren Theil desselben xn einem Sittlichen edbebet 

Desswegen konnten wir auch die obige Bdiai^ptung 

aofatellen, dass das Priratrecht im Staate ein grösstes 

und kleinstes. Maass. habe, und dnss das Ersterb dweh 

das öffentliche Recht, das Andere durch die sittlkhe 

Natter des Menschen bestimmt werden müssen Wir 

wollen dieses im Einzelnen noch näher beleuchten. 
... 

l^a» Per »anenr echt. 

Das Dfiifen des Menschen bezicdit sich theils auf 
Fiersonen, theils auf Sachen, Dos Personenrecht ist. 
aber theils ein sd^ehes gegen die eigne Person, theils 
ein solches gegen andere Personen^ 

• Zuerst von den Rechten und Pflichten der Person 
an sich! Der Mensch hat das Recht zu leben, und die 
Pfiidit,. sich nicht selber su-Terletzen« Die Staatsgewalt 
kann ihn 'nimmer biezn berechtigen; Wenn auch der 
Selbstmord nicht verboten wurde ,.. so dürfke es doch nie 
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die Bedbntimg gewinmn, als VFftre er erladbt. Dagegen 
darf scHnrelil det Eiazäne selbstständig, Bis auch auf 5f- 
featliobes Creboit das Leben f9r höhere, sittliehe* Zwecke 
einsetäsen* • Eben so hat das Re^fat zu handeln imd seine 
Sedanken mksutheilen eine Gränze an dtetA Beohteder 
StaatsgMrak, die allgemeine Sicherheit zu bewahren. 
Dagegen ist die Freiheit des Gewissens unbeschränkbar.' 
Der Gewissenszwang verletzt schlechthin die Persön- 
lichkeit, und es erscholl wohl nie ein grässlicheres 
Wort ds jenes; cujug regie^ Ulms religio. Jeder darf 
sich daher an jene Kirche halten, mit deren Bekennt* 
niss seine Ueberzeagung stimm);, und heraustreten aus* 
jeder Kirche, an deren Lehre er nicht glauben kann. 
Die Fortpflanzung der subjectiven Ueberzeugung soll 
nur dann mit gewissen Schranken umzogen werden, 
wenn sie als gefährliche Sectirung und Proselitenroa-' 
cherei Gefährten androhet. — Das Recht seinen Beruf- 
stand zu wählen, kann aus Vorsorge für das öffentliche' 
oder Privatwohl an noch engere Grenzen gebunden 
werden. Daraus ist schon ersichtlich, dass selbst das 
Urrecht in seinen einzelnen Bestandtheilen in verschie- 
denen Staaten verschieden sich gestalten könne und 
gestalte! müsse. 

Noch mehr das Recht gegen andere Personen. Ver- 
träge entspringen aus der Entwicklung des Menschen, 
aber ihre Form ist für die sittliche Natur gleichgültig. 
Nicht so für das öffentliche Wohl. Daher ergehen dar- 
über mannigfaltige Bestimmungen. Gewisse Arten der 
Verträge müssen sogar die öffentliche Gutheissung ein-' 
holen, z. B. Gesellschaftsverträge, die für die öffentliche 
Sicherheit von dem grössten Gewichte sind. Das con- 
creto Recht der Familie wird zwar weniger von dem 
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öffeadicben Bedite beriOuret, aber d«8to mehr von der 
Sitte und Bidigioiu Unitceitig kat der Menaeb das 
Recht, eine Ehe' au atiften. Dieses Recht lat aber an 
und liir sich nicht absolut, weil der Mensch auch ohne 
die Familie ein sittliches Dasein haben kann. Darum 
können die Menschen die Ehelosigkeit erwiUen, imd 
die Staatsgewalt hat kein Recht, som Ehattaode su 
nöthigen. Obgleich im Allgemeinen die Ehelosigkeit 
noch weniger vorzuschreiben ist, so kann doch die Er- 
laubniss zur Yerehlichung an ein bestimmtes YenuAgen 
oder an einen sichern Erwerb |gebunden werden, weil 
ohne diese Bedingungen der sittliche Zweck nicht er- 
reichbar ist« Die Sitte wird die Ehe unjer gewissen 
Personen (Blutsverwandten) und in gewisser Form (Po- 
lygamie, Polyandrie) untersagen, und die Staatsgewalt 
wird derlei Sittengebote sanctioniren , ohne dass dem 
Rechte dadurch ein Abbruch geschfthe. Sie würde viel- 
mehr das wahre Recht verletzen, wenn sie d«r Bequem- 
lichkeit und Frivolität den geringsten Vorschub leistete. 
Die Scheidung ist ein unverlierbares Becht, allein es 
lässt sich nicht behaupten, dass die Religion die Wie- 
den^erehligung gestatten müsse. Das Recht der Ebern, 
die lünder als die ihrigen zu erziehen und um sich xii 
haben, hat die Natur gegeben, und keine Sitte, keine 
Gewalt hat es gewagt, es völlig zu zerstören, obgleich 
die Deduction desselben aus Rechtsbegriffen weniger ge- 
lungen ist« Denn die Romer betrachteten die Geburt nur 
als eine Art von natürlichem Zuwachs des Eigenthumes, 
und Kant *), der sich zu der sittlichen VorsteUung 
schwang, begründeti^ Recht uud Pflicht auf mne etwas 
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gesackte Weote« Er aieiiMl ocbmlieh , das« die Sidgvng 
anxomiheii sei ak eio solcher Akt^ durch weloheii ciae Seele 
mider ihren Willeii aaf die Eidb geeeCset wird, wid folgert 
daraos, dass der neoe ErAotfer von seiaeft Eneogem 
dasjenige fevdem dörfe, welches ihn das Dasein lieh 
gewinnen macht, nnd ^e Elterft deswegen ein ane- 
schliessendes Verhftitniss m dem Kinde erlangen. *— 
Das Erbrecht der Kinder hat eben&lls seine Temflnftige 
Nothwend|g^eit, obgleich die Arten des Bewrises ein* 
ander widersprechen. Es kamt jedoch [im AUgemeinen 
nicht entschieden werden, dass die Kinder an gMehea 
Theilen erben müssen. Es 'hat Yölker gegeben, welche 
die Ersfgebart als den Fortsetzer der Familie bevonragten, 
nnd andere, welche die Jingstgebort aosseichneten. 

Das Sachenrecht. 

Damit d«r Mensch den sittlichen Wfllen entfalte, 
mnss er ein Recht des ansscUiessenden Sachengebran- 
ches behaupten. Dieses Recht geht aber nicht bks aber« 
hanpt auf Sachen, sondern auf concreto Sachen, denn 
sonst würde es in der That sich nie verwirklichen 
können. Weil jedoch jeder Mensch ein gleidies Recht 
besitzt, ao befiofft es nur Sachen, die ein anderer noch 
nicht ergriffen hat. Eine Ausnahme bildet die Noth, 
insoweit nur durch Gebrauch eines fremden Gutes die 
Person au erhalten ist.^ Die Noth legt einen Zwang 
auf, der mit sich fortreisst, und eine Abnormität be^ 
gründet, die Sber die Zurechnung hinausgehen kann. 
Zwar hat der Mensch das Recht, zwischen dem Tode 
und dem fremden Rechte kämpfend zu vergehen. Aber 
wer hebet den ersten Stein, wenn keine vorhergehende 
Schuld die gräs^liche Xiage herbeigefUhret hat! Der 
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Umfang des Sachenntkte .ist durch dia giulicben 
Zweck« bfittbnmt. Em gicbt daher kein aUgemeiiies 
Maas« des YennogeiHU Es kann jeder so viela Sachen 
sieh aneignen, als andere Personen nadi einem allge* 
meinen Gesetze gestattet wiirde» Daher hat die Staatsr 
gewak die Befiigniss, das Maximum des Vermögens 
anzttsetaien. Eine Giiteigemeinschaft kann jedoch nur 
von den Einzehien sdbst ausgehen, und blos als der 
Ausdnick der Liebe und Freiheit bezwecket werden, weil 
ohne ausschliessenden Gebranch der Sachen es keine ie* 
bendige Entwicklung der Individuen giebt. Wie schon 
Aristoteles *) bemerkte, Ternichtet jede libertriebne 
Einheit die Harm<mie „grade so, wie wenn man die 
„Musik, die eine Zusammensetzung mehrerer Töne sein 
„soll, in die Wiederholung eines Einzigen verwandelte, 
„oder als wenn man den Wohlklang eines Verses da- 
„durch vermehren wollte, dass man anstatt einer pas- 
„senden Zusammensetzung mehrerer Füsse einen ein- 
„zigen Fuss brauchte.^' Wenn das Privatoigeathum ein- 
gefiihret ist, so muss es der öffentlichen Gewalt heilig 
sein« Sie darf die Abtretung weder nach Willkuhr 
noch ohne Entschädigung vorschreiben. Da jedoch bei 
dem Privateigenthume die Personen, die <dme Erbe 
beginnen, ihr Sachenrecht schwer reaUsiren, so haben 
sie ein Becht auf die Unterstützung der Gesellschaft 
und der öffentliohen Gewalt, bis sie das Nöthige zu er- 
werben im Stande. sind« . D^s Privatoigeathum kann 
ferner ein lehnbares sein, welches nur den Nieifsbrauch 
gestattet, oder ein strenges, welches der freien Verfii- 
gung völlig anheim . gegeben ist. Indessen schlieaset 
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auch das lelztel^ tte inathWOI^ ZerBt&riin^'ftiis^-'WeQ 
eine sokbe Hlindlaiig al»' eitf; UWftd«^ an Üett andern 
Mensehen ^n befi^achten' iist. -Die ihftie' ¥erf&gUD^' kätiii 
selbst übef < Has li^eben hinaiisreMien mittekit' firbv^rtrag* 
und Testamenti jedoeh ist die Staatsgewalt ebenso befagtj* 
defiei Geiredltsanie zu besehränken oder sä Verbieten,' 
WMin, dwdidreh^die allgemeine Wplid^brt gehinderf' werden- 
sollte. Qenng, um an dem Sachenrechte dieselbeftfebiV' 
föltigkeit txi eyharten! ' ' ' 
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Ba^9 Vertheidignngireekt.' 

Der Mensch wurde kein reales' Recht besitzen, wenn 

*. * •. ' • . ' . . 

er es nicht ' vertKefdigen dürfte.* Die Vertheidigung ist 

* ' ' ' i . I"* ' 

aber nur Zurückweisung einer Rechtsverletzung! Im 

Staate besteht sie theils in der Anrufung 1ler richter« 

liehen Öülfe, theils in der Nothwehre. 
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Jedev fMensch hat da« Rectit .^r Klage ,o4cj;.yer-. 
antwortong, ror Gericht* Es mnss hier Jede^rittAnii gleich; 
sein, ^de^. ein jRacbt ist wi^ das andere. Jeder. Vorzug, 
des Einen ist eine Beleidigttf^g.ides« Andern.. iWf(pw..4MI. 
Gerichte eine gleicbmässige Einrichtung haben, so darf 
auch keine Exemtion von detei ^örtlichen Gerichte statt 
finden. IpienigilgengesetzteaFaJle.. fordert es.jd^^.^ffech* 
tigkeit,, dass .der Mächtig^e .nnjd . AngesehfiQß . xor,.4^: 
solches Gericht ^«stellt werde» welches „einp; ^^]fgf4Mlfilf 
der Unabhängigkeit, bietet. lSi% pj^iiyUegirtex: Gesichts- 
stand mnss also. immer zu Quns^n des Kläge^rs befl^t 
werden, wenn er die Gleichheit • vor dem Gesetze nicht 
verletzen soll. •.<./•- 

Die Nothwehre tritt dann ein, wenn die gerichtliehe 
Hülfe nicht möglich ist. Sie setzt: also einen Zwang 
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ToirfiMy 4er aaf 4er Sl^a abmwehrea isL Grotlnr'') 
behaa4eli tb daher iiehr paMead als eine AM Prlvlifkrieg» 
Der Angegriffene nackt hier den ffiehter in rigener 
Saehe^ v^d mnee di^er alt epreehendea G e e et a sieh 
betragen« Er hat also snt&rderst die A^ii^ der Reehts* 
Terlefamng an eonstiitireaf und sodann daa Maasa des 
Zwanges 4amaGh an k^stimmen) wodnrdi w entwed« 
der angedrohten VerleMnng auvorkommen^ oder. aber 
den geschehenen Angriff xorackweiseni nad gegen die 
Fortdauer der bösen Absicht sich sicher stellen kann. 
Die Nothwdire erstreckt sich entweder wjI die Person 
des Yerletzers oder anf seine Sachen, nnd sie geschieht 
entweder durch den Bedrohten selbst , oder durch einen 
andern. Denn jeder Mensch hat das Recht, eine Rechts- 
verletaaing ab bekämpfen, gleichviel gegen wen sie 

gerichtet ist. Ja Jeder kann einer unrechtliclien Hand- 

... , . . 

lung entgegentreten, wenn sie aach Ton dem Yerletzer 
an seiner eigenen P«s6n begangen wird. Es ist eriaubt, 
cänen MitMensckeit am Selbstmorde m 'hindern , ' und' 
gestattet, denjenigen festaidiahen, der sein eigenes Hans 
mnthwSig in- Asche legen millte. 
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I) i e ^ V 0,r rechte^ 

' ' WeiM man von der eohereten ErscbeinühgderMen- 
sehen abM^ahiret, und siöh so auf den Stondpunkt 
aniHiliAaiehet , wo der Mensch gewi^ehnassen noch 
nicht geworden, sondert ein blosser Begriff (sinnlich- 
vernteftiges Wesen) ist, so föUet man allerdings den 
Attsspraeh, dass alle Menschen gleich Menschen sein, 
und daher gleiches Recht haben müssen. Wollte man 
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jedtfdh tn dear Wdl der Endmoung darauf baacahen, 
fio ' ttifaftia 'man zavSilartt das Scbapfer nMägeii, alla 
Mefii^httU^ gtaidi z« anacbatt. Dann ao lange die Mao* 
Beben daidi dia ütäwi varachiadan gabildet wordeü^ 
fcaa» ea^^attUngkichhaiftailr ilnlar ihnan Anrdkmam mdbt 
Mil«a^ Daa weibUcbä Gaaahkchft Urird dam nannliclian 
ala dam atlrkeran nadistalmi. Dar XJnmfindiga wird 
dem llilfiiij^»an Folge laialan. • Dar Klage wird kei gemein- 
samair UnteraehmiiDg die -Leitung überkommen ^ der 
Unansgezeichnete ihm yreidiMi maasen* Ja, aelbat bei 
dem Erwerbe der Sacben wird der Fähige den Talent« 
losen weit äkerflögeln. WoBte man gleichwohl keine 
UngleMibeit anlassen, so mässte man in den Kampf 
treten gegen die Natnr: mid ihre herzlichsten Gaben« 
Mit ttbarmenBcUÜcber'Qewdtt. führte Lycnrg die Gleich^ 
faeit des Vermdgens unter den Spartanern ein , und 
suchte sie durch gleiche Eraiehnng, durch. Verbannnng 
der Künste und des Handels zu erhalten, aber er trat 
das Hddiste der Menschheit mit Füssen, ohne die Gleich« 
heif des Vermögens zu bewahren* Was er unter 
&000 B&^er Tertheüt hatte, war zu Agia OL Zeiten 
in der Hand von 100 Bürgern* 

Kein Wort also weiter g^en die absolato Gleichheit 
der Rechte, welche d«r Popanz des Naturreebtes von 
seinem papiernen Throne zu proclamiren wagte* Seine 
Jünger selbst haben sich auf Modificatienen verstanden, 
und zuletzt die Gleichheit darein gesetzet, „dass alle 
Bürger unter gleichen Umständen gleiche Rechte haben, 
und dass es keinem Bürger verwehrt odor unmöglich 
gemacht werde , sich in die Umstände zu vorsetzen, mit 
Welchen gewisse Rechte verbunden smd.^^ *) 

*) Gros, Natnrrecht. §• 310. 
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Ja» . dift Uensofaen IiaJkea nm: . eine rel^^ye £3<MUieit 
•Atusn^po^ohelk.^ ncihmlich dsk Pkis: in 4lf i.JbfiifMiiphAD 
GeselkMihitfi-ekiMnehiiite, Jkm'- ikneft wegetf jhfM bfMfon- 
,dem üinA naStHrliehto EigwscluifibMi gdkültoBl«'. Mem 
jiai Sein^i ibt .die FonMk dttliffiiblidgleäUMiU * Diese 
iiti also m dei» Tbat ^MliUaglekUMit .^i; ttatmellea 
iReohte^^üodcr vielmäir .sWe 'P«oporfti^*.>deral)lben. 
•Eben \Jäieim.i ist' .aoäi i^e.'uhHiliito' Uj^iifoeblllft «:der 
-RBchta:iv«se8ifli£&; eio Urieelht^'und kann* ki'deif birger« 
liehen; .Gfis^l&chaft mckt igetddUet iwerden*. ' > - . <«. 
. : Reolite, wetßhe Aichi -äHie fiSicger babeDyAenal; man 
•Voneefa^e^ !£g ergiebt jdeh. voii.88lbst9 ^diss'jüesftlbeQ 
sowohl geieohtec,.aIs ongeisckter Art.eeiB knmi,e<u Sie 
jsiäd gerecht j. wenn sie auf.Temnnütigen.GcQQden hera- 
heä; lie .sind nMgerecht, wenn .de. in keiner Proportion 
^u den' Personen . stehen.. Die StaatsgewaU kann die 
^ersitern 'nicht aufheben, ohne das Becht an Terlelzen, 
und die letztern nicht bestellen lassen^i ohne alle. Bürger 
zu beeinträchdgen. Die Vorrechte lassen sidt eintheilen 
in .allgemeine, bürgerliche und -politische« . . 

Allgemeine^ Vorrechte aind solche, die sidh sowohl 
auf das Verhältniss zum Staate, als auf das Verhältoiss 
XU anderen Mensieheh beziehen. So haben dia Mündigen 
allgemeine Vorrechte vor den Unmündigen, ^^Vei^tan- 
deskräftigen Vorrechte vor den Wahnsinnigen, ixe Staats- 
]i>ürger vov den vorübergehenden Staatsgeaossen« Dieses 
eind gerechte, allgemeine Vorzüge. Ungerecht aber sind 
diejenigen, die eine gewisse Beligion oder .die, Abkunß 
von einem gewissen Volksstamme betreffen. 

• Bürgerliche Vorrechte sind diejenigen, die sich auf 
die Verhältnisse zu anderen Personen beziehen. Hieher 
gehören die Vorzuge, die unbescholtenen Zeugen vor 
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bescholteiien beigelegt worden ; hieher die höheren Ehren 
der Geisdichen und Adeligen , insofern prieaterliehe 
Wfirde und Abi taMunung von ansgoseichneten Yorfalireii 
ein natürliches Ansebn geben ; hieher gehören endlich 
andk die Privilegien der Erfinder nnd wohlthäfiger Gesdl- 
schaften. Ungerecht sind dagegen jene Privilegien^ 
welche, ausschliessenden Gmndbesits oder Abgabenfrei* 
hek verschaffen. 

Politische Yorreefate sind solchcj welche denAntheÜ 
an der öflfentlichen Gewalt betreffen« Von dieser Art 
sind die Vorzüge, welche die^Y^rtnÖgenden vor den 
Unvermögenden erlangen, denn es ist gerecht, dass der« 
jenige. Welcher zum allgemeinen Besten besonders bei* 
trägt, auch einen besondern Antheil an der öffentlichen 
Berathnng gewinne* .Umgekehrt ist es gerecht, dass 
derjenige von der Gesetzgebung ausgeschlossen werde, 
dessen Lage weder seine Unabhängigkeit , noch sdn^ 
Uneigennützigkeit verbürget« Ungerecht sind die aus- 
schliessenden Gerechtsame der Adeligen, die öffentlichen 
Aemter zu bekleiden, oder der Person des Herrschers 
sich zu nähern. Der blosse Vorzug der Geburt darf 
am wenigsten über seine Gränzen ausgedehnet werden, 
ohne alsogleich das Missverhältniss an das Licht zu 
ziehen. Alle Vorrechte, vorzüglich die bürgerlichen und 
politischen, ^d an sich wandelbar. In den Zeiten, wo 
die Bildung noch von dem Vater ausgehet, wird die 
Abstammung von vorzüglichen Personen ein natürliches 
Vorrecht anf öffentlidbe Würden mit sich bringen, allein 
dasselbe muss alsobald schwinden, wenn die Kultur siph 
verbreitet. Wena.die Staaten vorzüglich auf ihre Ver- 
theidigung . nach Aussen durch , Lage und VerhjUtnisse 
angewiesen sind, .%o w^i^den diejenigen in den Vorgrund 
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tfeten, welche «u-der allgemrincta YertheU^gfUftg das 
Meiste beitragen» Wenn jedotb d* WfeDtliche Aufwand 
ftieh am fSblbarslen nracht, so vfmdexi die Abgalten 
treibst den Maassstab der politiscbeB -Vorrecbte abgeben. 
1b es wird sogar daranf ankommen, ob die Steaem 
vorzuglich auf Grund, und Boden fallen, oder auf die 
städtischen Gewerbe* In ersteretat Falle werdra die 
Grnodeigenthümer Vorrechte vor den Besitzern dei 
beweglichen Vermögens ansprechen , die sie in dem 
zweiten Falle verlieren müssen. Wenn die liegenden j 
Güter für die Bevölkerung zulangen, wird die Stiftnog 
von Majoraten und anderem untheiibarem Vermögen zu 
Glauben , aber bei veränderten Umständen nur ans 
Staatsgründen einztifuhren sein. ' 

Die Staatsgewalt kann daher keine Vorrechte für 
ewige Zeit statuiren, senden sie muss sogar befähiget 
sein, jene aufzuheben, die im Verlaufe der Zeiten ihren 
vemüniftigen Grund verloren haben* 

Rechtliche Minderung des Privatrechts* 

Die Staatsgewalt schaffet das Privatrecht nicht, 
sondern sie bestimmt es nur. Deswegen darf sie dasselbe 
keineswegs ohne zureichenden Rechtsgrund suspendiren, 
mindern, oder gar aufheben. 

Jede solche specielle Handlung muss von der recht- 
sprechenden Vermmft selbst gefordert werden, wenn ue 
rechtlicher Weise zur Existenz gelangen will. Die Ver- 
nunft bindet das Privatrecht an den freien, sittlichen 
Willen« Wo die Willenskraft nicht zum Vorschein 
kommen kann, ruhet gewissermayeen das Recht. Die 
Kinder; die Wahn- und Blödsinnigen galten daher für 
]^ a ^ s i V e Personen. Ueberall, wo ' der eigne Vortheil 
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den Individaen die Ansfibong der Priyatrechte verbietet, 
verhängt die Staatsgewalt zweckmässig, als die versor- 
gende Vernunft, eine ähnliche Passivität. Zum Beispiele 
dienen die Verschwender, Wo aber ein unsittlicher 
Wille sich ansspricfat, -fällt der Grund des PrivatiechCs 
weg, und die Staatsgewalt mindert, als austheilende Gle- 
rechtigkeit, die im Allgemeinen zugewiesenen Rechte 
nach dem besondern Verdienste, auf eine vorherbesti|nmte 
Weise. 

Der eigentliche bürgerliche Tod d. h. die Aufhe- 
bung alles und jedes Rechts einer Person kann nach 
dem Vorhergehenden nur dann erfolgen, wenn der sittliche 
Wille völlig verloren ist« Da nun aber ein solches 
moralisches Verderben weder bewiesen, noch ganz und 
gar abgeleugnet wftrden kann, so bleibt der bürgerliche 
Tod, der die Hinrichtung als seinen Vollzug postuliret, 
ein rechtlich zweifelhafter FalL Umsonst eifert Becearia 
dagegen und fragt: wer denn das Leben eines Mensi^n 
in Menschenhand gelegt habe? Wir antworten da nicht 
etwa mit Sonnenfels*) in einem tragikomischen 
Kalkül: „im Staatsvertrag gab i sein. Leben im Fall 
eines schweren Verbrechens in die Hand des 2 und 3; 
2 das seinige an 1 und 2; und 3 seines an 1 und 2; 
folglich hat die gemeinsame Gewalt das Leben über alle 
drei erhalten*^^ Nein, wir sagen, dass bei einer völligen 
Verderbtheit keine äussere Sphäre rechtlieh zugewiesen 
werden kann, und dass daher das solchermassen per- 
sonenlose Wesen, gleidi dem Thiere, der Sicherheit 
der Menschen weichen muss. b welchem Falle jedoch 
der sittliche Wille erloschen sich darstelle, bestimmt 



*) Gnmdsätze der Polizei« $• 371« Anm. n« 
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die Staatsgewalt in ihrem Strafgesetze« Sie wird indessen 
wahrscheinlicher Weise selbst wider Willen so wie 
Rousseau^) verfahren, der die Todesstrafe umständlich 
einsetzte, aber, gleichsam mit weggewandtem Gesichte, 
in die Worte ausbräche maü je iemif que m9m eaenr 
murmure et retient ma piume* 

Da$ äuaere Staat it echt. 
Ansicht desselben« 

Die Vielheit der Staaten bewahrheitet, dass das 
Geistige auf Erden in einer lebendigen Gegenwirkung 
seiner Kräfte dargestellt werden soll. 

Indem die Staatsgewalt jedoch bei dem Blick nach 
Aussen andere Staaten wahrnimmt, erwachsen ihr ganz 
eigenthümliche Pflichten und Rechte gegen die Menschen 
und Staaten* Wäre die Idee des Staates in einer ein- 
zigen Erscheinung auf die Erde gekommen, so dürfte 
kein Bürger aus dem Staate treten, denn es ist ja eine 
Pflicht, unter der Herrschaft des Rechtsgesetzes zu leben« 
Aus demselben Grunde würde dagegen die Staatsgewalt 
befugt sein, dey Eintritt von jedem Individuo, das ausser 
aller Rechtsverbindung lebt, zu begehren* Da aber der 
Staat als ein Vielfaches sich verwirklichte, so kann der 
einzelne Staat weder die Auswandrung absolut verbieten, 
noch die Einwandrnng aufnöthigen« Die alten Staaten, 
die sich gewissermassen allein auf der Welt wähnten, 
sahen darum die Auswanderung als das grösste Yer- 
brechen an« Das heutige staatenvolle Europa wich von 
.Rechtswegen von diesen Maximen völlig ab, und nimmt 
die Au^-, und Einwandrung in die Sphäre- der bürger- 
lichen Freiheit- auf. Ganz unrichtig fasset jedoch Kant 

*) Du contrat social livr. II. cljiap« T« 
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diese Htimanitat als ein sogenamitea Wekbüi^recht 

auf y denn ein solches kann es Ja schon darum nicht 

geben, weil der Mensch ein Staatshürger sein muss, 

> 
Zu den übrigen Staaten verhält sich der Staat wie 

Mensch ssttm Menschen* Es ist ganz irrig, wenn man 

mit dem bedeutsamen Worte 

die Weltgeschichte ist das Weltgericht, 

die Behauptung aufstellt, dass die Staaten blos nach 
Naturgesetzen auf einander einzuwirken haben, derge- 
stalt, dassjes nur ein Recht des Stärkeren unter ihnen gäbe. 
JFeder Staat hat die unmittelbare Aufgabe, das 
Recht auf Erden zu verwirklichen, und er würde sie 
schlecht erfüllen, wenn er es nur unter den untergebe- 
nen Einzelnen realisiren wollte. Gründet sich doch das 
Recht überhaupt auf die nothwendige .Erscheinung des 
Geistigen auf Erden ! Bios das analytische Verfahren 
trägt die Schuld, weqn uns das Sonderrecht als das 
Erste erscheint. Nothwendig müssen wir das Ganze 
zuerst setzen und das Einzelne als seinen Bestandtheil 
denken. Daher würde' der Staat, a.ls eine reine Privat- 
rechtsanstalt aufgefasst, als ein Gebäude ohne Grund 
erscheinen. Gesetzt abej^, dass der Staat nur der Pri- 
vatrechte wegeq vorhanden wäre, so müsste selbst in 
dieser Hinsicht ein Staat den andern wenigstens so be- 
handeln, dass die (Einzelnen in il^ren Rechten nicht ge- 
kränkt werden. 

In jedem Falle unterstehen also die Staaten dem 
Rechtsgesetze. Der Umstand, dass sie mystische Per<- 
sonen sind, hat eigentlich gar nichts zu sagen, ^^nn 
die Staaten bescliliessen und handeln doch nur durch 
physische Personen. Nun aber bindet diese immerdar 
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das Gesetz der Yernanft, welehen Charakter sie aneh 
bekleiden mögen. Mystische Personen dürfen darom 
nicht unmoralisch handeln, weil — sonst die fungiren- 
den . Individuen unmoralisch sein dürften, Waruu 
empöret uns wohl das Unrecht des Monarchen am 
meisten? Nicht darum ^ weil die Yolksstaaten von den 

Rechten freigesprochen sind, sondern darum nur, weil 

• • . 

der Unmuth eine bestimmte Person weiss und trifft» 

Es giebt daher ein äussres Staatsrecht im Höheren 
Sinne des Wortes. Es bildet den Inbegritf dessen, 
welches nothwendig ist, damit die Coexistenz der Staaten 
nach der Vernunft geregelt sich ankündige, nnd den j 
sittlichen Geist der Menschheit zum Vorschein bringe. 

♦ » ■ 

Die SelhititändigkeiU 

Wie aller Rechtsstand unter den einzelnen Menschen 
darauf beruhet, dass sie als freie' Personen angesehen 
werden, so kann auch der wahre Rechtsstand unter den 
einzelnen Staaten nur davon ausgehen, dass sie sich 
als moralische Personen behandeln. Jeder Staat hat 
also gegen den andern das Recht, für sich und durch 
sich d. h. selbstständig zu sein. Die halbe Souverai- 
nitlit ist ein Zustand, welcher eine besondere Thatsache 
voraussetzet. Aus dem Rechte der Selbstständigkeit 
fliesset das Recht der Freiheit, der Gleichheit, und des 
Territoriums. Das Recht der Freiheit eines Staates 
bestehet darin, dass er von dem Willen eines fremden 
Staates nicht gebunden ist, wenn er selben nicht durch 
einen Vertrag zu seinem eigenen Willen erhoben hat. 
Diesem Rechte widerstrebt jede willkührliche Einmi- 
schung in die Innern Angelegenheiten. Nur in dem 
Falle, wo Volk und Regierung im Z wiespalte eine 
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FedüUcbe Yermittljing.bediiigen , haben fremde Staaten 
eiiie''Befqgniss su.fteiiadlicher Zwisebeokunft. Eine be* 
waflbiete {fekidliehe) Intervention kann darum nieht gtf« 
ajtattefr 'Mwrden, weil .die übrigen Staaten dadurch au 
Richtern erhoben würden« Wenn die Unmheo in! einem 
Staate die Sicherheit Aller bedrohen oder gar faktisch 
sie verletzen) so dürfen freilich die Nachbarn mit be* 
waffneter Hand herbeieilen, doch ist dieses lediglich 
ein Ausfluss des Vertheidigungsrechtes , welches die 
Prävention zulässt. 

Das Recht der Gleichheit äussert sich darin, dass 
die Staaten gleiche Anisprüche auf den politischen Ver- 
kehr haben. Diese Gleichheit verhindert jedoch keines- 
wegs,' dass die Staaten nach ihrer Macht verschiedenen 
Antheil an den Weltäng^legenheiten erlangen. In Krieg- 
und in Friedensgeschäften uird der grosse Staat vor 
dem kleinen beigezogen werden. Solche höhere Gel- 
tung ist natürlich und gerecht. Nur wird diese \^elt- 
geschichtliche Rolle weder blos nach Landerumfang, 
noch allein nach der Einwohnerzahl abgestuft werden 
können. Denn nicht nur Land und Leute drücken auf 
die Schaale, sondern auch der Geist, auch der Glanz 
der Thaten. Daher ist eine Rangordnung weder leicht, 
noch zweckmässig. Die zu diesem Zwecke eingesetzte 
Commission des Wiener Congresses hat hinlänglich er- 
fahren, wie gefährlich einerseits, und wie unnütz andrer- 
seits es sei, irgend eine Stelle vorzuziehen, oder ein 
Vor und Nach zu unterscheiden. 

Das Territorialrecht umfasset die Befugniss, alles 
im Staate liegende Land als ein geschlossenes Ganzes 
nach Aussen zu vertreten. Insofern der Staat eine sitt- 
liche Person darstellet, kommt ihm auch zu, herrenlose 
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Sachen in Beiits su nehmen, mid sie in iShmir 
liches Eigenthum sn rerwandeln« Es verstehl sieh je» 
doch Ton selbst, dass vreder das barbarische Strand* 
recht, noch die Bemftchtigiing bewohnter Inseln sich 
Tertheidigen Iftsst, 

Die Verträge* 
Im Vertrage gewinnet der Staat den entschiedenen 

* - * » 

Ausdruck seines freien Selbsjt, indem darin die selbst- 
ständige Natur des Staats wirksam hervortritt. 

Staaten schliessen Verträge eben so wie einzelne 
Menschen unter einander, und sie sind nicht weniger 
wie diese gehalten, sie zu erfüllen. Seit Cicero haben 
zwar schon mehrere, Wiquefort, Wächter, zu be- 
weisen versucht, dass der Staat die Verträge, die er 
eingeht, für widerruflich ansehen darf, wenn der Vor- 
theil gegen die Erfüllung streitet. Allein solche irrige 
Ansichten bedürfen keiner weitern Widerlegung, wenn 
erwiesen worden ist, dass die Natur der mystischen 
Personen keine Ausnahme von den Gesetzen der Ver- 
nunft nach sich ziehet. Sollte die Widerrufiichkeit der 
Staatsverträge eine Regel werden, so vnirde die mensch- 
liche Gesellschaft in ihrem Laufe zum Ziele der Huma- 
nität plötzlich stille stehen müssen. Denn die Verträge 
sind es, welche die Völker zu einem Ganzen verbinden, 
und einen lebhaften Austausch der geistigen und phy- 
sischen Güter zu Stande bringen. Ohne Verträge zu 
schliessen müssten die Nationen in eingezäunten Erd- 
strichen versumpfen und vermodern. Es fiele der Hebel 
der moralischen Welt, das gegenseitige Vertrauen weg, 
und zöge den Fall alles Besseren nach sich« Kant *) 

*} A. a. O. S. 100. 



• 89 



hat daher vollkommen Reehf, w^na et die Heiligkeit 
der Verträge unter die Axiome vechnet, die lo einfach 
sind 5 dass sie keinen eigentlichen Beweis sniassen. 

Indesgen fordert die Reehtskrftftigkeit der Staatsr 
Tertrftge einige Bedingangen. 

Der Gfegenstand einf« Staatsvertrages munk nehm* 
lieh ein Abtiretbares und Sachliches sein. Die Nation 
ist kein Objekt der Vertrage, eben so wenig die Person 
eines Einzelnen. Eine Ausnahme macht die Analiefe* 
ning der Verbrecher, die von einem Staate in den an- 
dern sich flüchten, Ueber Theile des Staaftsgebietes 
kann jedoch ohne Weiteres contrahirt werdeil, w^eto 
den BewohneiQ freigestellt wh^, auf .ihren Gqtem sa 
bleiben, oder dieselben sn veräossern. 

Femer muss der Wüle beiderseits gehörig ausge- 
sprochen sein. Es giebt zwischen Staaten keine fingirtet 
Uebereinkünfte. Der Wille ist aber nur dann wirklich* 
vorhanden, wenn Zwang, Betrug, Irrthum fehlen, und 
nur danii offenbar, wenn er von dem Souverain ausgeht. 
Die Stäatsverträge erlöschen, wie die Privatcon- 
tracte, theils durch die abgelaufene Zeit, theils durch 
den erreichten Zweck, theils durch den Eintritt einer 
auflösenden (öffentlichen oder geheimen) Bedingung, 
theils endlich durch die physische oder moralisc|ie Un» 
moglichkeit der Leistung. Diese Unmöglichkeit erfolgt 
gewöhnlich bei einer ColUsion der Vertrage, allein sie 
ist auch in jenem Falle vorhanden, wenn die Leistung 
der Erhaltung des Staates widerspricht. Denn ein Pa- 
ciscent macht immer die natürliche BecUngung, dass die 
versprochene Leistung ihn selbst nicht aufhebe. Ukn 
etwas zu leisten, ist es ja nothwendig, dass iex Ver- 
bundene seine Existenz behalte. 
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Die Oeiundichmfien. 
Die Verträge treiben das Recht d«r Gesandachaftea 
hervor« Sollen nehmlieh Staatsvertrage geschlossen 
Verden, so müssen die Sou veraine einander mit Bevoll- 
mächtigten beschicken. Das Recht, Gesandte abm- 
ordnen, liegt in dem Begriffe der Selbstsündig^eift. Die 
Pflicht, Gesapdte fuisnnehmen^ ergiebt aich'. aifi» der 
Nothwendigkeit der Verträge* . Wenn ein . Staat gar 
keine Beziehungen eu andern 'Staat^i haben, will» so 
wird er.allc^rdings von keinem Gesandschaftsrechte wissen, 
allein es ist sehr die Frage, ob irgend eine Staatsge- 
walt eine solche Abgeschlossenheit darcbfiibren * kann, 
ohne die wichtigsten Intertosen der Nation ssn. verletzen, 
oder ohne am Geiste der Menschheit einen Frevel zu 
begehen. Sobald jedoch jßin Staat in den Verkehr ein- 
getreten ist, so bapnet ihn dieser Schritt auch in den 
Kreis des fraglichen Rechtes. 

. Gesandte repräsentiren die Souveraine in dem Maasse, 
qIs ihre Vollmachten lauten» Insofern dieselben ihre 
Staaten repräsentiren, müssen sie angesehen werden, 
als ob sie nicht in dem Staate, wo sie sich befinden, 
wirklich existiren. Sie haben sonach das doppelte Recht 
der Unverletzlichkeit und der Exterritorialität« Das 
Letztere enthält die persönliche Abgabenfreiheit, die so- 
genannte Quartierfreiheit, die .Jurisdiction über die Fa- 
milie u. s. w«, wodurch der Begriff seine Realität ge- 
winnt. Wenn gleich diese Rechte nur in Bezug auf 
die Repräsentation aufgekommen, und aus angeschwemm- 
ten Gewohnheiten auserlesen sind, so lässt sich doch 
nicht verkennen, dass sie im Einklänge mit der 
Idee der Gesandschaften stehen , und sogar wesent- 
liche Erfordernisse bilden. D^nn ohne sie würden die 
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Unterhandlungen auf keine Weise so frei vor sich geben, 
wie das. Reohtsgesetz begehret« Die Gleichheit der 
Staaten bringt es mit sich, dass.das Gesandschaftscere- 
monial nur nach dem VoUmachtsgrade und nach der 
Zeit der Ankunft bestimmt werde, \ne dieses auf dem 
Wiener Congt^sse aosgemachl; wurde. *) . . 

Der Krieg. 

Die Vertrage der Staaten enthalten', neben den 
Keimen des Guten, aiich den Saamen des Streites, 
welcher als ein nothwendiges Uebel seines Ursprunges 
wegen geduldig muss ertragen werden. Wenn ein Staat 
den andern in irgend ei^er Art tfaätlich bedrohet oder 
verletzet, sq hat der andere das Becht des Zwan^fes 
gegen ihn,^ um ihn zur Anerkennung des * bedro^iten 
Rechtes, oder zum Ersätze des Schadens zu nothigen. 
Die Zwangmittel müssen dem Angriff entsprechen. Es 
wird daher häufig die Wiedernahme des Entzogenen» 
die Beschlagnahme der gegnerischen Güter, und diQ 
Wiedervergeltung genügen. Wenn jedoch diese . Mittel 
nicht zureichen, oder wenn der rechtlichen Existenz 
Gefahr drohet, dann muss es zum Kampfe kommen. 

Der Krieg ist gewissermassen ein Zerreissen,^ 
eine Entzweiung des menschheitlichen Ganzen.. Daher 
der Name bellum von duellum und ntoXsfiog van den 
Vielen**). Wie die subjective Ansicht der neuen Welt 
den Krieg im Allgemeinen verwirft, so sehr erhob ihn 
die alte Welt. Keine Religion, die ihn nicht gebilligt; 
selbst das Christenthum steht ihm nicht entgegen. So 
viel ist auch gewiss, dass er eben so wenig absolut 

*) Klüber a. a. O. S» 348. 

**) Hugo Grotius 1. c. libr. L c. L p. 2. 
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verwerflich, als abadut preiswurdig isl. Er zerstöret 
manchmal blühende Staaten, aber ziehet andeije gross* Er 
lässt zuweilen Völker verwildern und gewöhnet andere 
an das grässliche. Handwerk des kimstvollen Mordens, 
aber oft rührte er verweichlichte oder erstarrte Völker, 
wie die Ruthe des Engels den Teich Bethesda« Er 
mähet die menschlichen Individuen schaarenweise, aber 
er erfrischet zugleich mit dem blutigen Thau die schlaffen 
€!emüdier der Lebenden. Man kann ihn also den Stür- 
men gleich setzen, die zerstörend dahin fahren, aber am 
Ende nur die Luft reinigen, und das Gedeihen der Pflan- 
zenwelt befördern. 

So lange diese Ansicht >die historische ist$ so lange 
mag jeder sich bedenken, den Gebrauch des Krieges zu 
verwerfen. Er muss vielmehr als das natürliche, letzte 
Mittel angesehen und vertheidtgt werden. 

Da der |ü:ieg das Leben der Einzeln^^n in die 
Schanze schlägt, so ergeben sich zwei Gesetze für ihn, 
erstens, dass er des Rechts wegen gefuhrt werde, zweitens, 
dass er eine allgemeine Sache sei. In diesem Falle ist 
jeder, den die Staatsgewalt als der allgemeine sittliche 
Wille auffordert, zum Ergreifen der Waffen und zur 
Darbringung seines individuellen Lebens rechlich ver- 
bunden. Im rechtlichen Kriege stehet, die Nation ü 
iolidum. 

Die Ankündigung des Kriege^ geht von dem Souve- 
rain aus, denn in ihm erfasset sich der Staat als ein 
Individuum,, doch ist die Erklärung desselben an dem 
Feind kein wesentliches Erforderniss , denn er soll ja 
nur auf den Grund einer offenbaren Rechtsverletzung 
erfolgen. Der Verlauf des Krieges muss mit seinem 
Endzwecke, Herstellung des Rechts, in stetem Einklang 
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sein. Darmid ergiebt sich^ dasd d!e tSddiehe Cl^walt 
weder sdiädlicher sein darf, als notb wendig ist, noch 
gegen Andere, als gegen Streitende, gerichtet werden 
nmss« Der Kriegsgebrauch muss Jeden, der die Waffen 
trägt, beseele, ni|d ihn lehren nicht nur recht, sondern 
auch gerecht mit ihnen umzugehen* So lange solche 
Erkenntniss nicht in jedem Krieger lebt, lässt sich an 
keinen sittlichen Krieg denken« Der Wehrlose muss 
geschont werden, wenn er nicht selbst ohne Waffen die 
tödtliche Gewalt befördert. Darum werden Kriegsspione 
strenge behandelt. Es ist aber unrecht, wenn sie eine 
Bestrafung erleiden, ohne dass sie eigene Unter« 
thanen, sohin Verräther sind. Denn, da die List im 
Kriege^erlaubet ist, so kann die Ansspähnng nicht als 
ein Verbrechen, sondern nur als ein ge&hrlicher, feind«- 
lieber Angriff angesehen >irerden. *) 

Insoweit die Einzelnen im Staate den Krieg tVi 
soltdum fuhren, darf der Feind auch die Güter der Ein- 
zelnen greifen, wenn es der Zweck mit sich bringet 
Jede Eroberung ist aus einem zweifachen Gesichtspunkte 
zu rechtfertigen, entweder als Ersatz für erlittenen 
Schaden, oder als prävenirende Minderung der gegneri- 
schen Gewalt. Die Bewohner des eroberten Landes 
haben das Recht, die Unterthanschaft des Feindes' von 
sich zu weisen. Und selbst, wenn der besiegte Staat 
das Gebiet abtritt, werden sie noch nicht dadurch Unter- 
thaaen des neuen Landesoberherrn, sondern sie kdnnen 
für sich und auf ihre Gefahr den Krieg wieder ^ auf-- 
nehmen oder fortsetzen. Erst durch die Hnld^ung 
werden. sie verpflichtet. Wenn der ganze feindliche 
Staat einverleibt wird, müssen die Bewohner zu dem vollen 

*) T. Kamptz, Beitr. zum Staats- und Yalkerr. Th. I. 
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Geaiu» der staatsbürgerUchenHechte zngelaasoi werden. 
Gewinnt der Souverain das Eroberte Tpm Feinde sranick, 
80 können bei der Wiedernahme die vom Fe&de getroffe- 
nen Einrichtungen aufgehoben werden , und ist nur der 
eigentliche Schaden, keineswegs der entgehende Gewinn, 
den Einzelnen zu erstatten« 

Die Neutralität. 

Ein Krieg ist ein so wichtiges Ereigniss, dass alle 
Staaten mehr oder weniger daran ein Interesse haben. 
Inwiefern es sich um das Recht handelt, dürfen sie 
theils ihre Vermittlung anbieten, theils ihätigen Antheil 
nehmen. Nur darf kein Bündniss mit jener Macht 
geschlossen werden, die offenbar im Uni^hte steht 

Da jedoch der Eaieg zwischen andern Staaten für 
den dritten kein Gleichgültiges ist, so kann gefragt 
werden, ob er das Recht einer absoluteli Neutralität 
adspredben dürfe. 

So yiel ist gewiss, dass jeder Staat die eigne Er- 
«baltung und das eigne Wohl nmsomehr zu beachten hat, 
weil er ein concretes Dasein des Sittlichen enthält Ein 
Staat wird, daher neutral bleiben, wenn das Recht 
nngewiss. ist Denn in diesem Falle giebt es nichts, was 
ihm den Antheil zur Pflicht machen konnte. 

Aus demselben Grande wird die Nentralit&t gestattet 
.sein, wenn das Recht zwar gewiss, aber dier Rechthabende 
ohnehin der Stärkere ist Ja sie wird seihst dann erlaubt 
sein, wenn d^r Rechthabende der Schwächere ist, aber 
der zusehende Staat durch seinen Beitritt den Sieg nicht 
verschaffen kann. # 

. . Wenn jedoch der redithabende Theil schwächer 
ist, und ein Stfiat ihn durch seinen Beitritt zum Stärkern 
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macKra kann, so sclieint dieger TeTjJffichtel, n den 
Waffen zu greifen. Das ist Ja* die Aufgabe des Staates, 
das Recht xu realisiren. Jeder soll so weit, ab er es 
kann, nach diesem Ziele hinstreben. Würde in dem 
gegebenen Falle ein Redit der Neutralität angestanden, 
so wäre keine Hoffnung, den Rechtsstand Unter den 
Staaten aufrecht 2U erhalten. Auf die Spitze d0s Sdiwertes 
wäre das sitdiche Wohl gestellt, und jeder kühne Herr- 
scher von kriegerischen. Talenten eingeladen % einen 
Staat nach dem andern zu erohern, und auf umgestürzten 
Thronen seinen Sitz zu den Wolken aufzurichten«. 

Der Fr i e d e n. 

Der Frieden ist der neue Rechtsstand, der durch 
den Process der Waffen zur Wirklichkeit kommen solL 
Nur so^aufgefasst kann er mit den altem Schriftstellern 
als der Zweck des Krieges betrachtet werden. Versteht 
man aber unter dem Frieden blos das Aufhören der 
Feindseligkeiten, so scheint er offenbar so wenig der 
Zweck des Krieges, al^ die Gesundheit der wahre Zweck 
der Krankheit ist. 

Soll der Krieg eine rechlJiche Bedeutung haben, 
so muss er allerdings den alten Rechtsstand n^u, oder 
einen neuen Rechtsstand real machen. Daraus folgt, 
dass der Friede zwischen den Streitenden einen Zustand 
gründet, der an die Stelle des.früheren tritt« Es können 
in der Folge keine Ansprüche mehr aus der Vergangen- 
heit, sondern nur aus dem Frieden erhoben werden. 
Wollte man das Gegentheil behaupten, so gäbe es 
durchaus nur Waffenstillstände, keine Möglichkeit, das 
Recht fest ^fi stellen. 



96 



Da der Fnödm in fAnem Vertrage Mrischen den 
Streitenden geschloggen wird: so kann es den Anschein 
haben, dass der besiegte Theil an den Vertrag nicht 
gebunden sei, wi»il er dnrch Gewalt xum Abschlnss 
genothigt wu#de. Indessen ist zu erwägen^ dass der 
Rethlsverletzer dem Zwange • ausgesetzt bleibt. Wurde 
der Krieg blos eines zweifelhaften Rechts wegen unter- 
nommen : so war der Ausgang ja das Gottesurtheil, aui 
welches man die Sache stellte. Nur in dem Falle, dass 
der kühne RechtsTerletzer den Beleidigten niederwarf, 
und im Friedensvertrage zur Verzichtleistung aothigte, 
darf man behaupten, dass dem Vertrage das wesent- 
liche Erforderniss der freien Einwilligung fehle, und 
keine Verbindlichkeit für den Ueberwundenen habe. 
Andere Ansichten würden das Recht des Stärkern wie« 
der einf&hren und dodi — herrschen andere. *3 Man 
fürchtet, die Sicherheit aller Verträge zu erschüttern, 
aber man vergisst, dass es Mittel giebt, der ErfuUang 
sich zu vergewissern. Auf doppelte Weise kann der 
Sieger bewirken, dass der Besiegte bei dem Vertrage 
bleibe; erstens dnrch Besitznahme der Kräfte, die eine 
Uebermacht befurchten lassen; zweitens durch zurei- 
chende Garantieen, vorzüglich anderer mächtiger Staaten. 

Aus dem Gesagten erhellet zugleich, dass ein Frie- 
den nur dann seinem Zwecke ganz entsprechen kann, 
wenn er als eine allgemeine Sache, von den wortfuh- 
renden Staaten unterhandelt wird. 

Dag Staatensy Stern. 
Man kann zweifeln, ob ein allgemeiner, ewiger 
Frieden, wie ihn seit S. Pierre und Kant schon so 



*) Selbst bei Klüber, a« a. O. Tb. ir. S. 502^ 
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Tiele edle Geiste .träumten, in Wahrheit sich als jener 
Zustand darstelle, . den die menschliche Vernunft an* 
streben soll* Niefcmt die Unruhe aus der Uhr, und sie 
folgt nicht mehr dem Fluge der Zeit. Kriege scheiaea 
in der höhern Ordnung, vor der die Einseinen niv 
Blätter* am Baume sind, ihre Begründung zu haben. 
Allein -dessen ungeachtet ist es richtig, dass das äussere 
Staatsrecht einen positiven Boden gewinnen muss, wenn 
es vollkommen werden soll. Es müssen die Staaten 
heraustreten aus dem Naturstande, in welchem sie sich 
gegen einander, befinden, und den blossen Verkehr in 
eine Rechtsgesellschaft verwandeln. Indessen darf noch 
nicht behauptet werden, dass die Stiftung einer solchen 
Rechtsgesellschaft als eine Rechtspflicht der einzelnen 
Staaten sich vernehmen lasse. Die einzelnen Staaten 
werden vielmehr ihre Selbstständigkeit zu bewahren 
suchen, und allen solchen Vereinen sich entziehen, in 
welchen jene gefährdet werden kann. Die Stiftung 
eines Staatenvereins ist daher nur eine weltgeschicht- 
liche Aufgabe, deren Lösung die Zeit und die Gestalt 

der Verhältnisse herbeiführet. 

« • 

Die Mittel und Wege, durch welche der Lenker 
der Geschichte die Staaten auist ihrer Isolirung ziehet 
und an einander knüpft, sind mannigfaltig. 

1. Es entstehen und entstanden Staatensysteme aus 
dem Gründender gemeinsamen Abstammung. So be- 
stellten die griechischen Staaten das Bundesgeri^t der 
Amphiktyonen; so erfassen sich die deutschen Staaten 
im deutschen Bunde. Freilich entwickeln sich solche 
Staatensysteme aus i& Auflösung eines Nationalreiches, 
aber die Einheit in der Vielheit ist offenbar ein^ höhere* 

7 
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. 2. Eine gemeinsame Stellang naeb Aussen, eine 
gemeinsame Gefahr, ist ebenfalls im Stande, ein Staaten- 
s)(«tbm zu gründen» Von dieser Art ist der Band , den 
fiai^Ii BoÜTar^B Absicht die amerikanischen Staaten 
«tiften sollten. 

3. Die Religion bildet zunächst geordnete Staaten- 
Vereine. Wenn eine Lehre in vielen Staaten sich aus- 
breitet, so empfangen die^e etwas Gemeinschaftliches. 
Di^selbeA Begriffe von Gnt und Böse, Recht und Un- 
recht, erfiillen die Herzen, und dienen zu öffentlichen 
Principien. Ist nun gar das Haupt der Kirche ein ge- 
meinschaftliches , so werden die Verhältnisse der gläu- 
bigen Staaten zu dem hochpriesterlidhen Stuhle bald 
örganisirt. Mittelst einer allgemeinen Kirche kann 
'allein ein allgemeines Staatensystem in die Er- 
scheinung treten. 

Dag Staatengerich t. 

Der Endzweck eines Staatensystems muss die Dar- 
stellung eines, mit der Selbstständigkeit harmonirenden, 
Staatengerichtes sein; denn erst mit dem Dasein eines 
solchen höchsten Tribunals wird das äussre Staatsrecht 
mif Erden concret. Es höret auf, Uos als eine Völker- 
«itte, wie die Etiquette im gemeinen Leb^n, für den Ge- 
wissenhaften da zu sein, und gewinnet auch die Aner- 
kennung der kühnen Geister, die in dem Ueberspringen 
der Grenzen sich auszuzeichnen pflegen. 

. . Ijisofern jedoch 4^3 Staatengerieht. nur die Fracht 
de|3 Staaten Vereins bildet: so j^Ut auch von ihm die 
Behauptung, da^s ßs nur als ein Geschichtliches, als ein 
Gewordenes, kjeuiesweges als ein Gemachtes zum Vor- 
spbein kommen darf^ , 
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Die Geschiehte zeigt mehrere Formen, unter wel- 
chen es bis jetzt tAeh entwickelte, und furder sieh ent«* 
wickeln kann. ' ^ 

' Die- erste Form ist die der Universalmonarehie. 
Ein Staat' gewinnt solche Uebermacht \\her die ande- 
ren^ dass er zu Hirem Schirmvogt nnd Schiedsrichter 
sich airfwerfen iwtt. Wie die grossem Planeten ihre 
Trabanten haben nnd lenken, so will der grosse Staat 
die kleinen um sich gestalten und regieren. Es waren 
immer kühne, grossartige Eroberer, die diese Idee ins 
Leben zu führen suchten, und ihretwillen mit eisernen 
Füssen die Gerechtigkeit, deren Priester sie werden 
wollten, niederträten. Indessen würde auch in der Hand 
eines friedlichen Monarchen der Gedanke seine Gefähr- 
lichkeit behalten, denn wie sollte nicht der supreme 
Staat die Gewalt öfter missbrauchen, sein besonderes 
Interesse vorsetzen^ ja wohl gar die Nationalitäten be- 
leidigen und vernichten? 

Die zweite Form ist die eines Staatentribunals. 
Nach dieser hat jeder Staat in einer allgemeinen Go- 
richtsversammlung Sitz und Stimme, und die Mehrheit 
entscheidet über die streitigen Angelegenheiten. Solch 
ein Gericht muss aus Gleichen bestehen, wie Heinrich 
der Vierte beabsichtigte, oder es wird bald, das Urtheil 
des Stärkeren die Schwachen unterjochen. Eine ma- 
terielle Gleichheit der Mächte ist aber etwas Unausführ- 
bares, wo nicht "Unmögliches, und so wird kein Völker- 
tFibunal das allgemeine Recht befordern. 

Eine dritte Form ist die Staatenaristokratie. Hier 
^verbinden sich die grossen Mächte, das Recht in den 
Welttheilen zu realisiren. Den grossartigsten Versuch 
liefert der heilige Bund. Dass dabei die Grundsätze des 

7 * 
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Cliristenthums als 4\ß .Richtschnur angenpfKimen wurden, 
^hobte eben so sehr den praktischen, Werth, als die 
moralische Bedeutung. Allein was bürgt für die Fort- 
dauer der fre^^48chaftlichen Geaanijußg^ was. Ulft die 
Schrift, wenn die Auslegung veiBchieden ist? ,. 

Die Rechtforschende Vernunft kommt bei der red- 
lichsten Untersuchung auf die Form zurück, die Europa, 
freilich von der mangelhaftesten Art, das Mittelalter 
hindurch in. Anwendung sah, und, empört über ander- 
weitige Missbräuche, völlig zerschlagen hat. Da nur 
aus eitler allgemeinen Kirche ein vollkommenes Staaten- 
system sich hervorbilden kann, und der Hohepriester, 
als Bewahrer des göttlichen Wortes , .allein im Stande 
ist jenes Zutrauen zu erwerben, welches dem Staaten- 
richter zu Theil werden müsste, jene Unpa;rtbeilichkeit 
zu bewahren , die weltlichen Machthabern mangelt, jene 
Auctorität zu. . erhalten , die richterlichen Aussprüchen 
nicht fehlen darf, so scheint die Hierarchie ebenso ein 
Postulat der höchsten menschlichen Entwicklung, wie 
wir es von der Theokratie behaupteten. . Durch sie 
würde das Staatensystem ein Abbild des Planetensy- 
stembs in welchem die einzelnen Sterne, selbstständig 
und von eigenthümlicher Vegetation, um die allbelebende 
Sonne wandeln, die wieder mit allen Planeten sich um 
einen höhern Mittelpunkt drehet. 

Natürlich (d,as btaucht nicht erst erwähnt zu werden) 
ißt hier itur von einem Ideale die Rede, und am wenig- 
sten dabei an (Ue Bedürlnisse der heutigen Welt gedacht. 
Ein Recht zu sein, hat ja die Theokratie überhaupt 
nur dann, wenn sie sein kann ohne unrechtlichen Zwang* 
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Die Staatskunst. 



E in t h e i l u n g. 

Indem das Staatsrecht nur dasjenige darleget, welches 
sich zum sitdichefa Dasein überhaupt nothwendig erweiset*^ 
liefert dasselbe gewissermassen nur den Grundriss des 
Staatsgebäudes, Die Staatskuust muss erst die vorge- 
zeichneten Linien in festem Mauerwerk ausfuhren, die 
Wände sich' erheben, ilie Balken sich zusammenfügen, 
den Giebel auf sicherer Grundlage sich emporschwingen 
lassen; Die S'taatskunst behauptet daher wesentlich eine 
positive ' Natur. Im praktischen Verstände bedeutet sie 
ein Können, eine Eigenschaft des Genies. Staats- 
kün stier müssen so' gut geboren werden, wie die Bildner 
in Thon und Farbe« Im theoretischen Verstände ist sie 
Wissenschaft der Principien dieser Kunst. Die theore- 
tische Staatskunst folgt daher der praktischen bescheiden 
nach, und erst, wenn der vollkommenste Staat auf Erden 
durch diese dargestellt worden ist, wird jene sich definiren 
dürfen als die Wissenschaft, das Ideal des Staates zu 
verwirklichen. Es erhellet daraus, wie lächerlich sie 
sich benimmt^ wenn sie sich schon jetzt auf die ange- 
gebene Weise definiret. Wüssten die gelehrten Leute, 
die den Mund so voll nehmen, in der That dasjenige, 
vas sie lehren wollen, so müsste man sie, wie sie sind, 
mit Heften und Büchern von dem Katheder auf den 
Ministerstuhl versetzen. Folgt aber die Theorie auch 
nur in bescheidener Ferne der Kirnst und der Geschichte, 
so macht sie doch gerechte Ansprüche auf Anerkennung 
und Achtung, selbst der Staatskünstler, denn sie ist ja 
nichts als das System der politischen Eofahrung der 
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Menschheit Wenn die Theorie ihre Verdienste nicht 
immer anerkannt sah, so lag die Schnld meistens in 
ihrer eigenen Unvollkommenheit. Gewohnlich knüpfte 
man unter dem Namen Staatskunst lose Bemerkungen 
über Verfassung und Verwaltung, Handel und Wandel 
zusammen; wie konnte jedoch ein solches Aggregat 
abgerissener Wahrheiten einen andern als un Wissenschaft-, 
liehen Eindruck erregen? Nacliher erstrebte man bei 
uns freilich die seientivische Form. Die politischen 
Lehrsätze sollten, wie die mathematischen, aus einer 
obersten Formel sich entwickeln lassen, und man suchte 
ängstlich und vergebens nach dem Steine der Weisen! 
Sobald die Staatskunst sich als die politische Erfahrung 
erkannte, brauchte sie nicht weiter um den Wissenschaft- 
liehen Charakter besorgt zu sein. Sie erlanget den 
strengsten Zusammenhang, obgleich sie sich nicht' fik 
abgeschlossen hält. Das Bedürfnisa eines Probirsteins 
entsprang nur aus der falschen Grundansicht, nach wel- 
cher der Staat blos als eine, zu einem gewissen Zwecke 
gehende, Maschine angesehn wurde. Wenn der ^Staat 
so erfasset wird, dann hat man es natürlich nur mit Eia- 
richtungen, Triebwerken und Rädern zu thua, die in 
einander greifen und auf eine unabänderliche Weise sich 
bewegen sollen. Es giebt dann auch Formeln für die 
Thätigkeit der Maschine, die auf dem Papiere ihre Rich- 
tigkeit haben mögen; nur Schade, dass die vermeintliche 
Maschine aus freithätigen Bestandtheilen besteht. Tief in 
alle Herzen ist endlich die Ueberzeugung gedrungen, dass 
der Staat kein Machwerk ist. Deswegen hat die Staats- 
kunst durchaus nicht mehr die Prinoipien des Mecha- 
nismus zu beachten, sondern nur die Gesetze des Orga- 
nismus zur Richtschnur zu nehmen. Ihre Aufgabe ist 
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es nicht, «ineii Meatstnat xu errichten und zu beldben, 
8oo4em sie inti60 den Staat als ein lebendiges Cause 
aus. dem Keime entwickeln , das natusliche Wachsthuui 
beföcdßru , . den Hrgifteii die gehörige Richtung geben,' 
mit ^ioem Worte» siQ luuss die Entwicklung sicher .und 
haarmenisch geschehen nvicben. 

Die Theorie hat dieselbe geschichtliche Tendenz«* 
Sie lehret eineiSeitSy nach tvelchen Gesic^on der Staat 
eine Angemessene 5 oeticrete Gestellt gewiftüet, und zeigt 
andrerseits, unter wftbJBtmL Bedingtmgen das Staati^ganza 
gedeihet. Die Staatskunst terfaUt sonach in die Ver- 
fajssuo^skunst und in die RegierungskuusKU 

Die- V,e rfa 8 sung s kunst* 
Grundg^esetze derselben 

Die Verfassungsknnst besdnimt, ^ni welche Weise, 
die Staatsgewalt üi und- an Persooea am besten verkor-^. 
pert wird. Ehedem beschränkte man sich darauf, das 
Ideal einer Ver&ssBng in abstnusio zu ermitteln , und 
überwies den Staatsküastlern die Sorge, die wirklichen 
Staaten nach dem überlieferten Muster zu formen* ! Die 
prdEtischen rdealisten verfuhren dann mit dan Staaten 
wie die Wilden, iBe die Köpfe ihrer kleinen Kinder 
Bwischen zwei Brettern dem Monde ähnlich machen« 

. Die Dootria hat sich j^edoch von dieser Verwirrung 
selbst geheilt, und die ehemals beliebten Yerfassungs« 
recepte vernichtet, die eine erkleckliche Dosis Freiheit 
und Gleichheit fBr alle Welt, Jung und Alt, Gross oder 
Klein verschrieben, um damit die Menschheit von allem 
Uebel zu erlösen. 

Die Verfassung besteht in Bestimmungen über die 
Herrschaft und die Kegicrung. Für beide Punkte giebl 
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es Regeln, die ans der Natur ier Saeke 'flienen oiid zu 
aHen Zeiten eikaiiiir and befolgt Vltrden«' Die «ine 
Regel gebietet, dasa die Würdigen allein die Gev^ 
haben; Jede ' Herrschaft nrass Herrschaft der Besten 
sein. Weil aber die Würdigen ' selbst fehlen oder 
schlechter Organe sich bedienen können, so fordert die 
zweite Regel, dass die Regierung vor Missbräachen 
gesichert werde. Jene Verfassung ist die beste, welche 
diese beiden Regeln in der^WirkUchkeiC ganz und gar 
erfüllet. Da jedoch die Bestimnrang des: Würdigen, die 
Sicherung der Regierung eine concreto sein, also nach 
den Verhältnissen Terscbieden geschehen muss, so ^giekt 
sich von selbst , dass die Verfassungen in Folge der 
angegebenen Principien nicht nur mfannigfaltig, sondera 
auch veränderlich^ sich darstellen müssen. Die Wissen- 
schaft deutet an, welche Formen bei der Anweiddung 
der Grundgesetze aller Verfassung auf die faktischen 
Verhältnisse zum Vorschein kommen. -Sielässt die viel- 
fachen Gestaltungen das Staates mckt als VerbildudgeD, 
sondern als natürliche Modificationen« des Einen erkenaen. 
Sie löset den Organismus des Staates in -die Th6il6;an{ 
ntad deutet ihre Formen. Dann aber stellt sie den Zosäm- 
menhang derTbeile wieder her,, wriset auf das lebendige 
Ineinandergreifen und Verschmelzen derselben, und be- 
leuchtet die Entwickhing des Ganzen in seinen Total- 
formen. 

« 

« 

Die Herrschaftsformen. 

Die Herrschaft ist der Grundstein aller Verfassung, 
denn von der herrschenden Person hänget die Regierung 
ab , und von dieser das Wohl und Wehe der Gesell- 
schaft. Die Würdigkeit des Herrschers muss daher der 
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Leitstern »ein, welcher bei je2er V^rfasswig im Auge za 
behalten ist. Diese Würdigkek ist YerBchied0n*von dem' 
meralisthen 'W«rtfae. • Wiewohl die Tugend* für' den 
Herrscher kein Cileichgültiges ist, so «nthäk sie dcHch 
nicht alle jene' Eigenschaften, -idie den besten Gewalt^ 
haber machen« Selbst die G^intesftlbigkeiten bilden nicht 
den M^assstab^der Herrschertagend, denn es ist ein 
Anderes, Gesetze zu geben, imd ein- Anderes, ihnen^ 
Achtung zu verschaffen, ein Anderes, die Ge\vek*wohl' 
auszuüben, ein Anderes j sich darin am besten zu behaup- 
ten. Die Wlirdigkeit des Herrschersbestehtausschliesselid 
in der Tauglichkeit, jene rittliche Auctorität, wekhe der 
Staatsgewalt beiwohnen muss^ bei d^fim Volke zu gewinnen.- 
Es ergiebt'Steb daraus, dass die Merkmale ''der 'Herr- 
scfaerwürdigk'eit keineswegs stehende sind, sondern^ viel-^ 
mehr nach dem Geiste des- Volkes, nach der St^iüng 
der. andern Staaten, nach dem Grade der Kultur und 
dem vorherrschenden Interesse, wechseln müssen. Sie 
lassen sich jedoch auf zwei Gattungen zurückfuhren, 
persönliche imd dingliche Eigenschaften«' 

' . ' ' ' . 

Ein kriegerisches Volk, oder ein solches,' weldies 
den Angriffen' des Auslandes bloss gestellt ist, findet 
Niemanden' ' würdig zu herrschen, wenn er sich nicht 
durch Tapferkeit auszeichnete und einen gewandten 
Führer im Felde versprach. Ein friedlicher, ackerbauen- 
der Stamm wird Erfahrung und Mässigung vorziehen. 
Hier wird gesetzgebrische Weisheit vor Allem Bedürfniss. 
DieMeder wählten Dejoces, weil er ein kluger Richter 
war. Wenn der Boden bereits vertheilet ist, so muss 
die Grösse des liegenden Vermögens ein besonderes 
Gewicht und Ansahen verleihen. Das deutsche Reich 
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bedurfte ^urcbaus landrjdbhe KaUer; 4ie anuea wur- 
den ihm immer geföhrlieh. 

Da min der Volkaigrist im Vereine mU den Umr 
st^den die Merkmale der Würdigkeit bettimmt, sa güf 
die Beliaiiptung, dass;düa Gesebichte des. Volkes jiMbev 
4ie fofrifi der Herrschaft entscheiden niSsae» Die Form 
ist yu|lfifiQh. Nach' der Personenwafal: Monarchie 
oder ^plyarchie. Die Irisiere ist in qnalilativer Hin- 
sicht: ^Aristokratie, Demokratie oder gemisohte Herrschaft« 
Nachher Airt ihrer Fortsetzung ist dieHercsc^aft Wahl- 
eder £^bherr«pbaft* 'Ob nun Einer, ob Mdirere, nach 
dem. Wahl- oder Erbrechte iiencschen sollen« das kann 
zwac im AUgemeinMB allenfalls Arörterl werden 9 aber 
insoweit die Verfassung immer aiiie . besondere seia 
muss , upd nur insol^n taugt, als sie ffir die besonderen 
VerhSÜitnisse passt, darf es eben nur ans den gegebenen 
UMj^änden, und aus nichts Anderem, «rmessen werden« 

Monarchie, Polyarchie. 

Die quantitativen, so wie die qualitativen Formen 
hängen nach Aristoteles^) davon ab, ob eine Familie 
si(äh. V9^ den übrigen au£useichnete, und den Glanzpunkt 
des Volkslebens bildete oder nicht I Ob mehrere Faiai- 
lien jin den Buhm pder in das Vermögen sieh (heilen, 
und mit ihren Thaten, mit ihrer Macht, dem Volke 
J^hcf urcht gebieten I Oder, ob diejenigen, die im Geschicke 
und im Ansehn einander gleich sind, die überwiegende 
Zahl bilden? Wo ein Hausf, ein Individuum alle Andern 
fiber$trahlet, da ist die Monarchie natisflich« Es wurde 
deA Addern nicht gelingen, sich Auctorität zu verschafi'en, 
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ausser sie, veytrieben den berirenragendea Stamm oder 
Mann. Jadesseii ists^)|f dieFri^, o^ nkbc Jder Anhai^ 
des Yertri^bexien frü^i^ oder spHter sich gegen die best^ 
hende Gewalt letzet und den V.erbannten ivieder mirüdft- 
füfaret« Es giebt Verbültnisse, iq.weletiea die H^inschaft 
durchans moBarchisch sein lun^. Wo jedoch, kein ein- 
ziges Hans 'oder fibupt die .Uebrigei^ so liocitübefragty 
Mird die Poljeprchi» natörlich sein, denn^ \yo. .Mehrete 
gleiphe ^E^^n^chaf ^en besitzen, Mrerden sie eiüeTheilung 
der Gewalt irerlangen^ Sob^l^ einige Fän^lSepfdurcii 
solche Vorzüge , die Ansehen geb^n, die U.ebffigeft .unwi- 
dersprefUieh überbieten^ w^d^ sie die.Gewak' mit 
Ausschluss dforf A^emt^ sjeh. ^EUü^glien.. lüec . ist die 
Aristokratie natürlich* . Wens./.^^r die Vorzüge, dur 
Ajosgezeiclmeten, zusaiBimeli9en^miBea,.wewgex! Gi^wi^^t 
in die Schande legen, als die ZbM der Uebjrigeti» »o w4fd 
die Demokratie Platz greifeä^^ lind «or, wenli di^ Vorzüge 
der Vornehmen dem Gewifi^te 4^ Mehr2&BJblgl|ficii stalle 
entgegen stehen, wird die getauschte Herrschaft. .einteet^« 
Wenn es^ nicht die Geschichte ist, die über die 
Herrschaftsform entscheidet, spndern die Will&iiibr der 
Gegenwart die For^i bestimmet, so kommen Ausartungen 
zum Vorschein. Die Monar«ihiQ v^kehrt. sich jn Tiran- 
nie, die Aristokratie in Oligarchie,, die. Demokratie 
in Ochlokratie. Da^ Merkmal der Herrsc^rtauglich- 
keit fehlt inallep diesen entarteten Formen« und an .seiner 
Stelle thut sich die gemi3ebraimhte Macht des Augen- 
blickes hervor» 

Wahlherrschaft, Erbherrschaff. 

Auch wie der Eine, wie die Mehreren zur Gewalt 
gelangen, hängt von der geschichtlichen Stellung der- 
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selben alK Wo Mehrere glanxei), wo dt^Gteichen die 
Mehrzahl biMen, werden die Ge^i^ällhaber geVrSfalt Und 
die WvMherrschafifc wird ihre FaVbfe datotf ' empfangen, 
ob nair die Vornehmen, ob alle Klassen' des Volkes 
wählen,' and ob die Wahl auf ge^visse G^elilechter sich 
-lenkeh mttss , oder nicht." Alle Wafhlhernlrchäft ist nach 
diesen Bdstimmnngen entweder- aristoktwtischen , oder 
demoli^allschen, oder endlich gemischten Ucspmtfges. Die 
Demokratie ^nd Aristokratie stimmt also «äA mit einer 
Art der Einherrschaft, nebmKch'mit der'Wahlmdnarcfaie. 
'In iet Demoktatte kiinn nur die ' WaMfaerrschaft 
anfkbmmen. ' Die erbfi^e- Heisraehaft setzt «ntweder eine 
Monarchie oder Artstc^afie- yciraas. Sie' gl^fifnfdet sich 
darai^, dass die Wn^digkeif^ntwed^ ilaek dinglichen 
Eigenschaften' bestimiftt '^ ' - jäid^' nach einer ' persöhlichen 
Tauglichkeit^ die • sich 'in 'd€r FamOie fortpflanzet , be- 
inessen wird« Wie wenig auch der Begriff einer erb- 
lichen Tugend (TaugH^bkelt) dem absfrahirenden Yer- 
Stande zusagt, so ist er doch eben so alt, als verbreitet. 
Unter ull^A ^Himmelsstrichen, in allen *Zangen, wider- 
hallet der Ausspruch des- Dichters: 

Portes creantur ßtrtibui^ et bonü 

Est in juvencüj eit in equisj pairum 

Vitius, nee imbellem feroces 

ppogenerant aquilae Slumbam^ 
Selbst die Sinesen, die bekanntlich aufwärts adelo, 
stimmen beim Liebte betrachtet in diese Ansicht ein. 

Die Erbform ist dreifach, entweder sucoedirt der 
Aelteste des Geschlechts, (Seniorat), oder der nächste 
Abkömhiling des Ahnes, (Majorat), oder der Erstge- 
borne des jedesmaligen Herrschers, (Primogenitur). Das 
Seniorat gründet sich auf die Hochschätzung des Alters. 
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So lange 4er Unterricht auf nieilerer Slafe sich beftadet, 
wird die Wei^eit als eia. Attribut des Altera aAgeMbatu 
Das Majorat entspricht der Idße. eiaer FortfijkMiiiig der 
Tagend aiif\jfie9|fti»]i« Dabei? kommen; beide Erbfoneni 
ija Ziupüpiiif^i^fit politischen. £indh^t am hftofigstoft vor. 
Nur die Erfahrung führet zur J^rilnaogenitur^ ' indem siei 
lehret , das; \^i einem Majorat dnd Seniori^ die' Herr- 
schaft 2a ofi ei^lediget, zu oft von rüstigöreh Sehnen 
usurpiret vtrird. 

Die Primogenitur vereiniget ,si(sh am umigslen mit 
der Monarchie, denn in dieser i^t ja die Staatsgewalt 
völlig personificirt, und pflanzet sich, natürlich, mit der 
Person vom Vater zum Sehne fort. Allein,' weil I)ei 
der Einherrschaft Alles auf das einzelne Indiddunm an- 
kommt, so muss auch gegen die zufallige Untauglich- 
keit eine gesetfidiqhe Vorsorge getroffen werden. 

Zuerst muss eine Staathalterschaft bestimmt werden 
für den Fall, wo der Herrscher wegen Wahnsinn, Minder- 
jährigkeit oder Unfreiheit das Zepter nicht führen kann. 
Man überliess es früher dem jedesmaligen Könige, den 
Vormund des Sohnes oder den eignen Statthalter zu 
ernennen. In neuerer Zeit besorgten beides die jedes- 
maligen Vertreter des Volkes. Eines wie das Andere 
ist unzureichend, weil es dem Zufalle zu grossen Spiel- 
raum gestattete. Es muss durchaus ein Gesetz für diesen 
Fall das Nöthige vorherbestimmen. *) 

Sodann wird die Noth wendigkeit eintreten das Aus- 
sterben des Ilerrscherstammes in Erwägung zu ziehen. 
Das weiUiche Geschlecht ist nach der Idee der erblichen 
Tugend von der Nachfolge auszuschliessen , weil durch 

*) J« Fr. Reitemeier, Onindsätze der Regentschaft. Berl. 1789. 
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— . Die D«aokraÜ6 iäUt zwanr nie in den Fehler der 
Erstarrung, aber sie gehet in daa andere Cxirem aber. 
Seh wer-t «-überwindet sie die albugroBse Beweglichkeit 
und FlüssigkBit) niid..;gelanget selten M der notfiigen 
SpU4itat und Stafailitäu 

Die ausgeartetea Herrschaftsformen tragen ihre 
Schlechtigkeit auch ai^ die Regierung üh«r, nnd erzeugen 
den Despptismus. Er bestellt in dein stehenden AGss- 
brauoheder öffentlichen Gewalt zu den Privatzwecken des 
■Herrsehers. 

» * 

Die Re gier ungs formen.. 

Die Regierung Teihäh sich zur Herrschaft, wie der 
Gebrauch zu dem Besitze. Im Herrscheftsrechte ist we- 
.sentlich auch das Begierungsrecht enthalten. Aber die 
Herrschaft hat ihre eigenthümlichen Firmen, wie wir 
sahen, und die Regierung nicht weniger, wie wir sehen 
werden« 

Es kann nehmlich in dreifacher Form regiert werden. 
Entweder übt die herrschende Person die Gewalt ganz 
allein und vollständig aus, dann ist die Regierung ab- 
solut. Oder der Gewalthaber, wenn, er eine mystische 
Person ist, theilt die Gewalt nnter die Mitglieder, sei 
.es nach den Bestandtheilen der Gewalt, sei es nach 
.Abtheilungen der Mitglieder, und dann . geschieht die 
Regierung getheilt. Oder die herrschende Person übt 
die Gewalt vollständig aus, und bindet sich nur an die 
.Mitwirkung einer Volksvertretung, dann ist die Regie- 
rung beschränkt. 

Es ergiebt sich aus' diesen Erklärungen, dass die 
absolute Regierung zu allen Herrschaftsfornien stimsiet» 
Die getheike Regierung kann jedoch nur bei einer 
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Polyarehie vorkommen. Die besdiräiikte Regierung eignet 
sich zur Ariiftoknitie, und noch mdir zur Monarchie. 
Da die Demokratie eine volksdiumliche Regierung noth- 
wendiger Weise mit sich führet, so ist die bescbiftnkte 
Regierung in der Demokratie ein Unding* Greift sie 
dennoch Platz, so kündiget sie eine Irregularität an, 
welche auf die nahe Auflösung der Verfassung deutet. 

Die abiolute Regierung, 

Die absolute Regierung ist offenbar die natürlichste. 
Da nehmlich nur die Besten herrschen sollen, so müssen 
sie (scheint es) auch Töllig frei die Gewalt ausüben 
können, damit sie das Gute, so schnell wie möglich, ver- 
wirklichen. Grosses kann nur dort geschehen, wo die 
Gewalt sich rasch entwickelt, um den Widerstand der 
Schlechten zu unterdrücken. Wären die Herrscher Götter, 
so würde die absolute Regierung, so gewiss sie die 
ursprüngliche Form ist, eben so gewiss die einzifj^e Form 
bleiben. Weil aber die Herrscher Menschen sind, und zu 
ihren Organen ebenfalls nur Menschen nehmen können, 
so ist die absolute Regierung eine völlig zweideutige 
Form. Vortrefflich, wenn sie nicht entartet; unerträg- 
lich, wenn sie verdorben ist. In dem Giftthaue der 
Immoralität, wodurch die Nation von oben herab^ent- 
kräftet wird, verwelken alle Blüthen des geselbchaftlichen 
Lebens, und wird das lachende Gebiet des Staates gar 
bald in eine freudenlose Steppe verwandelt. 

Die Herrschaftsformen haben auf die längere Wohlthä- 
tigkeit oder auf die frühere Verschlechterung der absoluten 
Regierung einen merkwürdigen Einfluss. Die Erbaristokratie 
beschleuniget am meisten die Ausartung derselben, weH 
immer die erbliche Vielherrschaft zur Absonderung vom 

8 
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ftllgdmeinen Interesse ^ und cum Anklmpfen gegen den 
Strom der Terftndemdeii Zeil angetrieben wird. Die 
Erbmonarcbie hält dagegen die absolote Regierung lange 
gut und frisch, weil der Erbmonarch nicht durch die 
Natur der Sache zur Opposition gegen die Interessen 
der Mehrxahl genSthiget ist, femer, weil der Tod den 
entarteten Monarchen einmal hinwegrafft und Aussidit 
auf eine bessere Herrschaft öffnet , endlich , weil die 
Energie der Regierung auch von Missbcäuchen sich eher 
loszureissen vermag. Wahlbenrschaften bewahren die 
absolute Regierung 4a>^"^ ^^n längsten, weil die WaM 
selbst gegen ganz unwürdige oder unfähige Herrschaften 
schützet» Zugleich zerstöret sie das Grundübel der abso- 
luten Regierung^ den heranschleichenden Wahn, als sei 
das Volk eine Art Eigenthum des Herrschers. In der 
Demokratie artet die absolute Regierung höchst selten 
aus, wenn nicht die Wahl des herrschenden CoUegiuins 
an siclj^eine fehlerhafteist. Daher macht schon Piaton 
die Remerkung, dass die Demokratie an sich am wenig- 
sten genüget, aber dafür am wenigsten sich verschlechtert. 
Selbst in der Wahlroonarcbie dürfte die absolute Regierung 
sich sehr lange vortheilhaft bewähren» Ein absoluter 
Wahlmonarch ist wenigstens am ehesten im Stande, das 
böse Gefolge einer Fürstenwahl zu bannen« Polen ging 
unter beschränkten Wahlfursten zu. Grunde, und es 
erwuchs unter absoluten, die auf eine sehr kJmdlicbe 
Weise, mitunter wegen komischen Verdiensten (der Sage 
nach), erwählet wurden. 

Wie auch die Herrschaftsformen die absolute Regie- 
rung hinhalten mögen, die Ausartung selbst hört nicht 
auf zu drohen« Denn diese Form hat weder in sich 
eine Gewähr ihrer Güte, noch duldet sie eine äussere. 
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Jedes wirksame Hichemngsniittel widerstehet ihrer Natac 
Erst in neuerer Zeit trägt man sieb mit einem Areanam, 
welches die absointe Regiernng nnven^nndbar machen 
soll» Man taucht sie wie Achill ens in den Lethe, 
aber Schade nur, die Sohle bleibt dem Verderben ans- 
gesetst! Das Areannm ist die Pressfreiheit« 

Aue Yorthefle, welche die Regierung f&r sich 
Ton der Pressfreiheit xiehen kann, bestehen in folgenden: 

1) Die freie Presse fahret die eifrigste Kontrolle 
über die Gewalthaber und ihre Orguie. Mit mehr als 
Argosangen verfolgt sie die Sitten, die Gesinnungen, 
die Fähigkeiten der öffentlichen Personen, und nöthiget 
sie^ etwas zu taugen oder abzutreten. 

2) Sie bereitet eine olBfendiche Meinung, und bildet 
durch sie die politischen Anlagen. Nur wo die Presse 
frei sich beweget, giebt es reife Einsichten und tief wur- 
zelnde Maximen* 

3) Sie arbeitet der Regierung vor, indem sie alle 
Maassregeln bespricht, und durch vielseitiges Beleuchten 
die Wahrheit zu Tage fördert. Die Gewalthaber erfahren 
die Wünsche der Mehrheit, diese aber vernimmt die 
besseren Grunde der Regierung. 

Wenn man aus diesen Vortheilen gleich folgert, 
dass die Pressfreiheit das ausschliessende Präservativ 
einer jed^i Regierung sei, so handelt man offenbar vor- 
eilig. * Am wenigsten lässt sich behaupten, dass die Press- 
freiheit die absointe Regierung fehlerfrei mache, denn 
gerade die absolute Regierung scheint von der Presse 
leiden zu können. 

1) Die strenge Kontrolle über alle öffentlichen Per- 
sonen mag wohl zur Besserung zwingen, aber auch die 

8* 
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Auetoritat erschütteirB , welche die abtolate .B^erang 
am wenigsteh entbehren kann. • * 

, 2) Die Presse trügt allerdings zor polnischen Bildung 
bei 9. aber auch zur polidschen Yerbildung, die gerade 
bei absoluter Regierung, zumal in Monarchien, selbst 
unter den besseren Köpfen um sich greifet, 'Das Viele 
Sprechen verflacht öfters, statt zu unterrichten, und die 
gediegene Belehrung schöpft man nie in den Blättern 
des Tages, die dem Augenblicke huldigen* 

3) Die Presse kann durch ihre rasche Prüfung aller 
Begierungsmaassregeln leicht die Regierung erschweren. 
Allerdings entwickelt sich in dem Processe der Meinun- 
gen die Wahrheit, allein die Regierung kann das Ende 
nicht immer abwarten. Ihr erstes Gebot heisst schnelles 
Handeln. Die Presse kann daher mit der Regierung 
oft im Streite stehen j wo diese recht verfuhr, und ihr 
unverdiente Gehässigkeit bereiten. Hascht die Regierung 
nach Popularität, (und muss sie es nicht zum Theüe?) 
so läuft sie Gefahr, in den Strudel inconsequenter An- 
sichten gezogen, und darin begraben zu werden. 

Gewiss, mit der freien Presse allein ist nicht alles 
gethan, und sie kann schon darum keine genügende 
Garantie einer guten Regierung sein, weil sie selbst einer 
Garantie bedarf. 

Die get heilt e Regierung^ 

Pie getheilte Regierung ist fast ;so alt, als die 
Polyarchie, aber die richtige Vorstellung derselben sehreibt 
sich von heute. Die Alten fassten sie ganz einseitig 
auf. Die Theilung geschieht nehmlich entweder mehr 
in Bezug auf die Personen, oder mehr in Bezug anf die 
Gewalt*. Im ersteren Falle bilden die Herrschj^r mehrere 
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K8rper ^ eine Sede. Im sl^^'eU6n Falle wird die 
SüBifeitsgeiwait in ihre' TheHe aufgelöst, und die beson- 
deren Gewalten werden abgeeondert ausgeäbt« Jeder 
ThkA des herrsehenden Körpers hat dann seine besondere 
FMitrtion. Bei d6n Alten herrschte nnn die erste Art 
der 'theilan); vor. ' Darum fielen sie «q leicht in den 
fi^iim, als sei nidit die Theilung der Gewalt,' sondern 
die^Feif^nirung des hemchenden Körpers die Hauptsache« 
So begehrten sie aaf dem Markte,* wie in den Schulen, 
liiehl s» sehr eineThiNiung der Gewalt, als eine gemischte 
Hölrrscliäft. ' N«eh'PIktdn sollte die Monarchie und 
dD^il^riitie^ nach Aristoteles dfe Monarchie und Ari- 
stokratie verschmolzen werden. Polybrus ffihrte mit 
•Bezug a^f die romische Verfassung eine neue Ansicht 
laus, 'nach welcher ein voUkommner Staat die Monarchie, 
Aristdkratie und Demokratie in sich entfalten soll« Er 
l^atie Cicero zum wörtliohen Nachbeter. Thomas 
Morus und Con tar ini unterliessen nicht, diese Mischung 
der Formen weiter zu empfehlen. Nur Bodinus*)trat 
dem Orakelspruche entschieden gegenüber. Quonüm 
haec düciplina max^^ in repuUica immliüg eiere 
foieBti' accuraUm nobis ett et mtbiilius escpKtanda. Mit 
dies^ Worten dffnete er- die strenge Prüfung. In de» 
That stiftete die einseitige Ansicht vielen Schaden. 
Grosse Anstrengungen führten ihretwegen zii winzigen 
Resultaten. Man muss unwillkührlich an den Schneider 
denken, der ein Kleid machen sottte, welches Mantel, 
Ueberrock und Frack zugteidb ser. Das Zeug wurde 
versehiii^eni und das unbequeme Kunstäck verdriesslich 
an den Nä^el gehängli L o c k e hat das Verdienst, 



*) De repebi. iibr. I. cap« I. 
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Aaam er zaerat ia dür vergSttertea Mbehoiig der H^r- 
schaftsformeD das Wesen erkannte, nnd die TheUong 
der Staatsgewalt selbst als das PHncip der Verfasanng 
ankündigte« Montesquieu brachte dann die Dreithefr* 
lang der Gewalt mit den drei Formen der Heirsdiaft 
in y erbindang, and erläuterte den Grundsats durdi die 
englische Constitution. Alldn xwei Dinge sind bin heu» 
tigen Tag noch nicht recht anerkannt worden, erstens, 
dass die Theilang der Staatsgewalt nothwendig eine 
Vielherrschaft voraussetset, sweifrens, dass die Thei* 
lang der Staatsgewalt blos die Regierung angeht, und 
die Mischung der Herrschaftsformen kdneswegs fordert 
sondern nur lulässt 

Wir wollen die Richtigkeit bddw Pankte beweiseni 
Der Endzweck aller Theilang ist — dem Missbrauohe 
der höchsten Gewalt durch ungetheilte ToUständige Aus- 
übung, SU begegnen« Zu diesem Behufe bestellte man 
mehrere CoUegia, die einander wechselseilig beschranken 
nnd bewachen sollten. Allein diese Einrichtuog hätte 
nichts gefruchtet, ja die Regierung unendlich aafgehaltea, 
wenn sie nicht aus der Theflong der Staatsgewalt als 
ihrer Wund erwachsen wäre. Der Kampf swischen 
dem Adel und Volke fährte dahin, ein Collegium und 
eine Gewalt vorzüglich dem Volke, die andern CoUegien 
and die übrigen Gewalten vorzüglich dem Adel einzu- 
räumen. So gesellte sich zur Theilung das Princip der 
Mischung. Als man über die beste Zusammensetznag 
der Regiernngskörper nachdachte, kam man auf die 
Wahrheit, dass die vollziehende Gewalt in der Hand 
eines Einzigen an Kraft und Schnelligkeit gewinne, und 
so schlug man vor, die executive Gewalt einer physischen 
Person zu überlassen. Da aber die Monarchie wesentlich 
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«larin bestehet, dass ein Einziger die gesammte Staats- 
gewalt besitset, so erkennet man leiclit, inwieweit Ton' 
einem ntonarchischen Elemente die Rede sein kann« Es 
fiillt ia die Aogen, dass die getheihe Regierung and die 
Monaschte sich dnreliaas nieht Tereiabaren lassen. Mich 
diiidcfc, (sagte Bolingbroke), die Einfuhrnng eüM 
wahsen und Ueibendea monarchischen Ma<At wßrde die 
arislekfatis^e Verfessnng sowohl als die demokratische 
zerstjoteü , so wie lein grosses Licht sin kleineres ver<^ 
dttokelt« Selbst diei Nothwendigkeit einer Mischni^ der 
ArisUdcratiie nnd Demokr^e ist — Mantom. Die Ztt^ 
aammensetzni^ des regierenden Personals kann ja nur 
von den Umständen abhängen. Es können Angeablicke 
im Volksleben erscheinen , wo <Be Herrschaft unter we^ 
n%e :p%siscbe Personen getheilt werden mnss. In der 
Regdi wird freilich eine Combinatioa der Ajristokratie 
undJQemdcratie nn\ Dasmn kommen, allein man bewrise, 
dass dieselbe eine Anf^^fdbe aUar Völker und Zeiteil 
abgebe*. Wo die eigeQtUchen aristokratischen Elemente 
mangeln, wird die Polyarchie, gewiss^ deraoloratisehefr 
Natnr sein müssen , denn es ist nichts geftbrUchei:, ak 
die Improvisation ein^r Aristokratie« Die Verfassung 
der vereinigten Staaten von Nordamerika bat die Welt 
belehrt, dass eine Demokratie mit wohlgetbeilter Regler 
rang selbst den Feinden die innigste Bewnnderong. ab- 
locken könne, und sie hat auch das Systeoi der Mischung 
aus der Mode gebracht «^ 

Wir sclireiten nnn zur Beuvdieilmig di^sei^ Regie^ 
rungsforro. % 

Die getheilte Regierung zeichnet sich durch folgende 
Eigenschaften aus. Es entstehet ein geil^isses Clleich- 
gewicht der Macht; ein CoUeghim kontrotliret d^s andejce 
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und verhütet «eine Ausartung. Zegleich tritt ein fordi^« 
Ucher Wetteifer ein, von dem das Volk die reichsten 
Friiehte ärntet« Dieser Yordieii ist der geth^ten Rögie- 
vang so eigenthümlich, dass die Hexrachaftsform nidit 
im Mindesten etwas dazu thnt Ja die getlieäte Regie- 
cttPg wirket günstig auf die Herrschaft . ein. Sie «eiMIt 
die aristokratische Polyarchie in der gelidrigen Mtssigung, 
und verleiliet der demokratischen die nöthige Festigkeit. 
Die Hauptschwierigkeit bestehet darin, dass her 'der ge« 
theilten Ausübung leicht die Einheit dir Staatsgewalt 
verloren gebt, und eine. Disharmonie der Gewalten, ja 
wohl gar die Auflosung nach sidi asiehet. Wenn von 
Regierung die Bede ist, (Sagt Sieyes), so üst Einheit 
allein Despotismus, Trennung allein Anarcliie, nur Tren- 
nung mit Einheit giebt die gesellschaftliche Gewälir, 
ohpe welche keine Freiheit fest begründet ist. Diese 
Gegens&tze, Trennung und Einheit, anszuglmhen, ist 
aber keine so leichte Aufgabe! 

In Bezug auf die Einheit der Begiemng wird es 
allerdings von Wichtigkeit sein, von welcher Art das 
Verhältniss der herrschenden Glieder unter einander be- 
stimmt wurde. Sieyes*) unterscheidet in seinem Be- 
icht über das Garantiegesetz der repräsen- 
tirenden Versammlung zwei Systeme. Das Eine, 
welches die Alten befolgten*, nennt er da^ System der 
Gegengewichte ; das Andere detk ISysteün des Zusammen- 
wirkens. Mit gutem Grunde spricht er dem ersten 

4 

Systeme (das auf ein mechanischeis Gleichgewicht der 
Gewalt recht eigentlich berechnet ist) alle Garantie der 
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*}• Politische 8chiifiten von dem deutschen Uebersetzer (tJsteri) 
gesammelt 1796., Tb. II. S. 371. 
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Einheit ab. Dasselbe (sagt er) gtebt einem KSrper zwei 
Köpfe i «m durch den Fehler des Einen die Schlimmen 
Wirkungen des Andern sa verbessern. Allerdings wird 
dnrdi'dfe doppelte Instanz, die jede Maassregel durch- 
laufen »iass',"die Yorschnelligkeit beseitiget, allein ist 
nicht anch die' Schwerfälligkeit ein Uebel? — Werden 
die beidenvHdple, die über dieselbe Sache nach einander 
berathsn'uiid.bescUieBsen, nicht in Spannung gerathen, 
gereizt^ wdriden , auf offenbare Opposition verfallen ? 
Imm^'* wird dann eine Gewalt die andere zu unter- 
jochen wissen. 

Nach Aatk Systeme des Zusammenwirkens werden 

die einfiEoInän Körperschaften^ Wdche die einzrelnen 

Gewalten ausüben , durch eine taugliche Einrichtung 

zu einem: ^otganisirten Ganzen verbunden. Es greift 

nehmlich eine Behörde zugleich in den gesetzgebenden 

und vollziehenden Körpw, and vwbindetsie mit eiserner 

Spange. Diese Behörde kann ein Colleginifi sein, oder 

eine physische. Person. Mit Recht äusserte Siey es in 

demSendskshreiben an den amerikanischen Schmähredner 

Payne, isj^ der monarchische Triangel für die Ein- 

theilung der Gewalten , wdche der wahre Damm der 

öffentlichen. Freiheit is^, bei Weitem geschickter sei, 

als die republikanische Plattform« Indesaeb * bildet in 

der nordamer&anischen Bundesverfassung offenbar der 

Senat, ohne Nachtheil, die- Klammer der Gewalten, denn 

er macht die zweite Instanz der. Gesetzgebung aus, und 

controUiret zugleich' die vollziehende Gewalt, die in der 

Hand des Präsidenten ruht. 

Aber das. Yerhältniss der herrschenden Glieder zu 
einander, ist es denn wirklich die Hauptsache? Warum 
war man .und ist man noch im Zweifel, wie es denn zu 
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bestimmeii seit Warum half dc^r g«scUdtt6$(e Meeba* 
nutmus so wenig? Waram blieb die R^ieTW^ söwobl 
bei dem einen, wie bei dem andern Systeme »iweileB 
stille stehen? Den Grund kennen wir woU uägea» 
Das Verhältniss der Glieder ist nieht d«i Enrte, soiidan 
die richtige Theilung der Gewalten ist mL Die Alten 
theilten die Gewalt fehlerhaft in die Ic^^dative, richte« 
liehe und executive. Die legislative Gewalt war bdd 
dem Volke äbergeben, bald einem gemisdUen Kirper. 
Die execntive Gewalt blieb gewohnlieh ^em Adel j bald 
einer einzigen Person , bald Mehreren. Die riditeiliche 
Gewalt kam unter allen Formen tcht* Imm» war jedoch 
das Ueberbein dieser richterlichen Gewdit der Grund 
eines Uebergewichtes Ton einer oder der andern Seite. 
Die Staatsgewalt ist nur legislativ oder executiv, daher 
darf sie nur so getheilt werden« Doch bleiben bei einer 
realen Theilung gewisse Gerechtsame übrig, die weder 
der einen, noch der andern beizugeben sind, weil sie 
eine eutsdieidende Willkühr provöciren. Dieses Sub- 
jective wird am besten in einer physischen Person zur 
dritten Gewalt erhoben, in welcher die gesetzgebende 
und vollziehende Gewalt zusammenlaufen sollen. Das 
ist jene Nothwendigkeit einer, über allen Gewalten 
schwebenden, subjectiven Gewalt, die Clermont Ton* 
nerre hm der Frage der Tlieilung schon zur Sprache 
brachte*). Aber auch hier herrschen grosse Missver- 
ständnisse. Denkt man sich die physische Persern, die 
die Gewalten verbinden soll, als einen wirklichen Mo- 
narchen, so spielt man mit Worten und Vorstellungen. 
Entweder meint man es nicht ernst mit der Monarchie, 
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oder idiredlidb mit der gedidben Regiemng. Nw wenn 
man eich die Regiening so voireldit, daas ein von der 
Nadoa gewtiüftea Colleginm die gesetigebende Gewalt 
besitsi^ ein pbjptisches In^Tidanm in dem geseti^ieben*« 
den Kdrper Torsitset und die verantwordioben Mitgfieder 
des troUaiebenden KSrpers wäUet, bat man ein Bild 
einer Pelyartbiet die in eine Spitse aaegdiet^ and eineit 
wahriiaft getheilten Begienmg. Ein solches Bfld lieleri 
aber nicht £e englisdie YecfjBSSttng, demi der König 
ist die dritte Instanz der Qesetasgebnng, nnd besitiet 
die ToUziehende CSeiralt; er ist mit einem Worte die 
volle Biäjestat. Ein solches Bld bietet aber d«r Staat 
von & DomiogD^ dessen lebenslänglicher Präsident die 
Senatoren votscUägt, nnd sogar seine Nachfolger 
bezeicbnet. 

Wir n^sen noch einen Blick aof die Ideale ein« 
getbeillefi Bcgiernlig werfen. Dunit kann man nur daf 
System der Mischung der Aristokratie nnd Demokratie^ 
and das System der Bepidsentation bezeiehnM* 

Das System der Mischung. 

4 

So weil die Gescbiclite rricht, treffen wir in jeder 
Nation, die ihre Entwicklung selbstständig von Unten 
anfing, awei angleiche Masfsen. Die kleinere Mass« 
erscheint ids Adel in weiterem Sinne; die grossere trägt 
den Namen des Volkes im engsten Begriffe des Wortes» 

Der Adel wird von Aristoteles bereits dls fort«* 
ge^Banater, forterbender, moralischer nnd physlsoh^ 
Reichthnm angesehen, nnd obg^ich ein Widersprach in 
diesen Ikferknuden obzawalten scheint, so sind sie doch 
ohne Zweifel gans richtig« Vermögen nnd innere WSrde 
sind wirklich keine dbparaten Beg^nffe. Ohne Vermdgen 
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kann d«r Menacb teiiie Ftiü^cmten sehwc^ 6iitwiek«U], 
die UjBgebiiDg nicht leieht koinea lernen, den dffUDt- 
Uohen Sreaehäfite wenig obliegen, kurz, seine Seele nibht 
kwireiseen' von der indtfiduellen Serge m|d i^ie' nickt auf 
du AUgeneine richten» Die politische' 'Tngeäd im 
Chrossen atStst sich also in der Begel auf physisdie 
Mittel*' Pflenst sich niin das yermSgen fcnt, so mnss 
sick/aitdi der geist^ Yarzng veredbea. Die "HiateB 
des Ahaeil wecken den moraliädien Ehrtrieb des Enkels 
und' leAkto fr^he seia. Gemüth zum dffentlidhen Lebeii. 
Das Beispiel des Vaters wirkt mächtig aof den Sohn. 
Sei oach die Erzidiung. eine öffentliche und gleiche, ver- 
schiedne Abstammung wird veischiedne Tagend an das 
licht fördern. Solche vorzügliche Geschfanditer müssen 
auch im Staatsleben einen Vorzug vor den Uebrigen 
erwerben, und die hairschcmle Klasse bildini. Nur so 
kann die Herrschaft, die Regienittg, eine gnte sein; nur 
so ist die Gfs^Uschaft bewahci rat dem Despottsmas eines 
Einzelnen oder des rohen Haöf^is« Dev Adejl > garantirt 
in der Kindheit der Nationen die allgemeine Freiheit 
Allein 4ie fortschreitende Enh^icklung ' der Nationen 
{i^bel :das Volk, und degradirt dadurch den Adel. 
Pie erUttbende Industrie bereichert die plebe^chen Fa- 
«lilien, sie haben die Mittel, mit dem Adel zu wetteifern, 
und . bald bildet sich ein neuer Adel im Volke. Vor- 
;sugUche9 Talent, grosses Vermögen ist srin Fundament. 
J^ta^t . yreibt. sich Adel und Volk, und wenn der Adel 
weise nHchgiebt, : den . Plebejern stufenweise grossem 
Antheil mi der Herrschaft, an der Regierang einräumet, 
^o k£»)n : dieser ^ampf far das Ganze nur von dem 
grösstea Nutssen sein. Man macht Diamanten glänzend, 
indem, ipai:^ sie aneinander reibt, Adel und Volk 
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gewHUMn an Energie, an Tagend, wenn sM auf gisecx« 
liehe Weise .mit einander ringen, wie in dem ritmicchen 
Staate* Rom« henrlichgie Zeit war bekanntRdi, vro die 
Patricier und Plebejer in die Herrachaft sieh theilten. 
Sein Verfali'aber sdireibt sich vom plel)ejisehen Ueber- 
gewichte her*}» 

Wenn nnn nach die Mischung der Aristokrade unll 
Demokratie als ein nothwendiges nnd rühmliches Mo- 
ment des natürlichen Staatslebens ersehnet, so darf 
doch dieselbe nicht überschätzt werden* Der Adel muss 
sich mit der Zeit umgestalten, wenn er nicht die Fort- 
schritte der Gesellschaft hemmen will* Je schroffer er 
sich dem Volke gegenubersteOt, desto gefilhrlidier ist 
sein Stand* Ueberfliigelt ihn das Volk, so zerschmettert 
es auch sein Fassgestell, sollte gleich alsobald der 
gähnende Abgrund vor Aller Augen sich dffnen, den 
nur ein geharnischter Ritter füllen kann* Giebt aber 
der Adel zu leicht nach, so wird er pfeilschnell auf den 
blossen Namen reducirt* Beides ist nicht zufällig, son- 
dern nothwendig, denn der Adel bezeiclmet ein geschicht- 
liches Entwicklungsmoment, welches nach erfüllter Be- 
stimmung nur noch eine historische Bedeutung haben kann* 

Den Beweis liefert ein Blick Huf die reellen Grund- 
lagen des. Adels* 

1) Das Hauptfnndament bildet das« erbliche Ver- 
mögen* Sollen die Famffien nicht verarmen, so muss 
die Erstgeburt einen Vorzug gemessen, so müssen Majo- 
rate errichtet werden* Damit aber ist ausgesprochen, 
dass die jüngeren Söhne, die Töchter, nicht zu dem 
Adel gehören dürfen, und dass der Adel mit stehendem 



*} AneiUon, tUror die Staatsw« S. 72. 
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yeniSgm «luMWUMiiattt Solka gl^diw«U mA die 
jSagttn BSkne den Adel hahmk und fwtiAMacD, lo 
werden bald alle öffendichen Aemter ihre Pfrfindea Uldm 
Btraeieii. Vorbiei ist dann die Beehdidikeil vad Wohi- 
4|y|tigkeit des InstitiilM; es giebft ^aea Adel olme poB- 
tische Tugend ; die Augen des Volkes ergUll^ bri aeinea 
AMkk. Ndr die Gewab kann ihn aitfreeht erhalten. 

2) Das andere Fondament ist erbliche Tngeai. 
Wenn sich der Plebc^jer tiher die EdeUenfte sehwingety 
dann haben sie ebenfalls ihre Bedeutung fSr den Staat 
«iagebSsst Sie sind nicht mehr die Besten, die die 
Gewalt haben mfissen. Diesem Uebel hilft niohts ab, 
als die Verleihung des Adels an ausgeieichnete Plebejer 
und die gehörige Vorsorge, dass die neuen Menschen 
keinerlei Zurücksetaung erfahren^ wodurdi aber bereiti 
eine Ausgleichung swischen Adel und Volk beginnet 

3) Es ist nicht möglich, bei grösserer Natioaalbil- 
dung dem Adel die Aemter Torsubehalten« Wer einem 
Gewerbe nachgeht, kann freilich rechtlicher Wein 
nicht ein öffentliches Amt Yersehen. Es gehöret dasu, 
dass Einer sein ganses Leben dem Staate widmet. Allein 
an solchen Menschen wird es dem Volke nicht fehleo, 
wenn es nur erst eine gewisse Stufe erUommai hat 
Dann muss der Adel den Plebejern Begienmgstellen 
öffnen, wenn es nicht zum Biirgerkriege kommen soll. 
Je schwieriger es dem Pldbejer wird, sidi in die Hohe 
au heben, desto mehr wirdTfichtigkeit der Charakter 
des plebejischen Staatsmannes. Der Adel yerliert aber 
dadurch das ursprüngliche Vorurtheil, ja es geht auf 
die Plebejer über und überliefert ihnen die Aemter. 

Ich denke, dass zwei Wahrheiten aus dieser Untersu- 
chung klar werden, er stens, dass Adel «nd Volk nur dano 
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wohl sttsammen stehen, wenn der A.del (durch die j8n- 
gern SMne) in das Ydk, das Volk, (dureh die Ansge- 
Eeichneten) in den Adel fiberfliesst, xweiteiis, dass 
selbst in diesem Falle Adel und Volk nur so lange 
getrennt (wie awei Stämme) dastehen werden, bis das 
GMehgewieht iiergestellt wnrde. 

Das System der Mischung kann also nur fSr gewisse 
Volker nnd für bestimmte Eatwicklnngsperioden eine 
nnbedingte Empfehlung verdienen» Muster werden die 
alten V^assungen bleiben, deren Schöpfer nach Mon- 
tesquieu in der Klassificirong der Bürger sidi öfters 
über sich sdbst erhoben* 

Das Bepr atentativss st em. 

Wenn die Epoche der getrennten Stände vorüber 
ist, bridit die Zeit der Repräsentation erst an. Wenn 
die Klassen der Gesellschaft ihre starren Formen ver- 
lassen, wenn sie sich bewegen, einander beriiliren, in 
einander übergehen, dann verschmelzen sich die Inte- 
ressen, die Menschen (dass ich so sage) verallgemeinem 
sich« Jetzt verflüchtiget sieh auch der individuelle 
Charakter der Herrschaft, und eine eigenthümliche, univer- 
selle Stimmung dringt in das regierende CoUegium« Es 
bilden nidit mehr Individuen aus dem Adel, aus dem 
Volke, küasdich gemischt, den herrschenden Körper, 
sondern es erscheinen darin ausgezeichnete Individuen, 
die das Vertrauen ihrer Mitbürger zur Herrschaft berufet 

Sieyes behauptete, dass ein Repräsentantenkörper 
keine reine Demolaratie gebe. Das ist insoferne sehr 
wahr, ids bei dem Repräsentativsystem weder der Ge- 
gensatz von Adel ^und Volk existiret, noch die Mehrzahl 
zum Besitze der Gewalt gelangt. Das Bepräsentativsystem 
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erzielet eine ächte Aristokrade d. h. die Henrscbaft der 
Würdigsten aller Art. AUein dte Gründe» die der Abbe 
angiebt, beweisen gar nichts. Er findet nebndich das 
unterscheidende Merkma} darin, dass in d^ Demokratie 
die Gewählten Kraft eignen Bechts an der R^gimnuig 
Antheil nehmen, nach dem Repräsentativftfsteme aber 
nur als Stellvertreter die Gewalt erlangen. Was ist 
denn das für eine StdUivertretung , die hier obwaltet? 
Der sogenannte Repräsentant vertritt seine Kommittenten 
keineswegs als besondere Personen, sondern als Theile 
des Ganzen. Er empfängt keine besondere YoUmachten, 
sondern ist nur an seine Einsicht, an sein Gewissen 
angewiesen. Er stimmt nicht für seine Wähler, sondern 
als ein Glied des herrschenden Körpers. In der That, 
die Stellvertretung ist ein leeres Gedankenbüd, womit 
man die von der Wahl Ausgeschlossenen begütigen will. 
Rousseau*) war daher ein erbitterter G^ner aller 
Repräsentation. 

Das Repräsentativsystem bezeichnet einen grossen 
Fortschritt des politischen Lebens. Den Alten war es 
völlig unbekannt, und doch würde Rom vielleicht noch 
länger geblüht haben, wenn es nach seiner Erweiterung 
davon Gebrauch gemacht hätte. Die Alten kamen nicht 
darauf, weü sie in sehr kleinen Staaten ld)ten, wo alle 
Vornehmen oder alle Bürger, wo nicht, auf einmal so 
doch hintereinander berufen werden konnten. Die Neuem 
wurden durch den Umfang der Staaten dazu genöthiget. 
Die kleinsten Staaten in Europa haben fast mehr Bürger, 
als Aristoteles den grossesten zutraute. Da ist keine 
Aussicht, dass alle Bürger an die Reihe kommen. Man 



♦) Da contrat social Livr. III. Chap. XY. 
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mnsste daher ^oU in d«r Wirklidikdl von dem nralten 
Idole der poliüschen Gleich hei t, Ton der Herrschaft 
Aller, abgehen, und sdch darauf beaehrSnken, keine 
andere, als die natürliche und yeinfinftige Ungleichheit 
znsulassen, oder eine Wahlpolyarchie der geachteten 
Bürger anfirafitellen« Die Theoretiker haschten nun nach 
dem Worte Stellrertretang , nm damit ids einem asch- 
grauen Lappen die Blossen der behaupteten Sönrerainitftt 
des Yolkes zn bedecken; — — - 

Die Repräsentation hat mit Schwierigkeite^n zu käm- 
pfen , die oft die ganzen Yorziige des Systems zerstören« 
Dieselbe soll nehmlich: 

« 

erstens, keinerlei Privilegien der Geschlechter oder 
Stände zulassen. Die Deputirten theilen sieh 
weder nach Yolksklassen, noch nach Provinzen. 
Sie erscheinen ihres besondem bürgerlichen 
Charakters 'entkleidet, in Bürger in abitracio 
umgewandelt. Sie sollen auch nicht die Opti- 
muten vorstellen, ^ sondern die Würdigen aller 
Art. DasYermögen darf nur insoweit berück- 
sichtiget werden, als es einen unabhängigen 
Geist xrerbürgt; 

zweitens, die Repräsentation soll gleichwohl nicht alles 
individuelle Leben vernichten, und die Natiob» 
die immer in organische Theile zerfallen ist, 
keineswegs in eine grosse, flüssige, wogende 
Masse auflösen. Die Corporationen und Com- 
munitäten dürfen nicht alle Bedeutung verlieren, 
sonst wird dem Bürger aUe Lebensfarbe, aller 
Schmuck entzogen, und Yerlassenheit und 
Egoismus aufgedrungen. 

9 
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Diese zwei Bedingnngen scheinen in Widerspnidi 
zn sieben , , und desswegen unerf&Ilbar zu sein* Doch 
dem ist nicht so. Es muss nnr das Wahlsystem mit 
Itesonderer Rücksicht auf die st&ndisehen Verhältnisse 
«ingerichtet werden« Nnr der Aberwitz der GFeichma- 
cherei'der Reichen und Armen, der Gdehrten und Dum- 
men, konnte za dem Gedanken fShren, dass man tod 
allen Unterschieden absehen, nnd die Repräsentation so 
viel wie möglich pach der Kopfzahl bestimmen müsse. 
Selbst die französischen Konstitntionsmacher nahmen drei 
Grondfiächen der Repräsentation an, nehmlich Territo- 
rinm, Bevölkenuig nnd Contribution, wovon das Lfetzte, 
die Besteumng, doch dem Principe der Gleichheit schnur- 
straks entgegen läuft*)« Man tilge immerhin die Privi- 
legien, so werden doch die Einwohner in viele Klassen 
zerfallen bleiben, nnd das Abstrahiren von dieser natür- 
lichen Classification würde tausend Unbequemlichkeiten 
nnd Umwege nothwendig machen, wenn man es conse- 
quent durchfuhren wollte« Die Wähler können und 
müssen durch die Corporationen (Universitäten, Klerus, 
Städte und Dorfer n* s« w«) bestimmt werden, damit die 
Repräsentation auf den Grundfesten der Gesellschaft ruhe« 
Die Wahl eines Repräsentanten ist ja keine leichte Auf- 
gabe; sie fordert Einsicht, Welt- und Menschenkenntnis^ 
Die Ernennung der Wähler ist desswegen von grosser 
Bedeutung, und wird gewiss am besten durch die Cor- 
porationen vor sich gehen« Wenn nun die durch die 
Stände ernannten Wähler die Repräsentation aus den 
Würdigen aller Art bestimmen, dana ist zu hoffen, dass 
durchaus verständige Männer zur Regierung gelangen. 

*) Biirke, BetrachtiiDgeu über die franz, Revol. Berlin 1793. 
Th. 2, S. 23, 
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Indem kh dieses Ufiheil über die Reprftsentation 
abgebe, bitte ieh xa bedenken^ dass von der getheüten 
Reg;iemng die Rede wi». 

Die he schränkt e Regierung. 

£b ist sehr wichtig , den Begriff einer besobrinkten 
Regierung recht scharf sa fassen, weil die Verweebslang 
mit der getheihen Regientng so nahe liegt, und schon 
mehr als einmal einen Staat au seinem grossten Schaden 
ans der monarchische^ Verfassung in die polyarchisch^ 
geworfen hat« 

Eine Regierung ist beschränkt, wenn der Herrscher, 
die Machtvollkommenheit 6bend, aof Schranken ^stdsst, 
die ein gesetzliches Organ der Nation bildet. DasOrgtta 
tbeilt die Gewalt durchaus nicht mit dem Herrscher, 
sondern wirkt nur auf die Ansehung ein« Dasselbe 
kann nichts für sieh; der Herrscher giebt ihm, fr^ich 
nach einem bestimmten Gesetze, das Leben« 

Mit Unrecht bezeichnet man seine Wirksamkeit als 
Gesetzgebung, denn es giebt fior sich allein keine Ge- 
setze. Es schlägt vor, delibrirt, verwirft; aber das liberum 
Veto und der Stempel des Gesetzes ist bei dem Herrscher, 

Zweitens controlBrt das Orgali der Nation jeder 
Zeit die Verwaltung, indem es das Recht besitzet, Be- 
schwerde zu fähren, die Beamten in' Anklagestand zu 
setzen, imd das Budget zu verwilligen. 

Die beschränkte Regierung ist entweder eine polyar- 
chische oder eine monarchische. 

Eine beschränkte Polyarchie ist jeder Zeit aristo^ 
kretischer Natur. Noch dazu sind diese Polyarchen fast 
immer Erbherrscher. Die Beschränkung der erbaristo- 
kratischen Regierung geschieht entweder mittelst eines 

9* ' 
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V^ksNUhes, der die G«8^aie vcNrbereUe^y nad Bescltwer- 
^ie.a der Bürger Yertrki, oder mUtdfit: eines bestäadigen^ 
vom Volke erwählten , Wächter»/ 4» yolksinteressen* 
Von dieser Art erscheinet das Epfaorat in Sparta, welches 
die Lacedämonier gegen die Spartaner zu hüten hatte, 
nnd das TribunM: in Rom^ welches die Interessen der 
Plebejer gegen die Patricier verwahren sollte. 

Eine beschränkte Monarchie ist ßbeH so oft Wahl- 
imonarchie als Erbmonarchie. Die BepiehrKnknng geschieht 
;nnr dorch eine Versammlung» die entweder nach den 
Ständen , oder nach dem . Repräsentativsysteme , o4er 
nach beiden zugleich gewählet wird« Von allen diesen 
Arten soll später <&e Rede sein. Jetzt Wenden wir uns 
zu dem Werthe einer beschränkten Regierung. 

Der Grundgedanken dieser Regierungsform laelet 
dahin, dass alle Vortheile der absoluten Regiemngs- 
weise erbalten, und alle Nachtheile derselben beseitiget 
werden. Der Herrscher soll keine getheUte Person sein, 
aber dafür als physische Person nicht unmittelbar die 
Gewalt ausüben. Er bestellt vielmehr, ganz frei, ver- 
schiedene Organe, die,, der Nation verantwortlich, die 
vollziehende Gewalt unter sich zur Ausübung vertheilen. 
Die Gesetze werdeii durch das Organ der Nation und 
die Organe der Regi^ung vorbereitet, und dann, als der 
Ausdruck des Nationalwohles, von dem Herrscher mit 
Rechtskraft ausgerüstet. Dadurch wird ih der That die 
Einheit der Regierung bewahret, und ihrer Ausschweifung 
auf das Kräftigste vorgebeugt. Die beschränkte Polyarchie 
wird jedoch minder vortheilbaft. sich bewähren. Weil 
die Vielherrscher die vollziehende. Gewalt ausüben 
müssen, wird es nicht selten zu harten Kämpfen kom- 
men, die eine getheilte Regierung, oder wohl gar das 
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Uebergewicht des Volkes herbeif&hren. Jedoch darf 
nicht verschiiviegen blriben, dass auch der beschränkte 
Monarch Anlass finden kann, Eingriffe In seine Präro- 
gative zn besorgen, und gegen das Organ des Volkes eine 
Stellang anzunehmen , die einer Kriegseikläning ähnlich 
sieht. Die beschränkte Regierung treibt zwi- 
sehen absoluter und getheilter Regiernng- 
umher. 

Wem daher die Ruhe das höchste Gut enthält, 
wird gegen alle Reschränkung declamiren. Wer dagegen 
nur Rewegungen fUrohtet, wird blos eine ideale Beschrän- 
kung verlangen. 

t 
Die ideale Beschtänhung. 

Die Beschränkung wird mit Recht eine ideale ge- 
nannt, wenn das Organ des Volkes keine entscheidende 
Stimme über die Gesetze, kein Recht über das Budget, 
keine Befugniss zu einer eigentlichen Anklage besitze^ 
sondern nur über Propositionen ein Gutachten abgeben,, 
die Steuern repartiren, und Beschwerden anbringen darf. 
Denn in diesem Falle trifft die Regierung keine realen 
Grenzen, sondern wird mur sich selbst insofern beschrän- 
ken, als es gefahrlich scheint, den ausgesprochenen 
Wünschen und Klagen der Besten das Ohr zu verschliessen. 
Alle Gewähr läuft dahinaus, dass das Volk eines 
gesetzlichen Organes sich erfreue«. Diese bloss ideale 
Beschränkung hat bedeutsame Vertheidiger an Reinhard*) 
und Zachariä **) gefunden. In der That wird gegen sie 
nichts einzuwenden sein, wenn sie nur den Anfang 



*) Die Bundesakte über Ob, Wann und Wie? deutscher 
Laudstände. Meidlbrg:. 1817. S. 39 — 119. 

**) A. a. O. B. 18. Haupst. 3« 4. 
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vorschlagen 9 TorgescUagene rerwerfen^ und die Organe 
des Herrschers zur Rechenschaft sieben kann, oder das 
Budget Terweigem darf« 

Diese Rechte scheinen in manchen Augen eine Tliei- 
lung der Gewalt zwischen dem Herrscher und den Stell- 
▼ertretern des Volkes nothwendig *zu begründen, aber 
dem ist nicht so« Der Schein beruht auf unklaren Vor- 
stellungen der getheiiten Regierung. Die Theilung der 
Gew&lt setzt coordinirte Körperschaften und selbstständige 
Anthefle an der Regierung Toraus. Wie kann man aber 
das Organ des Volkes dem Herrscher coordinirt wfibnen, 
da dieser das Recht besitzet, die Versammlung zu berufen, 
zu prorogiren, aufzulösen, ihren Beschlüssen ein freies 
Veto entgegenzusetzen ? Wie darf man ferner die IMit- 
wirkung der Versammlung selbstständig nennen, da ihre 
Beschlüsse nur n^ativ entscheiden, nur durch den Herr- 
scher Gesetzeskraft erlangen 1 Freilich verwirft sie auch 
die Propositionen des Herrschers, aber nicht so wie 
dieser. Wenn der Herrscher etwas verwirft, so hat die 
Versammlung, die das Veto vernahm, kein Mittel mehr, 
ihre Vorschläge wieder anzubringen« Erst eine neue 
Versammlung kann wieder anfragen. Wenn aber die 
Versammlung eine Proposition des Herrschers verwirft, 
so loset der Herrscher nach Umständen die Versammlung 
auf, und legt einer neuen seine Postulate vor. Allerdings 
kann es nun kommen, dass der Herrscher bei gar keiner 
Versammlung durchdringet, allein soll denn der Herr- 
scher Willkührliches durchsetzen? Er habe freien 
Willen, aber keinen Eigenwillen! 

Die Bewilligung des Budgets setzt der Regierung 
eine indirecte Schränke, Sie nödiiget nehmlicb dazu, 
die Rechte und Interessen des Volkes zu, berücksichtigen, 
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und den aUgemeinen Wohlstand nach Krftfien xu befor- 
dern. Die YolksTertreter eneheinen vne eine schweigende 
Prüfungsbehörde der Yerwaltnng. Im Badget steHen sie 
dieser das Zengniss ans« Wohl kann die Verweige- 
rung der Abgaben zur Unterjochung der Regiening ge* 
missbraacht werden, aber welche Institution giebt nicht 
unter gewissen Umständen den Stoff, an welchem sich 
die Flamme des revolutionären Geistes gross nähret? 
Gesetzt, das Organ des Volkes hätte nicht das Recht 
der Verweigerung, und votirte die Abgaben, würde die 
Regierung darum schon auf ihre Bezahlung rechnen 
können? Wurden die factiösen Bewegungen nicht um 
so geschäftiger sein, je weniger Einfluss das Organ der 
Nation besitzet? Verschwörungen greifen immer nur 
dort weit um sich, wo die Gewalt allmächtig ist, und 
eine gesetzliche Opposition fehlet. Das Organ nützet 
der Regierung selbst dann, wenn es das Budget verwirft. 
Denn furchtet sie, eine neue Versammlung eben so wider- 
wärtig zu finden, so weiss sie, dass ihr die Majorität 
fehlet, und sie kann bei Zeiten dasjenige ergreifen, was 
Noth thut Ohne solche Anzeichen der öffentlichen 
Stimmung würde sie ungerustet vom Burgerkriege über- 
rascht, und zu zweifelhafter Rolle genöthiget werden. 
Setzen wir ab^r den Fall einer revolutionairen Bewegung 
bei Seite) so ist nicht abzusehen, welche Gefahr die 
Regierung laufe, mit dem Mittel der Auflösung in der 
Hand? Die Erfahrung lehret, dass noch keine Stellver- 
tretung des Volkes das Budget ganz verworfen habe. 
Es erschollen nur Drohungen, wo Verfassungsangriffe 
von Oben versucht wurden. Wie kann aber die wirk- 
liche Verweigerung im Falle eines verfassungswidrigen 
Schrittes verdammt werden? Indem die Regierung den 
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Rechtsstand terletzet^ zieht sie selbst die Wölken über 
sich zusammen* Man entzieht einer Begiemng die 
Mittel «der Existenz, wenn sie dieselbe anerträglich macht« 
Die Befagniss, dem Unrecht auf gesetzliche Weise zu 
widerstehen, widerspricht keiner rechtlichen Prärogative. 

Es dürfte aus dem Gesagten hinlänglich erhellen, 
dass die reale Beschränkung die TheiluQg der Gewab 
keineswegs mit sich fuhrC Noch ist aber ihre Bathlich- 
keit zu erhärten. 

Zuerst wollen wir bemerken, dass eine blosse Be- 
schwerdefuhmng gegen Missbräuche der Beamten gar 
nicht sicher stellt, wenn kein Nationalgeiichtshof für 
derlei Fälle vorhanden ist. Die Verantwortliclikeit der 
Minister ist ein leeres Wort, wenn das Organ des Vol- 
kes keine Befogniss hat, ihnen förmlich den Prozess zu 
machen. Darf überdies die steUvertretende Yersanunliuig 
die Steuern nur repartiren, um ihre Minderung nur 
unterthänigst bitten, so fällt das Organ der Natiim dieser 
selbst bald zur Last, und hat weiter keine Bedeutung 
mehr. Aber (wendet man. ein) bewirket denn das eng- 
lische Unterhaus grosse Dienste? Ist es nicht bereits 
auf eine bejahende Natur faerabgekommenf Ich ant- 
worte, dass allerdings das beschränkende Organ von der 
Regierung gestimmt werden kann , aber nur eine reale 
Beschränkung wird die Regierung so erleuchtet, volks- 
thümlich, beliebt machen, dass sie mit den Schranken 
spielen kann. Würde ^e Regierung nur eine ideale 
Beschränkung vor sich sehen, so würde sie bei Weitem 
nicht so populär sein, weil sie sich um die Majorität 
gar nicht zu bewerben brauchte. 

Sodann müssen wir den decidirenden Einfluss der 
stellvertretenden Versammlung vertheidigen« Wenn das 
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Organ auch nach dem stöndisehen Systeme gebildet igt^ 
so kann doch kein Stand einseitige Yortheüe rerfolgen, 
wenn nicht die Zosammensetzung des Korpers fehlerhaft 
ist. Möglich, dass der corporatiTe Geist vorherrschet, 
allein man erwäge, dass er in dem gegebenen Falle ein 
Terfassungsmissiger ist« — Wenn das Organ nach dem 
Repräsentativsysteme constitnirt wurde, so ist es wohl 
etwas mehr als eine miindliche S^eitung, und dturfte eine 
ernstere Berücksichtigung verdienen. Man mnss xndem 
sich erinnern, dass die Organe der Regierung in der 
Yersammlang Sitz und Stimme haben mfissen. Sie 
beleuchten das Für und Wider aus ihrem Standpunkte, 
und sehneiden das Unpraktische der Debatten ab« Endlich 
verlanget dieses die höchste Beobachtung, dass das 
stellvertretende Organ nur entscheidend verneinen darf« 
Ein Gesetz kann an und for sich sehr gut sein, und doch 
unreif oder gefährlich sich darstellen, wenn es nicht die 
Majorität fiir sich hat Was hätte Oesterreich verloren, 
wenn Joseph IL gehindert worden wäre, den zweiten 
Schritt zu thun, ohne den ersten gethan zu habra? 
Es wäre vielleicht weniger geschehen, aber auch weniger 
zurückgegangen. Es kann oft im Interesse der Nation 
sein, das Organ derselben anders zusammenzusetzen, 
aber nie kann es gebilliget werden, dass seine verwer- 
fende Stimme keine Kraft besitze« Der stellvertretenden 
Versammlung keine entschiedene Verneinung zuspre-» 
eben, heisst die Bedeutung der Majorität zu geringe 
anschlagen. 

Zum Schlüsse dürfen wir versichern, dass die Rei- 
bungen zwischen den Organen der Regierung und des 
Volkes keine Zerstörung in sich tragen« Der Souverain 
Mird In seiner Höhe von den Wolken nicht berühret, 
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die nnler ihm an einander stossen, falls er nicht unvor- 
sichtig in den Streit sich mischet. Wie auch ein falscher 
Zeitgeist die Nation stimmen mag, die Majorität kann 
dem Herrscher nicht entgehen, wenn er nur über den 
Partheien stehen bleibt Zugleich ist gewiss, dass er 
in dieser seiner sicheren Stellung sich nicht auf Unthä- 
tigkeit und Ohnmacht redtaciret sieht, denn die Debatten 
zeigen ihm die Torzü^tchsten Talente, die er für den 
Staatsdienst zu gewinnen hat, und rerschaffen ihm dadurch 
die ACttel, seine reale Macht auf eine unberechenbare 
Weise zu verstärken. Das Volk hinwieder kann, ohne 
Sorge fiir seine Rechte und Interessen, der Regierung 
vertrauen und die Einflüsterungen einzelner Aufwiegler 
verlachen lernen« Wenn es in einem Continentalstaate 
Europens so viele Stofife und Anlockungen zur Unza- 
friedenheit gäbe, wie im brittischen Reiche, so .würdig 
schon lange kein Stein mehr auf dem andern stehen. 

Vieles, wenn nicht Alles kommt bei einer beschränk- 
ten Regierung auf die richtige Bädung der volksvertre- 
tenden Versammlung an« Wir müssen daher zu den 
Systemen der Volksvertretung übergehen* 

Das. it ättdtic he System» 

Stände sind die Gruppirnngen, in welche die Bevöl- 
kerung eines Landes zerfällt, wenn die ersten Anklänge 
der Kultur sie berühren. Fände man das Gleichniss 
nicht bizarr, so dürften wir diese Gruppirnngen den 
Klangfiguren vergleichen, di^ auf einer mit Sand be- 
streuten Glasfläche entstehen, sobald man ihr Töne ent- 
lockt» Die Stände sind dreifacher Art« Die Ersten 
sind solche, die durch die wirthschaftlichen Bestrebungen 
zum Vorschein kommen. Grundbesitzer, Gewerkleute, 
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Handelsleutö, Diensüentel Ihneii folgen Jene^ die diiTüh 
die geistige Koltur entilpriiigeii* Priester) €Mehrte| 
Künsder! Die Letzten md jeae, die darck den -Staat 
zur Erschei^ang' kommen« Adelige, Krieger^ Beamte. 

Indem, man das Organ des Volkes ans mid naiA 
den Ständen ansammensetzt, uriU man es reränstalten, 
dass die grossen, beisondern Interessen zn einem Fcozessa 
komme«, Woraus das eoncrete, allgemeine Interessa her- 
vorgehen soU« Diese Absiebt mass desto mehr geröhmt 
werden, je 'näher die Gefahr liegt, unter der allgemeinen 
.WohUadict etwas Abstractes za ▼erstehen. Dodi' stehen 
Hindernisse eQ^gen, die ans. der Natur der Stände 
entspringen« 

Offenbar. können nur jene Stande vertreten werden, 
die ein entschiedenes, von der Begierong unabhängiges 
Interesse habeii, jiuid selbst diese nur nach dem Maasse, 
als sie nicbjt \^ieder aus. anderen Rueksichten sich an 
andere StiMide anschliessen.. Wie die Vertretung anders 
eingerichtet ist, so erzeugt sie das Uebergewichl eines 
Standes, und enthält nimmer das allsmtige Interesse. 
Der Maassatab. einer fehlerfreien Stibadeversammlung ist 
in den Stauen und in den Buchern gleich sehif ver-^ 
schieden. Man braucht dazu gewohnlich: 

1) Die historische £ntwicklting der Sfiode. 

2) Die Kultur. i 

3) Die productive Wirkung. 

4) Das Yennogen* 

Die historische Parthei will eine wohlberechnete 
Mischung aller jener Stände , die sich besonders entwickelt 
haben. Dabei soll aber nicht im. Mindesten einseitig 
verfahren und dasjenige blos beachtet werden, welches 
zufällig an einem Orte gewesen oder noch vorhanden ist. 
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goll man m -der Wunel der ständiaohen In»ii. 
tatioMen faerabsteigttn und von da aus, den getchtcbdicheo 
Leitfaden &i der Hand, retlnnrirett *). Bngland und 
Schweden mtesen die MnatefUlder abgebM> weil beide 
auf gkkk eigenthündiebe, aber darchtfoe vAreebiedene 
Wdse die Keime der aftftndiichen Ver&aumjg an itaiken 
and edmbenen Bannen enogen haben. 

Naeh dieser Ansicbt^ wSrden vier Stände einander 
gegeniber stehen. Adel, Klems, Bürgerstand rnid Bauern- 
stand. Der Adel reprSaentirt den grossen Chnndbesits, 
und entfi&lt xugieich wegen «einer Gebnrtsreebte das 1 
Princq^ der Stabilität. Der Klerus steht dem Add gegen- 
über — als der Adel der Unadelichen. > Dem mrblicheo 
Giundbesitse der Herren setzt er seinen ewigen und 
doch nicht erblichen entgegen. Dem erbliehen Titel der 
Herrn steht seine hohe, stehende, aber unvererbliche 
Würde gegenübw. So ist denn der hohe Klerns, das 
Gegenstuck des hohen Adels, das Einaige, was diesem 
das Cfteichgewicht zu halten vermag. Der Unverstand 
der neuern Zeit hat dies verkannt, den wichtigsten Grund- 
stein ans dem politischen Gebäude herausgerissen und 
siehe! es wankte und stürzte in Trümmer. Wo der 
Klerus seine Stellung verlor, wurde der Adel überge- 
wichtig und drückte die and«!«n Stünde zii Boden. Der 
Bürgerstand repräsentirt das rege, fortschreitende Leben 
der Zeit. Er zerfällt in fünf Ordnungen , die in dem- 
selben nothwendiger Weise zum Vorschein kommen 
müssen. Sie sind folgende: Gelehrtenstand, Künstler- 
stand, Handelsstand, Fabrikantenstand, Gewerkstand. 
Jeder dieser Stände hat eine individuelle Biditnng, ein 
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eigentk&inlicAiMi Dasein. Der Bfirgentand maas driier 
eine sehr combinirte Vertretung eriialten. Die liugel- 
haftigkeit des sehwedisclien Bürgeratandes , der den 
Spottnamen des Bugernieisterstandes erhielt, ist am Ende 
der einzige Qjrond, wamm die Reichsstände die Erwar^ 
langen öfters nicht befriedigen. Der Banemstand bildet 
den Schlussstein der Stände. Er steht gewissermasseo 
Allen gegenüber und amalgamiret sich eben so leicht 
mit Allen. Der Grundbesitz zieht ihn zum Adel, der 
kirchliche Sinn zum Klenis , die Rührigkeit zum Bürger- 
Stande; aber das abgesonderte Interesse des kleinen 
Landbesitzers entfernt ihn wieder vom Adel, die Pflich- 
tigkeit Tom Klerus, der altväterliche Sinn vom Bürger- 
stande. In Schweden ist der Bauernstand beredt und 
thätig'^ wo er es nicht ist, dürfte es nothwendig sein, 
dass er einen Sprecher erwählen und mitnehmen könne. 
Eine solche Gestaltung des ständischen Organe« 
wird ohne Zweifel sich Tortheilhaft erweisen, wo noch 
der corporative Sinn vorhanden ist, und die Stände, wegen 
beleidigender Vorzüge des Einen oder des Andern, sich 
noch nicht fiberstürzt haben. Nicht so «nter anderen 
Umständen« Es ist eine eigendiümliche Erschrfnung, dass 
die Menschen wie ron einer finsteren Macht getrieben 
werden , immer das Kind mit dem Bade sn verschütten. 
Wir sahen den Adel, den Klerus, die Zünfte ausarten, 
und wir? ruhen nicht eher, bis die letzte Spur von allen 
Corporationen verschwindet. Vergebens rufen die, so 
in' den Spiegel der Zeit gesehen, uns zu, dass wir mit 
diesen Organisationen die Grundlagen des freien Volks« 
lebens zerstören« Wir hören nicht; der subjectiTe Geist 
der modernen Welt fragt nach nichts Objectivem; wir 
sind blinde Sklaven des Zeitgeistes. Es wäre gefährlich. 
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diesem entgegen dae Organ 4es Volkes einsnriehten, da 
Niemand das daliinroUende Rad mit schwachen HSnden 
aufhdten mag. Beriefe man die vier gesonderten Stande^ 
sie riehen einander auf wie vier nngeselltge Elemente, 
wenn sie Menschengewalt srasammenzwängt 

Politz'') ist die Auctorität derjenigen, welche die 
Kultur selbst als das bildende Princip einer SEweckmässi* 
gen, ständischen Volksvertretung ansehen« Land und 
Stadt (ßagt diese Parthei) sind die zwei Pole, ,nm welche 
die Stände sich drehen. Man untersuche daher, was 
denn' eigentlich didse räumlichen Gegensätze andeuten, 
und man wird finden, dass Land und Stadt nur Bilder 
sind für sinnliche und geistige Kultur. Der Landbaa 
repräsentirt jene Kultur, die vorzüglich nur die physi- 
i^chen Kräfte betrifft. Manufaktur, Handel, Wissenschaft 
und Kunst sind die Stufen der geistigen Kultur. Das 
Organ des Volkes ist fehlerhaft, wenn nicht diese Ab- 
theilungen 'der Kultur gleich sehr darin zum Vorschein 

kommen. 

I 

Diese Ansicht treibt die Stände zur Quelle zurück, 
warum sind sie in verschiedene' Itichtnngen ausgegangen 
und haben eigenthümliche Qetten gewonnen ? Wenn die 
Kultur .auch es ist, die Land und Stadt, Bauern, Fabri- 
kantep, Kanfleute und Gelehrte hervorbringt, so ist sie 
doch nirgend reinsinnlich ^ nirgend reingeistig. Eine 
solche Trennung besteht gliipklicher Weise nur auf dem 
Papiere^ das Leben weiss nichts davon. Die Stände sind 
etwas Concretes, Lebendiges geworden, sagen die Gegner, 
wie kann es uns einfallen, sie in Abstractionen zu 
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verwandeint Wir stecken leider .1 nodi sehr tief in der 
alten Sünde^ alles Wirkliciie nor als eine AUegwie anf« 
sra&ssen. AcUUes, Andromache sind uns keiae Men* 
sehen mtkr von Fleisch lud Blut, sondern personifieirte 
Eigensdhaften; die Ilias eine idlegorisehe CSeseliiehte. Nna 
wollen, wir gar eine stellvertretende Yersammlnng allego« 
rischerNatnr ! Man frage doch, ob das en§^cheParIianient 
aus «ner solchen Sinnbilderei hervoi^egangen ist f 'Die 
Wurzel der englischen Freiheiten ist keine metaphysische 
Declaration der Menschenrechte , sondern besteht in 
Freibriefen der unphilosophiscfasten Art. Das Parlianient 
ervinachs ans gans concreten Bestandtheilen, und über- 
lässt uns die Frende, in Deutschland den allegorischen 
Schlüssel zu entdecken* 

Der Maasstab, den die Staatswirthe geltend ma- 
chen, ist daher vorzuziehen» Eine Stellvertretung der 
Nation muss ganz concreto Interessen, ganz concreto 
Bedürfnisse repräsentiren. AIl^ diese Werden sich 
auf die Oekonomie des Volkes beziehen* Denn die 
Völker dieser Tage sind ja völlig herausgetreten 
aus den alten Verhältnissen; sie sind keine Stämme 
mehr, sondern Massen von Einzelnen, die unter einem 
und demselben Gesetze ihre besonderii Zwecke verfolgen. 
Bei diesen Umständen musste d^e Wohlfahrt eine 
höhere Bedeutsamkeit erlangen. Das ständische Organ 
würde nicht im Mindesten zeitgemäss sein,, wenn es 
nicht vorzüglich auf deii Wohlstand, auf seinen Schutz, 
auf seine Vermehrung gerichtet wäre, darum muss es 
auch eine harmonische Composition jener Stände sein^ 
die den. N&tionalwohlstand. erzeugen« Die prodnctiven 
Klassen sind aberfolgende: Grundbesitzer, Kapitalisten) 
Bandwerker, Fabrikanten tipd -Kfinstlar, Handelsleute, 

. 10 



146 



Dlenildiil«nde. Dia Klasse der Ka^lalistan fifflt mit 
jener der Handwerker » Küaetler, Fabrikanten und der 
HandeUeaCe susammeny oder sie geiiSret niclit sa den* 
jenigen, die auf die Nationalwdilfahrt günsdg einffieaaen. 
Sie bedurfte daher anch keines besondem Andieils an 
der Vertretnng. Die dienstthnende Klasse würde dagegen 
keineswegs ausfallen. Man hat sie swar einst sa den 
Sterilen gesetst, doch war das sn einer Zeit, wo nan 
die Menschenarbeit ohne Geistesantheü sich veratdlen 
konnte, und ganz vergass, dass ohne Hnlfe der Wissen- 
schaften das Gewerkwesen wie der Handel nodi ferne 
Yon der heutigen Blüthe stände. Den unabhingigen 
Theil dieser Klasse bilden die Gelehrten, insofeme sie 
nicht unmittelbar der Regierung dienen. 

Kein Zweifel, dass eine Versammlung, welche Grund- 
besitzer, Manufakturisten , Kauileute und Gelehrte nach 
einer politischen Proportion Tereinigte, den heutigen 
Ansichten und Bedürfnissen ToIIig entsprechen würde. 
Doch zu befürchten wäre eine zu materielle Richtung 
der Gesetzgebung, welche die Gelehrten, als Weltliche, 
nicht abwehren möchten. 

In welcher Art das Eigenthum dazu dienen könne, 
eine Vertretung aller besonderen Interessen zu begründen, 
hat vorzüglich Anoillon *) mit grosser Beredsamkeit 
zu erweisen gesucht. 

„Die versdiiedenen Arten des Eigenthums (sagt er) 
geben einem jeden Stande verschiedene Ansiditen und 
verschiedene Ferdermgen an die Gesellschaft. Das unbe^ 
wegliehe Eigenthum, wenn es Landeigenthum ist , und 
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man auf dem Lande ua4 von denu»U>en labt, gidil dem 
Gemuthe eine eiirfache sittliche Stimmnng, dem Geiste 
ein ttehaxrlicbe« Feetimlten an dem Alten ^ Herge- 
br^f^iUeii, Bestehenden, dem Charakter leidenschaftlose 
Ra}ie ,iuid AÜchterne Besonnenheit. Diese Klasse dar 
Staatsbürger bildet eine Kraft der Trägheit ^ welche die 
Staaten in ihrer, Bahn festhält und verhindert, dasssie 
aas einem Wirbdi in den andern geschleudert werden« 
Allein diese Kraft der Trägheit, wenn sie nicht mit 
einer ihr das Geg^igewicht haltenden Schwungkraft 
gepaart wäre, würde zur Unbeweglichkeit fuhren, diese 
Unbev^eg^Uchkeit würde eine jede fortschreitende Ent- 
wicklopg und Vervollkommnung der gesellschaftlichen 
Ordnung hindern, und das politische Leben würde ipnr 
ein Scheinleben sein« Das bewegliche Eigenthnm hält 
dem Unbeweglichen die Stange. So wie mit dem Letz-» 
tern das Erhaltm^sprincip verbunden ist, und das Beharr- 
liche im Staate repräsentirt wird, ist mit dem erstem 
das Bewegnngsprincip gegeben und wird das Fortschrei- 
tende, Veränderliche repräsentirt« Das bewegliche Eigen- 
thiuu ertheilt den Besitzern weniger Vorliebe für das 
Alte, mehr Neigung zu Veränderungen aller Art. Dabei 
laufen die Klassen, die nur bewegliches Eigenthnm haben, 
weit weniger Gefahr bei gewagten Neuerungen im Staaten 
Im schlimmsten Falle kann der Handwerker, der Künstler^ 
der Kaufmann sehr leicht auswandern , und mit seinem 
Talent oder ^seinem tragbaren Vermögen sich anderswo 
Biederlassen. Es giebt also zwei Elemente einer wahren 
ständischen Repräsentation, nehmlich zwei IJai^arten 
desEigenthums, welehe sich ganz dazu eignen, die^wei 
Hauptinteressen eines jeden Staats %vl vertreten und 
geltend sm madien« » 
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Diejenigen, die kein Kgentfanmbeiifzen, sind eigent- 
lieh Fremdlinge im Lande and können wie Reisende 
angesehen werden, die heute' hier sind, nnd moi^eh 
dorthin wandern* Wenn sie auch durch Abstämmling 
mit der Nation verwandt sind, so sind sie dodi lücht 
innig mit ihr verbunden, weil sie keine Bürgschaft weder 
ihres Verbleibens noch ihrer Theilnahme an der Erlial- 
tnng und an dem fortdanemden Flor des Staates geben.^ 
Je blendender . die Darstellung ist , in welcher An- 
eillon seine Ansicht entwickelt^ desto nöthwendiget ist 
die strengere Prüfung derselben» 

Zuerst ist klar, dass das Eigenthnra nicht an nnd 
für sich als todter Mammon vertreten, sondern nur als 
das Theilnngsmaass der Stände behandelt werden soll. 
Nach seiner doppelten Beschaffenheit vereiniget es an- 
^gjteblich die verschiedenen Stände in zwei Hauptklassen, 
-die alle Interessen der Gesellschaft vollständig enthahea 
können. Damm soll auch das ständische Organ nur 
ans Ständen des beweglichen und unbeweglichen Eigen- 
thnms bestehen. 

Es kommt darauf an, nachzuweisen, dass das Eigen- 
thum allein den Ständen jene Färbung gebe, die sie in 
zwei Reihen abschneidet, und den Individuen jenen Cha- 
rakter verleihe , der sie vorzöglich zum JMlitwirken in 
Gesetzgebung und Verwaltung befthiget. Ancillon*s 
Deduction ist offenbar mehr geistreich als wahr* 

Es ist ausgemacht, dass nicht das Eigenthum selbst 
jene grossen Wirkungen hervorbringt, die ihm beigelegt 
werden, sondern die selbsteigene Nutzung gestaltet den 
Menschen. Dies lässt A n c i 1 1 i o n zu , indem er suppo- 
niret, dass der Landeigenthfimer auf dem Lande und 
von dem Lande lebt. Würde er in den Städten seia 
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li^beff cur Hälfte verbruigeii , so wlure der eigendUimliehe 
Griat ftoeh nicht mehr yorhanden« Dif^ tlrfahnuig besla- 
^gfi% dißaes überall^ Daher dfirftcffi coaseqaenter Weiae 
BiQht^ fidle . lAndeigenthüBier zur Versai|iii|luiig gesogen 
\^9^m% soodera nur diejenigen^ die in der Regel das 
l^G^iid selber beb»nen, d* h« die kleineren Gntsbesitiery 
ÜB PScbler, die Bauern. Die Grandherren, wdehe die 
eigentlicha ländliche. PUdmig des Geufitbes nnd 
Cherafct^B nicht besitzeq^ ^^r^ren nicht wählbar. 

Der Landinaniv he^veiset allerdings eine auffallende' 

Anhänglichkeit an das Hei^ebrachte ui>4 Bestehende, 

aber das PhSnomen lässt sich, nicht daraus erklären, dass 

er eine eigne Scfaoüe bat^ uind sie pflügt und besät. Sein 

Ces^häft hat swa^ das Eigenthümlicbey dass. es ihn' 

fromm m^ht, E^ iqrbeif^ nelwlich im Bunde mit der 

Natur ^ ivud wächst im^ Vertrauen auf die Kräfte ausser 

ihni auf. In jedem Augenb^ck wird. ef an den Schöpfer 

erinnert;. der Wihd, der seine Bäume bedroht, der Begeny 

der Si^in^ Saaten erfrisqht, die Sonne, die die Früchte 

reift , jDiahnen ihn beständig ap die E^dursf^cbe der 

sichjdliaren Welt. AUrin di^ Bciharrlichjkeit bri dem *Alten 

entspringet nur aus Mangel an geistigem Yerjkebre« Die 

Ansichten der Väter vererben sich auf die Kinder; die 

Vorurtheile schlagen tiefe. Wurzeln ; der Geist vergleichet 

nicht» prüfet nicht; die Denkkraft gehorchet dein Gefühle. 

So erwächst ldenn jßne gemuthliche Kraft . der TrägKeit, 

die dem Verfasser d^s erhaltende Princip abzugeben 

scheint Mm werfe aber in das Landvolk einen; lief« 

treffenden SStweifel, eine lichtende BrandfakeU und es 

wendet seine Hartnäckigkeit rasch gegen das Bestehende. 

Ich deitte ahf die Bafiernkriege und andere Unruhen des 

Landvolks. 
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Der reiche GrunJherr , der stadtisdie (Anflcblrtiiig 
und Sieten annimmt, zeigt die gerfihmten Eigenschaften 
nnr in sehr geringem Grade and (wie Ancilton {selbst 
bemerkt) dort haapts&cUich) wo die Unbeweglichkeit 
des Ltadeigenthnms durch gewisse Einrichtungen (Rdei- 
comisse, Majorate) fester steht. Allein ist ed denn das 
unbewegliche Eigenthnm, welches den grossen Gnmd- 
herrn so anhänglich an das Alte macht? — Ott ist es 
nur Unbekanntschaft mit den neuen Ideen , noch dfter 
blos das Vorrecht. Wer etwas Tor andetn 'Menschen 
voraus hat, f^r steht bestfindig im Zustande der Ver- 
theidigung, und bildet einen natürlichen Gegner aller 
Neuerungen. Der Adel wird immer ]dem erhaltende 
Prineip anhfing^n, so lange er noch ein Vonrecht fzu 
verlieren hat. Man nehme dem Adel die MvilegieD, 
und er wird trot« ausgedehntem Grundbesitze aufltören, 
das Bestehende zu verfechten. Er widersetzt sich dtan 
wohl der fortschreitenden Bewegung, aber nur, weil er 
die rückgängige verlanget. Der Grundbesitz^ als'ffolcber 
ist also nur insofern für die Vertretung brauchbar, als 
er stehend gemacht weisen kann, um gleichartige Bürger 
in die Versammlung einzufuhren. Theilbare, vei^nsser- 
liehe Landgüter begründen gar keine Stabilität* 

Das bewegliche Eigenthum ist an und fiir sich kein 
Prineip der Aenderung und Vervollkoinmnung; wer nur 
bewegliches Vermögen besitzet, verlieret bei grossen 
Staatsveränderungen gerade das Allermeiste. Der Grund 
und Bodeii geht nicht verloren; wenn die Früchte eines 
Jahres unter den Hufen der Pferde sinken, so ärhtet 
der Besitzer doch die des nächsten Jahres. Dieser Sicher- 
heit ist auch der Landeigenthümer sich stolz bewusst. 
Wer aber fahrendes Vermögen besitzet, läuft in Unord- 
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mutgaii Gef^hf, lUtti ftanMuen« -Dm KaiifMun, der 
Fabrikuity der Handwidcer kann. aar Jana Vei|taidenw« 
gen. harb^ehnea) vn^bbol et ohae Vcraiigen iil; 0ar 
woblliabeada GewerloMaanii siaht ia jeder Störang- der^ 
beüahanden VefhfiltaiüMi die grSssten Veriuete vor Aogem^ 
Die tranrige Flucht in das Ausland ist aber daa Grand« 
herren nicht bitterer, als dem Städter. 

Die Neigung zum Neuen, die maii bei den Besitzern 
des baweglichen Yenadgeas wahhdinmt, steht also in 
gar kfiiaer Beaiehnag au dem Vermögea , sondern iBiesset 
nur aus dem lebhafian Geiste, der den ktostlichen Pro* 
dacenten beiwohnen muas, aus der Masse von Yorstellungen 
und B^griffen^ die ran allen Seiten dem Stfidter anströmen. 
Der Sian dea Stadters ist ein dnrehaaa weltlicher, 
denn aein Geschäft fahret ihn nicht immer zn den 
Schwellen dea Myateriams. Fast nichts empföngt er 
unmittelbar ans den Händen der Natur; Menschenhände 
tqpannen schon den Faden, den er verwebt, hämmerten 
das Metall, das« er formt, brannten die Ziegeln, womit 
er mauert« So ertont selten der alte SjNruch: „An* 
Gottes Segen ist AUes gelegen,^ der übw so vielen 
Dorfthorea gesduieben steht. Und diese mangelnde, 
religiöse Lebenaweihe ist der einzige Grund des leicht* 
fertigem Charaktere der Städter. 

W^Ein wir nicht irrten, so lösen Ancillon's 
Sätze sich alle in sich selber auf, und bedürfen keiner 
wdteren Widerlegung. 

Dieae Mangetl^^dgkeit der herrschenden Principien 
ist von grossem Nacntheile für das ganze ständische 
System. Dazu kommt noch, dass man bei d» Abwei- 
chung von den geschichtlichen Ständen sich genothiget 
sähe, neue Stände zn organisiren. Wie will man aber 
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keilte damit sa Siahde konmoit' Jüös laogsam bikha 
sieh CeirporatioiieH;.'*68 gdböret dam «m giwiuenVw- 
liebe für lebetfdigen Organiamaa, der^den Mm vmi 
laittlerea Ydlkeni bcdwohnte ^ . «bat den gegemväi^»* 
fehlet Zum Terlassenea Alten aviodkfreften heisal anch 
ttinwftlaen. , ., . 

4 

• •• • :• : ' . . 

, Das System der reinen Stellvertretung. 

' Insoferne die mogUchsle YetaUgemeinerao^ imd 
Gleiehheit die Lösimg der jelzigea Entwieklnng gewcNrden 
ist, treibet allerdings die Zeit xn dem Systeme, nach 
welchem die Yolksrertreter ohne Rücksicht auf ständische 
l'erhältnisse naeh dem Wohnsits and nach der Steuer- 
qiiote von den eingesessenen Einwohnern eines Bearkes 
gewählt werden; Aber nicht jede Herrschaftsform wird 
dem Organe des Volkes diese Gestalt anlassen* Die 
Aristokratie stimmt nur mit dem ständischen Systeme, 
denn die Existenz geordneter Corporationen Tcrbnigt 
die ihrige. Hier kann sie theilen , um zu herrschen, 
oder vielmehr, dieStände tfaeUen sich selbst, und lassen 
die Aristokratie walten. Die Monarchie dagegen tritt 
gerade dann als das dringendste Bedürfniss hervor, 
wenn die Ordnung aus dem Volksleben entweichet, denn 
die Monarchie giebt Einheit. Jemehr die Unterschiede 
der Bürger verschwmden , desto höher hebt sich die 
Kraft der Regierung. Erscheint ja selbst in optischer 
Hinsicht ein Gegenstand desto kleiner, je grössere Dinge 
ihn umringen; desto grosser, je kleiner seine Umgebung. 
Der Erbmonarch, meint zwar K. L. von Haller, *) 
"^"^^^ «^^^ ^ a"f «'bliche Stände stützen, damit ein 

*) Aach AacÜlon, über den Geist der StaatsverfassuDgeo. 
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AeÜD^bes ükendl gich darstaUc* * Döoli dbr 
ab del» f oitii'älirende Stell veftretw des Staates , - iirird 
auch III desDi''CRBgeii8atee erwftiittar SteUTeitieter des 
Volkes e«eft>Piiiikt der Yergleichmig finden v so die' 
erbBehe Krone als - ein Nat&ilidies^ Organisches erkennen 
lässt. Daa'-iviäre eine jämmerlidie GmndCBSte desTkm* 
nesy die nurdnidi den AnUiek erUioher Si&nd4 dem^ 
Dasein "einei^ ecblidien Sfonarchen sein Befremdliches 
nehmen sollJ.. Wie? wenn die Voraüge erblicher Be^rft- 
sentänten liBweiFdit , bestritten werden, müsste da nicht 

f 

dor'Mofliarch 9 Aon erbeben t Die ewige, klare Sache 
der Monarchie moss nicht an Prekäres, Zweifelhaftes 
gebonden werden. 

Es erhellet also, dass das repräsentative System 
mit der Monarchie sich vereinbaren lässt. Aber das ist 
die Frag^', ob eine Beschränkung durch Bepräsen- 
tation in engerem Sinne unter allen Umständen zweck- 
gemäss und geAfigend sich erweisen kann. Man wendet 
gegen die reine Bepräsentation mn, dass sie entweder 
keine reale Beschränkung zulässt, oder aber die monar- 
chische Gewalt niederdrückt. Nicht ohne Grund erhebt 
maa diese Einwurfe ; die Erfahrung Cdbst redet ihnen 
das Wort. 

Es ist nehmlich gewiss, dass die Bepräsentation 
eine sehr ' znfWige Vertretung abgiebt. Es geht keine 
Versammlung hwvor, die nach einer politischen Propor- 
tion abgemessen ist, sondern man weiss gar nichts, als 
dass eine gewisse Anzahl hochbesteuerter Individuen an 
einem Orte zusammen kommen wird. Ob sie Gelehrte, 
Geldbesitzer, Grundeigenthümer, Kaufleute, Geistliche 
sind oder nicht? Das schwebt viUilig im Dunkeln, und 
wird sogar für gleichgühig erklärt, obgleich es eine 
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Sache ron d«r hSdistn Wiehliglnit Umk^ Nadi iMt 
Stande, naeh der Lebenaarty nebten aich die individnelleti 
Ansichten, auf diesen bemht aber die Ridiiaag des stell- 
vertrelenden Organes. Die Nation hat demnach wenig 
Bürgschaft, dass die Versänunlong das allgeaeinn WoU 
naeh dem besondem emdtlaln werdeb Jed«r Bestand* 
theiL dar GeseUschaft befürditet, dass sein besMideies 
Interesse unberncksiiAtiget sein werde» Se eradieint 
denn £e BeprSsentntion vor dem Throne als ein Sach- 
walter der Nation, der sich fiber seine J^enntwisse, über 
seine JBeschaffenbeit gar nicht ausweiset^ soniism raur 
eine ganz allgemeine YoUmacht Torzoseigen hat. 

Die Regierung wird durch die Unsicberheit der 
Majorität genöthiget, bei den Wahlen heimliche Umtriebe 
vorzonehmen, um Männer von günstiger GesiniMing in 
den Verein zu bringen. Sie wird femer nnablässig 
sich hüten, das Heft den Vertretern der Nation im 
Geringsten nahe zu bringen, um es nicht zu verlieren. 
So kann das Repräscastativsystem Imchl dwn gemisa- 
braucht werden, einen Sundenbocfc der Begierung sa 
erschaffen* Was der absolute Regelt nicht leicht za 
gebieten wagt, schmuggelt der beschränkte durch die 
Repräsentation in das Gesetzbuch. Die Ausgaben mehrte 
sich; die Schulden wachsen von Jahr zu Jahr, alles mit 
Hälfe der Repräsentanten, die keine speciellen Mandate 
besitzen, und keinerlei Verantwortlichkeit auf sieh haben. 

Felilt der Regierung wegen irgend etwas die Popu- 
larität, misslingen die Versuche, die Majorität zu gewin- 
nen, so artet die Vertretung leicht in eine absolute Oppo- 
sition aus« Je grösser der Einfluss der Regierung bei 
den Wahlen, je nachgiebiger das Organ bisher gewesen 
ist, desto wilder tritt nun die Reaction auf. Ein blindes 
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Bekämpfm 4^r* Staatsg^fwdte' ^Mlieiiif *v)rilig als eine 
Pflicht 4 als ein Kenüzeieheä ' #M t^Mo^ioiiul. Was 
auch dSe Itogferang Vorsehlage, die ]>ideiiäehltfien' setitea 
sieb^ entgegen; Grfinde weMen nicht gehM; die fiteiusen 
verachtet. Die VersammlQng verwandelt sich in einen 
wogenden 8ee^ der das Ufer ühersehreitel, nnd ZtortS- 
rang mit sich fuiirt. Der Herrscher ^ heftiediget die 
Schreier nnr dtirch'Concessionen, die seine PrftrogatiTen 
untergraben und — * die heschrtokte Regiening ist 3ber« 
gegangen in eine getheilte. — — • — 

Dieses Urtheil über reine Repräsentation des Volkes 
vor dem Tlirone wird nmsomehr befremden, da wir eine 
geth^ie Regierung nach dem RepräsentatiTsysteme so 
sehr ansgeKeicbnet haben. Allein das Auffallende schwin- 
det, wenn man den ungeheuren Unterschied zwischen 
einem Herrscher und einem Vertreter in das Auge fasst. 
Wer zur Herrschaft berufiBU wird , an den können 
keine Ansprüche einer besondem Vertretung erhoben 
werden. Er muss sich nodiwendig zum Allgemeinen 
erheben, und nichts berücksichtigen als sein Wissen und 
Gewissen. Es ist also sehr vortheilhaft, wenn der 
herrsdbe^de Körper nach dem Repräsentadvsysteme ge* 
bildet wird. 

Wer «her die Nation gegen die Regierung vertritt, 
der hat mehr oder weniger die Natur eines wirUichen 
Stellvertreters. Wenn ihm die Wäblw auch keine 
specieHen Mandate mitgeben, so betrachten sie ihn doch 
als ihren Mandatar, und beklagen sich über ihn, je we- 
niger er sich von dem besondern Interesse seiner Con- 
stituenten leiten lässt. Je mehr also die Wahl eines 
Abgeordneten nach dem Repräsentativsysteme geschieht, 
desto ungenügender fällt die Repräsentation aus« 



W«iiii die.lUpriiiiit«uri|i9/4as regierinde« CoUegiam 
I^Udeii, .eo« haben sie alle JEUIdwqhten gi^eo dajf Volk, 
die eia Qnnndifir hat, ;aber-fOiiit erüehvett ^A Imaen 
Einftmit Ten Atiseen. Wepiii die * Rej^HaeiitaBteB* aber 
an die Sejüe di^. Begiera|ig..«herafeB werden, hf^bea sie 
keine Gefabr von Seiten d^ Yo^ka au b^fiirchMii aber 
alehen nnler. der*nacbiUMd¥>i|fi^ J^i^wirknng ^.;Regie- 
rang. Beprtaentanten uß engem Sinne des .Wortes 
müssen daber . gute . HmrfPb^r und awttfelhafie Abgeord- 
nete darstellen« .... 

Da$ Zfoeikammensstem. 

Wenn nun das Organ wpder eine reuurttodisebe, 
noch eine reinrepräsentative Form verträgt , so sebeioet 
eine solche Einrichtung, welche beide Systeme vwbindet^ 
von nnsrer Kultur und unsern Verhältnissen geboten xa 
sein. Die Verschmebung beider Systeme kann auf dop- 
pelte Weise erreicht werden* Entweder mischt man üb 
stell vertretMide Versammlung aus stäi^discben und reprä- 
sentativen Mi^liedern, oder man theilt sie in swm Kam- 
mern, und^ setst die eine nfich dem JlepräiG(entativsysteme, 
die andre nach dem ständischen ^steme zusammen. 
Da aber das erste Verfahren durch die Gefahr einer ^n 
heftigen Reibung verboten wird, so kann nur von dem 
Zweikammersysteme die Rede sein. 

Ml^l fasst in Wahrheit dasselbe sehr, einseitig auf, 
wenn n^an glaubt, dass es die Au&echthaltung des Adels, 
oder, die Herstellung einer zweiten Instanz der Gesetz- 
gebung allein beabsichtiget Seine historische Angabe 
ist ke^ie Andere , als die Verbindung des alten und 
neuen Systems, die Vermittlung der Vergangenheit und 
Gegenwart im Staate. 
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' DI» ESnfklittiiig Amt slRtidltolim KanHner ist die 
Haaptsäehe* Sie kann tiie&t die niedre Kemnier sein, 
denn die Repiseatantea dfirfitüi^ sie nicht nikig genug 
beurtheilen* Dann mnsa daa' Allgemeine anenft sich 
aasspreehea; dat Besondre -fasst den Besehlnss. 
Die höhere Stelinng legt aber neue Piiobten onf« Nur 
jene Einiichtong ivird geaogea, die dreierlei^ erfBUef^ 
erstens y dass die Kammer einen stehenden Chandkter 
besitzet, aweitsas, dass sie die andre Kammer als 4ie 
zweite Instanz zu moderiren vermag, drittois', dass sie 
ein unabhttngiges Mittelglied zwischen der Reg^ong 
und der Repräsentantenkammer abgeben kann* 

Was nun den stehenden Charakter betrifft, so wird 
die Einrichtung nach den verschiedenen Lindem ver- 
schieden aurfaHm. Darf die Effahmng zuerst sieh 
äussern, so Wird die Einrichtung des brittischen Ober- 
hauses die liochste Anempfehlung erwarben. Sitz und 
Stimme ist an etwas Unvergängliches gebunden, theilz 
an nntheilbaren, erbliehen Grundbesitz, theils an eine 
stehende, unabhängige Wurde« Das Erste erzeugt, dass 
die Personen gewiss sind, sich zur Gesetzgebung bilden, 
und, ihres Vorrechts wegen, das Princip der Stabilität 
bewahren. Adel istPairsohaft, und desswegen etwas 
Politisches. Die Majorate lassen keine Adelskaste zu« 
Die Jüngern Söhne gehören zum Volke, und bUden in 
Verbindung mit andern, wohlerzognen Menschen die 
Gentry. Die nnabhängige, unvergängliche Wurde giebt 
dem hohen Klerus, Sitz und Stimme. Der Klerus als 
ein ewiger Wahladel, die Zeit und die Welt überschauend, 
benimmt der Lordschaft das Schroffe. Lords und Bischöfe 
zusammen bezeichnen gewiss eine ruhige Ansicht, in der 
sieh die alten und- neuen Ideen durchdrungen und gesetzt 
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haben. -^ Gefehlt vrikuf m jedech» Aeee fiburiehtimg 
entweder gans odtf einedtig : piithfntih<ien>. Wo kein 
Klerus Torhaadea ist, oder kein politiMMWr d« i*. Gmad- 
adel, wird die Nachahmang nmaSglicb «ein» . Alan wird 
die Mitglieder aus dem Heneastande anl eofeben Indi- 
viduen versetsen müssen » die nur auf Lebenssmt Sitz and 
Stimme erhalten. So in Baiem » Badm, Wfirtemberg. 
Worde der Grandbesita dnrcb die SCueim der Zeit von 
den Familien losgerissen nnd beweglich geaiaehtt so ist 
selbst der erbliche Sita der Gmndkerren nicht immer 
thnnlich, und der stehende Charakter der Versammlung 
muss alleipi dadurch erbalten werden, dass«die Mitglieder 
iebenslänji^he sind« So in den Niederlanden. 

Was dfis Zweite betrifft, das die stfiadische Kammer 
erreichen seU, fft nothwi^nfUgf dass sie eine unpartheüsche, 
bohre Stellpng räiaeliWie. Niemand darf in dieselbe 
eintreten, den nicht sein Vermögen über den Verdacht 
des Eigennutses, seine Bildung über den Argwohn der 
UnAhigkeit erhebet. In England beliehen die Pairs 
keinen Gehalt; in Frankreich beaogen sie 36000 Fr« 
Das politische Gewicht stebt aber im umgekehrtmi Ver- 
hältnisse zu jeder Vergütung. Die Zusammensetsang 
muss nicht von der Art sein , dass sie die Unpartheilich- 
keit beinahß upmdgUch macht. Daher darf sie keine 
r^iue Adelskammer darstellen. Eine scdche würde weder 
eine günstige aweite Instanz bilden, noch auf die Repra- 
sentantenkawmer mSssigend einwirken. Die Kammera 
sollen durchaus keine Gegensätze sein. .Wäre in der 
einen blos das erhaltende » in der andern blas das er- 
neuernde Priacip, so wurden ihre Wirkungen einander 
aufheben. Kündigte sich ,die eine demokratiach , die 
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andre amtokratiBeh an» so kftme es n gar katnea 
ZosamniMiimkeB« Statt eiaandkr aaanaieheB, ttSiiaa 
sie ainandar A* 

Waa dia Varmitdong swisehan der Regiarqag and 
der RepfftaaBtantankammar anbalaogt, lo ist erfordarlidi» 
dasB die hölira Kammer den Schein dar UnahhiagiglEeit 
nie verliere. Bevorreahtata Sünde mfiisen beidea, den 
Thron and das Volk» gleich sehr schütaen. Wenn sie 
dem Throne ausscUiessend dienen sollen, so yerlieren 
sie ihre Bedentang. Sie befestigen den Thron ja nar, 
insoweit sie ihn darch ihre Privilegien schwer machen. 
£a entsteht ein Drack, ^der grade die Stürme der Demo- 
kratie herrorraft Wenn die Vorrechte nicht eben so 
sehr als Bollwerke der politischen Freiheit angesehen 
werden I wie in England, so taagen sie gar nichts. • • • 
Sobald die Pairskammer von der Regierang selbstständig 
gebildet wird, so gilt sie aach nar für einen Bestand- 
theil der Regierung. Die Repräsentantenkammer sieht 
sich als das einzige Organ der Nation an, und betrachtet 
die andre Kammer als einen unseligen Zasatz. Dia 
erste Kammer der Generalstaaten in den Niederlanden 
wird ganz vom Konige gewählt. Das ist der Grund, 
warum isie auch fast gar keine Lebenszeichen von sich 
giebt, und durch die Negation der Vorschläge der an* 
dern Kammer stets solchen Unmuth erreget. In Frank- 
reich ernannte der König ebenfalls ganz frei die Pairs 
and -— verringerte durch jede Creation das Gewicht der 
Kammer. Natürlich; die öffentliche Meinung verlässt 
die Kammer, argwohnt allenthalben Feilheit und Feigheit. 
Dadurch werden viele Mitglieder zurückhaltend, ängstlich 
gemacht, und stimmen nicht mehr so leicht gegen popu* 
läre Projecte» Andre aber werden beunrohigt, oder 
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beledigt, und treten sur Oppocndoa ubttr* In Baden, 
Baiem, Wurtember^ emennet- aar der HennKher die 
lebenslänglichen Mitglieder» Vielleicht wflrde es beesor 
eein,'^ean bei solchen Mitgliedem die hSheni. Stände 
die Wahl, die Herrscher die Ernennung besitiaa mochten, 
kl Polen selbst ernennt der Kftnig die .neaem.SeBatoren 
mir aas Individnen, die der Senat inorsdil&gt. 

Aach das Zweikammersystem niuss bedeutende SBn* 
gel haben. Nicht dass es sie hat, darf in Verwandernng 
setzen, sondern das wäre in Wahrheit erstaunlich, wenn 
iBS keine Mängel hätte. Es fragt sich nur, ob die Yor- 
theile des Systems die Nachtheile überbieten? Es scheint, 
dass man diese Frage nach der bisherigen Erfahrang 
darchaus bejahen muss. *) 

Das Erste, was man dagegen aofbringet, bestehet 
in den Widersprüchen , die zwei Köpfe auf einem 
Rumpfe nach sich ziehen. Man sagt, dass die beiden 
Kammern nothwendig einander bestreiten und besiegen 
müssen; man fugt hinzu, dass am Ende eine Kammer 
die Oberhand über die andre gewinnen, und sie ganz 
auf die Negative beschränken könne. Beides wäre von 
grossem Nachtheile, wenn die Regierung eine getheilte 
wäre, aber die Folgen sind sehr zweifelhaft, weil die 
Regierung nur eine beschränkte ist. Erstens, sollte ein 
Streit zwischen beiden Kammern obwalten, so wird er 
nicht leicht ein feindseliger sein, denn die beiden Kam- 
mern dürfen ja durchaus keine reinen Gegensätze abgeben. 
Einmal wird die erste Kammer negiren, das andre Mal 
die zweite. Dadurch wird nichts erzeugt als grössere 

• 

*) Yergh N. Journal von Deutschland., red. von Fr. Buch* 
holz. Bd. XII. S. 40a— 429. 
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Besonnenheit nnd Umsieht in den VorschlBgen. Der 
Pally dass äie eine Kammer stets bejaht, was die andre 
Ternekit, wird nicht leicht Torkommen. Gesetxt aher, 
dass eine Spannung zwischen beiden Kammern cBese 
Unnatürlichkeif herlt^ifnhrt, so kann doch daraus noch 
keine dffeiibare Gefahr entstehen. Die zwei Köpfe sind 
nicht absoint,' §ber ihnen steht das Oberhaupt, nnd bewirkt 
durch sein Anschliessen an eine Parthei , dass die Gesetz- 
gebung — nicht unterbrechen wird. Zweitens^ wenn 
Wirklich eine Kammer die Obmacht über die andere 
erlanget, sich der Initiative in allen Geschäften bemSeh- 
tiget, so kann sie doch der andern Kammer die Negative 
nicht entziehen , welche von so grosser Bedeutung ist. 
Es kann mithin keine Maassregel durch beide Kammern 
gehen, wenn sie auf eine entschiedene Weise einseitig 
wäre. Nehmen wir jedoch den FaU an, dass nur eine 
Kammer bestehet, so werden ganz andre Uebel ent- 
springen. Die Regierung muss da unmittelbar mit den 
Repräsentanten streiten. Verwirft sie einen Vorschlag 
noch so zart^ so erbittert sie doch die Vertreter gegen 
sich. Verwerfen dagegen die Repräsentanten einen Ver- 
schlag der Regierung, so versetzen die den Organen des 
Herrsehers einen Schlag, der sie oft auf lange hin lähmet. 
Es ist daher von unendlichem Nutzen , wenn der Herr- 
scher statt der zweiten die dritte Instanz bildet, damit 
er nur höchst selten sein Veto auszusprechen habe. 

Das Andre, was nian gegen zwei Kammern ein- 
wendet, bezieht sich darauf, dass oft die Minorität die 
Wirkungen der > Majorität erlangen müsse , indem die 
überwiegende Stimmenmehrheit einer Kammer Öfters der 
entgegengesetzten , Majorität nur einer Stimme in der 
andern Kammer unterlieget. Man kann dieser Bemerkung 
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ds^ l^reffiBiide nicsht absprechen, alieio «6 verlfaiit ihr 

iQewi^ht;, weon man bedenkt, dawi «ach Im der Existenz 

einer einsigen Kamm« ein einzelnes Votnm dei| Aos- 

scUag giebt Am Ende geht durch diese Ueberstiiidmung 

nicht viel Terloren. Wnrde nehroKch ein Vorsehlag mk 

sehr kleiner Mehrh0it snruckgewiesen , so li^ 4»riB 

eine Anfforderung, in der nächsten Session den Vorschlag 

sa wiederholen. Dadurch geschieht es, dass vmddich 

gute Vorschläge, für die sich die Mehrzahl nicht evident 

ausgesprochen hat, blos i^f dnen Zeitpnnkt verscboben 

werden, wo die öffentliche Stimme ih^etk günstiger sich 

ankündiget. Ein solcher Verzug ist so wenig ein Uebd, 

dass ihn vielmehr die Staatsweisheit oft sehr laut fovdert 

Frmlich wird hiebei vorausgesetzt, dass die Foto, die 

den Vorschub veranlassen, nicht blos zählen, sondern 

auch wägen« Aber nur dann sind die Stimmen ohne 

alles Gewicht, wenn sie ohne vorhergegangne Debatten 

abgegeben werden» Sobald hingegen erst für und gegen 

den bezüglichen Gegenstand gesprochen wird, kann man 

wohl annehmen, dass jeder Votant nach Gründen gestimmt 

habe. Zuletzt giebt es ein Mittel, der Minorität die 

Kraft der Majorität ganz zu entziehen» Man zählt bei 

sehr wichtigen Dingen die Stimmen in beiden Kammern 

zusammmen. So in Würtemberg. 

Das Dritte, was man dem Zweikammersysteme vor- 
wirft, gehet dahin, dass die Trennung der Vertreter 
auch getrennte Ansichten über die Aiigelegenheiten er- 
zeuget, und beide Kammern der Eins^ichten beraubet, 
welche sicr vereinigt besessen Hätten. Doch es .ist unmög- 
lich, dass die Ansichten der Kammern in der Hegel 

4 

ganz divergir^n können, weil die Kammern (wie ge- 
sagt) keine Gegensätze' bilden. Die Versi^hiedenheit der 
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Amlditan viti senath «nr üw» aMbm nio, dl« imA 
^oppdte Frafong ibw dieidbe Sadi« deh m wg«bM 
pi«gt , und ia fanter fiteiahang eiiiaii Sdndmi adt 
siök fUveb 

Wären die [Stenn^eii beider KaMmeni g^hriia^ite 
0ebMeii der PaWoittt entngm^ dum allefdingB kSimte 
mandimal eine Mhfidlidie Divergens dnrchgraifai» Dm 
jed^cb weajgebne die Beprftsentnntenkammer g«M affen»- 
Jiok diemitirt, nnd dae Wiehtigste in der Pamkamnier eben^ 
falk verlantberet, so werden die Ansiebten sieh mA 
^fter vermiecfaen nnd ergftnien. Ans demeelben Grude 
laset «ich aiieh bestreiten, das« die Trennnng der Ter- 
Htrelier einen Aoi^all ven Einsichten nach neb siebet 
Was die berreraagenden Talente in euier Kaanner 
ftnsserten, wird ja daselbst nicht begraben. Die ReifaMr 
^er sweiten Kanuaer beben die Gründe anf , nnd Obren 
sie aals Nene Tor» Alle diese Vorwürfe tteffen abo 
nicht das Zweikanmer^teni, sondern den Mangel an 
OefftmtUchlceit. 

Das Vierte nnd Wicbtigete, was man entgegnet, 
gilt der Versehmelxong des ständischen und reprttsen- 
tatiTcn Systems. Weitentfernt davon, beide Partbeien zu 
befriedigen, soll das Zwrikammersysterai beide beleidigen. 
Die Anhänger der reinen Repräsentation sollen Klage 
erheben, dass man die Aristokratie aus der einen Kam- 
mer- aiehe, 'nm sie in eine fabhre am irersunmdn, dass 
man dasdbst dem Adel, dem Klems neue Bedentnng 
verleihe, ja wohl gar antinationale Institute C^ie die 
Güter der todten Hand und die Majorate sind) statt 
nbanschalBren, befestige, statt f8r immer zn verbieten, 
begünstige^ wieder ^fuhre. Die Stände hinwieder sollen 
eich beediw«ren, dass nur die höchsten zn neuem Leben 
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JkaMnen, dan nur Üb vmgAmMy^nm&gm dcnBiigte 
<Kttäwuiii, Fabriburt) -den Eintrilt in die stiiidiadie 
K^mwnam m. Wflge boiige. Sift soHmi- bitter tadelm dass 
mehr wie bei dem reinen Reprftsentadveyslem noii «Um 
43iwieht anf da« lietali gelegt werde. 

Was die Anhänger der leinen B^riientedon betf^ 
•n Tei|;e88en sie gaax» d6ss die Kammern kmidew^ 
^«ie rdjie AxisHdoralie und Demokratie einander gegeii- 
•ttber stehen sollen* Die Pairskammer wäre Tetlofen, 
wann sie wirldiok vom Kastengeist beseelt wurde. Ihre 
•Anfgdbe ist blos, die Rohe einer hohem Stellw^ dem 
Winde ephemerer. Meinungen und Wunsche* entg^en so 
Jhalten. Allerdings wird der Adel aar Bedeutung komme% 
•nUeift warum soll er allein seine nalürliGhen- Vomuge 
«kht anwenden där&n? Wfirde das Yomrtheil niebt 
tok itm würdigsten adeligen Candidaten Mie RepAsen- 
itanteakammer tersehliessen^ indem es in der R^gel den 
.tmadeUgen Bewerbern lieber Tertraut? So wiitde das 
beste Talent, das grösste Vermögen obae politische 
Anrechte verbarroi, weil der Besitaer aus Tomehmer 
JFamilie stammt^ und in diese Ajbstammung von notablen 
Personen eioe Ehre setzt. Wenn der Klerus wieder 
den politischen Ständen zugetheilt wird, so können nur 
Halbwissto, die es an den Wörtern : P&fferei, Dunkeki, 
gebracht haben, daran einen Afistuid nehmen. Nor 
wenn die Priester an der GeSetsgobuüg Theil haben, 
ist ächte, kirchliche Frmheit möglich. Es gehört eine 
gewisse Verblendung dazu, das Kirchliclie als ein Qleich- 
^tiges den Layen Preis geben zu wollen» Die alten 
Missbräuche sind nicht mehr zu besorgen. De^^ Adel 
braucht weder ausschliessend liegende Guter, Qo<^h eia 
Vorrecht auf die Staatsämter zu besitzen, um ein^.f^sle 
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«o haben. . ^ad der Klems kann an der bÜN 
gerliiofaeii Gesetzgebang Theil nehmen, ohne eine Yer« 
finsterung der Geister anzudrohen. Man soHta «lek« 
schämen, noch immer nicht von dem änssersten Extreme 
zurückgekehrt zn sein, und Reden zu haften, als ständen 
wir noch im sechzehnten Jahrhundctrt, Aber die Majo- 
rate! die Güter der todten Handt Man eiferte gegen 
sie, weil sie der Bodenkultur und Vermogensverthetluty • 
hinderlich gedacht werden. Alldn es ist hier ja nicht- 
die Rede von lauter Majoraten und gestifteten Gütern, 
sondern nur von den Gütern der Pairs. Diese Ausnahme 
tvird nur einen kleinen Theil des Territoriums treffen, 
und bei der grossen Verbreitung der teohnischen Bildung, 
bei dem lebhaften Gnterverkehre selbst dem Oeconomisten 
nicht mehr anstössig sein* Giebt man zu, dass sie 
iur die politische Freiheit erforderlich ist , so muss man 
gar nicht fragen^ ob einige Säcke Kartoffeln mehr oder 
weniger angebaitf werden* 

Was die Vertheidiger der Stände wieder anbelangt, 
so ist nicht zu wundern, dass sie das grosse Einkommen, 
welches ein Pair, ein Senator besitzen muss, in hohenn 
Grade erbittert, denn Alle stipnliren gern nur solche*^ 
Eigenschaften, die sie selber besitzen. Indessoi wird 
grosse Habe so lange p^tische Vorzüge erhalten, so 
lange sie ein „Vermögen^^ bildet. Das Geld- hat die 
vielen Differenzen des Lebens ausgeglichen, aber doch 
einen desto gewaltigeren Unterschied gegründet Dem 
ist nicht zu entgehen. Wer den Staat als ein irdisches 
Product erfassen lernte, findet es natürlich, dass selbst 
die St<^e eine höhere Geltung erreichen. Es ist nur 
ein Doppeltes zu vermeiden, 1) dass das Metall nickt 
ohne den Geist etwas bedeute, d. h* dass keine 
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OUgftfühie der Rmchen, als solcher, Plats greife, 2) dass 
nicht mehr Eigendiiim gefordert werde,, als der Zweck 
erheiaohet. 

Die Staat $/ o r m e n. 

Nachdem wir die Formen der swei Punete, in 
welchen eich die Staatigewalt hervortfant, im Einselnen. 
besproclmn haben, können wir am den Totalformen über» 
gehen, unter welchen die Staaten erscheinen. 

Die Staataformen miiasen offenbar Combinationen 
der angegebenen Theilformen enthalten« Vorasuglich 
werden sie die Formen der Herrschaft durchblicken lassen, 
weil in diesen die Personification der Staatsgewalt sich 
darstellet. AUein die Staatsformen enthalten noch etwas 
mehr, als gewisse Combinationen der Herrschafts- und 
Regierungsformen. Den Beweis liefert schon der einzige 
Umstand, dass in dem Bewusstsein der Menschen sich 
nur drei Staatsformen ausgesprochen haben, obgleich es 
mehr Combinationen jener Theilformen giebt. Die Staats- 
Cormen sind nehmlich: absolute Monarchie, Constitution 
nelle Mon^urehie, Republik. Betrachten wir die Mo- 
narchie , so finden wir , dass sie mehr ist , als 
eine Verbindung der Einherrschaft und absoluten oder 
beschränkten Regierung. In Rom gab es mehrere Im- 
peratoren , Deutschland hatte einen Kaiser und einen 
König, lapan besitzt noch zwei Kaiser. Eben so 
wenig ist die Republik eine blosse Combination der 
Yielherrschaft und der getheilten Regierung. Denn es 
giebt Republiken mit einer absoluten Einherrschaft, als 
welche die Dictatur angesehen wird. — Dieses Eine, was 
in Verbindung mit den Theilformen die Staatsform bildet, 
hat seine Wursel in dem menschlichen Geiste. Es ist 
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die, im VoIksbewugsttM^lD ausgeBprochene, 
des Verhältnisses zwischen dem Herrscher und der Ge- 
sellschaft. Eine Bepnblik ist ein solcher Staat, in wel- 
chem die Staatsgewalt in einer von der Gesellschaft 
abhängigen Person verkörpert ist. £ine Monarchie da- 
gegen ist ein Staat, in welchem die Staattgewalt in einer 
über der Gesellschaft stehenden Person enthalten ist 
Je nachdem diese über der Gesellschaft stehende Person 
dur^h-die Organe der Gesellschaft bestimmbar ist oder 
nicht, heisst die Monarchie eine constitutionelle oder eine 
absolute. Schon Bodinus*) kannte den wesentlichen 
Unterschied zwischen beiden, der so gross ist, wie die 
dazwischenliegende Republik. Daher sondert er die 
ßfonarchiä regalü von der Tirannü und vom Domimitui 
uniu9. Wir thäten wohl, wenn wir die zweideutigen 
fremden Namen fallen Hessen, und nur von Herrenstaaten, 
Volksstaaten und königlichen Staaten sprechen wollten. 

Insoweit die Staatsfonnen ihren Unterscheidungsgrund 
in dem Geiste des Volkes wurzeln haben, ist es natur- 
lieh, dass sie eine gewisse Ordnung bekunden und drei 
verschiedne Kulturstufen bezeichnen. 

Der Herrenstaat ist die Form der allmächtigen Ein- 
heit, und deutet auf jene Epoche, wo der Mensch theils 
Zähmung, theils Schutz verlangen muss. Der Volks- 
Btaat enthält die Form der Mannigfaltigkeit, und bezeichnet 
eine Epoche, wo die Sicherheit errungen ist, und das 
bunte Volksleben sich ausbreitet Der königliche Staat 
ist die Form der Einheit in der Mannigfaltigkeit, und 
bezeichnet eine Epoche, wo der in sich zurückkehrende 
Sinn der Gesellschaft das Bedtirfniss eines Wechsellosen 
und Gewissen empfindet. 

*) De republ. libr. II. Cap. III. 
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Die Geschieht^ bestiittiget durehaiis diese Stufehfolge 
.der Staatsforioen» Alle Staaten, die sich an die graue 
Yorwelt anschliessen, zeugen von der monarchischen 
Form. Nur waltet in den ältesten (Egypten» Sina, Indien) 
das theokratische Element, welches die spatern (Baby- 
lonien, Assyrien, Medien, Persien) vcirloren haben« Selbst 
Griechenland war toU kleiner Herren, Erst hierauf 
nahet die Zeit der überwiegenden Yolksstaaten« Ajidea^ 
tungen von Königsstaaten kommen vor, werden ^er 
nicht ins Bewosstsein aufgenommen. Die Weisen jenes 
Zeit unterscheiden nur Monarchien und Republiken* 
Eine ganze Wiederholung der bisherigen Entwicklung 
fiilirte zu den Königsstaaten. Die alte Welt ging unter; 
germanische Hände errichteten aus den Trümmern des 
römischen Beiches neue Staatsgebäude ; eine neiie Theo- 
kratie durchdrang sie alle; dann erhub sich die Gewalt 
der Herren gegen den Statthalter Gottes; mit den siegen- 
den Herren begannen darauf die Völker den Freiheits- 
kampf, und das Ende — ist die vorspringende Ersehet- 
nung der constitutionellen Monarchie. Sie erwuchs 
aus monarchischen und volksthüinUchen Elementen. 
Selbst ein Blick auf die Welttheile, die alle Kultur- 
stufen repräsentiren, beweiset die angedeutete Stufenfolge. 
In dem stehengebliebenen Asien überwiegen die Herren- 
staaten mit theokratischem Anklang, der in dem (wenn 
auch zur Verwilderung) fortgerückten Afrika sich ver- 
loren hat; Amerika bietet uns den Anblick zahlreicher 
Volksstaaten; Europa aber enthält grösstentheUs consti- 
tutionelle Monarchien. 

Wenn die Staatsformen eine gewisse Stufenfolge 
anzeigen, so liegt der Gedanke nahe, dass sie auch 
eine ungleiche Vollkommenheit und Güte haben müssen. 
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AUordingji haben -^ wuen verschtedenen Werth, wenn 
man de da wel^pesohichtliche Producte betrachtet. 
Allein 9 wenn man blos ihre Wirkongeo in Besng auf 
das Volk betraehteti so miiaa man das Urtheil f&llen, 
dasa jede Staatsform, wenn sie für die besonderen Ver- 
hältnisse die passejidste ist, die ToUkommenste nnd beste 
ist. Die Staatsformen sind Kidtormesser, fiber keine 
Maasstilbe des Nationalgl&ckes. Ani^h ist wohl entschie<« 
den, dass in jeder Staatsformi wenn sie nnr den beson« 
deren Verhältnissen angemessen ist, die höchsten Zwecke 
erreicht Werden können. Dännemark verwandelte sich 
1660 freiwillig in eine absolute Monarchie, und betrachtet 
noch gegenwärtig diesen Schritt als die Quelle seinee 
Wohlstandes, nnd England schreibt seine Blüthe von 
Kromwells Dictatnr. In neuerer Zeit misst man die 
Staatsforjiien mit dem Maasstabe der Freiheit Doch 
selbst in dieser Beziehung haben die Staatsformen an 
sich einen nnd denselben Werth. Jeder Staat, welcher 
gat eingerichtet ist, gleichviel welche Form er habe, ist 
ein Freistaat. Nur giebt jeder eine besondere Freiheit. 
Die Freiheit ist nehmlich eine doppelte, die politische 
und die bürgerliche. Die Erstere ist Sicherheit vor 
fremder Willkühr, begründet durch volksthümliche Insti* 
tutionen. Die Andere besteht in dem durch Gesetze 
verbürgten Genüsse eines ausgedehnten Privatrechts. Die 
politischb und bürgerliche Freiheit stehen in den Extre- 
men einander entgegen, in der Mitte durchdringen sie 
einander. Welches Volk die höchste politische Freiheit 
will, muss dem, Genüsse der eigenen Willkühr znm 
grossen Theile entsagen. In Volksstaaten lernt man 
daher die Freiheit hassen, so sagt ein altes Sprichwort. 
Welches Volk die höchste bürgerliche Freiheit erstrebt. 
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ka&A wtnig OeflfendiohM begdmn^ Di«' eonstitiitioiieliiy 
Monarchie gM>t das Mittolmaas Ton beiderlei Freiheit, 
aber nur gereifte Völker trao&ten itach der Mittel 

Aus diesem Mangel einer absoluten Bedeatnng der 
Steatsforraen entspringt die Ansieht, dass nur die beste 
Form der Herrschaft und Regierung ergriffen, und gar 
nicht viel gefragt werden solle, welche Art Staat daraus 
entstehe. Aber die Wahrheit iist, dass die Staatsformen, 
obgleich sie nichts Absolutes sind, die höchste Beriiet 
aichtigung fordern. Sie haben ja ihre Wurael btk Geiste 
des Volkes, oder vieiraehr des stärkern Theiles! • Welches 
Unglück bereitete König Jacob seinem Geschlechte, weil 
er über die Person des Königs eine Ansicht behauptete, 
welche nicht die des Volkes wac Julius Cäsar war in 
der That der Mann, welcher Rom retten konnte und er, 
fiel zu den Füssen der Götter, weil er König heissen 
wollte.^ Volksstaaten entstanden und vergingen über 
Nacht, weil sie nicht in der Ansicht der Mehrzahl 
begründet waren. Die Constitutionsmacher niochteo die 
Gewalt theilen, so viel sie wollten, Kammern berufen, 
so rasch sie konnten, der Herrenstaat kehrte zuriick, 
sobald sie die Hand» weggethan hatten. Der Zusam- 
menhang der Staatsformen mit dem Volksgeiste setzet 
sie auch in Verbindung mit der Kultur, die umgetrieben 
wird Ton den Stürmen , die über die Erde fahren. 
Schwierig ist es eine Form fest zu halten, wogegen 
der Zeitgeist streitet. Das an sich Gleichgültige) wird 
sum Uebel, wenn es gegen die allgemeinen Wünsche 
ist; das Beste trifft das Loos der Verkennnng. Diesen 
Moden, die in der politischen Welt einreissen, verdan- 
ken wir die Scheinformen, Womit man die wahren 
verbirgt, um sie zu erhalten. Würden die Herrscher 
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Hiebt maneheäßlifitfe nrnSfllieiae Torwftrts oder surfiek 
thun, SQ hStteo sie oft einen su schweren Kampf aite 
den Götzen des Tag^ sn besteben I !; » 

Anf diese Weise, erscheinen die Staatsfomen)*. ohnei 
für den Staatssweck entscheidend sn sein, als das gresas 
Räderwerk, worauf der Staat mfaet, and worein der Gdst 
der Zeiten greift, mn durch dessen Umschwung das poli«^ 
tische Leben weiter su treiben. Und nichts mag nn» 
so sein: mahnen, dass die mensohbeitlicbe Entwickinng. 
durch den Staat in einer höheren Hand Ueget, als dieso 
Mangelhaftigkeit aller Menschen wnrke! 

Wir müssen noch einen Blick auf die einaelnen 
Staatsformen werfen und Natur, Geist, Triebfeder wid 
geschichtlichen Werth dersdben beleuchten«. 

Die absolute Monarchie,^ 

Die absolute Monarchie lässt nur zwei Combina« 
tionen der Theilformen zu, nehmlich absolute Regierung' 
mit Wahl- oder £rbher|^schaft. Ihr Bild ist der KegeL 

Gleichwohl ist sie nach ihrem Geiste d, h. nach 
ihren Maximen sehr verschieden. Der Ursprung wirkt 
auf die Herrschaft und durch diese auf die Regierung 
nachhaltig ein, so, dass verschiedene Charaktere der 
absoluten Monarchie entstehen. Daher kündiget sieh 
diese auf vierfache Weise an, theokratisch, patriarcha- 
lisch, kriegsherrlich und territorialistiseb. 

Die Triebfeder des Gehorsams od«r das hewegende 
Princip der herrenstafltlichen Yerlsssung ist ebeufaAs 
verschieden. In tbeokratiscben Herrenstaaten besteht 
es in der Gottesfurcht, in andei*en absoluten Monardiien 
ist es die Ehrfurcht, und nur iu den entarteten Reichen 
ist es die blinde Furcht» 
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Laut der Gesdriehte bat diese Stafttsfenu zwei 
groaae Vorsfige. Entena iit de sehr dauerhaft; vielleicht 
eben darum, weil sie sehr einfaeh ist Zweitens ast sie 
«ehr*f%nm. Wie leioht geht ein C!harakter in . den 
andern über. IMe sinesischen Kaiser liessen das theo^ 
kratisobe Element faUen, und regieren nun Jahrhunderte 
als die ^grossen Väter im himmlischen Reiche.^^ Ihrer 
Stärke wegen kann die absolute Monarchie ancb dem 
Zeitgeiste am meisten nachgeben* Daher hat sie in den 
jüngsten Tagen so viele Lobredner gefanden. In der 
That, was die Sprecher begehren, Freiheit des Gewissens, 
der Meinungen, der Presse, der Gewerbe, des Handels, 
des Eigenthums und dazu Gleichheit des Gesetzes, des 
Verfahrens , der Steuern u. s. w. kann ohne Zersetzung 
seiner Bestandtheile und ohne Gefahr einer chaotischen 
Verwirrung, so rasch wie man verlangt, nur ein Staat 
gewähren, in welchem alle Kräfte in einer Hand con- 
centrirt sind, um gottliehe Allmacht»nachzuspielen. 

Die Grenze wird dieser St^atsform nur durch die 
Kultur des Volkes gesteckt Weil dieselbe zu sehr vom 
Zufalle abhängt, (Frankreich verfiel durch Minderjährig- 
keit und zu hohes Alter seiner Herrscher), so fordert 
das Volk eine Gewähr, sobald es zum Nachdenken 
kommt. Die älteren Schriftsteller haben diesen Mangel 
aller Burgschaften mit zu grellen Farben geschildert und 
der absoluten Monarchie zur Last gelegt, was doch nur 
die Despotie verschuldet hat. Die neueren begehen ein 
anderes Unrecht, und leugnen die Unsicherheit ganslich 
ab, oder bestreiten die Möglichkeit einer Abhälfe. Es 
kann die Frage sein, welcher Irrthura grosser und gefähr- 
licher ist. Zu ihrer Bliithe postuliret die absolute Mo- 
narchie durchaus das Institut des Adels. Allein nicht 
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10 dem l^iroe, dam der AM £e Sl&tie des Tkioiie« 
annnache, sondern in dem Sime, dass der Adel das 
BoUwefk der Vidkarechte bilde, wid den Monardieii Tor 
Anaattiuig bewahre. Eine abeolnte MonareUe geht in 
Despotie über, wenn kein Adel vorhanden ist, denn es 
{^ebt da nichts Ausgezeichnetes ausser den Geschöpfen 
des Monarchen , es fehlt dem Volke an gebomen Yer- 
theidigern. Aber die absolute Monarchie entartet auch 
dann, wenn sie den Adel seiner Bestimmung entfremdet, 
und aus den Beschützern des Volkes Genossen der B^ 
gierung macht. Die ErtheUung ungerechter Privilegien, 
so wie die wiUkührliche Vermehrung der Adeligen gehört 
zu den Stdatsfeblern, wodurch die Staatsgewalt Andern 
eine Grube gräbt, und am Ende selbst faineinffilk. 

Die Republik. 

Die Bepublik enthält so viele Combinationen der 
Theilformen, als d^en überhaupt möglich sind. Doch 
theilt man sie in drei Klassen : Demokratie, Aristokratie, 
repräsentativer Freistaat. Das Bild dieser Staatsform 
ist das Parallelogramm; auf der langen Seite basirt, 
stellt es die Demokratie vor, auf der schmalen Seite 
basirt, die Aristokratie, mit einer Ecke in die Erde 
gesenkt, dass ein Triangel entsteht, den repräsentativen 
Freistfiat. 

Dem Geiste nach ist jedoch die Bepublik nur aristo- 

» 

kratisch oder demokratisch, und das bewegende Princip 
ist blos Eines, Gemeinsinn. Montesquieu bezeichnete 
die Tugend als die Triebfeder dieser Staatsform. Allein 
dieses soll nicht so verstanden werden, als.. könne die 
Tagend in anderen Staaten fehlen, sondern es darf damit 
nur gesagt sein, dass die Bepublilc ^lehr Tugend^fordert, 
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in 4if ftlksohten Monanihfe. ^ Statt vtfrzf^lick <ln Boll- 
Wtok des Ydkes gegen Aie WiUkuhr des Herrschers 
ftbzQgeben', rnnss er vorzüglich den- unpartheOichen, 
rabigen Mitder zwiseben der Staatsgewalt und dem Volke 
maehen, nnd in der Pairie oder tm Senat Tdüig aufgehen. 
Sobald er eine Kaste bildet gegen das Volk, oder eine 
Parthei gegen die Regternng, so verkennt-er seiiie Natnr, 
vne seine Stellung, und zerstöret das Gleichgewicht. 
Entweder bekommt der Thron ein Uebergewicht und 
serscKmettert die Freiheit des Volkes, oder das Volk 
wirft im übermüthigen Anlaufe den Thron zu fioden. 

Die Erhaltung der Verfa^iungen. 

Jede Verfassung hat ihre Anhänger und Gegner im 
Volke. Eine Verfassung erhalten heisst daiver nichts 
anders , als das Uebergewicht auf der Seite der Anhänger 
bewahren. Dieses geschieht dadurch, dass^ die Stand- 
haftigkeit derselben vorausgesetzt, die Verfassung durch die 
Persönlichkeit' des Herrschers fortwährend aufrechterhal- 
ten, und auf den stärkeren Theil des Volkes gestützt wird. 

Was die Standhaftigkeit einer Verfassung betrifR) 
80 ist zuerst nothwendig, dass sie eine historische Unter- 
lage habe* Sie muss erscheinen als die Krone des Ge- 
schehenen, ah die Blüthe von Entwicklungen, deren 
Keime in der Vergangenheit liegen. Daher ist nichts 
verderblicher als der Missbrauch geschriebner Constita- 
tionen. Das Papier nimmt allerlei Hirngespinste oder 
Nachbilder fremder Verfassungen auf, jedoch das Leben 
stösst sie zurück, und begehret etwas, so auf heimischem 
Boden entsprossen ist. Aus diesem Grunde ist das Nach- 
äffen erprobter Verfassungen nur im Grade verschieden 
von dem Versuche idealer oder griechischer Staats- 
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formra. ISefo spotten des Heraalt d« Seeli«!!««, 
der Bidi vom Behnfe d«r firamsOticicIiM Constitotioii die 
Gesetxe des Minos geben liess, nnd stehen ihm se 
nahe, dass man darflbor erschrecken mSehte. Femer 
moss die Verfassung nicht fiber den übrigen Elmiehtnn- 
gen schweben wie eine Wolke, sondern vielmehr anf 
denselben rohen wie ein festes Dach. Privatgebftnde 
errichtet man dnrchan8.¥on Unten nach Oben, man legt 
erst den festen Grand, fuhrt darauf die Mauern auf, nnd 
erhebet dann den Giebel. Die Staatsgebäude liebt man 
umgekehrt aufzufuhren. Zuerst das Dach, dann die 
Mauern, snletzt den Grund! Im Anfang giebt man 
nehmlich eine Charte, darin eine Repräsentation des 
Volkes, und sogar ein Wahlsystem. Erst nachher denkt 
man daran, eine Provinzial Verfassung zu geben« Und 
noch viel später schreitet man zu Communalordnungen. 
Freilich ist es bei so bewandten Umständen kein Wan- 
der, dass die Verfassung fiberall hinket, und in kurzer 
Seit gar AHt. Je grSsser der Staat, desto mehr Glie- 
derungen bedarf die Verfassung. „Ein Reichstag in der 
Hauptstadt eines grossen Reiches, der Reichs Verwaltung 
gegenubertretend, genfiget keineswegs, um auch die min- 
dern Kreise in das gehörige Leben zu rufen. So wie 
die Schoppen neben dem Schulzen, die Stadtverordneten 
nebest dem Magistrate stehen, so lassen sich heilsam 
Kreisstände und Provinzialstände organisiren. Ans Pro- 
vinzialständen rauss der Reichstag erwachsen, damit den 
Gliedern das Haupt nicht fehle; Reichstage hingegen 
ohne landschaftliche und Gemeindeeinrichtungen gleichen 
einem Haupte, das auf schwachen oder gar ketnen 
steht/' So Friedneh von Raumer *> 



'*) Hermes. St, XIL 8. 192. 
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Die Herrschaft kt der Hanptpulu der Verfaesinig; 
wenn der Herrscher nur gut ist, bo hillt numaneh die 
Ver&uisang dafür , und amgekehrt, wenn die Henrsefaer 
ijpuarten, ao eraoheint die Yerfaesttiig feUnhaft and des 
Ualergafiges würdig«. 

Die Persönlichkeit des Herrschers wird zam Stütz» 
punkte der Yerfassnng durch eine nationale^ vom Geiste 
4er Verfassung beseelte Erziehung« Die Wichtigkeit 
derselben wurde von den Alten auf das Tiefste empfun- 
den. Piaton gab seinem Staate gar keine andere Garantie, 
als die angemessene Bildung der. Regenten. Und sogar 
in den verrufenen orientalischen Staate^ spielt die Er- 
ziehung der künftigen Herrscher eine wichtige Rolle, 
in Europa wurde darauf immer zu wenig gesehen. Ja, 

' , • 

die Völker brauchten Deutsche, Engländer , Russen und 
man machte die Prinzen zu Franzosen. Sie bedurften 
Könige, die den Staat leiten sollten, und man erzog nur 
Feldherm. — Aus der Erziehung der Herrscher . folgt 
das Betragen derselben, welches das Bestehende laut 
der Geschichte so sehr befestigen hilft. Das Betragen 
der Herrscher wäre jedoch verkehrt, wenn es die Herr- 
schaftsform ganz schroff, ungefällig zurückspiegeln 
möchte. Es soll diese vielmehr demjenigen anmuthig 
machen, denen sie weniger gefallen muss« Daher soll 
der König die Geringen mit Leutseligkeit behandeln, 
der Aristokrat dem Volke Achtung bezeigen, das demo- 
kratische Haupt den Adel schützen. 

Damit die Verfassung sich auf das Volk stütze, 
muss au9 der Erziehung des Volkes das Scaatswidrige 
entferiit, und die Verfassung an den stärkeren Theil 
angelehnt werden. 



179 



Dte Alten kmntMi da« Volk von d« yerfammig 
reekl durehdningttii madiM^ weil bei amen eine Sffent- 
hebe, anf den Staal berechnete, Eriiehnng mSglichwar. 
Da unaere Kalliir keine Uaifonairung der Geister niäiet, 
ao lansB sich die Staatsgewalt nor bemflhen, dass die Er- 
jdehang nicht ySlIig unpolitisch ansfalle« Za diesem Behafe 
ist es dringend nothwendig, das religiSse Element nicht 
faUen sa lassen, ,,Je mehr die Menschen der Küche ent- 
fremdet worden sind, bemerkt Ancillon*), desto mehr 
liaben sich ihre Anspräche an den Staat Tervielfilltigt« 
So wie der Himmel ans den Gemüthem wich, und der 
Mensch seine übersinnliche Heimath vergass, sollte die 
Erde ihm Alles ersetxen, nnd von dem Himmel getrennt, 
wurde sie immer nnvollkommner, unfrachtbarer, traurigeir 
imd öder/' Die Staatsgewalt arbeite nicht an der Zer* 
Störung des Kirchenthums , indem sie aus übertriebner 
Eifersucht seine Verfassung zerstäubt, und es wird die 
positiTU Religion selbst den Staat weihen und befest^en! 
Nur muss die Staatsgewalt wieder nicht so weit gehen, 
und eine Staatsreligion constituken wollen. Zwar rftth 
Burke **) liieza, indem er von der englischen Verfassung 
folgendes sagt: „Um den Gefahren der Unbeständigkeit 
und Wandelbarkeit, tausend nnd tausendmal furchtbarer, 
als die der Verhärtung und der blindesten Vorurtheüe, 
ausauweichen, haben wir den Staat geheiliget, auf dass 
Niemand seine Gebrechen anders als mit schüchterner 
Ehrfurcht enthülle, auf dass es Keinem träume, seine 
Verbesserung mit seiner Zerstörung zu eröfihen, auf 
dass jeder Bürger zu den Fehlern desselben herannahe, 



*) Staatswissenschaft. S. 174. 

^) Betrachtungen über die franz. Rer« Th. I* 8. 151. 
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wieittHnziideii WüQden eiites Vatttni tritt, mit frommer 
Zärtlichkeit und 2itterndBr Beco^piiss. Dieses wieiie 
YoAirtheil giebt uns tiefen Abgehen vor jenen imintiir^ 
liehen Kindern • ihres Yaterluidet ^ , die mit ratcber 
Hand ihren alten Vater in Stiieka zerhacken nnd ihn 
m den Zauberkessel vemidbter Scfawarzknnstl«r werfen, 
um dann durch giftige Kräuter und wilde Zauberformelii 
dae Täterliche Leben verjüngt wieder herzustellen, mul 
den entflohenen Geist zurfickzurufen«^' Allein gegen 
diese Worte wenden yfii ein Doppeltes ein. Die religiöse 
Weiha, von der hier die Rede ist, kann dorchans nicht 
gut geheissen werden , denn sie war eine blutige und 
grausame, die sieben Millionen Katholiken ihrer politi- 
schen Rechte beraubte. und noch dazu ein Nenntheil de« 
jrischen Lande» und 1,300,000 Pf* St. einer Hand- 
voll Aqglikanern zuwies, während 6,000,000 Katholiken 
nur 2000 Priester und fär diese etwa 220,000 Pf. St 
hatten» Aber auch eine gerechtere Staatsrelegion ver- 
dienet keinen Beifall. Ist sie nehrolich ohnehin die Be- 
Kgion der Mehrzahl, so bedarf sie keiner weltlichen 
.Vorzüge. Hält sich ein grosser Theil der Nation za 
andern Kirchen , so wird eine solche Auszeichnung nnr 
Erbitterung und gefahrlichen Hass gegen die Regierung 
erzeugen. Wir fordern Freiheit flir alle Religionen, aber 
auch Schutz für alle. Jede Religion, jede Kirche giebt 
uns jene heilige Scheii vor hitzigen Neuerungen ein, 
von welcher Burke redet, denn jede gewöhnet uns, den 
"Veränderlichen, eigenen Meinungen zu misstranen, und 
alles Irdische von einem höhern Gesichtspunkte an&n- 
fassen. Wir erkennen durch jede, dass der einzelne 
Staat nur ein Glied ist in der grossen Wesenkette, welche 
der Allmächtige hält in seiner Hand, dasa ^n WiH< 
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köhef als der luisre die Weltgeiichicbte wirket, dass 
nur «ine faktisehe Nofhwendigkeit, die allein Widerspruch 
ansachliesst^ ein äusserer Zwang, der dem Willen des 
Höebsten fremd ist, uns kuiii Unistnrze der bestehenden 
Ordnung berechtiget, und dass freches Gelöste nach 
Neuerungen wie eine Sünde muss bekämpft werden» 

Was die Anlehnung der Verfassung an den stärkeren 
Theil des Volkes anbelangt, so kann die Staatsgewalt 
nur zwischen dem Adel und dem Mittelstande schwanken, 
denn von der niedern Klasse, die ohne geistige und 
physische Güter ist, darf nicht die Rede sein. Weil ein 
Staat sich als ein Ewiges ansehen muss, so darf die 
Verfassung nicht auf den Adel gestutst werden. Denn 
der Adel ist erstlich selten der stärkere Tbeil, und wenn 
er es ist ^ so verliert er sein Uebergewicht nyt der stei^ 
genden Kultur. Zweitens kann der Adel nicht begün- 
stiget werden, ohne dass alle übrigen Stände iEurückgesetzt 
oder erbittert werden. Drittens wird eiß mächtiger Adel 
sehr leicht übermüthig, und bedrohet die Verfassung. 
Zwar handelt ein Capitel des Montes^eu von der Ge- 
neigtheit des Adels,, den Thron zu veitheidigen, allein 
•8 führet nur drei Beispiele an, die durch eine Menge 
entgegengesetzter Thatsachen erschüttert werden. Es ist 
daher nothwendig, die Verfassung auf den Mittelstand, 
zu gründen, denn derselbe bildet die Majorität schon an 
sich, und wird bei fortschreitender Kultur immer mäch-, 
tiger. Zweitens, ist derselbe der ruhigste Theil. Grosse . 
Beiohthümer verlocken zu ehrgeizigen Entwürfen, und. 
Armnth reizt zu Umwälzungen an. Alle Völker stimmen 
daher in das Lob des Mittelstandes ein. Drittens kann 
der 'Mittelstand von der Staatsgewalt herangezogen wer- 
den, ohne dass die allgemeine Wohlfahrt odet das natürliche 



182 



Vorr^ht de» Adels daronter leide« Diese WidirhMCeDi; 
durften die Mitwelt fiberraschen, und doch sind sie ubec 
xwei tausend Jahre alt, schon von Aristoteles*) ati^ge«^ 
sprochen. Die Staatsgewalt lehnt ^e Verfassung an den 
Mittelstand an, indem sie Oberhaupt 

1) der Anhftnfung des Vermögens die allgenteine' 

Wohlfahrt sur Grenze setzt, 
2> dem Adel keine Vorrechte auf die Staatsamter 

einräumet, 
3) durch Belohnungen (Adelsverleihnngen | Orden, 
Titel) den Adel an den Thron, den Mittelstand 
zum Adel ziehet. 

In Republiken und constitntionellen Monarchien ins- 
besondere mnss die Staatsgewalt noch dahin streben, dasS 

1) die Zahl der activen Bürger, die an den Wahlen 
Theil haben, möglichst gross sei, 

2) die Deputirten zwar nicht zu zahlreich, aber auch 
nicht zu weüige seien, 

3) die Waiden zwar nicht auf zu kurze , aber auch 
nicht auf zu lange Zeit geschehen« 

Die Aenderuttg der Verfassungen. 

Die Aenderung der Staatsverfassung ist entweder 
eine theilweise, oder g^zliche» Die erstere heisst Refonn, 
die andre Umwandlung; gescliieht sie mit Gewalt durch 
das Volk, Revolution. Reformen heben entweder etwas 
auf, welches bereits ablebte, oder sie fugen etwas an, 
so ein anerkanntes Bedürfniss wurde. Sie leisten in bei* 
der Hinsicht einer doppelten Nothwendigkeit Folge, jener 
der ewig wechselnden Natur und jener des Cansalnexus 
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metüMdiliclier Handlongeii. B«ide fiaderii die nenidi* 
liehen Verfaältiiuuie , und diktiren daher aach den Ver« 
fEUHftaogen, die uiit diesen harwoniren müssen, das Cresets 
der VerändeniDg« Jeder Referm ist abei* darch die Staats- 
form die äusserste Grenze vorgezeiohnet, und zugleieli 
der Geist angegeben, in welchem sie gesehehen mnss* 
Nie darf sie aus blindem Verbesseningstriebe hervorgehen, 
denn' jede unnöthige Reform giebt die Losung zu einer 
Reihe willkührUcher Aendernagen, die das ganze Gebäude 
verwüsten können. In einigen alten Staaten diurflen nur 
die Alten über die Verfassung sprechen ; in anderen 
jnusste Jeder, der eine Neuerung Torschlagen wollte, 
den Strick um den Hals, erscheinen, um auf der Stelle 
erwürgt zu werden, falls er die Stimme des Volkes nicht 
gewann. Die neuern Staaten, die keine Demokratien 
sind, brauchen so harte Mittel nicht anzuwenden gegen 
politische Leichtfertigkeiten. Sie lassen die Bürger frei 
sprechen, frei schreiben; sie horchen nur nicht auf Jede 
Prophetenstimme, die da aus einem Zeitungsblättehen, 
dort aus einmu Studierstübdien hervorschallt. Keine 
Stimme darf gehört werden als die öffentliche Meinung, 
und diese kongunt weder in den Schulen vor, wo die Mo- 
detheorien herrschen, noch in den Salons der Haupte 
Stadt, wo der Müssiggang und die Kabale sehwättt, 
noch in den Bureaus der Zeitungen, welche die Leiden- 
schaft beseelt, sondern sie erklingt allein in der Kammer 
der wöhlgeii'ählten Volksvertreter. Umwandlungen wer- 
den selten sein, wo Reformen nicht vernachlässigt werd^en. 
Allein es ist unwahr, dass Reformen eine gänzliche Um- 
änderung der Verfassung für immer beseitigen können* 
Auch die Staatsformen wechseln in einem Staate^ denn 
sie hängen mit dem Geiste des Volkeiä zusammen» 
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VjKuwnit wird man dea Herren^taat au erluiIteB sochMi, 
weDn das Volk «ine gewisse Stufe lebendiger BiUnng^ 
erklommen hat. Der Volksstaat kann nkdit bestehttn, 
wenn die Ordnung aus dem Volksleben entwich. Die 
Klugheit gebietet nur, dass man die Staatsform ebenso 
leise, so besonnen andre, wie einxebie Theib der Ver- 
fassung. 

Die Bevoltttion ist gleichwohl häufiger, als die fried- 
liche Umwandlung. Die Ursache sieht Aristotelea *) 
mit Recht in der Bildung der Staaten, darin, „dass die 
Menschen bei Einrichtung der bürgerlichen Gesellschaft, 
nach gewissen Regeln der Gerechtigkeit zu handdn ge- 
sucht, eine gewisse Proportion zum Maasstabe ihrer Ein- 
dchtuttgen genommen, aber nicht immer das wahre 
Bebt, das gehörige und passende Verhältniss haben finden 
können. So entstand oft eine Demokratie, weil die, 
welche sie errichteten, Menschen, die nur in einer Hm«- 
sicht einander gleich sind, fiir in aller Hinsicht völlig 
gleich ansahen. Die aristokratische Form entstand nicht 
selten, weil Menschen, die in einem gewissen Stacke 
Vorzüge hatten, glaubten, dass sie auch in allen andern 
Stücken Vorrechte haben müssten u« s. w.^^ Ja, wenn 
auch die Proportion der wahren Gerechtigkeit gefunden 
^ wurde, so ist sie doch nicht constant. Es Ferlieren die Bür« 
ger die Vorzüge, die sie früher besassen; andre treten aus 
dem Stande der Gleichheit mit den Uebrigen. Eine 
Familie kann sich im Laufe der Zeit über die übrigen 
schU'ingen, oder sie kann jenen Glanz verlieren, den 
sie früher besass. Bei solchen Verftnderungen kann die 
firfibre Proportion nicht mehr für passend gelten; die 
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Beeialfiditigt8B veriangeii dM neue Airnnitwng d«r 
Verlidtoiise^ und setsen sie mit Gewalt dnrdi, weil sie 
mmer Widentand finden. Das ist in der That die 
wahre Qndle der RevolationMi in allen Staaten. Was 
man sonst dafür ansgiebt, beaeielinet Aristoteles sehr 
treftimd mit dem blossen Namen der Veranlassungen« 
Ehrenlnünknng der Vornehmen, fibertriebne Abgaben, Ver« 
letsnag der Öffentlichen Sittlichkeit bringen Revolntionen 
zumAnsbrnchy aber machen sie nicht erst entstehen. 

Es kann die Frage gestellt werden, ob die Staats* 
Terilndenuigen nach einem gewissen Gesetee gesche* 
hen? Platoa*) bejahte diese Frage. Die Staatsver- 
fassungen (sagt er) verdanken nicht den Eichen nnd 
Wäldern ihren Ursprang, sondern den Sitten der Men- 
schen, die alles Uebrige im Strome mit sich fortreissen. 
Desswegen giebt es so viele Staatsverfassungen, als 
Gattungen unter den Menschen sind. Und wie die Men- 
schen stafenweise vom Goten smm BSsen sinken, so die 
Verfassungen der Staaten.'^ 

Aristoteles suchte Piaton zu widerlegen. Doch be- 
stritt er ihn nur mit Thatsachen, und Uess den Haupt» 
irrthum unberührt, nehmlich, dass die Staaten blos von 
Aen Sitten der Burger abhftngen, nicht auch von anderen 
Umständen und länflüssen. Wäre der Staat Wirklich 
bloa der erweiterte Mensch, und änderte sich der Staat 
nur nach den Sitten seiner Bürger, so würde» man in 
der That genödiiget sein, mit Piaton zu stimmen. Allein 
ein Blidc auf die Geschichte lehret das Gegentheil , und 
erkläret dadurch die Regellosigkeit der Veränderungen. 

Stellt man sich jedoch auf eine gewisse Höhe, und 
übersieht man die Staats Veränderungen im Grossen, so. 

•) Repubi. Ubr, Till. 



erkeimt mmm ailerdiiigt Jm» Ordaiuig, die in der Strif«!- 
folge der Stalteformen sich ankündiget Wir lehen ia 
vielen Staaten die fortsohreilende Bewegung am der 
absoluten Monarchie in die Repoblik tibergehen , und 
nach einem misskmgenen Aufschwung xov con8titati<H 
nellen Monarchie sehen wir die rückgängige Bewegung 
eintreten^ und snr entarteten Einherrschaft snrückweichen« 
Die Aasnahmen rühren nur von Bevolotionen kw. Sie 
unterbrechen stete die natürliche Entwicklang; Der aitt- 
liiche Geist verdammt die Revolution, weil aie^ eine 
finstere Fnrie, dahin schreitot über den zitternden Erd- 
boden, und auf der falschen Wage der Crerechtigkeit | 
Verbrechen und Yoiiheile gegen einander abwigt* Aber 
auch die Politik ntuss sie verwerfen« EinnuU aetzt 
sie nar ein Uebel an die Stelle des andern, indem sie 
im Kampf mit ihren Gegnern nur auf die Vorsage ihrer 
Anhänger denket, und deswegen die gerechte Fropodrtion 
auf der andern Seite verletzet. Zum andern entfesselt 
sie die Leidenschaften, vertreibt die Bedli^en, bringt 
die Hefe alier Stände empor, und verschlechtert in den 
Menschen zugleich den Staat« Endlich hat die neue 
Regierung schwächeren Antheil im Volke, weil ea den 
Gehorsam verlernte« Es muss didier vieles von dem 
Abgeschafften wieder hergestellt werden, so dass auweilen 
die Revolution durch Asdie und über Leichen zu dem 
alten Zustande inhrt. 

Die. Revolution geschiekk in zweifacher Form, ent- 
weder wälzt sie das Bestehende um, um ein Nieda* 
gewesenes an seine Stelle zu seteen , (eigentliche Revo- 
lution), oder sie stürzt das Bestehende über den Haufen, 
um das gewaltsam Abgeschaffte wieder einzuföhren, 
(Reaction> Die Parthei der Revolution sieht in der 
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Vergangenheit nur „die Leidensgesebichte der von den 
stQ^desten Bdsewichtern am Nnrrenaeile heramgel&faiten 
Meüsohheit*' un^ ^^1 darum in dem Titanenkampfe 
mit allem UeberBeferten die Welt rerlassen. Kein an- 
derer Rechtstitel soll fUrder gelten, als die Vernunft, 
uad desswegen ein neues „\A'erde'' die politische Schö- 
pfung beginnen. Die Parthei der Reaction sieht durch 
dieses Jahrhundertlange Streben der verwegensten Geister 
ein Institut nach dem andern fallen, und nichts Besseres 
an die Stelle treten« Sie wähnt daher in dem neuen 
VTeldaufe nur eine ungeheure Verirrnng, und weiss 
kein Heü ausser der angemessenen Entwicklung jener 
Keime, aus welchen das organische Leben des Mittel- 
alters hervorgegangen war« So kämpfen die grossen 
Partheien gegen einander, nnd^ die. eine reisst nieder, 
was die andere errichtet hat* 

Aber der ruhige Forscher, dessen Auge in die Ver- 
gangenheit dringet, und in dessen Herzen der Glaube 
an die göttliche Vorsehung und an die Vervollkommnung 
des Menschengeschlechts lebet, schwingt sich über beide 
Partheien empor« Wohl scheint ein arger Zauber die 
]\Ienschen gefangen zu halten. Es ging ihnen wie den 
arglosen Gesellen in jenem beriihmten Gedichte. Sie 
Sassen bei gemeioschaftliohem Weine, an traulichem 
Tische, beisammen. Da trat unter sie der Geist, der 
stets verneint, und bot jedem Getränk nach herzeigner 
Wahl. Es waren Flammen, die sie anter kanibali- 
schem Gesänge schlurften; die goldnen Früchte, die sie 
sahen und brechen wollten, waren Fleisch von ihrem 



''> ScUezer, StaatsgelehrOteit. Th« 1. S. 123. 
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FUische. Aber der Zauber wird fliehen^ 4ie Angelt 
uerden den feisehen Schein verlieren, und die Erwach- 
ten liescbllmt ttnd gebessert hinaustreten ih den hrilen 
Tag f wo noch die Sdnne scheint , * die Epaminondas 
und Carol. Magnus geleuchtet hat. 

Di e Regt€rUngMhun$L 

Grundsätze. 

t)ie Yerfassnrigskunst hat es, wie wir sahen, nur 
tnit der Orgänistation der Staatsgewalt zu than, und 
gehet daher in dem Ausbilden der Urkeime oft ganz 
lind gar auf. Nicht so die Regierungskunst« Sie er^ 
zielet die beste Wirksamkeit der Staatsgewalt und h^t 
demnach die Gegenwart zur Grundlage. Yen der Yer- 
fassürig nimmt sie die Gestalt, von deni Staatsrechte 
die Grenze ihres Wirkens, allein es bleibt an ihr, in 
der bestimmten Weise das zeitige Dasein zu einem 
verniinftigen zu erheben. Das Geschäft der Yerfassung 
ist ein äeltnös, vorübergehendes, das der tlegierung 
ein beständiges und fortlaufendes. Jenem ist ein ge- 
wisses Ziel Vorgesteckt, diesem wurde eine ganz allge- 
meine Aufgabe. 

Diese besondre Beschaffenheit der Regierung fährte 
2u der Täuschung, als könne man wenigi^tens eine Regie-* 
rung für alle Zeiten und Staaten erfinden* Doch ist die 
Täuschung unschwer einzusehen« Weil die Regierung 
ein beständiges Thun bedingt, so muss sie auch ein 
planvolles bedingen^ denn ohne Plan giebt es keifte Con- 
Sequenz der Handlungen, incönsequente Handlungen 
heben aber einander auf. Weil jedoch der Plan selbst 
nicht gleichgültig ist und seine Ausführbarkeit vor Allem 
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bewihrt ievi mwM, so wird' dfe Regiining adcltimidig 
aiif d^s Feld der Erfabraag, ail£ histomcbeii Cfaouid «nd 
Boden : gstiieben. Es giebt tR«gienu|geii, die. ete System 
befolgen» welches so ah ist, wie sie selbst* Und da 
dieses, obgleich nicht ganx gat, ihnen ekie aaffallende 
Consisfens 'verleihet, so liegt darin schon der Beweis, 
dass ein gutes System gegen lockende Vorspisgelangeit 
des Bossen zu erhalten ist. Man Bat eingesehen, dasa 
die Yerfsssnngen kelniD Geschöpfe des AngenUidces sein 
dürfen, man mass noch erkennen, dass es mit Regie-» 
rongssyslemen gar nicht anders beschaffen ist. Genien 
wie Friedrich IL nnd Joseph II. , mit dem Berufe sa 
nrnüassenden Reformen in derfijnist, besteigen sehr selten 
den Thron, und wie sehr bfissten beide das Unhistorische 
ihrer Regiernogssysteme! 

Die Regiernngskanst ist so weit davon entfiemt, sieK 
etwa wie die Rechenkunst aus einigen Begriffen ent- 
mckeln zu lassen, dass es ihr sogar an einem -obersten 
Grundsätze, aus dem alle ihre Maassregeba herzuleiten 
waren, gänzlich fehlet. Allerdings behauptete Sonnen- 
fels einen solchen obersten Grundsatz in dem Mira- 
beau'schen Theorem fiber die Bevölkerung, aber er bril- 
lirte mit dem vermeintlichen Talisman nnr so lange, 
bis Lud er *) dem politischen Phrasenspiel in einer griind? 
liehen Untersuchung ein Ende machte. Wollte heut zu 
Tage noch Einer mit dem höchsten Gebote: vermeine 
die Bevölkerung! auftreten, so würde an seinem gesun- 
den Verstände gezweifelt werden. 

Giebt es nun auch keinen obersten Grundsatz der 
Regierungsknnst in dem scholastischen Sinne des Wortes, 

*) Repositorinm für Geschichte, Staatskunde, Politik. Berl. 
1801. Th. I. Hell t. 



*) II priucipe. Cap. 17. 

Wenn ich zu diesem Anssprnche den beHihmtea Mann 
dtirei so drücke ich dRmit auch die Ueberfteagan^ ans, 
dass das beriichti^te Buch keine Satjre, sondern eine 
ernstliche Anleitung: für einen eiug^eboruen Fürsten sein 
soll, in dem zersplitterten, geknechteten ItoUen eine 
italienische Herrschaft herzustellen. 
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M ttad dodi «inig» Gnilidregtln TorlNuidftn, «n; ir«l«iie 
j«iIo Btgtemig sieh Vbadm . wauuu Die «rtte lUgd go- 
bietet) dbuM die Ragierang oiofatii Uninomliseher att* sieh 
dulde. Ea-iMitebt sieh Ten selbst, dass sie kefaie nn* 
•ittlielie Kweeke Teffolgea dei^ denli eie würde dednrdi 
ibre Weseaheit TeiUngneii und* sohin da« iteebt anf 
Gehonuua yerwirken. Allein sie nwiM si<ii aieht minder 
jedes uunoralisehen MittdUt enthalten^' •oUleet'iehetidmr 
noch so «ehr. einem kfthwn, edleren Zwecke -diienen. 
Denn da der Zweek: die Mittel nieht heiliget^ fleheta sich 
die Organe der Regierung genothigt, gegen ibr Ctawissen 
SU bandeln, vnd von der Höbe zu sinken, anf welcber 
sie stehen sollen. Die Unterthanen dagegen verlieren 
das Vertrauen an dem sittlichen Geiste der Regiemng, 
und entziehen ihr jene Achtung, deren Mangel srä nieht 
verscbaecsen kann. Wo die moralischen Triebfedern 
scUafif geworden sind, tritt eben jener leidige Mechanis- 
mus, jene Regiemngskünstelei ein , woran so viele Güter | 
gewendet) und womit so wenige gefördert werden* 
Naturlich kommt es hiebei nicht anf die Schulmoral an, 
sondern die Rede ist von der öffentlichen Meinung, d. h« 
von dem moralischen Urtheil der Mehrzahl. IMese belei- 
digen, beisst sich selbst den Stab brechen. Maohia- 
velli*) lehrte, dass es £Qr einen Regenten oft schädlich 
sei, tugendhaft zu sein, aber immer vordieHhaft, es 
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ni tehelaen* Aber wenn ief Schein Tonheilliflll In, 
muss es nichi^ die Sadie nodb mehr eeiilt — 



. Die zweite Regel verbietet der Regierung, den. 
ihrer Wirksamkeit über dasjenige hinaus z^ erweitern, 
welches Privatkräften unerreichbar^ ihr at>er physisch 
und moralisch möglich ist« Sobald sie alles selbst thnn 

■ • • ■ « « * 

will, 60 geräth sie überall in Gefahr, die Rechte der 
Bürger zu verletzen, und unternimmt tausenderlei Dinge, 
welehe die Wohlfahrt des Volkes zur Absicht, und den 

* < 

bittersten Unmuth zum Erfolge haben. Die Regierung 
verwandelt sich in eine Regiererei, die gerade einem auf« 
geklärten Volke am unerträglichsten ist. Woan Payne 
und Godwin die Behauptung aufstellen, dass die Re^ 
gieruug dahinstreben müsse, sich entbehrlich zu machen, 
so können sie doch offenbar nur diene Repererei im 
Auge haben. Denn wenn auch Schriftsteller, die den 
Staat als eine blosse Assecuranzcompagnie für das Pri- 
yatrecht ansehen, leicht den Zeitpunkt herbeiwünschen 
können j wo es der kostspieligen Anstalt nicht mehr 
bedarf, so können sie doch nicht die Regierung selbst 
wegdenken, ohne den Staat mit aufzuheben , und können 
also auch der Regierung nicht vorschreiben, dass sie im 
Staate sich verschwinden maphe. Dagegen ist die hef- 
tige Declamation gegen die Vielgeschäftigkeit der Staats- 
gewalt um so natürlicher, da schon Montesquieu das 
Vielregieren för eine um sich greif ende Krankheit erklärte. 
Ein warnendes Beispiel liefert Sina. Die dortige Regie- 
rerei kannte sich nur dadurch erhalten, dass sie bis in 
das Kleinste den Anschein der väterlichen Vorsorge 
atfectiret, allein ihre ungestörte Fortdauer trug dazu bei, 
die Nation um alle lebendige Entwicklung zu bringen. 
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tmd üe aitf Att Stofe^ auf wekifatr «ie «Mi vtr Jab- 
handerten befand, gleichiam ta patrificiren. 

Die dritte Regel fordert, das» die Regienmg von 
bester Kenntniss des Landes und YoUces aasgehe, und 
niehts auf das Gerathewdbl unternehme« Ein berühmter 
Arzt persiflirte gerne die eigne Wissenschaft. Wird der 
Arzt zum .Kranken gerufen, sagte er, so kommt er mit 
verbundnen Augen, ein Stftbchen in der Hand, und spielt 
blinde Kuh« Triflft er die Krankheit, so genest der 
Kranke, triflfit er den Kranken, so stirbt der Kranke. 
Es ist gewiss, dase diejenigen, die am Ruder tassen, 
leicht nüt dem goldnen Stäbchen aus Unkunde noch 
grösseres Unglück anrichteten* Man muss es jedoch 
dankbar würdigen, dass das Bedurfniss derVoIki-nnd 
Landeskunde in allen grösseren Staaten erwachte, und die 
Einrichtung der statistiitchen Bfireaus begründete. Wenn 
daraus ein bedeutender Nutzen entspringen soll, ist nn- 
erlässlich, dass die Einsammlung der Nachrichten geschick- 
teren Händen übertragen werde* So lange die gewöbn- 
., liehen Beamten damit beauftragt werden, kann es weder 
an schädlichem Leichtsinn, noch an verdammlicher Lugen* 
haf tigkeit feUen. Der Unterpräfekt von Bethüne *) hat 
keine Absurdität aufgedeckt, die nicht auch an andern Ortes 
begangen würde, denn überall werden die Unterbehörden 
Hochzeiten und Todesftlle lieber fingiren, als sählen, 
den "abstand, die Aemte lieber nach Gutdünken ab* 
schätzen, als aufnehmen. Und was soll die Regierang 
mit diesen Zahlen, wenn sie nicht durch sachkundige 
Bemericnngen erst eine Bedeutung erhalten! Will die 



*) Sur radministration. Paris 1830. VergL AUg. 2eit« 
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Regienlitgetne wdure K^mitiiias des Landes iind Volkes, 
miiss sie auch bei diesen Berichten nicht stehen bleihen. 
sondern das Licht der IPablicitÜt auf ihie Tabellen Iditen. 
Sie mum sieh sdbst aber den Zustand ddr Nation ausspre- 
chen) und auf dto' Gegenbemerkungen horchen, die Juan 
auf T6|sdiie€|ae& fiflnktel^ d<s .Staates erheben wird« 
Nur auf diese Weise erwächst die nothige Staatskunde^ 
die 4nrch eine gtite lUkprasentalSon .des Volkes keines- 
wegs uberflfissig gemacht wird« Gerade das Beispiel des 
brittiscben Gouvernements lehret recht deudidi, dass 
eine Regierung i di^ •durch ein gesetiUches Organ des 
Yojk^ . besdbrjLnket wird, am Besten unterrichtet seio 
muss«^ wenn sie einen festen Gang behaupten will. — 

Wie die Staatsgewalt in die gesetzgebende und voll* 
ziehende Gewalt sich unteirscheidet, so zerspaltet sich 
auch die Regierung in Gesetzgebung und Verwaltung» 
Wie aber die gesetzgebende und vollziehende Gewalt 
zusammen wieder verschiedne Machtlureise gewinnen, sp 
theilet sich die Begierung wieder nach den Hoheiten 
weiter ab. Die Regierung des Aeussem ist jedoch fast 
ganz Verwaltung, weil hier keine allgemeinen und ste- 
henden Normen Platz greifen, sondeiti von momentanen 
Beschlü;ssen vertreten werden. Die Regierung des Innern 
ist dagegen gleich sehr Gesetzgebung und Verwaltung» 
Daraus erhellet, dass die Regierungsknnst nur aus zwei 
Theilen besteht, Gesetzgebungskunst und Verwaltnngs- 
kunst, die aber wieder Abtheilungen haben, aus welchen 
eine Reihe von Staatswissenschaften abgelöst wurde. 
Hieher gehören vorzüglich Staatswirdischaft, Polizeiwis- 
senschaft und Diplomatie. 

Wir behandeln zunSchst die 

13 



194 

Gewetzgeb m'tig'tJim Hf /.>^* 

• « a t« * * 

Die Gesetzgebon^«^ 

Unter det tfresefcgebung inwrii »m ißä liitegrff 
der RegieningBgegcbftfte Terstsehen, weleke dat Büdüifiiiss 
bleibender, aUgeniMner Regelft (das «ind die Cfesette) 
nach sieh riebet. 

Die Gesetzgebung ist Ton der 'gesettsgebendeii 6e- 
walt dadurch Tersehieden, dass l(ie nt^ ein Aniffttss je^ 
selben und eines geringeren Umfanges ist, denn sie 
setzet bereits universelle Normen der Verfassung Toraos, 
iih can9t{tuantes. ftegeln , welche die ordentliche Ge- 
setzgebung erlässt, sind abgeleitete Gesetze', tott emsti- 
tueeit* Diese sind keine Urgesetze, sondern vielmehr ans 
ürgesefzen geschöpft. Unter Urgesetzen verstehen wir 
Yiebinlich ein Gegebnes, welches der erste Geisetzgeber 
schon vorgefunden hat. Wenn uns auch Moses und 
Lykurg als urthüraliche Legislatoren erscheinen, so ist 
doch gewiss, dass sie von Normen ausgegangen sind^ 
die vor ihnen schon Anerkennung fanden. Di^se Urge- 
setze sind entweder Ausspruche der Vernunft, oder der 
öffentlichen Religion, Sitte und Gewohnheit, oder endlich 
Postulate der obwaltenden Verhältnisse. Indem die Ge- 
setzgebung aus so vielen Quellen schöpfet, erhellet hin- 
reichend, dass sie recht eigentlich gesagt, die Gesetze 
nur giebt, und nicht macht. — 

Es ist von der höchsten Wichtigkeit, dass der Regent 
diese Bedeutung der Gesetzgebung und ihre Stellung nicht 
aus den Augen lässt. Wird das Verb ältniss derGescia- 
gebung zur Vernunft falsch aufgefasst, so ertSdten die 
Gesetze das sittliche Leben, oder bleiben ohne Anwen- 
dung. Wird das Verhftltniss der Gesetzgebung so ^^" 



lWkti§»voliiiheiteii Mrkamt, «o vwIiAien die Geaelie 
ihr gdBharClM Gepüg» und ihre GdtoBg im gemttnM 
Leben. . Wird das Verhiltniss der Gesetigebang xnr fak- 
tiichen Gruudlage yergriffen, so häiifen sich dieGesetse 
(dermaesen an, das« es vor lauter Gesetsea keinen geseti« 
liehen Znstand giebt. Anf dieser Stellang der Gesetx- 
gebang muss die Regierung auch dann bestehen, wenn 
das Volk dagegen ankämpfen sollte, sei es am ei i 
gottliches Recht xu bewalvren, sei es um ein Gewohn- 
heitsrecht obenan zu erhalten« Denn die religiöse Ge« 
setzgebung langt nicht mehr zu, wenn ein Volk aus 
dem Stande der Unschuld in das rege Kulturleben getreten 
ist, und die Gewohnheiten lassen Lücken, sobald sich 
die Verhältnisse mehr verschlingen. Montesquieu *) zeigt 
hinlänglich die Nachtheile, die daraus hervorgehen, wenn 
die Religion bestimmt, was nur eine weltliche Gesets- 
gebung entscheiden kann, oder wenn die Vernunft und 
die Sitte der Altvordern das positive Ciesetz in gewissen 
Fällen vertreten sollen. 

Der QBtetzgßher* 

Der Regent besiegelt das Gesetz, und verleihet ihm 
dadurch die beharrliche Allgemeinheit, die sein Wesen 
macht. Es ist jedoch begreiflich, dass der Regent das 
Gesets nicht selber abfasst. Die physische oder mora- 
lisehe Person, die mit diesem Geschäfte beliehen ist, 
nennen wir hier den Gesetzgeber. 

In Besag auf den Gesetzgeber werden zwei Fragen 
aufgeworfen, erstens, ist es besser, wenn eine physische 
oder wenn eine moralische Persoii Gesetze giebt, zweitens. 



*) De resprit des lois, tMt. XXTI. Chäp. T — XT. 
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ist es bessei*. Wenn der Ges^tegeber ein Weltw«rUer, 
oder wmn er ein Praetiker, SaehveMtändiger ist? 

Machiavelli ist weder der Erste, noch der Eia- 

« ■ • 

zige, der eine ausgezeichnete physische Person ziir Legis- 
latur berufet« Offenbar entspringt auC diese Weise am 
sichersten jeher Einklang der Gesetze« der ihr Verständ- 
niss und ihre Wirksamkeit gleich sehr befördert. Indessen 
lasst sich nicht verhehlen, dass einesseits gesetzgeberische 
Geister,^ wie hier vorausgesetzt wetden, nicht so häufig 
zur Welt kommen, als jene Ansicht bedinget, andrerseits 

• 

aber das Gebiet der Gesetzgebung sich zu sehr erweiterte, 
um noch von eines, einzelnen Mannes Auge iibersehn za 
werden« X)aher scheint es allerdings zweckmässiger, eine 
mystische Person zur Gesetzgebung zu berufen. Die ^'^T" 
einigte Kenntniss und Einsicht vieler Individuen erweckt 
grösseres Vertrauen als das isolirte Urtheil eines Ein- 
zelnen. Es versteht sich jedoch von selbst, dass ancb 
auf die Harmonie der vielen Stimmen Bedacht zu 
nehmen ist. 

Piaton *) mafchte zuerst die Anforderung, dass die 
Gesetzgeber wahre Weltweiste «eien , die gleichwim ans 
der dunklen Höhle, worin sich das Volk befindet, zu 
den freien, lichten Räumen empordringen, die Gegen- 
stände, deren Schattenbilder in die Höhle fallen, m ihrer 
Wesenheit erkennen, und, zu den ihrigen zuriiekkehrend, 
die Seher der Nation darstellen. Da alles Irdische sich 
auf ein Höheres bezieht, so kann nach Piaton schlech- 
tepdings Niemand in öffendicben und ImnslicheB Dingen 
etwas Erspriessliches anordnen, der nicht die Sonne der 



") Repnbl.^ VII. 
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<i6iil4urwelt iiii Augii :tn(gu AUr. lelbsl RoiuMteüu "0 
Jcaim sich einen yellMoinniiien G^setiigeber mir in d« 
Gestalt eines» Propttfoil denken, der mit hohem Wesw 
Umgang pflegt, und fordert dessuegen jene religione 
Weihe der Staatsg^esetzp, die wix bei den Völkern de» 
AUertbuins wahrnehmen, V 

Offenbar wird bei dieser Auffassung des Gesetzge- 
bers der Staat als der Inbegriff des Irdisghen und lieber- 
irdische belraphtet, Platon lebte in einer Zeit, wo der 
Staat 44S geistige und weltliche Element noch nicht 
unterschieden hatte, er konnte daher über die GesetZr 
gebung nicht anders denken , als er wirklich dachte^ 
Rousseau kannte ;iwar die Unterscheidung zwischen Staat 
und Kirche, begriff jedoch ihre welthistorische Bedeutung 
nicht. So konnte er im achtzehnten Jahrhundert in 
Aeusserungen ausbrechen, die entweder auf ein kläg- 
liches Spiel mit religiösen Vorstellungen, oder auf die 
schlechteste Verschmelzung des historisch Gesonderteli 

ff ( 

sich deuten lassen. Der heutige Standpunkt des Staates 
bringt' es mit sich j dass das Höchste der Gesetzgebung 
meistens in der höhern Vermittlung der Particularin- 
teressen bestehet. Der legislative Körper muss daher 
(abgesehen davon , dass die sogenannten Philosophen 
blosse Karrikaturen des Platonischen Bildes sind) vor- 
nehmlich aus Organen der Regierung und Vertretern der 
concreten Nationalinteressen zusammengesetzt werden. 
Inzwischen darf der Gesetzgeber der höhern Ansicht 
keineswegs ganz ermangeln, sondern, wenn Staat und 
Kirche zusammenwirken sollen, so muss die weltliche 
Gesetzgebung von ächter Weltweisheit durchdrungen sein. 

*) A. a. O. L. II. Ch. VII. .' ' 
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Werden im legUlaüven Körper nur materielle» particMibe 
bteresseD betraehtet, so eriimert er an die Egypderi 
welche Aerste für alle Theile dee Klh^en, aber kdnea 
furdengameiiMenselienbeBasBeii* Der Regierung kommt 
ee Ell, dafür la sorgen, dast die hShre Ansteht in ihres 
Organen reprfisentirt werde. 

Eigemchaften der Heieixe, 

Bei den Gesetsen ist der Geist und die Form tu 

j 

unterscheiden. Der Geist beseichnetv4]e Gmndsfttae, tob 
welchen die. Gesetze ausgehen, die Form Ibexiehet sich 
auf die Abfassung derselben. 

In ersterer Hinsicht ist es nothweudig, daas die 
Gesetse vor Allem zu dem Geiste des Volkes stimmeoi 
denn sonst erlangen sie weder einen festen Grund im 
lieben, noch eine ungezwungne Anwendung. Der Geist 
des Volkes beruht auf zu tiefen Wurzeln, (Klima, Le- 
bensart, 'Religion), als dass das Gesetz ihn nach sich 
modeln könnte. Der Gesetzgeber muss sidi sni dem 
Volke neigen, wenn er nicht Dionysius gleicheo will, 
der seine Befehle so hoch aufstellte, dass sie kein Bürger 
SU lesen vermochte. Damit ist jedoch keineswegs gesagt, 
dass das Gesetz nicht ttber den Grundsätzen der Menge 
stehen soll; soll es die Nation steigern, niuss es einen 
hohem ätandpui^kt haben. Er sei nur nicht so hoch, 
dass ihn das Volk nicht erreichen ke^nn, denn wie nach 
jenem glücklichen Bilde der Thau aus den Pflanzen als 
eine geistige Masse sich absondert, in der Höhe ver« 
dichtet, und sodann als erfrischend^ Potenz wieder zor 
Erde kouuut, so müssen die Gesetze ausgeben aus dem 
Volke und belebend und veredelnd wieder auf dasselbe 
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«ttfiokitfftlBiM* Nttohildeiu ertidiüchet die Natoi der Saehei 
düM.flie G(eeeUe mil dem Geiste der Verfassung über- 
cmkonuaeo, d«m sie ^eiidea sich sonst feindlich gegen 
ihre eigne Graedlege. Sobald die Verfassong falle, sinkt 
auch die Staatsgewalt, und diese zieht immer den lliturs 
der Gesetze nach! aicfa. Doch warnet schon Aristoteles, 
in der Consequens nieht su weit xu geben, indem man 
durch Uebertreibnng gerade die Harmonie verletxet, die 
man ersielet. Man kann gewiss mit gutem Ek'folge 
Manches in die Monarchie hinüber nehmen , was Ursprung- 
lieh sor Republik gehöret, und Manchem in der Hepublik 
eine Stelle gönnen, was in der Monarchie heimisch ist^ 
Dieses wird am deutlichsten, wenn man bedenket, dass 
die Staaten in der That eine Tendens sur constiintio- 
nellen Monarchie offenbaren. — Endlich folgt aas dem 
Begriffe des Gesetzes, dass die Gesetze ausführbar sein 
müssen. Yon Seiten der Staatsbürger gehöret hiezu, dass 
die Befolgung nicht etwa grössre Naohtfaeile zuziehe als 
die Uebertretnng. Von Seiten der Regierung wird gefor« 
dert, dass sie jede Verletzung auf rechtliche Weise durch 
Gewalt aufheben könne. Die theokratische Gesetzgebung 
kann in dieser Hinsicht weit umfassender sein, wml ihr 
geistige Zwangmittel zu Gebote stehen. Eine reinwelt- 
liche Giesetzgebung sieht sich jedoch auf dasjenige be« 
schränket, welches dem phjrsischen Zwange anheimfallt. 

In formeller Beziehung müssen die Gesetze vor 
Allem in der Sprache des Volkes abgefasst werden. Es 
müssen sogar fremde Ausdrücke nach Möglichkeit ver"* 
mieden, und solche Wöi*ter, die in einer bestimmten 
Bedeutung einmal vorkommen , in derselben belassea 
werden« Je mehr sich die Gesetze ton dem Tone eines 
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LehffbHohes eDlferneB, und dem eines Volkfwpmebes akh 
annähern, desto weniger sehen sie darnach ans, als wiren 
sie d^zn besttnimt, eine GehMmwissenscbaft der Legislen 
sn begründen. Femer müssen die Gesetze allgemein 
lauten, denn sie sind ja allgemeine, bleibende Regefaif 
JLfftsst sich das Gesetz über Einzelnheiten ans, so läuft 
es Gefahr, seine wesentlichen Merkmale zn yerHereo, 
und statt der wiUkührlichen Anslegmig fdsche Analogien 
herbeizuführen« ßndlich müssen die Gesetze weder zu 
zahlreich, noch zu weitläuftig sein, damit ihre Kunde 
nicht zu den Unmöglichkeiten gehöre« Wie naturlicli 
auch diese Anforderung ist, so scheint es doch, als sei 
sie dort, wo sie einmal erhoben wird, bereits unerfüllbar. 
Denn die Ursache der krankhaften Anschwellung der 
Gesetze liegt offenbar nur in der Abnahme der sittfidien 
Kräfte im Staate. Je geringeres Vertrauen die R^iiemag 
geniesst, desto mehr muss sie ihre Organe mit Normen 
umstellen. Je weniger volksthümlich die Regierung ist, 
desto mehr niuss den Behörden vorgedaoht, rorgefahlt 
und vorgesprochen werden. Je weniger Tugend im 
Volke wohnt, desto mehr Formen begehret der Verkehr. 
l)aher nur kommt es, dass nach Zachariä*) im Alter 
das freie, eigenthümliche Leben der einzelnen Menschen 
in «Gewohnheiten , dass der Staaten in Gesetzen erstarrt, 
Indessen scheint es doch, als wäre der An\^uohs der 
Gesetze etwas zu hemmen^ Wie , wenn man in jede 
Erläuterung, in jeden Zusatz immer das ganze Gesetz 
aufnähme? Es würde einerseits das Zerhacken des 
Gesetzes gehindert, andrerseits das Aufsammeln der diif 
jecta membra aus mehireren Folianten ersparet! 



*) Yierzig: Bücher III. S. 6. 
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Mhle Theile der Geietzgebumg. 

Da, wie bereits ungegebeQ wurde, die Regierung 
des Aeussern eine eigentliche Gesetzgebung nicht enthalt, 
so bilden sich die Theile der Gesetzgebung nur nach 
den innern Hoheiten. Wie sehr auch ein und dfirselbe 
Geist durch alle Zweige der Gesetzgebung dringen muss, 
80 ist^doch von der höchsten Wichtigkeit, dass sie yon 
einander geschieden werden. Denn jede Vermischung 
fuhrt mannigfaldge Irrthümer herbei, und doch ist mne 
Vermischung durch Präponderanz eines oder des andern 
Mitglieder der legislativen Behörde so leicht imsznfuhrenf 

Spielen polizeiliche Bucksichten in die Beohtsirageii 
hinüber, so werden die Bestimmungen über Recht und 
IJnrecht schwankend gemacht. Wir s^heii dieses bei 
dem fimnzösischen Gesetze, la reeherohe de patemite 
est interdite. Um der Ausschweifung vorzubeugen, 
wurde dem Kinde ein natürliches Recht entzogen , ohne 
den Schädel etwfi wie die spanispfaen Gesetze gut zu 
machen , die jedes unehliche Kind für adlich hplten« 
Allerdings stimmt mit der französischen Bestimmung d^r 
römisch« Begriff Uberein : pafer est, quem jußtae nuptiae 
demonitrant. Allein das Verhältniss zwischen Vater und 
Kind ist durch das Christenthum sp verändert worden, 
dass die römischen Norme^lceine Anwendung leidep. 
Es \9X demnach nicht an dem bürgerlichen Gesetze, das 
Nachsuchen der Vaterschaft zu yerbieten, sopdem es 
bleibt der Polizeigesetzgebung vorbehalten, dem Miss- 
brauch des Rechtes zu steuern. Noch schädlicher ist 
der geringste Einfluss der finanziellen Rücksichten. Nicht 
i|ur wird der Process durch und durch verdorben, son- 
dern selbst das oberste Rechtsprincip dem metallischen 
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Reise ausgeseUt« StraiJBol^r <• B- tiakdn iihsffaU di« 
bösesten Folgen gehabt, wenn die Gesetze auch geceehter 
waren als jenes ake holländische, nach welchem für 
fünfhundert Gulden ein i^nzer seine Sklavin nach Be- 
lieben einen Sonntag über besehäftigeD, od^ an Nase 
und Ohren verstümmeln, oder schwängern, oder gar 
erdrosseln konnte» *) 

Spielen finaazielle BiicksichCen auch nur in ifie Po» 
liseigesetze hinüber, so richten sie doch grosse Zersto* 
rangen an, und leiten die Gesetze von ihrem Ziele ab. 
Manche Regierungen kämpfen schon lAnge gegen den 
Luxus, und bringen nur darum ihm keine tödtliche Wunde 
bei, weil die Finanzen bei der unproductiven Verzeh- 
rung und Verschwendung gedeihen. 

Wir haben nun die einzelnen Theile der GeseU- 
gebung darzustellen. 

Di0 Jn9ti%g€$et%g9hungi 

Das biirg^erliche Cüesetz. 

Das bürgerliche Gesetz betrifft die persdidichen, 
sächlichen und Vertrags Verhältnisse der Bürger. Von ihm 
hängt die bürgerliche Freiheit ab, die zur sittlichen 
Entwicklung des Menschen gehöret. Je grösser die Be* 
deutung des bürgerlichen Gesetzes für die Humanität ist, 
desto dringender ist die Forderung, dass dasselbe nach 
keiner reinpositiven Grundregel gestaltet werde. Ueberall, 
wo das bürgerliche Gesetz auf einem Aeussern beruhet, 
sei es Sitte, sei es Beligion, erstarren die bürgerlichen 
Verhältnisse und begründen mit d^r Zeit eine traurige 

*) Luder, BiuIcU^g in die Slaatskoude. teipzig 1792. 
S. 177. 
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VtrMÜMriidt 4«r (puuMi Nüfea. Wk ImtÜdi tiai 
iBe LImI«9 «Bd die MMMehmii wo dki Polygmb Imnr^ 
sekoty die Kaeehtichaft Fiats greifet, ungerechte Vomr^ 
theile auf gaaieii Sttemen mliea! Und weleiie bejam« 
memewerthe Lagel Ob aoek die Fleren licheia in 
ewigm Fifililinge, ob aadi der HimMot fireondÜch nio- 
derbliokt ans dnnlder BlSne, es tdot, eine wimmernde 
Mensehenstinune, wie anf Ceylon, die das Hers serreisst, 
und nadi Montesqniea wie diese — nur in der Luft 
liegen soll» Europa helfe diesen Yöllcem su einer ver^ 
nünffigen Grestaltnng ihrer stehengebiiebnen Yeriialtnisse^ 
ond der Despotismus verschwindet daselbst ans Staat 
und Hans, denn es ist wohl thörJgt, ilm iur eine eader 
mische Krankheit sn halten* 

Soll nun gleich das bfirgeriiche Gesets too der 

Vernunft aaagdien, so ist es doch weit davon entfernt, 

überall eins oder dasselbe su sein; vidmehr mass es 

eine doppelte Grundform erlangen, weil das VMnfinftige 

in den Privatveriiftltnissen der Bfirger auf eine swei* 

fache Weise bestimmt werden kann« Entweder geht der 

Gesetsgeber synthetisch sn Werke, indem er von einem 

Hohem, das ans der Coexistens der Individuen erUShea 

soll, am^ehet, und darnach die Verhältnisse regoliret^ 

oder er veifilhrt analytisch, indem er von dem Individuum 

anhebet, und nach seiner Natur die Recfatsverhäknisse 

bestimmt» Allerdings kann der Gesetsgeber auf beiden 

Wegen su demselben Resultate gelangen, allein in der 

Wirklichkeit werden swei verscbiedne Gesetse sich dar« 

stellen« Das synthetisch gebildete Gesets erzielet festem 

sittliche Verhältnisse, und verfolget daher den mensche 

liehen Verkehr bis in das Einselne. Es ertfaeilet die bür-* 

gerlicbe Freiheit nicht als ein Ursprüngliches, sondern 
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als efai AbgdeileCes, wriahes nur «»b Sfliäfe dor-Tügend 
«iiMDWerlb b6ha«pt«t. pas'anaiylueh gehUikteGtoseU 
di^«gen will etgendieh gar keine bestimmte' Ordtutng 
des^bArgerlicben Lebens einfiühreB, sondern Diuridiepar- 
dculftre CVelhek. jedes Euiselnen dergestak modifieireii, 
dass sie mit der gleicben Freiheit der fMgen Personee 
bestehen kann. Pas Muster eines bürgerlichen fiesetses 
der ersten Art scheint de^ jüdische S^^t änfinistellen. 
Alles war Ton der Mosaischen Idee dardMlrangen, dass 
Israel das auserwählte Volk des einigen und geis^geo 
jGottes sei. Jedem Hebräer war in das Hera geschrieben, 
dass er einen Diener Jehovas darstellen solle. Darsiu 
galt das Land ein liehen Gottes ; der Einzelne hesasn 
blos den Niesbrauoh. IJnd damit nicht strenges Privat- 
Bigenthnm die Einzelnen entfremde, inussten sie alle 
sieben Jakre dten Armen die Aernte, nach siebennal 
sieben Jahren den Schuldnern die Schuld schenken. Ebenso 
durfte kein Hebräer zum Sklaven werden, und die HorreD 
mussten an heiligen Festen ilure Knechte bedienen« Und 
auf dass jeder Einzelne mit der Veigaogenheit und Zu- 
kunft der Nation sich verwachsen fühle, w^urd^ Segen 
and Ehre auf den Altar der Familie gepflanzt; GesqUechts-r 
Register knüpften die Gegenwart an die Vorwelt an. 
i>as vollkommenste Bild einer bürgerlichen Gesetzgebuog 
der zweiten Art Liefert das römische Recht. . Da das 
theokratische Element in Rom sich früh in ein politisches 
"Verkehrte, und die demokratische Tendenz nach der Ver- 
treibung der Könige die Oberhand gewann, so musste 
/eine sonderthümliche Richtung iii dem Charakter des 
fiömers zum Hauptzuge werden. Das Haus war sein 
Reich; dort war er .Herr, und was dazu gehörte an 
Personen und Sachen, bildete seine Herrlichkeit, sein 
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Domfaiiim ^JEikt i^iStere CteikM becehrfioktm Ik elter^ 
lic^e -QewAl^« Das- almolat^ Privirtei^nthiim über die 
SachfaWifb jißlbat in der defipotiscben Kaiaeizeit unan- 
gelwteto RegaL Dqeh yrar . das romiache Recht nie so 
oegaliv. «nd k^ar,. wie es atwaim Code Nupatean, arscheint, 
denn das bai^gi^che Ges^U aejgte sich kmeswegs mif 
einer Snairan Ordnung jEnfrie^en, sondern setzte die Ger 
rechtJakeit in den aesetslichen Willen«*) • Was dem 
EigendififnjBr njidit schaden ^i, dem Dritten aber afitzen 
kann, war diesem Torzunehmen erlaubt. **) Und es war 
verboC^ni ,^n Beeht zum Aerg^i^rniss eines Andern anszu- 
übeiu ***) — |- Trptz der |grossen Yerscbiedenbeit beider Ger 
jsetsarten isi.es im Allgemeinen schwer zu entscheiden^ 
welche djBn Vorzug yerdienen. £9 erhdUet jedoch ¥on selbst, 
dass die Gef^t^Egebung erster Art in Theekratien einhei; 
misch Sei 9*^ nicht minder in aristokratischen Republiken^ 
denn, obg^^hhier nur eine weltliche Richtung vorwaltet, 
sa giebtesdech ein Allgemeines^ Oeffentliches, welchem 
gemäss die PriTatverhältnisse gestaltet werden* Das 
Gesetz, zweiter Art tritt gewöhnlich als Gegensatz gegen 
entartete Theokratie ein. Einheimisch ist es in der Mo- 
narchie^ da. hier die Staatsgewalt die Individuen so wenig 
als möglich in iUispruch nehmen mnss« In der Republik 
wird es nur durch die demokratische Richtung hervor- 
getrieben, und wie diese häufig zur Zertrümmerung der 
Verfassung Anlass giebt^ so geht auch oft über der bür- 
gerlichen Freiheit und Gleichheit die sittliche Gestalt des 
Lebens verloren. 



*) L. 10 de Just, et jnr. 
**) L. 2. $. 5. de aqua. 
*♦*) L. 38 d. R. V. 



Montesquieo macht« die Bemerkunijf , dasa die Oe- 
«etze der Barbaren laoter pergSnliche waren. Da indessen 
die Sachen nor in ' ihrer Yerschmehang mit den Personen 
gesetfisltche Objekte werden, so Ist es* sehr natfalich, 
dass anfänglich blos die persSnlich'en Verhältnisse anf- 
gefasst wurden. Es iiegt^ wenn man wiD, in dieser Aas- 
keichnang des Personenrec|its eine Weisheit wdlehe die 
hnfgeldärten Gesetzgebungen ron den barbarisehen sieb 
aneignen sollten« 

f n der Befaandlang der persSnlichen Yeridrttnisse 
offenbaret sich die doppelte Gestalt der bfirgeriidien 
Gesetzgebung am deutlichsten. Denn es tritt darin ein 
eorporirendes und ein isolirendes Prindp hertor. Nach 
dem ersteren haben die persSnlichen Yerfaftltnisse drei 
körperliche Mittelpunkte, Familie, Stand, Kirche, sn 
deren sittlicher Darstellung die individuelle FreÜieit Uei- 
her zugemessen wird. Nach dem zweiten Princip werden 
diese drei Corporationen , insoweit sie den Indiridnen 
Schranken setzen, mehr oder weniger aafgegeben, und 
die Gemeinschaften der Einzelne^ als Vertragssachen 
angesehen. Nach dem ersteren Princip wird daher 

1) die Eingehung und Auflösung der Ehe dem Leicht- 
sinn entzogen, 

2) dem Manne die Leittfng der Familie fibertragen, 

3) das Gesinde bis auf einen gewissen Grad als ein 
Theil der Familie behandelt und unter diehSnsIiche 
Jurisdiction gestellt, 

4) der Eintritt in einen Stand an Würdigkeit und Kennt- 
niss gebunden, 

5) endlich die Kirche als eine lieilige Gesellschaft vor 
dem Spiel der Willkuhr möglichst bewahret * 



i 
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NMk Hein zynkkk FriUlp . vriri jcdodi '. • 
f) dfii Eira. alt <mm frei« 6Mribdiaft atig^Mlieti und 

ttWßk'KiiltM eilciehterty 
^ dfo UnglMdiiieit in 4«r Faulie mSgliobst fces«Si^ec» 

mMl «elkal di« dlwlidi« Gswak melir iMgiMtt ah 

«rn^iürt; * 

3) das Chiinda in ain gaas gawMmlfohaB Vertragtref«. 

litfftifin gtofttellt, 
^ eia «tiadiMhar Yersui aar ab nbeMclitlgta Stoeiatttt 

5> £a RdHi^oa* aar Pritateaeha barabgasetzt^ and di^ 

WMb»' sMadi der W^ibr freigegeben. 

Es iiM «var aatra-lkfaf^ das« die neare Zeit aUem 

Corfimratin»! den Stob gebtodbea bat, aber «s h«rel 

darum tiicbt auf, ebjßn so ^isei% als ungerecht sa sein. 

Es giebt woM kmtm etwas , das für den ganzea Staat 

eine sa 4iMfCi Bedeatang besitket, als die Familil»/ und 

5vie sehr aifsb dabei der Einselne bdästfget werde, S» 

darf doeh seinetwegen taiebt leiebt ein Ziegel vom häua- 

iiehea Hferde genommen werden*. Die grSssre Gewalt 

des MaanäEi kann nur diaill nair^aüaftig seheinen, Wenn 

man Ter^agt, dass die Natur selbst den Untergchied ge^- 

tiH&et hat Ueberall, wo das weiblicbe Geschleift deA 

Fnss aus dem Kreise setate, den die Natur ihm vorgeS« 

zeichnet hat, gewann es eine Gestalt, die wed^ ihm 

zu GlQcke^ noch dem öffendichen Leben zum Wohle 

gereichte. Noch Weniger als die Unterordnung der Weib^ 

kann die der Kinder beleidigen, wenn man nicht etwa 

die UnrnSudigen gegen die Natar mündig macht. Die 

Aufforderung, den Missbräuchen der häuslichen Gewalt 

vorzubeugen, kann keine bedeutende sein, da die Liebe, 

auf welcher sie beruht, ihre Ausartung hindert. Anders 



t«rtiÜlt es sicll fi^ch mit Amk %imiäiBj und hUriBiisseA 
die Qreluieii der bäuelidietir Gewalt loharf geiogea wer- 
den. Doch ist es nicht wahr , dass CMdir dei Knecht- 
schaft die Fainfliarität dea Gesiödea begltttet b Htflaad 
Und. England wenden diii Dienstboten noeb imlMr wie 
Theile der Familie angesehen Und znweihMl in .wahre 
Fanulienerbstäcke: verwanddt^ alleiA es hamdM; weU 
kaum irgendwo ein schöneres Yerhftltniss «w isnbw l den 
Beeren nnd den Dieneta. In.flntlbnd nennt. *dinilMb^ 
den Hansherren GrössTater, die Hansfran. QriMNi|ntter, 
die Sohne Vetter, die Toditer Jlfiihmen ^ <ifid di# künst- 
liche Verwandtschaft ist so innig, dasa bei daia. Brande 
des Amsterdamer Theaters Tiele Diener in < die Flammen 
stihraiten, um ihre Herren att retten^ od^ ml ibven zn 
sterben. — Was die standiacheii Coi^oralionen anbeUngti 
so kapn ihre rechtliche Zul&ssigkeit wobl nicht bestrttten 
werden« Wenn man sie anfeindet, so hat inan es immer 
nnr mit Ausartungen derselben zu thnn. Niemand mti 
ein Kastenwesen vertheidigen^ welche!^ die Todesstiafe 
fiber Jeden ausspricht,, der den Stand seines Vaters ver- 
lassen sollte, aber warum s<dken die Individuen, die 
denselben Beruf haben, sich nicht vereinigen! Einen 
eigeatiichen Zwang fuhr«i allerdings die gewe^lichen 
Corporationen mit sich. Weil sie. ihrer Besdminniiig naek 
dahin arbeiten müssen, dass Jeder nur nach dem Grade 
seiner Tüchtigkeit, und, wenn üb^h^upt Möglichkeit des 
Erwerbes vorhanden ist, angesetzt werde« Inxwischen 
wird dieser Zunftzwang nur dann gegen das Recht aas- 
fallen, wenn die Corporation bei Ertheilung einer Gewerbs- 
befugniss nicht blos ^oncnrrirt, sondern, wie im 
Mittelalter, den Ausschlag giebt. — Die kirchliche 
Gemeinschaft wird mit Recht gebrochen, wenn sie 
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eine totale Conformitftt der Geister erzielet, und durch 
Glaubenfinqmsitionen die innere Freilieit bedrolitl — In 
jedem andern Falle durfte kein Versucb völliger U n k i r o h* 
lichkeit um sieh greifen, ohne in der That von nnge- 
rechten Absichten auszugehen« Und sobald der Staat 
auf'dieBeBgion gebaut ist, i^ird nothwendig das Aus- 
scheiden aus der kirchlichen Gemeinschaft zwar nicht 
gehindeü;, aber in gewisser Art bürgerlich verpönet» 
Darin erblickt man nur dann ein Unrecht gegen den 
einzelnen Menschen, wenn man die positive Religion 
verkennet« Möglich, dass eine neue Lehre wahrer ist, 
und am |lnde den Sieg davon trägt, aber alles Beste* 
hende hat seine Bedeutung für seine Zeit, und im Kampfe 
des Alten mit dem Neuen geht eben die geschichtliche Ent- 
wicklung der Geister vor sich« Mit dem Widerstände fSllt 
gewöhnlich die Bewegung hinweg, und doch ist der Fort- 
schritt eilte Bewegung, und nur der Stillstand völlige Ruhe. 
Wie das corporirende Princip der biirgerlichen Ge- 
setzgebung über die persönlichen Yerhiltnisse zu sehr 
herabgeWSrdiget wurde, so hat man das isolirende Princip 
oflfenbar überschätzt. Gewiss muss dasselbe früher oder 
später an die Stelle des corporativen Geistes treten, 
aber eben so gewiss ist es nachtheibg, gegen die Mängd 
desselben zu verblinden. Die Gefahr falscher Gesichts- 
punkte droht bei diesem Principe überall, wie der flüch- 
tigste Blick auf die modernen Gesetzgebungen beweiset. 
AUentbidben sieht man die Ehe zu einem bürgerlichen 
Vertrage herabgesetzt, und aus diesem Grunde von ihrer 
Heiligkeit entblösset. Die Scheidungen mehren sich, die 
Mitgift allein bindet noch. Die Gleichheit der Gatten 
nähret die Streitigkeiten. Da kein Haupt im Hause ist^ 
muss der richterliche Ausspruch bei häuslichen Zwisten 

14 
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angerufen werden. Wie nahe liegt nan gleich die Absur- 
dität, auch die« ehelichen Pflichten einklagen nnd decre* 
tiren za lassen ! Die Pflichten der filtern sehen wir l5biieh 
heryorgehoben, aber den Kindern hin nnd wieder die 
Pflicht der Dankbarkeit (Unterstatssung der Qtem) er- 
lassen ! Mit dem Code Napoleon *) nntersagt man jede 
Dienstraiethe auf Lebenszrit, nm keine Leibeigenschaft 
aufkommen zu lassen ^ aber man filtrilt auch ans den 
Dienstverhältnissen alle Familiarität, nnd nntergtfik die 
häusliche Zucht und Ordnung! -^ Mit Recht spHchtman 
von der Gewerbefreiheit als von einem natiiriichen Reehte, 
allein wie kann man darunter eine absolute verstehen I 
Selbst die persönliche Freiheit schliesset eine gewisse, 
vernünftige Abhängigkeit nicht aus , wie in alier Weh 
kann also vermöge der natürlichen Gewerbefreifaeit gefor- 
dert werden, dass Jeder treibte könne, was er will) 
wenn er auch untüchtig zum Geschäfte, sieh und an- 
dre unglücklich machen, oder nur auf Kosten andrer 
«ich erfacdten sollte? — Bei der absoluten Gewerbeiiei- 
h^t geht man von zwei irrigen Voraussetzungen aus, 
nehmlich, dass die Mensehen nichts vornehmen, was 
über äre Kräfte geht, nnd dass sie kein Geschäft ergreifen 
werden, worin keine Aussicht locket. Der Schwache ist 
gewöhnlich eitel und leichtgläubig, der Fähige schmei- 
chelt tAfjk, die Concurrenten aus dem Felde zu schlagen. 
So wird das facHsche Gleichgewicht zwischen den Pro- 
ducenten und Consumenten bestfindig gestöret, uiid man 
rechnet umsonst auf den allgemeinen Satz : dass die Con- 
sumtion und Production stdi ins Gleichgewicht setten. 
Im Leben ist die Wage beständigen Erschuttcningen 



•) Titr. Till. S. 1780. 
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msgmvutf iiad dmi Zingleia aeliwanket iiiini«rfort 
und her« So oft es aidi aber auf die Seite der Pro* 
docttten neigt, slöest es eine AnzaU Familien in den 
Pdbel niedor. Damit iit'schon bewiesen, was Jakob 
und Soden*) immer bebanpteten, dass wabre Gewer» 
befrdhdt nnd licbti^es Zunftwesen einander ansgletelien. 
— * Die kiroUiohe Corporation dStfite leicht die natSvliebe 
Freiheit am meisten «nznengen scheinen, aber gerade' 
aie wnrde Ton keinem europäischen Staate T^Uig besei- 
tiget* Die vereinigten Staaten Nordamerikas sind die 
einzigen, die absolute Religionsfreiheit verkündigen* Ihre 
Zusammensetzung ist aber so eigner Axt, dass gerade 
diese volle Freiheit die Sekten in vollen Fried^q i^rhälf, 
und wohl gar einander näher bringt. In allen europäi- 
schen Staaten ist Sektirung ein Verbrechen, ja selbst 
die unschuldigen Proselitenmacherei hart verpönt! Im 
russischen Reiche sind alle christlichen Glaubensgenossen 
einander gleich gestellt, aber, wer zur griechischen Kirche 
gehört, darf sie durchaus nicht verlassen! Jocieph IL 
bewilligte den Akatholiken Toleranz, aber bei vier und 
zwanzig Stockstreichen Strafe sollten die Hussiten, Tar 
boriten u. s« w. entweder zur lutherischen oder ^nr refor- 
mirten Kirche sich (dem Namen nach) bekennen! Und 
solche dem Idole des Privatrechts widerstrebenden An- 
ordnungen fliessen mit solchen zusammen, die gerade 
die kirchlichie Verfassung untergraben! 

Ueber die dinglichen Verhaltni$$e* 
Die VerlAltnisse der Menschen zur Sach^welt ziehen 
erst dann das Auge der Gesetzgebung auf sidi, wenn 

*) S. Jakob's Grundsätze der PolizeigresetEg« Th. 2. S. 422, 
und Sodea*s Naftonalocooeoiie« Th. 2* 8* 125^ 
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dte .Collisionen den Anfang nduhmJ 'Dies gesehidit 

aber erat nach geschehener Occupation der liegenden 

Guter. Moses wurde manche Vorgehrift nieht aosgespro* 

ciieii haben, wenn er nicht tor' der Einnahme des ge^ 

Johlten Landes :sein QeBBtz gegeben Iiätte« Und e& ist 

wahrscheinlich 9 dass Lykurg bei der Feststellung^ der 

Yermögensgleidiheit unter den Spartanern' keine voraus* 

giegangMie Gütertheilung vernichten durfte. 
• 

Die dinglichen Verhältnisse können, wie Adam Muller *} 

richtig bemerkte, auf eine doppelte Weise bestimmt wer* 
den, entweder so, dass der Accent auf die Personen, 
oder so, dass der Accent auf die Sachen gelegt wird. 
Näher angesehen, leuchtet durch diese Grundbestimmnn' 
gen der dinglichen Verhältnisse das i)solirende und cor- 
porirende Princip hindurch, welches die reinpersonlichen 
Verhältnisse gestaltet Denn die Existenz der Corpo- 
ration zieht die Bildung eines bleibenden Verniögens 
nach sich, worin eben die Sachen gewissermassen das 
Ansehn und die Bedeutung einer Person erhalten« Da- 
gegen entspricht es der losgebundenen Thätigkeit des 
Individuums , dass die Sache der menschlichen Willkiihr 
gegenüber in keiner Art eine Selbstständigkeit besitze. 

Wenn die Gesetzgebung den Accent auf die Sache 
leget, so wird ' 

1) nur das bewegliche Eigenthum vollkommen dispo- 
nibel sein, 

2) das unbewegliche Eigenthum grossentheils , als ein 
Eigenthum aller Zeiten und Geschlechter, die Natur 
eines Lehens annehmen, 



*) Elemente der Stdatslumst. Th. I. S. 238. 



213 

U I I 11 ^ > ■ 



3) die £rt>fiilge im Familienverinöfea das niäaoliche 
Gesehlecht und die Eralgebiirt beguustigeq, 

4) das Vermögen der Gemeinden, vorzuglich der Kir- 
chen, blos au einem festgestelltea Zwecke suDienr 
sten liehen« 

Weoa jedooh die Gesetzgebung den Aocent aaf die 
Personen legt, so wird 

1) der Unterschied zlvi«chen beweglichem und unbe- 
weglichem Vermögen versohwinden, 

2) die Successton in Familiengütern keine Unglekh-. 
hejt zulassen, 

3) das gesellschaftliche Eigenthum als das einer todten 
Hand in ilblen Geruch kommen, 

4) das Testament die Willkühr des Menschen über die 
Sachen selbst von den zeitUchen Schranken befreien. 
Gerade so wie das isolirende Princip, weil es noth- 

wendig eintreten musste, gleich für das beste oder viel- 
mehr für das aussehliessend gute gehalten wurde, st> 
hören wir auch die erste Art des Eigenthnms nnbe- 

I 

dingt verdammen, die andre Art ohne die geringste Ein-» 
schränkung lobpreisen, und es ist eines so sehr gefehlt 
als das andre* 

Unstreitig geschieht der menschlichen Freiheit Ge- 
nüge, wenn ihr das bewegliche Vermögen zum Stoffe 
ihrer Aeassemng ausgesetzt bleibt. Das liegende Ver- 
mögen erträgt an sich eine gewisse Anfesslung, imd muss 
iie in allen Fällen wirklich erleiden, wo der Staat aus 
vielen moralischen Personen bestehet« Dabei hat das Lehn- 
eigenthum die Wirkung, dass ein edlerer Begriff des 
Sachenrechts in dem Volksgeiste sich ankündiget. Denn 
der jedesmalige Eigenthümer muss das Gut wie ein 
Vermächtniss der Vorwelt an die Nachwelt behandeln, 
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«nd »ich al9 ^en gewiMMahaften NnteBoieaser darstollM^ 
während bei etrei^gem PriTate»geAthame leicht eine rohe 
Ansicht des Eigendmmes einaehleichety die den Eigen- 
thüuier dem Wflden ähnlich macht, der die Frfidite des 
Baumes nicht sn brechen weiss, ohne den Stammnmsa- 
hanen. — Das nngleiefae Erbrecht der Kinder seheint 
V. ohl den Säamen der Zwietracht in die Familien streaea 
an müssen, indessen giebt eil uneigennStsigere Gesohleoh- 
ter, als die nnsrigen sind. In Schweden ubeninunt 
noch hente der Erstgeborne den väterlichen Hof, nad 
setzet die väterliche Obsorge und Wohlhabenheit fort^ 
ohne dass feindliche Geschwister häufiger angetroffen 
werden. Auch das gesellschaftliche Vermögen kann 
ohne Nachtheile bestehen, wenn es nicht allsn gross and 
mit Allodien gehörig gemenget ist Man legt aa vid 
Gewicht auf den schlechten Znstand der' hispanischen 
Gemeindegilter, denn, wo der Mangel alles geistigen 
Lebens alle Industrie hindert, liegen auch freie Privat* 
gründe darnieder. Das« Kirchenvermögen verdient die 
stärkste Yertheidignng, weil nur durch seine VermittloDg 
die Geistlichkeit eine solche Stellung erlanget, dass sie 
weder dem Volke zur Last, noch der Regierung za 
Gefallen leben muss, und zugleich Kraft und Freiheit für 
höhre Zwecke gesichert vorfindet. Missbräuche entstehen 
freilich, wenn die Staatsgewalt im Geringsten sorglos 
wird, aber muss «man desswegen das Ganze verwerfen? 
Muss man, mit Jakob zu reden, die Mühlen desriudb 
zerstören, weil sie sich entzfinden, wenn man sie aUein 
gehen lässt? — 

Es ist jetzt die Indilstrie, die das isoKrende Princip 
in die Gesetzgebung fihrt und das Gewicht von der 
Sache hinweg auf die ' Person legt. So wenig die 
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Erwerbthftrigkeit in ihrdin gtonsartigeit Eltifluss ftuf dit 

heutig^ Weit za vi^kennen isty so wenig darf das strenge 

Sachenreeht b^rabges^tst werden« Inawischen • muss der 

Gesetzgeber keine zu bohe Meinung fassen , damit er 

Hiebt seb&dlicbe Consequenzen macbe. Das gleiebe £rb->^ 

reebt der Kinder, die Testirfreiheit» die Freibeit des 

liegenden Vermögens und vieles Andrej welcbes die. 

modernen Gesetzgebungen vor den alten ansteicbnet^ 

ist offenbar mebr eine Folge, als ein £rfordernis8 des 

erblabten Gewerblebens» Die alten Legislatoren verboten 

das Testament, die Mitgift und dergleichen mebr, lediglich 

zu dem Bebilfe, dass die Anschwemmung des Vennö-» 

gens tin einzelnen Orten wegialle. Die neuem Gesetz« 

geber sehen, bei dem überaus lebhaften Sachenverkebre, 

gerade im der freien Disposition über das Eigentbum 

Jeder Art das beste Unterpfand einer vollkommneren 

Gütertbeilung» Derselbe Zweck fordert, wie man sieht^ 

unter entgegengesetzten Uinstünden entgegengesetzte Nor-» 

men. Es zeugt jedoch von einem, sehr beschränkten 

Geiste, wenn man darum die ganze Gesetzgebung aus 

einem Exti;eme in das andre werfen will. Es lassen 

sich gegen die moderne Tendenz der Civilgesetze zwei 

Einwendongen machen, die hohe Beachtung verdienen« 

Keili Religionsstifter wird das Augustinische Wort: liebt 

Gott über allein und thut, was ihr wollt! auf den Lippen 

führen, weil diese Liebe Gottes leider! noch nicht in 

allen H^zen lebt Wie mag nun ein Gesetzgeber die 

Sachen in die absolute Willkühr ^es Menschen stellen, 

so lang^ er ihres rechtlichen Willens nicht vergewissert 

isti «^ Das französische Gesetz *) lässt die Sachen auf 
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gans oiig<ibmidP9 W^m (de mMiem Ai pkftt iMue) 
bebanddin, iMk $«treiebUcb9 *) «ie Mob WiilMbs selb« 
seflsidren. Wifd hhq bimnit m^bt jane mnthifilUg« V«r- 
nicbtong sa»elioiiir«t, welche daa pösflte Uofedit g^w 
die Mitmaiuicbeii in aieb icblieaset, ja auweilea h^mm 
Personen kränket? Das Iielatere gesob^ dfr«h im 
berühmten Michael Angela, der aw Eifemiiebt Wm'^ 
Gemälde aufkaufte und -^ verbrannte. AlWdiqge mi» 
es selten viel fruchten, wenn man aolchen und ähaUches 
Unfiig mit dem Eigenthume v^irbieten woUte, ab«r m» 
man desshalb gleich so weit geheq, und des Usrecht 
Eum Rechte stempeln I — Das ist um so unvorn^Miger, 
da die agrarischen Gesetze — wenigstens in Oes(ri|i<)b- 
den Eigenthümer, der sein Grundstück verwUderpi IM 
sum Anbau oder zum Verkaufe desselben aahaltßi) ! Man 
glaubt die Person aus der Sache, an welche sie die feu- 
dalistiscbe Ansicht klebte, beraiiSKaziehen, wens mao 
das Eigenthum von allen Fesseln befreit, und woU P^ 
%u diesem Zwecke mit einem altenglischen Gesetze jedes 
Condominium auflöset» Dieser Glaube ist an sich kein 
leerer Wahn, aber kann es sehr leicht werden* Wenige 
stens sehen wir die absolute Freiheit des EigeothQms 
materieller Sachen von der Sklaverei des geistigen jEigeP- 
thums begleitet, welche letatre augenscheinlich die Perstm 
der Materie aufopfert. Das römische Gesetz bepchräi^kte 
die EigentlpmsEedite auf körperliche Sach^, all^ '^ 
AescL es die Specification iwter die Erwerharten re^h^^ 
schütste es zugleich das (tuan-domimum der Forpi» aas 
ein urspruRgltdies und heiliges ist. Die Arbeit ist Frpclit 
der Person, und ihr ureigen. Man fingire immerhin em^ 
Natnrstand und behaupte mit Kant und Fichte, dass der 

*) A. B, Gesetzb. II. 2. §. 3«2. 



217 



MemftA^ da krfn perentorisohes Eigenthnni haben kSnne, 
sondern nur ein reines Gebrauchsrecht anspreohen dnrfe; 
das Eigentbnm der Arbeit müsste man denaodi aner- 
kennen« Dmn der Arbeiter findet Form und Idee nicht 
aussttr sidi^ sondern in sieh, er borgt sie nicht dem 
Allgemeinen ab, sondern bringt sie «rst henror, nnd 
nimmt etwas In Anspruch, das ohne ihn gar nicht eicistirt 
hätte. Allerdings eignet die Materie der Natur, aber 
sie ist dermassen occuplrt und bezeichnet, dass kein 
Mensch sie ergreifen kann, ohne das absolute Eigenthum 
der Form zu Terletzen. Es war von dem scharfirinnigen 
Bdmer zu erwarten, dass er dieses Anrecht der schaffen- 
den Menschenkraft beachten wfirde. Die neuem Gesetz- 
gebungen haben den engen Begriff des Eigenthums auf- 
gehoben und selbst immaterielle Sachen hineingezogen, 
inzwischen steht der Arbeiter gegen den Stoffeigenthümer 
dennoch beinahe rechtlos da. Der Grund dieser befrem- 
denden Erscheinung liegt wahrscheinlich darin, dass nur 
bei ein^ kSrperlichen Sache alle Functionen des Eigen- 
thwnsrechts statt finden können, doch muss man Jemai^ 
den fBr ganz rechtlos nehmen, weil er sein Recht selten 
darstellen kannf Diese seltsame Lage, in welche sich 
der wirkende Mensch versetzet sah, f&hrte zu dem seltsa- 
men Mittel, das Unmög^che möglich zu machen, zu den 
Wohkhaten, die dem Ganzen schaden, zu den Privile- 
gien und Monopolen. Damit der Arbeiter den Genuss 
seines Eigendiumes habe, gab man ihm einen Kaperbrief 
für den Verkehr! 

lieber die Verfragiverhältnisse* 

Die Vertragsverhältnisse sind Beziehungen der Per- 
sonen über Sachen, und bilden daher dasjenige, was man 
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dM Vtrkdir BMMl« Am ^Bmmt IMaitiM leoriil»! voq 
mUmI kwvor, iBM dieie VerbllUiiMe «ber«ll um ein 
Ragulativ ImUa können, MhniUiib di# NationultaiMioiiue. 
So lange din Witsensebaf I der Volkswirthsehaft mv aocl) 
eine Almnng der böseren Köpfe war, iaoc|^te man da« 
römische Rechl dabei rar einaigen Richtadnor aebmeo, 
Dann, i^geaehen von der Cooaequenx dj^eer Gesetige* 
bugt Helleo sieh in vielen Distinetionen sdbarfe B&ek« 
in daa Cfetriabe der Volkswisthaohafi da& Seit ate 
die Natnrgesetse des Verkehrs an dam Toga i^^ 
.kfalen sie keine andre Normen neben sieh. 

Die Wichtigkeit der Industrie hat fföhff dieGeMtz- 
gebangen bewogen, begoastigende Yorsehrift^ in die 
Civügesetse an&mnehmen. Oadarch ist die Oecononüe 
billig bei den Reehtsgeiehrten in üblen Ruf gekemmeii, 
denn der Nntsen drohte das Recht zu verscbliog^o* 
Allein wenn die NaÜonalöcoaomie als die Maasflgeberio 
der Vertrüge hervorgekehrt wird, so ist daaiit jeaeft 
beschrankte System der Ansnahmen dorehaas mdit g^ 
»eint. Weil die Vertri^ die Uaterhandlangett ^r Pri- 
vaten «her Sachen betreflbn, und die Natioaaiaeonoinie 
lehret, nach welken Gesetzen diese Handlangen in ^ 
Wiiklidikeit vw sich gehen, dämm, und aar danun 
anll die Nationalöconomie die Grandlage fSr dieses Tkeu 
der CivilgescMkxe abgeben. Es handelt ueh Ues «fl^ <^ 
Ermitdong des Gerechten^ nidil; nm d^ Eiforscbaag des 
N&aUchen. Nar ist es natBrI|oh , dass das Gerecto 
immer toch das Wahrhaftnützliche, mid das Vortheü' 
bafteste auch das Gerechte ist. 

Die modernen Gesetzgebungen, weiche zu Gunsten 
des Verkehres so viele, dende Ausnahmen von des Cm' 
gesetzen statnirtea, entzogen den Compactscentea 
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gl«ioh«r Zeil dki HMpindM, ihr natSrileheB Reebt, oder 
legttti ihnen Lasten anf , die ne nach der Natur dM 
VerhÜtniflde Iteinesw^ m tragen hatten. Diese Be- 
hanptong liest nefa «m betten doroh einige Beispiele 



Die Yertrl^ betreffen entwedinr eine kSrperliehe 
Sadie oder eine Leistung. Die ersteren beziehen sieh 
tirieder theils auf den Uebergang des Eigenthums, Iheils 
auf die Nutsniessnn^ Der Uebergang des Elgenthnms 
i«t jener Punkt, welcher die höchste Wichtigkeit hat. 
Offenbar geht das Eigeathnm, wenn keine besondre Be-* 
Stimmung getroffisn wird, in dem Augenblick« des abgen 
schlosseüen £auies oder Tansdies auf den andern über^ 
denn der Wille eonstituirt das Eigenthum, und löset ee ^ 
auf. Sobald daher die Eigenthumsöbertragung gewollt 
wurde, so ist sie reehdich vor sieh gegangen. Auf solche 
Art deiik«! auch die röoiisdben , engfischen und zum 
Thefle die franzöMscfaen Gesetze. Aber die deutschen, 
preusaisehen und östreidiisehen Gesetze lassen das Eigen-^ 
thnm erat durch ^ie Uebergabe übergehn! Ohne Zweifd 
meinten sie dadnroh den Verkehr zu sichern , dock 
ist derselbe meht im Mindesten gesichert, sondern er* 
schwöret worden. Hat das . geschriebne Wort keine Voll* 
gükig^il (wie Fichte behauptet), wanun wird darauf 
gdiallen? Ist die Uebergabe hier der letzte Act des 
Vertrages, so nmss die erkl&rte Einwifligung in andern 
Fftllen auch ahne Becbtricraft sein. VnA wie «rag man 
das Recht aus einer reinmii^chMi Handlung entspringen 
lassen, webhe am Ende gar nicht zm demselben gehört 
weil es ohne wirkliche Infaabung bestehen kanni -— 
Vielleidit seheint die Uebergabe darum erforderlich, wefl 
sie erst den neuen Eigentfaümer Allen kennbar macht* * 
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A&eiti die allgemeine Kennbarkek dei^ Muen £%eiiAü- 
mers ist keineswegs erforderlich, da jede dritte Person 
die Sache schon darum, weil sie als Eigeathum bezeiehnet 
ist, beachten, and der alte Eigenthümer in Folge des 
Vertrages sich ihrer enthalten miiss. Allerdings wird 
die An^be des Tltdis dfters begehrt werden, doek mnss 
sich dazu ja selbst der besitzende Proprieft&r suwdlen 
verstehen. Der Unterschied zischen dingiidieii und 
persönlichen Rechte ist wichtig fiit die BeaUsirmig der 
Ansprüche, allein es w&re verkehrt, ihn auf daa Wesen 
des Reohtes zu übertragen. Es ist dah«r in der erwähnten 
Vorschrift keine Beförderung der Sicherheit zu erkennen^ 
eben so wwiig mag man eine Erleichterung des Ver- 
kehres erUicken. Das Kaufen wird ein wenig bequemer, 
daa Verkaufen dagegen fast gefährlich, denn der Ver- 
käufer wird durch den Vertrag gebunden, und doch dem 
ganzen zufälligen Schaden bloßgestellt. Wie mia die 
Wirksamkeit des Contractes verzögert wird,, erhdlet aus 
der einzigen Thatsache, dass alle Arten der Uebergabe 
langwierig sind. Unbewegliche Güter werden erat durch 
vollzogne Intabulation übertragen, diese fordert jedock 
so viele Zeit, dass Einer, der sdine Realität wegen eines 
drohenden Zufalles losschlägt, von dem gefiirchteten 
Uebel trotz dem dargebrachten Opfer betroffen werden 
kann. Bewegliche Sachen , deren Käufer sich nicht am 
Orte aufhält, werden erst für übergeben angesehn, wenn 
sie, wie das preussische Landrecht bestimmt, mit Wissen 
jenes zur Abfuhr verabreicht, oder, wie das östreiohische 
{Gesetzbuch sagt, am neuen Orte vorgekommen sind. 
Man weiss nicht, warum denn der Veräusserer als solcher 
den Spediteur machen, und zu einem verantwortlichen Be- 
vollmächtigten unentgeltlich sich hergeben muss? Frdlich, 
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mtan. 4tm Kanflettten so \iA ad^Bb&rdet witd^ W« «H 
nndiw.dMsk ihn* Sache tndltt iit^ so mSasm: gie ent« 
flohäSigt i wärden» Ma& ttmss üiren Forderung«! cdoM 
iV^Mryug^ eiatüiiiiien , obgleieli die grtene Gefahr- durcli 
^riosere Zinsen gedeckt wird! Man nmss ihnen dae 
D^tentionareeht geetatten, welohes andern Pemonen vet^ 
weig^t.wird! Od«r wären derlei Privilegien rmie Be« 
lohnnpgen Sai das Bestreben , durch den Waaremqisats 
Beichthümer am erwerben) 

Je grosser die BoYölkerong, die Gfitervertheihtng 
»icb darstelk, desto umfassender tritt der Niessbranieh 
hervor. Die Geeetse tragen aber kein Bedenken, Miethe 
^ureh Kanf brechen zu lassen« Ber bekannte Beehtsgrand 
besieht darin, dam der Best^d nur ein persönliches^ 
der Kauf ein dingUcbes Becht giebt. Doch. was seil 
hier der Vorzug des Bechtesi Der > Verkäufer verpack"» 
tete ersl^ daiin verkaufte err das Gut, wie kahn er das 
Letatere recbtlieher Weise anders ausfahren, als'dass 
das Erstre in Krirfit erhalten bleibt? Gewiss hatte man 
die ok^Bom&dbe Absicht, den Erwerb dinglicher Bechte 
und die freie Disposition über das Eigenthnm zu erleich« 
tern« Wie mochte man aber die überaus wichtige Nnfz* 
nieasung ao sdiWiänkead mächen t Wie k<mnte man 
vergessen^ dass man viele Leii«e nothigte , ^n ihreni 
l^haden EigsHtbümer zu werden? Wie durfte liiaii — i 
doek die Mängel dieses, Gesetzes fallen am meisten in 
die Augen, we^n man das Widerspiel davon in den Be^ 
stondvertragem über schriftst eH e ris e h es Eigentbum wahr« 
nimmt. Yertragsqontrakte sind oflfenbar Bestandvertifige^ 
Aber hier läset man den Kauf keine Miethe brechen, 
noch mehr, man begünstiget , den Bestandnehmer« Die 
Rechte des .Eigenil^uners stpd nach dem ostreicbischen 



tkmtM ifist nUkk teUkh, mA i^m fnmuMmm gifam 
AM nur anf dia ObcbkomMMi im «Matt Chmdes üb«, 
Mok dar Varordnuiig iaa Fabstot Pias VD. fikerieb« 
rfa daa Sehrifistelkr um ain ainaigaa Hanahawim. Baia 
Tode daa YaifaMeni flOIt das Waric nack dam Sstnidih 
aekan Gaialsa dam Yerlaga^ nach andaan 0»attom aUn 
Buchbiadlani au. Dar Gmad hievoa baraht aogiblidt 
auf dtff AiMieht, dici BScher waUlail n machca. Da 
indeasan eine solche Absicht dam Bachta nicht, naht 
Iralan darf^ und mit den Privilagiea däv Yarkgir streifet, 
aa auiBs man staatswirAschaftliche Grinde veramtiiaB, 
daran sieh mehre nhd erhebliche dealcaa Jassea. Bncb« 
hiadlttr sind Handelsleute, uiui sollen aach som aUgs- 
mainen Besten beraichctni^ denn me -sonaumiren ib Ve^ 
mSgen au£ keine sterile Wmse , aondam* wnidea es auf 
die ProdmHion« Wäbrend'. ein persisehar Diahtir, 
im Jahr 1826 starb,, niakts als Larobenfiaiseh eis, 
dia Eiakunfte ganaar Froviaaen Yerbradita, haben wackre 
Baehhftndler Capitalieii gesammelt, md -sehöae tfioaer 
gebaut Es lässl sich daher nicht beisweifdb, dsM aai 
R&cksisht auf das allgemeine Wohl* di^ Verhger begin- 
stiget werden müssen. Sehriftsteller sind am Eadegenog 
bekihnt, wenn man de naoh dem Tode ebrt, äbrs hokkn 
Zahne wie die Vokaire's m GoM ikssen Ifiast, oad ihre 
Perrfioken wie die eines Stsme am'i4ele bmidert PfoDl 
aasbietet. Aa Lebensaeth sind sia 'üler^Kes gewAnt, 
denn schon de» alte franadsiseha Diahtar Sibas gsb anf 
die Frage, warum er so wanig esse^ kiugHck mt Ant- 
wort: aas Furcht, Hmigers au sterben! 

Dia Verträge dber Laistuagan berfihren gleich aeb 
die grosse Masse, und das Ideine Hftuflein der vMiehmefl 
Gdster» Es liegt dessWteen der Gedanken nahe, swifchen 
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^meiner , gelernter nnd gelehrter oder kfinsderiscliet 
Arbeit zti unterscheiden/ ttnd de» gemeinen oder gelernten 
Arbeiter im Rechte, den Gelehrten nnd KOnsder in der 
Ehre zu hegänstigen. Die Leistung des Schriftstellers 
nnd Künstlers heisst nn sc blitzbar, der Preis £hren- 
sold, nud kann deswegen, wril er keine Mfihevergel- 
tung ist, nie zn klein befanden werden ; nnd da die Regel : 
heati poifidenteif den Besteller zi achten hefiehlt, so 
bleibt naäiiltch dem Besteller die WaU, im Falle der 
Nichterfollang entweder anf der Leistung, oder auf vollem 
Schadenersatz zu bestehen ! Nnr wird bei Schriftstellern 
in beiden Pnncten eine Ausnahme gemacht , |Weil es 
selbst zum Vortheüe der Besteller gereicht, wenn aii 
einer Schrift recht lange gearbeitet wird ; 'Mahler , Bild- 
hauer und andre Künstler köüneti aber, wenn der Be- 
steller es' verlangt, zur wirklichen Leistung gezwungen 
Werden! Bei den Romern hiess es zwar, dass Niemand 
zum Thun gezwungen werden könne, allein die Romer 
waren Republikaner und hatten keine Gentdarmet ^ um 
die Leute Zum Mahlen, Dichten, Componiren wider den 
Willen der Muse anzuhalten t 

E8 ist Zeit, die Anfuhrung der Beispiele aufzugeben, 
d^üe est, sattram non ttribere! 

U^her die bürgeriimhe Genugthumng. 

• 

Indem das bürgerliche Gesetz feststellet, was in den 
verschififdenen Verhältnissen' der Unterthanen Recht ist, 
bestimmet es zugleich dasjenige^ was in eben diesen 
Verhältnissen Unrecht ist. Das bürgerliche Unrecht ent« 
hält einen materiellen Schaden des Verletzten, der entwe- 
der weniger erthielt, als er fordern durfte, oder mehr 
thun musste, als- seine Pfficfat gewesen ist, oder verlor. 
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XVM er beiMwen ha^ und begribidet daher ab aeine redit» 
liehe Folge ifip^ 8dmdei|eEfats, . oder die bfixgerliehe 6e* 
n^gthanng* 

DaeGeseüB aber diese bürgerliche Genagthaang gieb 
nothweadjiger Weine von der Absicht des Yerletsen weg, 
denn •« «oU.J«. no^ ^ materiell« Schaden g»h«be. 
werden, und dieser bestdit imabhS&gig von der Te&deni 
des BeschSfligers« Pie. Unterschiede zwischen dcdoser 
und calposer Beschädigung, awisohen leichter nod lekk« 
tester Schuld, zmschen Versehen and Sorfflosiirkeit ma* 
eben dem Scharfsinn der Gesetzgeber alle Ehre, allen j 
sie geben der bürgerlichen Genugthunng eine ganz fremd« 
artige Gestalt. Ob jemand um h^ndert Dukatea dnreh 
ein grösseres^ oder durch ein kleineres Versehen ytrkünt 
wurde, ift gleichgültig, da der Schaden derselbe bleibt 
Das Gesetz hat lediglich auf den Zusammenhang des 
Schadens und der Handlung zu sehene Wer das bürger- 
liche Gesetz verletzet^ muss alles ersetzen, was evident 
ans dieser Vef letzung folget, und es kommt blos anf den 
Beweis an, dass die Hanäung die seinige ist. Demnach 
ist nur ein einziger Unterschied wesentlich, nebmlicb, 
ob der Schaden ein zufftlliiger (damnwn eaiualej oder 
ein freier (damnum liberum) ist? — 

Den zufälligen Schaden ersetzt Niemand, der B^ 
schädigte trlgt ihn als sein eignes Unglfickw Doeb ist 
jeder Schaden zufällig, der nicht das Resultat einer be- 
stimmten, freien Handlung ist. Den freien Schaden ersetst 
derjenige, dessen Handlung ihm das Dasein gab. Daher 
haftet der Eigenthumer eines Tbieres für den Schaden, 
den dieses anstiftet, der Vater für die Verletzungeo, die 
sein Kind begeht, in sofern die Beschädigung ihren 
letzten Grund in einer freien Handlung oder Unterlassung 
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d^ IStgMthüiftflt« oder Vatws findet Die Gesetsgeban« 
ge« luvten nieht den Müth, diesen einfachen Maximen 
%a folgen, doeh haben de eich eben deeswegen in ein 
Geirebe ton YoffmaaetMngm nnd Untencheidongenver^ 
iviekdty die die e&nfadke Sadie m der verworrensten 
nachleik» Das rSmiiohe Ctesetz bestimmte, dass der Zufall, 
d^ Me Materie trtffi, i^nf die Arbeiter, dessen Leiston; 
dabei au Grunde geht, nidit einfHessen solle*). Mit 
Recht erklärten si^ die preussischen **) und die firanzö- 
Bisdien ***} Geaetae för die entgegengesetzte Anäicht 
Wer w&rde auch einen Arbeiter leidit wieder dingen, 
dem er einmal ungenössne Dienste bezahlen mnsste? — - 
Das eigne Interesse würde also den Arbeiter nötfaigen^ 
den jhiftdl au tragen* Dagegen bürden die Gesetze oft 
dem Arbeiter selbst den Zufall der Materie auf, wenn 
er ihre schlechte Beschaffenheit anzudeuten unterliess« 
Das ist eine Irregularität, ^e den Keim endloser Strei- 
tigkeiten in sieh schliesset, und ganz und gar unnäthig 
erseheJnet, sobald der Arbeiter beim zufidUgen Unter- 
gang der Materia die aufgewendete Arbeit mit verliert. 

Das peinliche Gesetz* 

Das peinliche Gesetz ist auf die böse Absicht ge« 
richtet, von welcher das bürgerliche Gesetz selbst in 
Betreff der Genugthuung absehen muss. Es enthält die 
Bestimmungen über den Ersatz d(^ moralischen Scha- 
dens, welchen vorsätzliche Rechtsverletzungen in der 
Person des Verletzten, des Verletzers, endlich in der 
ganaeen bürgerlichen Gesellschaft anstiften. 

*) Fr. 36, 59, 62. D. XIX. 2. loc. cond. 
♦*3 Livr. m. T. nil. §. 1790. 
***) A. Landr. 11. S. 960. 

15 



226 



Aus dienern Giiiiide iwtf • das |^iAlMl# Gületi alt 
die StitniDe des öffentHehen Gewisseiitr tinge8#heti'%et^n. 
B5ie Abnoht ist' nar bei einem QegenfiUiid^ za deekett, 
des das noraliiehe UrtheH renrirft. E» darf kdii CrP 
miiialgeBete geben, bei dem «feh eine enteebul^gfÄtJe 
Unwissenheit allgemein veitheidigen Mtsst, denn dMwftm 
ein Zeichen, dass eine Handlang, welche das SSeiitlicb« 
Cewissen keineswegs missbilliget, so einer bösen gestem- 
pelt wurde. Das peinUche Gesets mnss desst^en tit 
der Vernunft gegrfindet sein, und keinerlei Sassre Rfifk- 
9ichten sor Basis nehmen. Die Gesetze beistraftifen länge 
die Hexerei mit dem Tode, w«l ste^ ansserbalb der 
Vernunft stdiend , lange dem Abei^|ianben ' fip5bnien. 
Nenre Gesetse verfolgen noch die Ketzerei , weil «te i^s 
Wesen der Gedankenfreiheit vom reinhistoriscbea fitüDd' 
pni^te lins noch nicht zu fassen vermögen. Wenn das 
peinliche Gesetz auf den richtigen Ort sich hinstellet, 
wird es dauerhafter und sichrer erscheinen. — ^ 

Die Vernunft spricht zwar überall dem Wesen nach 
dasselbe , aber in Bezug auf das Aeusserliche entstehen 
nach dem Grade der Erkenntniss, nach den Begriffen 
des Lebens und der Religion bedeutende Unterschiede. 
Desswegen kann es so wenig eine einzige Art peinlicher 
Gesetzgebung geben, so wenig sich eine einzige Ait des 
bürgerlichen Gesetzes denken lüssr. Vielmehr mitss dn» 
peinliclie Gesetz so viele Abweichnngen an den Tag 
l^;en, als die Religionen, die Sitten , die Umstftniie difie- 
rirende Ansichten hervorbringen. So vielfach die Cha* 
raktere der Nationen sind, so vielfach muss die öffent- 
liche Meinung, so vielfach die peinliche Gesetzgebang 
sein. Nur werden die Unterschiede nicht sowohl die 
Tendenz, als die Objekte, das Maass der Vergebung 
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und ^ ZMwolmiiiig betreftiit Aaoillon*) legtMoiw 
tesqnte« die Bemerion^ in den Mimdt daw die pein- 
liehen QeseMe kMier dem Geiste der SteatsvetfiMwing 
angemeeeeft eetii) wiA *|[M4sMif9iaeMii iht G^tftge tnr 
gen iitftiflen. Aber Motiles^ett*^) spraeb diese Aiigieltt 
nur iti Bee^ auf die SfMbn ans, imd hatte hierin Reebt, 
denn iaaofeni die toatsfofmeii im Geiste des Velkes 
wurzehi, mfisSita die Strafen jedesmal mit dem Geiste 
der Veifassttiig übereinstimmen« Hfttte aber Montesqaiett 
wirUBeh den Ausspmeb so gefüllt, vrie sein berShmter 
Nacheiferer^ ibik torkgt) se wäre er nur aur Hilfte falsehi 
und kdneswegs ganz zu verwerfen* Der Geist der pcin« 
Mehen äeseä^l^ebaiig, wenn er ein gttter ist, wird aller- 
dings tinter idlen Staatsformen dersdibe bleiben , und es 
Iftset sidi wohl denken, dass dasselbe Gesetz in einer 
Moüayehie uad in einer Republik zur Anwendung kommt* 
Inzwischen werden -£e Gij^ttungen der Staatsreifassnng, 
die didokratisehe und weldiehe, ein versehiedaes "CtMk^ 
nalreebt bcdioiren. 



Wie die hebräische Gesetzgebung am besten zeigt, 
ist in der Theokratie das peinliche Gesetz durchaus ein 
göttliches« £s stehen daher Abgotterei, Gotteslästerung 
und andre kirchliche Missethaten unter den vomehmsten 
Verbrechen« Die Strafe erscheint als eine Genugthuung 
gegen das höchste Wesen , und ist desswegen mit Opfern 
und Bussübungen verbunden. Die Zurechnung gewinnt 
einen grössern Umkreis, weil die Einzelnen als Glieder 
eines lebendigen Ganzen betrachtet werden. Die Schuld 
wird soweit gerächt, als ihre moralischen Wirkungen 



*) Ueber den Geist der Staatsrerfassongen. S. 338« 
♦*) A* a. O. h. TL Ch, XT. 
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sich «nUr^ck^n. Gaaz ander« atettt aieb 4ai wddfeh« 
Criminalgesetv Aur^ wie es ia 4eB modetneA Staaten »eh 
aekundiget. Et gii^bt akh niobl huhmI aU die ev%e 
Vergeltnng dea BSaen^ aondtim trilt ida jrfne iaiif Qechti- 
aicherlieU gericbtete InatitatiM .hervor« HanAitageB^ die 
keinen fremden Schaden erseogen« werden aoa dkeein 
brande ans der Zahl der Yerhreeilen geatriehea« Dia 
Strafe iat fasi: lior PrftventlcNi odir moralische Ab- 
«chreekang^ mid be^ffit vornehmlieh die sinnliefaen^üter 
des Menschen« . Die Zurechnung . nM9s eioh auf die eigste 
Schuld beschrünken, weil die Iadi?id4ea da isdirte Per- 
sonen betrachtet werden« 

Es scheint über allen Zweifel erhaben» d9ss.«» 
th<epkratisehes and ein weltliches Crimiiialgesets gUvk 
i|ejh.r auf die Vernunft sich gründen können. Oi^ Ver- 
schiedenheit ist jedenfalls eine solche , die dutch d^ 
Standpunkt der ges^tsgebenden Yemunft nothweodig er- 
z^^g|: wird. Allein welche Art des Gesetzes dea Vorzug 
verdiene, darüiter kann gestritten werden, obgleich auf 
den ersten Blick einleuchtet, dass Moses die heutigen 
tiesetze , Napoleon die mosaischen schlechterdings nicbt 
geben durfte. Das Wahre erhellet wohl bei dem ersten 
Blicke auf die Bestandtheile des peinlichen (^esetzes. 

Hebet die Verbrechen. 

Man darf nur die Worter, welche das Verbrechen 
bedeuten , zusammenstellen , so bemerkt man schon die 
jTortschreitende Einsicht der Völker. Bei den Griechen 
war das Verbrechen überhaupt das Unrecht; das aus- 
zeichnende Merkmal trat nicht in das Volksbewusstsein. 
Die Römer unterschieden zwischen delictum und crimh 
aber das erste Wort bezeichnet blps einei(l Fehler, 
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aadre beziehl sieb auf den ricbteriichen Spruch, Tief^ 
sinniger sondert die deutsche Sprache Yei^^eheD^ Heber« 
tretong und Verbrechen; Der Mensch vergeht sich, wenii 
er unabsichtlich vom Gesetze abweicht; er übertritt das 
Gesetz, Wenn er ohne bösen Willen darüber schreitet; 
er begeht ein Verbrechen, wenn er das Gesetz als solches 
verbrieht. Unter allen modernen Gesetzgebungen häft 
keine so gewissenhaft diese Unterschiede fest als die 
östreiehische. Das Promulgationsdekret erkläret, die 
Grenzlinieii der Verletzungen darum so genau gezogen 
zu haben, damit dem „Abscheu vor Verbrechen durch 
Verniefngang mit minder gefährlichen Schuldfallen^^ kein 
Abbruch gesohebe. Die Sache ist offenbar besser als 
der Grund! 

Die Bestimmung der Verbrechen beruhet auf Grund- 
sätzen, die unerschütterlich feststehen müssen. 

Verbrechen sind Verletzungen unbedingter Art. Sie 
beziehen sich desswegen nur auf Gesetze, Vielehe keine 
Unwissenheit zulassen, weil sie die Vernunft jedes Men- 
schen ankündiget*). Gesetze, die von der Staatsgewalt 
ausgehen, ohne sich auf eine sittliche Nothwendigkeit 
zu stützen, bilden keinen Gegenstand der Verbrechen. 
Die öffentliche Gewalt mag immerhin auf fremde Pro- 
ducte gewisse Abgaben legen, oder den Zinsen der Das* 
leben eine bestimmte Grenze setzen« Wer dagegen 
bandelt, begeht eine Verletzung, die er abbüssen muss, 
allein er kann keineswegs als ein Verbrecher angesehn 
werden, weil er nichts an sich Verbotnes begangen hat. 
Wo dergleichen Verletzungen als Verbrechen verfolgt 
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*) 80 das östreichische Gesetzbuch iiber Yerbrecheu. Haupt- 
Stück I. §• 3. 
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w^den, giebt es eine Klasse von Uebelthfttern, wdchs 
die offeptliehe MeuHmg gegen die Regierung unter an 
mächtige Aegide nimmt. Die natürliche Fdlge ist die 
gewöhnliche Straflosi^eit derselben! 

Verbrechen sind femer absichtUch« Verletsongen. 
Der böse Vorsatz ist das speeifische Meiional derselben. 
Es kann keine Rechtsstohmng ein Verbrechen leio, 
wenn keine Absicht au« ihr hervorieeehtet. Da^fegen 
ist die Frage, ob jede absichtliche Verletzung sich im 
Criminalbebandlung eigne! — Die Gesetze scheiiieB 
vorsätzliches Unrecht, Mrelches geringere Objecto betriffi, 
aus dem Umkreise des Verbrechens aus« Warum lolbe 
aber eine Veruntreuung, ein Diebstahl, ao eine gevifise 
Summe übersteigt, zu den Verbrechen geliBrM, und, 
wenn einige Pfennige fehlen , zu den UebertretUDfßo za 
rechnen sein? Ist der böse Vorsatz das spedfisehi 
Merkmal, so muss voi^ dem Werthe.des Obje^jtes abge- 
sehn werden. Wie der Werth des verletzten Gegen- 
standes zum wesentlichen Kennzeichen des Verbrechens 
wird, ist die Willkühr in das peinliche Gesetz einge- 
drungen. In der Theokratie greift die öffentliche Gewalt 
mit tausend unsichtbaren Annen in die Herzen der Un- 
torthanen, und der böse Vorsatz, ohne Schlnpfwiol^el, 
kommt überall zu Tage. Das peinliche Gesetz verfolgt 
daher, wie natürlich, die absichtliche Verletzung ohne 
Rücksicht auf die äussre Bedeutsamkeit, Das ist strenge} 
aber durchaus gerecht. In dem weltlichen Staate Ter* 
breitet sich die öffentliche Gewalt blos über die äiififf^ 
Welt; die innre ist ihr entzogen. Daher entscblüjpfi "^ 
der böse Vorsatz fast allenthalben, wo die Verletzung 
keine bedeutende ist. Aus diesem Grunde nimmt das 
peinliche Gesetz Rücksicht auf die GeOhtUcbkeit der 
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Haodlttflig, wodgioh gfiur l^ichl «hui lidHigft ZeiohMi^dM 
V«rlMrechen8 verlorea gehet. 

y^'breeh^n aind weseotUch nicht inateridle, «ooden» 
inieUectueUe Qe^d^hädigongen. Wäre der materielle Scba* 
de» erforderlich, so därften die Gesetze den Versuch 
der Mitiselhat, der aus Zofall oder :fremder Hinderung 
nicht gelang, noch nic9it| wie sie thun, zun Verbrecheii 
inachen. So aber besteht das Verbrechen, wie |W e 1 k e r *) 
erwies, in dein intellectuellen Schaden, den der Ver- 
letzf^t durch Uebea*maass der sinnlichen Triebe oder 
moralische Verschlechterung, der Verletzte durch die 
Beeinträchtigung seiner Rechte und Ruhe, die Gesummt* 
heit ditrch die Störung der sittlichen Ordnung und 
Coexistenz erleidet. Wenn ' der Uebelthäter erst den 
Vereueh des Verbrechens machte, und aus Selbstbe* 
Stimmung umkehrte, so ist n.och kein Verbrechen rea 
geworden« Der Schaden in eigner Person,, der bei den 
blossen Versuche schon eintritt, ist hier aufgehebe» 
worden. Je allgemeiner diese Ansicht sich ausspricht, 
desto befremdender ist die Ableugaung solcher Verletzung- 
gen, welche nur die Pflichten gegen sick selbst oder 
^egen das hodtste Wesen betrefi'en. Man kann Blas- 
phemie nnd thierische Lust keineswegs nnbeding^ aus 
der Zahl der Verbrechen streichen. In theokratisch^s 
Staaten bildet die Religion das Grundgesetz, und die 
pO'eijtliche Sitte giebt seinen rechtsgültigen Zosalz nh. 
Hier werden wirkliche bösartige Verletzungen der Pflichten 
gegen Gott, und öffentliche Aergernisse den Charakter 
eines Staatsverbrechens annehmen können. In weltUohen 
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*) Die letzten €rnnde Ten Recht, Staat u. Strafe. Oiessen 
18ia. S^52, 
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Staaten verhtf t sich dia Sache aaderi« l>«4ei Verietson- 
gen fallen da nach den obwaltenden Verhftltnissea nur 
ang Geistessemittang oder Leichtsinn Tor; es feiilet die 
Wahrscheinlichkeit eines wirklich l>ösen Vorsatses bei- 
nahe gans. Daher passen in solchen Staaten die Gottes- 
listerer besser in die Lrrenhftnser, als in die Kerker, 
nnd wer unnatnrlichen Lüsten frdhnt, der wird schick- 
licher im Züchtbanse gebessert^ als etwa in Flammen 
geläntert ! 

Verbrechen haben Grade, weil die b5se Absicht und 
der intellectaelle Schaden eine Steigerang zidassen. Alle 
Verbrechen gleich zn machen, ist immer ein roher Ein- 
fall der Gesetzgeber gewesen. Die Grösse des Ver- 
brechens hat aber keinen andern als den angegebenen 
moralischen Maasst^b. Ein mebrfUtiges Verbrechen stdit 
in der Regel höher als ein einfaches; ein Verbrechen 
gegen die eigne Person niedriger, als ein Verbrechen 
an andern Personen. Privatverbrechen werden im Allge- 
meinen geringer sein als die öffentlichen, und Verbrechen 
an dem Personenrechte grösser als Verbrechen am Sachen- 
rechte. Inzwischen wird es hier auf die besondem Ver- 
hältnisse und Sitten der Nation ankommen. Es giebt 
Länder, wo Verbrechen an der Ehre, ja sogar an Fa- 
milienrechten (z* B. Ehebruch) weit weniger Bosheit und 
Rechtsstörung an den Tag legen, als Diebstähle nnd 
Veruntreuungen. Hier wird das Gesetz genöthiget, zn 
dem gefallenen Volke sich hinabzuneigen. 

Ueber die Strafen. 

Strafe von dem altdeutschen: Straffen bedeutet 
Ausgleichen und Gerade machen ; auch das Griechische 

TToivfj (wovon poem^ peine, Pein) bezeici||tet Lösegeld, 

p 



133 

En^It» Ertatx. Die Strafe des Varbreehene toll io 
der That sich fSr nichts anders geben, fds fSr Ersats 
des inteUectaeUen Schadens, den das Verbrechen nach 
sich zieht. 

Da der Schaden, den ein Verbrechen anrichtet, in 
der VersclilechteraDg des Verletsers, in der Kränlcong 
des Verletzten, in der Störung der sittlichen Ordnung 
im Staate bestehet, so muss die Strafe der Verbrecher 
die geschehene Verschlechterung des Verletzers durch 
Besserung, die Kränkung des Verletzten durch Genug« 
thuung, die Störung der sittlichen Ordnung durch Ab- 
schreckung und Prävention aufheben« 

Die Strafe bessert den Verbrecher» wenn sie die 
Verletzung als ein Uebel bereuen, nnd gute Vorsätze 
erwecken macht. Sie verschaffifc dem Verletzten die ge- 
bährende Genugthuung, wenn sie das Bewusstsein der . 
rechtlichen Unverletzbarkeit herstellt, und die Schaden« 
freude oder sonstigen Gewinn des Verbrechers ver-. 
nichtet. Endlich schreckt sie zuvorkommend von der 
Nachahmung des Verbrechens ab, indem sie der Lust 
des Unrechts ein überwiegendes Uebel entgegen stelk. 
Es kann nicht gefragt werden, ob die Strafe mehr Besse- 
rung, oder mehr Genugthuung, oder mehr zuvorkommende 
Abschreckung anstreben solle, denn sie soll jedes nur 
in dem Maasse erzielen, als der in tellectuelle^ Schaden 
es mit sich bringt. Bei Verbrechen an der eignen Per- 
son wird die Strafe vornehmlich die Besserung beab- 
sichtigen, bei andern Privatverbrechen mehr die Genug- 
thuung verfolgen , bei Staatsverbrechen vorziigli^ Prä« 
vention und Abschreckung bezwecken, ohne dass durch 
das Vorwalten der einen Tendenz die librige^ aufgehoben 
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vriirdUii. SobaU ein eiaseber llitrafiiweok ao. die^fi^iiz« 
geftt^Ut wird, verlieft die Strafe fast gaaz die ^hwen- 
dige recküicfae tiruadlage* Wird mit Roscoe uiid Spaa- 
genberg die Besserung des Verbrechers als der aus- 
scbUesseode Endzweck der Strafe au^estellt, . so bleibe 
die Disharmonie zwischen dem Ciesetz und seiner Ver- 
letzung völlig unausgeglicheq. Wird die Genugthuung 
gegen den Verletzten einseitig aufgegriffen, so kommt 
man zu der verkehrten Talion, nach welcher „der Staat 
„wahrhaft einen Markt hält mit Bestimmtheiten, welche 
„Verbrechen heissen, die ihm für andre, die Strafen, 
„feil sind, wovon das Gesetzbuch der Preiscourant ist.^' 
Wird endlich mit Feuerbach die Abschreckung, oder 
mit GroUmana die Prävention ausschliessend verfolgt, 
ao bleibt das Uebel in der Person des Verletasers nn4 
des Verletzten mehr oder weniger unangetastet stehen. 
Gleichwohl lässt sich nicht verkennen, dass.der Geist 
der Volker und Regierungen theilweise zu diesem oder 
jenem einzelnen Stra&wfcke hinneigen müsse. Im kind- 
lichen Zustande ist der Strafzweck diurehaos eine gött- 
liebe Wiedervergeltung« Wie die Guten belohnt werden 
sollen, müssen die Bösen nach gerechtem Maasse in 
irdischen Leiden den himmlischen Rächer empfinden. 
In geordneten Staaten bezweckt die Strafe vornehmlieh 
die Sicherung der sittlichen (nicht bloss äusserii) Ord- 
nung, und die Gefahr für diesen sittlichen (nicht Uosa 
äusseren) Zusytand giebt allerdings einen dienlioben Maas- 
fitab des Verbrechens und der Strafe ab. Da;^ Irrige 
liegt nur ii| der volligen Vergeistlichung oder in der 
idbsoliften Verw^^Uchung des Gesetzes. 

Die Wirkungen, so die Strafe hervorzubringen hat^ 
bestimmen die Straffbrm. ßessrung beginnt mit Reue ; 
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Reite etfijgt durch den natlliAM^iM Eintritt des Gif mAeiles 
von dem, was im Verbr0clieii reiste» 9I90 mass des 
Strafinitte) ein UeM sein* lusoferne sitielidie Lust 
eg 18t, welche den biSseo Willen erseugt, wird allerdings 
mnnliohes Uehel den serst$|renden (legensats Mden. 
Möge skh ah«r kein Gebets dem verderhU^ep Wahne 
hingeben, sinnliehe Unlosi nei das -— A» welches das 
4* A des bösen Vorsatses airfhebe. Der Menseh wird 
oft nur desto sinnlicher, je sinaliGher er behandelt wird. 
Thieriseh e Strafen , haben sdur häufig den Erfolg, dasy sie 
das Thiexische im Menschen noch mehr hervorkehren. 
In theokvatisohen Staaten bedient sich das Gesets gei- 
stiger Uebel, indem es dem Vej^nrecfaer die ^rieeterU^hen 
Segnnngen entzieht, die Tempel yersidblieaset, und es 
ist bekannt, dass damit für die ErschSttenmg des Ver- 
stockten weit mehr getban wird, als die sinalidien Uehel 
in weltliehen Staaten bewirken« -^ Die Genngthanng 
wird dem Verletzten zu Theif, wenn dem Yerbreeh^ 
das StraSibel nach Maassgabe der Absicht nnd Be« 
schädignng aufgelegt wird. Die Strafe soll den Qdei^ 
digten nieht sowoU rächen, als Tieimi^r seine un^ 
yerdienie Hränkung durch die verdiente Demüdiigiittg 
des Verletxers paralysiren! — Die zuvorkommende 
Abschreckung erfolgt, wenn das StrafSbel den Beitz des 
Verbreebeas überwi|Bgt Was im Stande ist, die Reue 
in der Brust des Uebeithätars zu erwecken, vermag auch 
von künftiger Unthat abzuhalten, wenn die Losungen 
zum Bösen nicht das Ueb^gewicht behdieii. 

Solche Uebel, die den angegebenen Zwecken dienen 
können, suchte man allgemein in körperlidier Pein; in 
Vermögensbusse ; im Verlust Aex Ehre, der Freihat, des 
Vaterlandes, oder gar des Lebens. 
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K8ffp«n(nifeii aiai fihr rohe Vaiker, aber sie erhal* 
ten sie zugleich m der Rohheit Empflndliehe LiiMeii sind 
gewöhnlich Venrtfijnmlaiigen, und widerstrehen nicht nur 
dem ClefKhle, sondern auch der Gereehtigkeih Deeftwegea 
gehet die kdrperKche TaKon gewöhnlich in eine Yer- 
mSgensbnsse 9h&r^ Allein geringe Geldbnssen verieihea 
dem Wohlhabenden einen Freibrief au allen Verietxon* 
gen, nnd sehr grosse (Confiscadonen) treffen die onsehnl- 
dige Familie am meisten« Wäre die Ehre etwas Theil^ 
bares, verschiedener Grade flihig, so mOsste man Ehren- 
Strafen schon darum empfelden, weil die Staatsgewalten 
dadurch genSthiget würden, aof die moralische Ehre mehr 
m halten, als geschieht. Inawischen soll die Unehre 
nur Jedes Verbrechen begleiten; zur äOhae bedarf es 
noch andrer BfitteL Das ist das schöne Loos der coo^ 
stitutionellen Staaten, dass sie mit dem Verluste der 
politischen Rechte edel und empfindlich strafen können! 
Die beutle Lage des Menschengeschlechts hat ßut die 
Freiheitsstrafen entschieden« In der That besitsen sie 
die grössten Vorzage. Einmal sind sie ein allgemeines 
Uebel* Howard machte die Bemerkung, dass die rohe- 
sten Individuen lieber die schwersten Arbeiten im Freien, 
als leichte im Gefängnisse verrichten. Dann gestatten sie 
jede Einwirkung auf das Gemüth des Verbrechers. Ferner 
lassen sie sehr viele Grade zu, und erlauben sogar Zu- 
sätze andrer Uebel. Endlich sichern sie die sittliche 
Ordnung während der Strafzeit vollkommen, und ver- 
mehren (bei guter Einrichtung der Strafbäiiser !) die Zabl 
der sittlichen Personen. Eine Art der Verweisung 'schliesset 
sich an die Freiheitsstrafe an, nehmlich die Deportation. 
Die Alten verbannten ihre Verbrecher, aber wie kann 
ein Volk dem andern seine Uebeltbäter zusendend Ist 
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(li»r Vttbanüaiigatiii bestirtimt, Ami Staate .s^iebSrigf 
für die Stnifiivredce eingeriobtet, ilann mag dfe Depor- 
tation dien 'Steafffibeln vor g earo g e n werdMi« Englanil 
\^t Aedi hmge die VerWeeiieneoloiiien niebt so hevge- 
stelk, ak.itte Gereohtii^eit md Klogheit Vonolueibt, 
nnd' gbiehwdbi haben selbet' ihre ersten Veveuehe iw 
Ameriea den Betfali eines ilaynsd verdient! Wenn diB 
Deportacitoi» der EVansoseanaehCayenne, oder die der 
Russen nach Sibirien keine gnten Früchte bringt, so liegt 
die Ursache nicht etwa in dem Straf mittel, sondern in 
der Strafart *) 

Die liebmaümfe kann gerechtfertigt werden, wenii 
die BesenuBig" nnmögUeh , die Genngdiunng nnimdficb, 
die Sidienittg. anf andre Weise naetreiehbar, and -^ doeh 
es ist nntor. daesen drei Bedingaia^en schon mehr als eine 
VtwirassetxMVg'eBdiadten, wdehe^die Himmfugang anderer 
ubeifiässig. miusfat. . 

Daa . QeMtz darf steh aber nicht damit begnSgen, 
das zweektntsaigfite Sträfmittel zn erWihlea; es mass 
sieh aaeh bcsrtreben , dasedbe anf die angemessenste 
Weise anaawenden. Dem Verbrecher muss eialeuchten, 
dass ihm in der Strafe sein Recht widerfahre! Nie moss 
er Bnm blossen . Mittel für tnssre Zwecke herabgesetzt 
werden ;^>ieift -Fall, der bei der ansschliessenden Beach'- 
tang^ der öffendkhen Sicherheit nur zu leicht sich ereig« 
tträ kann; -Daher entstand die Frage, ob die Strafe 
^endich zagefilgt werdeniloHe, oder nicht f Defriditer- 
liche ^meh muss ein öffentlicher sein, damit die Unge- 
wisaheit des Rechtes, dte durch jedes Verbrechen erzengt 
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*) H. B« Wagnitz,, Ideen und Pläne znr Terbeftseniug^ 
der Polizei- u.ad Cfimiaalaastaltea. Sanualnag 2« 




wwio. D09I1 ist kein C^nmd Toi^andM^ wMmK üb 
YoSitiitliehiiiig dinr ^jiktehM Strafhudloag bedingpa 
kSnfatt. M» begduffc» da» »0 laag» mait di» Afcic htw l rnn|f 
^« den lyiflitttM EndswMk idttdr Simf» anaili, ted nidift 
mnnal hm^rkte, da« Temtodtfe UcMtlAüf diMh Skr 
teatsigas, fenmüthige dwrtk. ä» rfibrtnies.JiMflh^ 
iMn dar Sferafe gemda alks A^Mkraekauk anünfikwl 

lieber die Zprechnp^gf 

Die peinliehen Gesetze bemühen sich ilf BeMdmmi^ 
der YerhreebMi mid ihrer Strafai so Mffnd als »Sglich 
%a seki, nnd FemaeUAisigfin Mwaiktt die ZsiMkAang^ 
weiobe geimde das griaüge Band um Yerbnohcii twd 
Strafe» am addingen hat Dean & .ZaMafanang mat-^ 
sdieidat iikhl: nur, ob ein bdividnaia dieenaittehe Vcr^ 
letsung aus bösem Vorsatz begangen habe, aondem 
bestimmet attdi, wdtkea Cirades das Variarfkdim, nnd 
ivekher Grad der Stniie dwraof an actien seL 

Es ist offenbar von naradlieher Sehwiedgkast, den 
bosett VcNTsata In idlea Yerleteangen aubadaekeit und 
über alle Zweifel sa erheben. Daher iat^ es kern Wan- 
dere dass man sieh so gerne. daiftat befnuen^ nmi das 
speetfiscbe Merkmal statt in die iiUe Absmbl, mitHag» 
Grotias *) in die Staatsgefil^titUi^dt derHanflm« setsea 
mochte!. Aber dasBeohtlstemg, «ad scfim Foüdenng«! 
siad es nicht minder! Wann nur das positiTe GaseCat 
nichts enthalt, was nicht die Yernnnft sislbtf:. ditfch die 
Stimme des Gewissens ankündiget, so fättt ein Tketl 
der Schwierigkeit, die hose Absicht an ermitteln, von 



*) De fiti« lielli et pacis. L. U. C« ». 
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bleibt. All«ril9g» hM ttnoh ^diif B6iiürii0lhi9g'ä«r freM 
lMk'.ftr«'%eH«ttteiidiii 'KHpt^etf^'iiideMMI ifitr es gewiss 
etft bedwrtJieteii Zeidion; ;4tt»Sf mm jettt, 1^0 ü» •dman^ 
k4Mi#s40il0 Fr«ih«it ia aUett ifilfehiMiM vnd birg«rlldieil 
Dfbgffin gifofd«f t wird; düi 'Kma mid GnM4 aller Fm« 
h4teft;":^ ift0rdl8<^fad, baM-atts eoMtiiMhto^ bald an« 
ftr2tli#bfefiV ^ImiM ans gtitt krfmn Granden abtaleogntn) 
6der dodk sfiu bastroiton «t6h'*bi»iatibai;; Wtüpder Üa Spoa« 
tatt6illtt dw iitMschMcliAi ^WÜtens abar noch so sehr ver- 
diiisleirt/ilaa «besetz vtnvi» darbh sein blosses Dasei» 
fcereehügel) diMuf <au MltM'and zn baaen. Vor dinf 
poiaKcbett' Seitfefate ist tind bloibt jede That fm, die 
nfchf dbs^'anirerschaldetetti' WilleiisAtaagel hervorgegaa^ 
gen ish^ Bei den meisfien Verbrechern, beaMikt anoh 
Schalste *), 'wfir das Verbredien ein nnvermeidlichep 
Erfolg desjenigen Gemi^szaslftndes, in weichem es he« 
schlössen und ausgeföhrt wnrde. Gleichwohl wird ihnen 
dasV^l^reeben mitFog zngereebnet, weil es eine Folge 
der Unteriassmig dessen ist, was früher von densel- 
ben hätte gesehehn kdnnen, damit jener GemütfasKO- 
stand nicht eingetreten wäre. Wie viele Missethaten 
wtirden nnterUieben sein, wenn bei dem ersten Gedanken 
daran die ^händlichkeit derselben erwogen, nnd der 
sich dagegen noch regende Abscheu belebt nnd. verstärkt 
worden wäre ! Das war aber vermöge der Herrschaft, 
welche d^ in seinem Innern nicht zerrottete Mensch 
aber sein Denken, oder fiber die Aufmerksamkeit und 
deren Richtung auf einen Gegenstand auszuüben vermag, 



*) Philosophische Priücipien des biir^. und pein!. Rechts. 
Söttiiigreii 1813. S. ^4. 
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(fhbn io gut m3gU«ii9 ab wfo das Vonidktt 4m äuge* 
Bpftbrnen .FolgM, die dae Uebaidiac :T0rifKiAt' 

Weldien. Gndet -das V aribm ck an md die damitf 
folgende Strafe eeia kSone, giebt diiaQaaiitilit dM iätel* 
leclndlen Schadens» den das Vtfbreehen enrenget» dent-* 
lieh an. Dakar kann das. Gasats die ibiqitstafen der 
Vorbrechen nnd Strafim fb beständig feelstelleii ; die 
grosse desSehadens, diemeralischeGef&krlielikeit 
der Tbat, bleibt ein fester Maasstab den Ywbcediens 
nnd seiner Strafe, wenn ancb der Erkennlnissgrnnd 
des Yerbreobens ein ariderer ist. DieZwisek'engrade 
der Verbrechen nnd Strafen liingen Ten individoellen 
UmstSnden ab, die ein besttmmles Yerbreebeii bald sab- 
jectiv» bald objectiv vergrissern oder veddeinem. 
Das GesetB kann die mildernden nnd v«rsch&rfeliden 
Umstinde» wdbehe die bestimmten Yerbreeben begleiten, 
nm so weniger erschöpfen, ds Uer die nnendliche Man- 
nigfaltigkeit der wirklichen Zustände and Verhiltnisse 
sich gebend macht. Damm muss das Geseti dieZoieeh- 
nnng nur im Allgemeinen auf die specielle Lage Ter* 
weisen. losoferne Verbrechen und Strafen in einem 
vemunftignothwendigen Znaammenhange stehen, kann 
die Zorechnung in keinem Falle anders, als gegen die 
Vernunft, unterbleiben. Das peinliche Gesets sollte viel- 
leicht aus diesem Grunde weder eine Verjähmng der 
Verbrechen sulassen, noch die Verbrechen auf die aus- 
drucklich bezeichneten Fälle beschränken. Wenn der Zeit 
eine sühnende Kraft zngeschrieben wird, verliert die 
Strafe mehr oder weniger den Character der Nodiwen- 
digkeit. ; Auch wird die Prävention geschwächt, wenn 
selbst eine zeitweilige Verborgenheit von der Strafe 
befreit. Hören aÜer Handlangen, die an sich Verbrechen 
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sind, alsobald auf, es am sein, wenn der Buchstabe des 
äossren Gesetzes nicht auf sie anwendbar ist, so erschei- 
nen die Verbrechen nnd die Strafen wie ein blosses 
GemScfasel der Legislator , dem die hdhre Begründung 
fehlt. Dw Crmndsatz: „keine Strafe ohne Gesetz'^ ist 
ein weiser Nothbehelf gegen willkührliche Richter, allein 
er konnte erst dann an die Spitae des peinlichen Rech- 
tes gestellt werden, nachdem man den ewigen Cha- 
racter des Verbrechens in der wanddbaren, äussern Ge- 
fährlichkeit verloren hatte *). Am Ende hat er nicht einmal 
geleistet, was man sich von ihm versprach. Denn es 
reihen sich an ihn eben jene höchst vagen und zweideu- 
tigen Besdramnngen, von denen die Definition eines 
Majestätsverbreehens das berühmteste Beispiel liefert. 

Die gerichtliche Vertheidigung des Beckiet^ 

Was die Gesetze bestimmen, sprechen die Gerichte' 
aus. Die Richter sind DoUmetscher des Rechtes den 
Partheien gegenüber. Als solche sagen sie nicht Mos 
die Worte des Gesetzes her, (wie den englischen Richtern 
vorgeschrieben bleibt, obgleich die Absurdität in tausend 
Fällen in die Augen sprang), sondern sie legen die Ge- 
setze nach ihrem Grunde nnd nach ihrer Absicht aus. 
Selbst Joseph II. , der wärmste Hasser aller Deutelei, 
nahm das gutgemeinte Verbot der Auslegung zurück, 
nachdem wenige Wochen ihn belehrt hatten, dass er 
damit nur die höchste Gesetzlosigkeit hervorrufen könne ! 
Die Art und Weise, wie die Richter verfahren sollen, 
nm das Rechte zu finden, gehört in das Gebiet der 
Klugheit. Es giebt nur eine ewiggültige Bestimmung 
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*) So auch Zachariä a. a. O. Th. III. S. 258. 
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deB Processes, und diese begtebet darin, dang denjenigen, 
die vor Gericht ersclieinen, daftRechl der Vertheidignng 
auf keine Art gekränkt werden dürf«. Aas diesem 
Gmndsatxe fliesset ein Zwiefaches in Bezug auf deo 
Civilprocess, und ein Zwirfaches in Besag auf den Cri- 
minalproceBS. Was den bürgerlichen Process anbelanget 
so darf zavörderst keine Vermuthung vom Gesetze aof- 
gestellt werden , -die nicht durch eben so starice Gründe 
entkräftet werden konnte« Das Gesetz will Streitigkeiten 
vorbeugen, indem es gewisse Thatsachen aus gewissen 
Verhältnissen folgert, und legt dadurch Jemanden wider 
seinen Willen etwas auf, das er von Rechtswegen nicht 
ztt tragen hatte. Am nachtheiligsten muss es sein, wenn 
derlei Vermathungen nicht blos in der Gerichtsordnung 
ausgesprochen werden, sondern in die Bestimmungen 
über das Recht selbst übergehen. Von dieser Art scheint 
die Bestimmung des Laesio ultra dimidium, die mehrere 
moderne Legislaturen aus der beschränkten Diocletiani- 
schen Verordnung auf alle oder die meisten gegenseitigen 
Verträge übertrugen* Verträge können angefochten wer- 
den, wenn Zwang, oder Betrug, oder völliger Irrthum 
die Uebereinstimmung beider Theile unmöglich machten, 
aber wie kann ein Vertrag blos darum aufgehoben wer- 
den, weil ein Theil um die Hälfte weniger nahm, als 
er vielleicht bekommen hätte I Es wird hier dem Be- 
klagten die Rechtsvertheidigung vereitelt. Doch hilft 
das Gesetz auch jenen, die sich zu beklagen haben, 
sehr wenig. Wenn die Verletzung gerade über die 
Hälfte gehen muss, so kommen die zu kurz, die die 
ganze Hälfte verloren haben. Noch dazu wird die Klage 
wegen Irrthum erschwert, weil ihn das Gesetz nur bei 
der Laesio tüira dimddilum selbst statuirt. — Weiter darf 
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die richterliche Hülfe nicht erschweret werden« Die 
türkischen Gesetze fordern von dem, der gewinnt, die 
Gerichtskosten. Dadurch mindern sie die Klagen, aber 
entziehen auch einen grossen Theil der Hechtsvertheidi» 
gung. Aach anderswo sind es cße hohen Gerichtskösten 
und Sportein, wodurch den Staatsbürgern das Verthei- 
digangsrecht grossentheils vereitelt wird« Zwar hfilt ein 
kundiger Schriftstelleir *) die Nothwendigkeit einer kosten- 
freien Rechtspflege nur für einen frommen Wunsch der 
gntmeinenden Philanthropen, und erkläret die Gerichts* 
gelder für die nothwendigen Dornen auf dem Wege zum 
Richter, welche nicht ausgerottet werden können, wenn 
man nicht einer nngemessnen Processucht Thür und Thor 
offiien und die Ausgaben, die häufiger die eigne Schuld 
als ein unverschuldetes Unglück verursacht, denen die 
sie treffen, abnehmen und auf die Gesammtheit der Ritr^ 
ger, die keine Pröcesse haben, vertheilen wilL Allein 
man; ist noch sehr ferne von einer unentgeltlichen Rechts- 
pflege, wenn man geringere Kosten wünscht! Man will 
die Processirenden noch nicht der rechtmässigen höhern 
Beiträge entheben, wenn man der Rechtspflege dasjenige 
einräumt, was selbst der stehenden Armee zugestanden 
wird, nehmlich, dass sie sich nicht remböursiren darf! 
Man kann Mitleid haben mit den Richtern, die unter 
den Acten ütid ihren Perrncken schwitzen^ ohne dar 
rum irgend eine künstliche Minderung der' Pröcesse zu 
vertheidigen ! Man mag den Schuldigen böi» tein, aber 
man wird sich hüten, den Weg der Themi«! mit Dornen 
ZQ bepflanzt , da ihn ja auch die linsdbidd beschreit 
ten muss! 

*) E, W. von Reibnitz , Ideal ein^r Gerichtsordnung. Berlin 

1815. Th. I. H. 477. ' 
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Was den peinlichen Proeest betrifft , so wiirde die 
V^rtheidigung sehr gewinnen, wenn man das Einge- 
ständniss zum voUkommnen Peweiae entbehren konnte. 
Denn es scheint, fast nnmöglich, xden Angescbold^teh 
geständig za machen, ohne ihn einem gewissen Zwange 
anszosetzen*^ Wenn aber das Gestindaiss des Ange- 
schuldigten för schlechterdiiigs erforderlich gehaltoA wird, 
so darf doch weder die grässliche und anzweckmässige 
Tortur, noch die Arglist verf&nglicber Fragen geduldet 
werden ! Neben diesem erheischt das Vertheidigungs- 
recht, dass, was in Theokratien gewöhnlich der Fall ist, 
die Entscheidung über Schuld und Unschuld auf keinerlei 
ZnflÜle gestellt werde. Die Gottesurtheile, Feuer- und 
Wasserproben haben allerdings die Aufgabe, die Ver- 
theidigungsmittel der Unschuld zu verviei&ltigeD , aber 
anderswo 

— mag da$ Feuer nicht verzeiren^ 

Wenn der OerecAie Beine Hand darein kälij 

Und mag das Wa$$er kochend nicht versengen. 

Wenn es der Fuss der Unschuld sat^/t berührt^ 

Bei um — sind die Elemente 

Nicht so vemUnßig. 

Die JPotizeigesetzgebung^ 

SBasammeahang und Unterschied zwischen Po- 
lizei* und Justizgeset^en. 

Die Polizeigesetze greifsn im höchsten Grade nntmr- 
stfitzend in die Jnstizgesetze ein* Die Normen der Sicher- 
heitspolizei bezwedken auf directe Weise die möglichste 
Beförderung des Rechtes, und die möglichste Verhio- 
derung des Unrechtes unter den Menschen* lUe Ge- 
setze der Wohlfahrtspolizei verfolgen zwar ein andere 
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Ziel , als die YervoBkomiiinung des Recbtestiindes isf, 
aber aas der Wohlfahrt der Unterthanen erwächst iuiiiier 
eine mittelbare FörderuDg der Rechtsverhältaisse. Es 
ist eine allgemeine Tbatsacbe, dass in theuern Jahren 
die Zahl der Verhrecben sieh i^uftalle^d vermehret« Das 
zeigten die Jahre 1816 und 4^17 in Frankreich und 
England. Frankreich zählte IS 15 nur 6557 Verbrecher, 
1S16 schon 9890 und 1817 gar 14034! England hatte 
1815 nur 4S83, im Jahre 1816 schon 5797, und 1817 
gar 9056 Yerbreeher! Eben so erhöhen die Vorschriften 
der Kidtwpolizei die Wirksamkeit der Jnsiizgesetze* 
Allerdings Ist es falsch, 4as8 die Aufklärung für sich die 
Verbrechen gemindert habe* Wenn auch 1828 in Frank« 
reiohs Gefängnissen zwei Drittheile der Angeschuldigten 
nicht lesen konnten, so waren doch die qualificirten 
Verbrecher gerade die • unterrichtetsten *)• Allein mit 
religiöse und sittlicher Bildung verbimden, ist der Un« 
terrioht gewiss ebenfaUs von dem wohlthätigsten Ein* 
flasse auf den allgemeinen Kechtsstand« 

Wie innig aber auch die Polizei- und Justizgesetze 
mit eiaftnder zusammenhängen, so unterscheiden sie sich 
doch gerade in der Art ilirer Aussprüche, in den Mitteln 
ihrer Anfrechtbaltung am allermeisten. Namentlich ha- 
ben Strafjustiz und Straff ol^^ei fast gar keine innere 
Berührungspunkte. Die Criminalgesetze, wenn sie eine 
Handlung verbieten, begründen sich auf allgemeine Aus* 
Sprüche des Gewissens« Die Polizeigesetze, wenn sie 
eine Handlung unteri^agen, stützen sich nur auf äussre 
Umstände und Verhältnisse. Die Strafjustiz bezeichnet 
nar Verbrechen; die Polizei fasset nur üebertretungen 



*) Blittermaier in Hitziges Annalen 1830« B. III. H. 3< 
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und Vergehen auf« Die Zwecke der Crüuinalstrafe ruhen 
auf der nothwendtgen Aufhebjing des moralischen Uebehs. 
Die Polizeistrafe hat nur einen äusserlichen Zweck, Ab* 
schreckung und Prävention. 

Die Sicherheit9poli%eige9€i%gebuug, 
Gnuidrichtnngeu der Sicherheitspolizeig^esetze« 

Es ist sehr wichtig, dass der Gesetzgeber von einem 
richtigen Begriff der Sicherheit ausgehe. Sonnenfels 
definirte dieselbe als den Zustand, in welchem nichts xu | 
fürchten ist, und seine Polizeigesetze sind der Art, dass 
die Menschen erst Puppen werden müssten, um diesdben 
befolgen zu wollen und befolgen zu können. Die ganze 
Polizei ward reine Sicherbeitssache. Die Wohliahrt 
sollte nur bezwecket werden, weil die Armen betteln 
und stehlen könnten* Die Geister sollten nur entwickelt 
werden, damit sie keine Verbrechen aus Unwissenheit 
begehen. Die Sitten sollten blos darum vervollkonunt 
werden, damit Mordthaten, Verfuhrungen und dergleichen 
gefährliche Handlungen aufboren. Die BeligioQ sollte 
den höchsten Schutz geniessen, weil sie den JMbnschen 
einen Kappzanm anleget Atheismus wurde für eine 
öffentliche Pest erklärt, weil es ohne Glauben ao Gott 
in dem Staate nicht recht auszuhalten wäre. Was die 
Menschenfurcht nicht vermag, ist der Gottesfurcht mög- 
lich! So ward das Höhre zum Mittel herabgesetzt, und 
nicht bedacht, dass eine Wohlfahrt, die nur der Sicherheit 
wegen erzielet wird, eine sehr unnatürliche und ver- 
kehrte sein müsse, und das insbesondre eine Kultitr, die 
blos auf irdische Zwecke gerichtet wird, keine andere 
als giftige oder faule Früchte tragen kann ! 
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Uoter der Sicherheit, welche die Polixei 
soU, darf man nur einen Zustand verstehen, in welchem 
die Staatsgewalt der Bechtsgefahren mächtig ist. Die 
Sicherheitspolizeigesetzgebung umfasset daher nur jene 
Maassregeln , welche nothwendig sind f damit die. 
Staatsgewalt die verbrecherischen oder zufalligen Gefahr« 
düngen des allgemeinen und besondern Rechtsstandea 
nach Kräften abwenden könne. Diese Polizeigesetze 
betreffen theils die öffentliche Sicherheit oder die Siche- 
rung dex Staatsgewalt selbst, theils die Privatsioherheit 
oder den Schutz der Privatrechte. Weiter kehren sich 
diese Gesetze entweder geigen menschlichen Handlungen^ 
oder gegen gewisse Zufälle, die den Rechtsstand unter* 
brechen können, wie Feuer, Wasser, Pestilenzen. Endlich 
trachten diese Gesetze entweder erwarteten Gefahrea 
vorzubeugen, oder eingetretnen einen Damm zu setzen. 
Sie sind aus diesem Grunde wesentlich negativer Natur« 

Es bedarf kaum einer Erwähnung, dass diese Gesetze 
einen grössern Einflnss der Staatsverfassung erfahren, 
als bei den Justizgesetzen der Fall ist. Worin er sich 
äussert, erkennt man am besten an einzelnen Beispielen. 

Beförderung der öffentlichen SicherheiL 

Das Erste, vor welchem die Gesetze die Staatsge« 
>valt bewahren sollen, nöthiget dahin zu wirken, dass 
keine Privatgewalt der öffentlichen entwachse. 

Am ehesten entwindet sich der Einzelne durch über-' 
grosses Vermögen, welches sich in seiner Hand anhäufet« 
Darum kann ein Maass bestimmt werden, welches kein 
Privatvermögen übersteigen darf» In Republiken wird 
es enge ausfallen; die Monarchien dagegen vertragen 
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»emiieb grosse Privatgüter. Hat sich das Vermögen 
bereits an eioflsdnen Orten angeschwemmt, so mnss die 
Gesetzgebung die Theilung befördern. Gewaltsame Mit- 
tel, wie die Einziehung der Kirchengüter, sind selbst dann 
gefehrlich, wenn sie weder ungerecht noch unbillig er- 
scheinen, denneineentschiedne Geringachtung des hbto- 
Tischen Rechtes zieht die andre nach sich. Es giebt 
genug indireote Mittel, die zum Ziele führen. Diese 
muss das Gesetz erwählen. Dahin gehören die Allodi- 
sirung der Lehen, die Amortisation der Gemeindegüter, 
die Theilbarkeit der grossen Besitzungen, selbst die Er- 
theilung hoher Würden, die mit grossem Aufwand ver- 
bünd» sind. Ferdinand der Katholische fesselte den 
überreichen Adel an den Hof, damit er seine Einkünfte 
zu keinen gefährlichen Zwecken verwende, und Themi- 
stocles bekam von seinen Mitbürgern eine Belohnung, 
weil er bei öffentlichen Festen den meisten Aufwand machte. 
Ist nicht angehäuftes Vermögen die Ursache, dass 
eine Privatgewalt der öffentlichen entwächst, so liegt sie 
entweder in der Anschliessung an auswärtige Mächte, 
oder in einer ausgedehnten Vergesellschaftung. Desswe- 
gen darf keine Beziehung der Unterthanen zu auswär- 
tigen Mächten ohne Vorwissen des Obern eingegangen wer- 
den. Diese Rücksicht war es auch, welche in dem Insdtute 
des Pabstthuras ein Hinderniss der Staatsgewalten erken- 
nen liess. Inzwischen ist wohl zu bedenken, dass es 
sich hier um ein offenkundiges und rechtliches Verhält- 
niss handelt, und dass die Zerstörung desselben grössere 
Gefahren erzeugen kann. Wenn der päbstliche Einfluss 
aufgehoben wird, so nimmt entweder die Staatsgewalt 
die Kirchengewalt an sich, oder sie überträgt sie dnem 
inländischen Kirchenhirten. Im ersten Falle ist die 
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kircliliehe Freiheit um alle Garantie gekommen, im xwei- 
ten Falle die geiirtliche Macht erst recht bedenklich ge« 
macht. Der ragsigche Grossfiirst fühlte keine Gefahrdung, 
so lange die russische Kirche der obersten Leitung des 
byzantinischen Patriarchen unterworfen war. Die russi- 
schen Bischöfe bildeten die Mittelglieder zwischen dem 
weltlichen und geistlichen Oberherrn, und sahen in der 
vollen Selbstständigkeit des Erstem die Garantie ihrer 
eignen Rechte. Als aber die russische Kirche einen 
eignen Patriarchen bekam, erhub sich ein heftiger Streit 
zwischen Staat und Kirche, der mit dem spöttischen und 
rohen Umsturz des erzpriesterlichen Stuhles endigte. 
Weiter darf die Stiftung einer Gesellschaft nur mit höhrer 
Genehmigung erfolgen. Es wird daher die Theilnahme 
an allen Vereinen, die für die öfTendiche Gewalt geheim 
sind, untersagt werden. Dagegen wäre es völlig ver- 
kehrt, wenn das Gesetz in den Associationen schlechthin 
etwas Gefährliches erblicken wollte. Die durchgängige 
Isolimng der Einzelnen, die in der neuem Zeit einge- 
treten ist, hat das Bedürfniss der Vergesellschaftung 
hervoirgerufen. Und wenn in diesen Verbindungen za 
tausenderlei Zwecken wirklich ein Keim der Unsicher- 
heit lieget, so mnss es die öffentliche Gewalt gerade za 
bewirketi trachten, dass recht viele und verschiedenartige 
Gesellschaften gebildet werden. Denn auf diese Weise 
vertheilen und zerstreuen sich die Kräfte! 

Das Zweite, dem die Gesetze vorbeugen müssen, 
besteht in der Factionirung der Staatsbürger. 

Factionen sind ausgeartete Partheien, die ihr beson- 
dres Interesse' an die Stelle des Allgemeinen setzen. 
Sie sind daher höchst mannigfaltig, bald reinpolitischer, 
bald religiöser, bald gewerblicher Art. Die Staatsgewalt 
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würde freilicb allen FaolioneD steueni, wienn «ie keine 
Porthmen aufkommen Hesse« Allein es ist anmöglicb, 
das Entstehen von Partheien zn verhindern; man miisfite 
ja zu diesen Behufe alle Burger eines Glaubens, «ner 
Ansicht, eines Geistes machen. Wäre das aber anch 
möglich, so müsste es unterbleiben, weil es alle Ent- 
wicklung aufheben Mrürde. Die Gesets^ebong muss sich 
daher darauf beschränken, der Ausartung der Partheieu 
vorzubeugen, indem sie Stoft* und Gelegenheit dazu besei- 
tiget. — Aus diesem Gnyide stellt sie den Unterricht 
und die Erziehung unter die öffentliche Controlle, ver- 
bietet die Anstellung gefährlicher Individuen ia Kirchen 
und Schulen, und Iftsst öffentliche Versammlungen nur 
nach gehöriger Anzeige und in Gegenwart einer amt- 
lichen Person Statt finden. Vorzüglich können die Theater 
und Journale die Nahrungsmittel des factiösen Geistes 
liefern. Daher hat sich die öffentliche Gewalt gegen 
ihre Mtssbränche dadurch sicher zu stellen, dass sie eine 
gewisse Caution von den Unternehmern begehret, und 
bei wiederholter Ausschweifung die Unterdrückung ver- 
hänget. Verbrechen die an dem Personenrechte der 
Bürger oder an dem Staate selbst durch öffentliche Buii- 
nen und Blätter begangen werden, müssen auf das Strengste 
bestraft werden, weil der intellectuelle Schaden hier den 
grössten Umfang gewinnet. 

Das Dritte, welchem die Polizeigesetze zu steuern 
haben, ist in der Erschütterung der moralischen Grund- 
lage der Gesellschaft entkalten. 

Die öffentliche Gewalt muss in dieser Hinsicht ihr 
Auge vor Allem auf die Presse wenden, denn diese 
erzeugte die neue moralische Macht der öffentlichen 
Meinung. Zwar ist die Presse nur das Sprachrohr einiger 
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Wenigen, aber seine T&ne finden einen Wif^derhali in 
allen Herzen, soweit die LectSre reicht Man hat früher 
die Frage aufgeworfen, ob Schriften in Wahrheit Staats- 
gefährlich werden können? und man kennt die Antwor- 
ten, die Kästner*) und Wichmann**) gegeben 
haben. Es wäre seltsam, die Möglichkeit, durch die 
Presse Verbrechen am Staate, an den Mitmenschen su 
begeben, ableugnen zu wollen, allein das kann und wird 
noch in Zweifei gezogen werden, ob die Presse auch 
in solchen Fällen , wo keine Verbrechen durch sie ge- 
schellen, den öffentlichen Rechtsstand bedrohen könne? 
Eine schlechte Regierung findet offenbar an ihr einen 
Gegner, dem sie erliegen ipuss, und, wenn auch in dem 
Sturze eines ungerechteq oder, antau^ichen Gonveriie- 
ments kein öfientliehes Unglück sich darstellet, so er- 
scheinet ein solches doch in den Gefahren, die jedes 
Umschlagen der öffentlichen Gewalt begleiten. Aber 
auch eine gute Regierung kann. an der Presse Schaden 
nehmen, insofern der beste Regent durch einzelne Miss- 
griffe öfters in Unpopularität verfallen kann. . Die Presse 
kann nehmlioh entweder Vieles vergrössem oder ent- 
stellen, welches die Gemüther zu beunruhigen im Stande 
ist, oder die Organe des Regenten und ihn selber unter 
tausenderlei Formen und Zeichen in Verachtung bringen, 
die vielleicht gerade dann am üb.els(en wirket, wenn sie 
am unverdientesten ist. 

Wenn man aber auch die Möglichkeit zugiebt, dass 
durch die Presse Verbrechen geschehen oder angeregt 



) Gedanken über das Unvermögen der Schriftsteller, Em- 

pöriiugen zu bewirheu. Gö'tting^en 1793. 
} Ist es wahr, dass die Reroliitionen durch Schriftsteller 

befördert werden? Leipsdg: i79i. 
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werden, so hat man damh noch nicht sugestanden, dass 
die Regierang gegen die Preatvergdien andere Maassre- 
geln XU ergreifen habe, als gegen die nbri^en Yerielzun- 
gen Statt finden. Bei dffentKehen YergnOgringen fallen 
mancherlei Verbrechen vor, eoH dämm die Polizei diese 
nnterdrüclcent Mordthaten tverden fär die Srgsten Verbre« 
eben angesehen, muss sich die Polizei aber nUht auf das 
Strafgesetz Terlassen? Warqm sollte daher die Presse, 
weil sie den Saamen des Bösen streaeo kann, sieh mehr 
als strengre Aufsicht gefallen lassen 1 

Man behauptet die Nothwendigkeit, eine Ceasar über 
alles, was durch die Presse hervorkommt, zu verhängen, 
erstens, weil es besser ist, das Bdse und Bedenkliebe 
im Keime zu erdrücken , als wenn es aufgegangen ist; 
zweitens, weil Widerlegungen des Falschen gewöhnück 
zu spät kommen, oder geringere Wirkung hervorbringen. 
Inzwischen wird man zur Censur nicht leicht ratken 
können, weil sie keineswegs die Uebel beseitiget/^en 
welche sie gerichtet wird , und viele andre im eignen 
Gefolge hat. 

Eigentliche Verbrechen werden durch die' Censur 
gar nicht gehindert, denn wer eine aufrührerische Sehnfit 
ausstreuen wlU, legt sie gewiss nicht erst der Behörde 
vor. Unvors&tzliche Angriffe auf den Staat lassen sich 
aber gar nicht denken. Die sogenannten bedenklichen 
Stellen werden eben so wenig durch irgend ein^ Censur 
hinterdrückt; denn das Bedenkliche ist etwas ganz Unbe- 
stimmbares. IMnge, die heute die grösste Sensation erre- 
gen, gehen morgen ganz spurlos vorüber, und was gestern 
noch nicht aufgefallen war, kann im laufenden Tage 
den zündenden Funken in die mittlerweile entflammten 
Gemütfaer werfen. Das Anstössige geht leider ! nicht 
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blos durch ii« Bfieher, nondem ehenso von Mund su 
Mitnd. Die Censw hat. noch lange mqht die Kloake, 
der eironifue Bcandtdeuie veratopft, wenn sie einige 
KlatschUätter geatrichefi hat. Die Gotter musaten schoa 
des Midas Barbier an Schil& machep» weil er es nicht 
bei sudi behalten konnte* 

— qn^ rex Midas iubet aurei oHniims* 

Ist der Censor ein liberaler Mann, so .gehet gewiss 
alles dnrch, was nicht die Kennzeichen des Verbrechens 
an sich trägt, wogegen die Stra^esetze gerichtet sind. 
Ist der Censor ein wenig ängstlich, so wird er durch 
jedes Non. imprimatur oder Non permittaiur^ ja durch 
jeden rothen Strich die Begierung lächerlich, und die 
Gemüther abgeneigt machen« Daraus entstehen zwei 
grosse Uebelstände für die Staatsgewalt. Ersdich ver- 
liert das Volk an Zutrauen zur Regierung, und zweitens 
erheben sich böswillige Schriftsteller zu Götzen des Ta- 
ges. Die Geschichte liefert noch kein Beispiel, dass die 
Censur der öffentlichen Sicherheit gefruchtet hätte. Wo 
die Regierung fiel, und es bestand die Pressfreiheit, da 
wäre , die Gewalt auch ohne die Pressfreiheit, vielleicht 
nur desto heftiger, gefallen» Und wo es ruhig blieb, 
und die Censur herrschte, i^äre es auch ohne die Censor 
ruhig geblieben, und vielleicht etwas lichter und besser 
geworden ! 

Aus diesen Gründen soll das Gesetz nur die Press- 
vergehen auf das Bestimmteste fassen, und, die schärfsten 
Strafen verhängen. Die Confiscation jeder condemnirten 
Schrift setzt jedem möglichen Uebel ein Ziel! Zu be- 
merken ist hiebei, dass republikanische Regierungen 
strenger verfahren können, als monarchische, und dass 
TieUeicht darum die theokratischc^n Verfassungen in einem 
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gewöhnlich sehr unrichtig ansfittk, und nach Soden^s *) 
Bemerkung sdioa manche Dameawange schamrotfa, man* 
ches Damenauge nass .machte? 

Zweitens soll der Müssiggang nicht geduldet werden. 
Schon in Athen musslen die Bürger ihre Nahrangs- 
quellen angeben. Heut au Tage, wo die Personen con- 
seribirt werden, lisst sioii eine solche Naekforschung 
noch leichter Tomehmen« Schädliche und schändliche 
Gesohäfite müssten durchaus nicht geduldet werden. Wehe, 
wenn Leute in der Bettelkunst Unterricht geben , wie 
die Familie Turner in London, oder wenn Springer, 
SeiltSnaer, Bärenführer u. s. w. sich vermehren! Die- 
Zahl derer, die sich mit der schlechten Unterhaltung der 
Mitbürger durchbringen, ist kein erfreuliches Zeichen für 
den Geist, der im Volke sich ankündiget, und aus ihnen 
ergänzt sich die Hyder, deren Köpfe das Beil der Po- 
lizei abzuschlagen umsonst sich bemühet* 

Drittens muss der Demoralisirung der Dienenden 
auf jede Weise vorgebaut werden« Ihre Stellung za 
den Herrschaften soll also so viel möglich darnach sein, 
dass sie von dem Geiste der häuslichen Zucht und Sitte 
berühret werden. Bei dem Anstritt aus bisherigen Yer- 
hältttissen darf sie das Auge der Sicherheitsbehörde nicht 
verlieren, was durch die Vorschrift gehöriger Dienst- 
zeugnisse allerdings möglich gemacht werden kann. Ob- 
gleich eine Kleiderordnung so wenig als eine Lohntaxe 
zu billigen ist, weil die erstere nur zur Verachtung, die 
letztere nur zum Schaden der Geschickteren Anlass ge- 
ben würde; so dürfen doch die indirecten Mittel, aof 
Sparsamkeit, Ordnungsliebe und Anbänglickeit einsu« 
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wirken, nicht gerade«! yerworten \verdeii. Die Pr&mien 
und öffentlichen Ehren hfciben überall Nutzen gestiftet. 
Möglich, dass die ßessetting bloss eine änssre war, aber, 
wenn man nar-vmchen Laster und fabricirter Tilgend 
zu wählen hat, kann die Wahl nicht zweifelhaft sein! 

In IBnsicht 'anf die Mfölligen Ereignisse, welche 
die Pmtttsicherheit nnterbrechen können , inuss die Ge« 
setzgebung wiM" bedenken, dass sie hier mit Zufällen 
in den Kampf tritt, nnd das Fass deir Danaiden zu 
füllen übwnimmt, sobald sie Feuer, Wasser und Krank« 
heit In der Qu^e verstopfen will. Wer niuss nicht 
erschredcen, wenn er einen Krügel stein drei Bände 
üb^ -Feuerpolizei, einen- Rd'ssig fast eben so viele 
über Wasserpolzsei, und einen Franknodi dnmal so 
viele über IJUedicinalpoliEei anfallen tneht? — Leider 
wurden ' die Legiisrlat((fren allenthalben zu einem Wüste 
von 'Cresietzen veifuhrt, de kdn Mensch beachtet, und 
d^eti Uebertretaiig sie nicht verpönen können, weil die 
Contrdlle über ihre Befolgung unmöglich ist. Man 
würde darüber lachen, wenn nicht eine Verschwendung 
von Zeit, Kraft, und iSeld daran geknüpfet wäre. Das 
Polizeigesetz hüte sich demnacb, etwas erst vorzuschrei-« 
ben, was t>hnehin jeder Verständige aus eignem Ihteresse 
thut. Unterlässt Jemand eine für nöihig erkannte Vor- 
sicht^ und ist sie anbefoblen gewesen, so hat das nur 
:iur Folge, dass. er aus Furcht vor der Strafe nicht bei* 
Zeiten- fremde Hülfe* sucht. Weiter befehle kein Gesetz- 
etwas, dessen Erfüllung oder Nichterfüllung keinen rech- 
ten Beweis zulässt, oder dessen Befolgung für den Ein- 
zelnen einen grösserii Nachtheil mit sich fährt, als der 
beabsichtigte Vortheil ist^ Endlich halte sich das Gesetz 
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im^thalbeo an das Nodiwendigct,. !|||A hfite lich, 
Zweckm&Mige zu fibersdiftUen. 

Um den wirklidi vorbaadBen bSaan Willen ia der 
Störang der Pjivatsieharbeit au hiiideciif . eauidu das Ge- 
■etz alle jene Stoffe, die dem yerbceehmi dienen, dem 
allgemeinen Gebranch, und gebietet die ConrectioD der 
ergriffnen Uebekhäter« Wenn auch nnisre 2eit mcht 
mehr mit Thomasiua ein Zuebthans hdher schälst als 
tausend Waisenhäuser, so liegt jiw Qmnd doch nni io 
ihrer unaweekmässigen Beschaffenheit; So lange nur 
ungesunde Luft die Gefangnisse anfillt, Sehmntz nü 
Ungeziefer mit einander darin wetteifelm, eine nvd die- 
selbe Höhle mehrere Individuen. verscUUesst, dieBeBcbifi 
tigung gar keinen oder eineu finanzidtten Zweck hat, 
und die religiöse Einwirkung aqf todte Beterei im nlle^ 
quickUchen Zustande besehrilnhiitt ist , tvie köBsea da 
die Zuchthäuser etwas anders lein, als das Gegeotkeil 
von dem, was ihr Name besagt? Auch in America j^uke 
man einst, die Gefangnisse abschreckend macheo vi 
müssen, und Dr» Bush überbot in seinen Eafwärfea ^^^ 
Fantasie der Europäer *), aber man hat das ake Yonotbeil 
yeitessen, uud keine Ursache gehabt,. darüM ^ 
Beue zu empfinden« 

Um den Nachtheil, den zufilHige Ereignisse für i^ 
Becbtsstand mit irieh bringen, aufkoheben, haben die 
Gesetze nur ein Mittel ; es sind hiemit wohleingencht^ 
Assecuranzanstalten gemeint» Allerdings haben sich 
mehrere Stimmen, wie di0 «ines Niemann*'')» i^Pf^ 



' *) H. B. Wagnitz , Historische Nachr. über Zuchthäuser 
1791. Th. L S. 16. 

♦*> Uebersicht der SicherhehsmiUel fegen Fcoertgef«*'*"' 
. Hamburg, 1796. S, 92. 
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erboban, weil die £e Sliialigewall- Teriobren, die böten 
Zufidie nieht weiter xn bekämpfen, vni • die Borger sribst 
zur Soiglesigkeit, Unachcsanikett wd.weU gar sa.Be- 
trogerden verleiten komm. Allein jener Theil d^e Ein« 
Wurfes, der eiek auf die' Regierang bexieht, bemht anf 
der hergebrachten- Verstellang; daee die PoUsei dnrdi 
ihre Maasnregeln nnd Anstallen die anfiiygen Ueiral 
wirkiiob erstieken kSnne, und löset sieh von sdbst anf, 
sobald die Grenzen der Wirlcsamkeit aller Feaermstat 
ten, Quarantänen nnd dergleichen zu Gemüthe gesogen 
werden. Wenn die Ursache unbesiegbar ist, mnsa 
wohl znpftchst die Wirkung aufgehoben .werden 1 Der 
zweitn Theil des.fiinwnrfs, welcher die Burger angeht, 
ist nur bei schlechter Einrichtnng dieser Anstalten zu*> 
lässig. Nur wenn deljenige, dem* eignes Versciudden 
nachnnweisen ist, Enisdiädigung erhält, entwickelt sich 
din lUitz zu Betrügereien. Nur, wenn dw Beitrag sich 
nicht nach dein WiHrthe nnd nach der. Gefahr zugleich 
richtet, wird der Eintritt ans schlechter Absicht erfolgen. 
Afit jedem Uogläek darch Fea«r, Wasser nnd Seochen 
ist anehr' entbehrter Genuas verbunden, der nieht ersetzt 
wild, abb kann die Wiedereinsetzung in den. alten. Stand 
unnioglieh gegen die zufalligen Gefahren blind oder gleich«» 
gültig machen. 

Die JFohlfahri^polizeigetetzgebung. 
Die Tendenz der Wohlfahrtspolizeig^esetze« 

Die Wohlfahrtspolizeigeset^ebung kann nicht genug 
daran festhaken, dass sie das Wohlsein der Gesellschaft 
zur Aufgabe hat. Was sich hin und wieder für Wohl- 
fahrtspolizei gegeben hatte, war in der That auf diei 
Zerstörung alles Wohlbefindens gerichtet. Man erkannte^ 
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4»is diift WoyieiBavf der €h«8diM^:b«hihet,j^ Be- 
darfnkw^ wdtfi« tidi auf Liuit: niiiL Unlust, bestellen, 
bdbiedigsB n kioMn; man nannfe die Beffiedignngs- 
mittdi :— jGfiter« ihren Iid>^;Kiff Vermögen, nnd 
dachte nnn. wadiend ioad schlafend, nur. an die Yermeh- 
ning der Güter oder des Vermögens. Dnrdt solche 
Sorge wisden die Mensehen su Haasthieren hendbgesetzl, 
zu Bienen and Ameisen emie4riigeC, - die arbeiten, arbei- 
ten, nnd nichts als arbeiten, sollen; aber das Wöhbmm 
der Gesellschaft wuchs mit A» ersengten Gütermasse 
leider! nicht. Die aufgespeicherten Waaren hie. und da, 
ach was sind sie mehr als jenä .gi|;6ntiscben PjrramideB 
,aiid Obelisken, woran die Scbwm»^ nnd Thränenfropfen 
erdrückter Mensehen hängen I Nicht auf derProdnctioa 
aUein ruhet die Wohlfahrt der Nation, sondern haupt- 
sächlich auf der besten Vertheihug der Güter uator/dea 
Einzelnen» und auf dem weisesten Genüsse derselbai! 
.Was nützt es, wenn noch so r viel helrvosgebraeht, aber 
in wenigen Händen zusemmengescharret vficdH .. Niebt 
in den EinbhrtabeUen, und iniden Slnierregistara suche 
man :die Spuien des Wohlstands» smdern erhsnva seine 
%mptome in dem Leben der arbeitetiden Klasse, und 
in dem freiwilligen. Aufwand für die höhern Bedürfnisse« 
Wenn auch das Wohlsein nur auf die Behaglichkttt 
des Daseins bezogen wird, so muss man doch zugeben, 
dass Lust und Unlust auch aus immateriellen Gegen- 
ständen quellen. Es giebt daher immaterielle Güter, 
tv^he eben so gut wie die materieUen befördert werden 
müssen. Man sehe aber nach, wieviel davon den Frohn- 
knechten der materiellen Production, deren Zahl Legion 
ist, zugeführt wird, und man wundre sich noch über die 
Unbehaglichkeit inmitten der glänzenden Schätze der 
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Industrie! — DerGütergenuss ist £e näehsle Ursaelie 
des Wohlseins; man untersuche jedoch die Consumtion 
und fiiide dann noch daft Miss vergnügen , welches sich 
so häufig äussert, räthselhaft! Jener Mann, der alba 
zu Golde macht und verzweifelt, weil alles ihm zu Golde 
wird, er ist bis auf die Ohren das gegenwärtige Geschlecht, 
das alles zur Waare macht, und den Göttern flucht, weil 
ihm alles zur Waare wird! 

Das wahre Wohlsein der ganzen Gesellschaft im 
Auge, muss die Gesetzgebung die Erzeugung, Verthei- 
lung und Verzehrunff der Güter reguliren, dann wird sie 
auch minder einseitig verfahren , und nicht sich dort 
obenanstelleii, wo sie nur die zweite Stimme haben kann, 
oder auf ihrem eignen Gebiete nichts vorkehren, ohne 
auf das Höhere, Recht und Religion, Freiheit und Natio- 
nalität Rücksicht genommen zu hs^benl 

- • 

Ueber die G üt er e rze ugung, 

Soll die Hervprbringung der Güter das Wohlsein 
der Gesellschaft begründe^, so hat das Gesetz Viererlei 
asa er^elen« 

Das Erste, was es anstreben muss, besteht in der 
Befreiung der Producenten. Solange der Arbeiter Sklave 
oder Knecht ist, solange kann sich die Gütererzeugung 
weder aufschwingen, noch ein Volk beglücken« Wer 
der Erzengnisse seines Fleisses sich nicht freuen darf, 
besitzt keinen Eifer, Gutes zu liefen, und keinen An* 
trieb, Vieles an ^en Tag zu bringen« Träge und dumpf, 
wie das Pferd in das Tretrad, greift der unfreie Mensch 
in das Getriebe der Nationalwirthschaft, und sein Da* 
sein ist ein Misston, der den Wohllaut des Ganzen stöhrt. 
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Man gtebt das h&ufig zu, und vertheidiget doch eioe 
milde Sklaverei oder Leibeigenschaft toq Seitefi des 
Ntttsens, den sie nach der Erfahrung der Altai in Re- 
publiken stiften soll. — > Ohne ihre Sklaven , sagt man, 
konnten die Griechen und Römer nicht das öffentliche 
Leben fuhren, das v^ir an ihnen bewundem, and noch 
weniger den öffentlichen Geist entwickeln, der sie za deo 
Einzigen in der Weltgeschichte erhebet Nehmt die 
Leibeigenschaft, welche eine ganz christliche Knecht- 
schaft ist, ans einem Volke, und ihr habt dann keine 
Leute, die, über die Muhen des gemeinen Lebens hia- 
ausgestellt, das Allgemeine zu fassen vermögen! — Man 
darf nicht zulassen, dass einiger Schein der Wahr- 
heit an diesem Einwurfe gefunden werde. Jenes Markt- 
leben der Alten war eben die Ursache ihrer beständigen, 
politischen Zuckungen. Besser wäre es gewesen, wenn der 
gemeine Mann seinem Erwerbe nachgegangen wäre, statt 
ohne Berufsich in der gesetzgebenden Versamiiilang, oder 
auf den Richterbänken einzufinden ! Und jene Masse der 
Sklaven, die ausschliessend die Production über sich 
hatte, und sie in Verachtung brachte, war sie nicht ein 
Hebel, den jeder Ehrgeizige in Bewegung setzen konnte, 
um das Gleichgewicht der Gesellschaft anfzaheben. - 
Endlich, was den Adel betrifft, der irgend eine Knecht- 
schaft und Hörigkeit zur Unterlage bedarf, kann er noch 
einen Yertheidiger finden 1 In der Blüthezeit der Leib- 
eigenschaft räsonnirte man viel humaner, denn statt von 
der nützlichen Seite der Hörigkeit zu sprechen, bene 
man sich auf die Natur, die ein andres Blnt in die vor- 
nehmen Adern gegossen habe, und hielt die Indiana 
solange für eine Affenart, bis die päbstlicbe üsfeblbar' 
kett sie zu den Menschen gerechnet hatte! 
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Da« zweite y was Abb Geseta n reldisiren hat, iat 
die Befreiung der Prodactioasgeschäfte, die Herstdliing 
der ächten Gewerbefreiheit 

Wenn die Eraeugang der Gut«r gedeihlich wirken 
loU, moMB sie mdgliehst voUkommen, allen Tüchtigen 
xugäng^h sein, und angleich Ehre und Freude ver- 
acbaffen. Wo die Gewerbsatände gescblassne Kasten bil« 
deten, ergriff die Gesellscliaft bald die — Versteinerung. 
Marmorgruppen ohne fröhliche Entfaltung und Regsam- 
keit stellen sich dem Auge dar, nnd sind einige Men- 
schenalter vorübergegangen, so yerwandeln sich die künst* 
liehen Reihen in natürliche Gattungen. Falls der Vater 
wie der Sohn, der Sohn wie der Enkel leben und wirken 
und denken niuss, erreichen die Geschlechter eine wahre 
Pflanzenähnlichkeit. Aber diese Unbeweglichkeit der 
freien Wesen ist eine ^«chreiende l>faturwidrigkeit* Wer 
sich fühlt, muss ?on einem Geschäfte an dem andern 
übergehen können, wenn es sein Vorthdl erheischet. 
Ebenso muss er bei dem Antritt eines Gewerbes keine 
andre Schwierigkeit finden, als diejenige, ^ welche die 
allgemeine Wohlfahrt dem Einzelnen öfters entgegen-« 
stellt. Es mögen sich die Gewerbetreibenden jeder Gat« 
tung in Vereine sammeln, und ihr besonderes Interesse 
wahrnehmen, so sehr sie wollen, aber nie dürfen sie 
die Gewalt erlangen, eine Beschränkung ohne vernünf- 
tigen Grund herbeizuführen. Damit kein Tüchtiger sich 
zurückgesetzt finde, damit die freie Concurrenz der Ta- 
lente die Erzeugnisse rervoUkommnen und vermehren 
könne, giebt die öffentliche Gewalt die Geschäfte frei, 
mögen sie die ländliche oder die städtische Industrie 
betreffen. Sie duldet nicht, dass Adlige allein die Landgü- 
ter erwerben dürfen , und hebt die barbarischen Privilegien 
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auf, welche gioh städtische Gewerbv«rei|ie sam Schaden 
des aUgememen Wohles angeeignet haben. Inzwischen 
hat sie noch etwas mehr su leisten, and mass den B^ 
trieb auch sicher und ehrenvoll «lachen* Innnserer 
Zeit hat man so hohe Begriffe von der Freihat, dass 
man in ihr alles sa haben und sn geben glaubt, aber 
vdie Freiheit ist nur etwas. Negatives. Je mehr fujr die 
Entfesslang des Betriebes gesorgt wird, desto mehr soll 
auch für die Sicherung gescheheik. Es ist freilich schwer, 
die Zahl der Gewerbsleute su bestimmen , welche in 
einem gewissen Orte bestehen können, aber es ist a&- 
recht, desswegen darauf nicht weiter zu achten. Die 
Prüfung der G^werbscandidaten hat grosse Schwierig« 
Leiten, allein noch grössere Yortheile. Die Gesetze dum 
offenbar immer besser, wenn sie wenigstens etwas, ab 
wenn sie gar nichts zur Sicherung der Producenten Tor- 
kehren. -^ Elire verleiht das Gewerbe , w#nn es geachtet 
wird. Das Gesetz hat demnach gewisse Yorurtheile za 
beseitigen, die auf nützlichen Beschäftigungen inben, 
und jene barbarischen Ansichten zu verbannen, welche 
die öffentlichen Auszeichnungen zu der producirenden 
Klasse nicht gelangen lassen. Je kleiner das ^Geschäft 
an sich ist, desto mehr muss das Gesetz dahin trachten, 
durch Vereinigung der Einzelnen ihm eine äassre Be* 
deutung zu geben« Wenn die Eina^elnen zu wenig sind, 
um auf politische Rechte Anspruch zu machen, so er- 
hebet man sie alle zu einer Einheit, und führt diese ins 
politische Leben ein. Wir kennen die Zünfte aar in 
ihrer Ausartung, wir beurtheilen sie nur nach ihren jäm- 
merlichen Missbräuchen, wollten wir aber uns die Mühe 
geben, sie in ihrem ursprünglichen Geiste aufzufassen, 
so müssten wir von der politischen Weisheit und Mea- 
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schenfireaadiiehkeU) die sie ins lieben rieff iiuugst durch* 
drungep werdra. Das Gesets. sei. jedoch picht voreilig, 
und wecke die Todteo nicht auf* Das Entartete ti:otzt 
allen Yerbesseningenj und eine neue Zeit fordert neue 
Schöpfungen! 

Das Dritte, worauf sich das Gesets wenden soll, 
liegt in dem natürlichen Streite,' der sich ^Ewischen den 
ländlichen oder städtischen Productionen und dem Handel 
entspinnet« 

Das Interesse des Handels ist . die unbedingteste 
Freiheit. Ob er ein- oder ausfahrt, fremde oder heimi- 
sche Producte umsetzt, Waaren für den Verbrauch oder 
fiir den Luxus yertreibt, das ist für den Handelsmann 
gan^s gleicbgfiltig. Daher jene Kaufleute, denen der alte 
französische Minister seine Dienste anbot, in der That 
gar nichts Höheres ansuchen ^konnten, als das beruhmt- 
gewordenf^yaM^ex noui faire. Dägeg|bn hat der Pro* 
ducent ein Interesse, dass der Handelsmann keine fremde 
Waare auf den Markt bringe, die ihm eine gefährliche 
Concurrenz mit dem Auslande aufnothiget, und er wird 
mit grösserem oder geringerem Nachdrucke auf Handels-, * 
beschränkungen dringen. Die . Staatsgewalt ist berufen, 
diesen Streit zu schlichten, und sie hat es überaU^ver* 
sucht Die Art und Weisb, wi6 man die grosse Aufgabe 
hie und da gelöst, hat die Geschichte mit' flammendem 
Griffel aufgezeii^hnet, damit die Nachwelt sich ein Bei- 
spiel nehme und weiser Terfahre, 

Anfänglich sah man in dem Tauschmittel und Werth- 
messer, in dem Metallgeld^ das Wesen der Reichthümer, 
und behandelte den auswärtigen Handel als das einzige 
Mittel, den Reichthum zu vermehren. Es sollte daher die 
Ausfuhr heimischer Producte auf jede Weise begünstiget, 
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die Einfofar fremder Prodacte aber auf jede Art belä- 
stiget werden. Nvr ausnahmsweise sollte die Ausfahr 
roher Prodacte erschwert, und die Einfahr derselben 
erleichtert sein, weil in der Wohlfeilheit der Stoffe die 
Garantie des besten Absatzes der Fabrikate gefanden 
warde. Zu den Füssen der Throne sassen die Staats- 
minister, wogen Einfahr and Ansfohr gegen einander, 
nnd sorgten, dass das Zanglein sich ja aaf die Seite der 
Ausfahr neige ; aber bei dem genauesten Bilanziren 
verarmten die geopferten Gewinner des Stoffes und die 
belasteten Zehrer. Man raasste endlich zur Besinnung 
kommen and erkennen, dass das Geld seinen Wertb nur 
als Güterrepräsentant habe, aber an sich keine Güter 
enthalte, dass Metall wie jede Waare ab- and zugehe, 
je nachdem sie zu reichlich oder zu spärlich Torhanden 
ist, dass der Handel nur insoferne den Reichtbnm ver- 
mehre , als er die Hervorbringung der Stoffe und die 
Veredlung derselben befordert *)• Nun verlies» man 
die Ueberschätzung des Handels und setzte Uin tum 
Werkzeuge der inländischen Production herab. Verbote 
und hohe Zolle trafen alles , was das Inland ebenfalls 
hervorbringen konnte, und wenn die Zehrer über Ver- 
theurung klagten, begütigte man sie mit der glänzenden 
Schilderung der öconomischen Unabhängigkeit des Lan- 
des oder der bessern Nahrung geschäftiger Hände. 1"' 
zwischen verschwand auch der Wahn einer Verwandt- 
schaft der Protection mit der Prohibition; man sali) 
dass die Beschäftigung der Inländer mehr erfordre, ak 
das blosse Verbot fremder Prodacte, nehmlich Capita- 
lien, Credit, Nachfrage; der Absatz der verthenerten 
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oder w^en Mangel der Conoufrenx vencUechterte|i 
Artikel minderte sich ; das Ausland gebrauchte Retorsionen, 
und setzte durch, seine Sperre und ZoUsdtae eben so 
viele Menschen Ausser Nahnuig, als die gegentheilige 
Prohibition begläcken wollte. Nun proclamirte man wie 
absolute Handelsfreiheit, wenigstens in der Bücherwelt» 
Der Zehrer hat seih Geld redlich erworben, wer mag 
ihu Andrer wegen so sehr bedrücken? fsagte man). Wenn 
ein Prodnct aus dem Ausland eingeführt wird, so ist das 
ein Bew^, dass das Product entweder aus Schuld oder 
ohne Schuld der inländischen Producenten wohlfeiler oder 
besser ist. Ist es nun aus Schuld der Inländer besser, 
so würde jede Prohibition oder Verzollung ein Privile- 
gium der Trägheit imd Ungeschicklichkeit darstellen. 
Ist das ausländische Product ohne Schuld der Inländer 
vorzüglicher, so liegt die Erzeugung dieser Güterart 
nicht in den natürlichen Verhältnissen des Landes , und 
es bleibt nichts anders übrig, als die Producenten von 
dem ungünstigen Betriebe hinwegzuziehen, und zu einem 
Geschäfte zu weisen, worin das Land natürliche Vor- 
züge besitzt. Der wahre Vortheil der Producenten ver- 
trägt sich also mit dem Interesse der Consumenten, 
and die Staatsgewalt muss den Handel vollkommen 
frei lassen. 

Wenn auch nie ein Adam Smith gelebt hätte, würde 
doch diese Ansicht die herrschende geworden sein. Die 
Staaten durch Kriege um die Bilanz oder um günstige 
Zollsätze erschöpft, verschuldet, regten jeden denkenden 
Kopf zu ähnlichen Gedanken auf. Dennoch haben nur 
wenige Gesetzgebungen Ansichten Folge gegeben, denen 
die Gesetzgeber selbst den lautesten Beifall zollen. Der 
Grund liegt ojSenbar darin, dass die Bücherwelt eine 
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abstracto und ideale, die wirkliche dagegen viel zu wenig 
absolut ist, am irgend etwas Absolutes vertragen zu 
können. In Wahriieit kann and soll die Handdsfreiheit 
nnr das Princip sein, zu welehem sich jedes Gesetz be- 
kennen muss, aber so lange die öffentlichen Bedürfnisse 
nicht durchaus vom reinen Einkommen nach gleichem 
Maasstabe überall erhoben werden, solange die Staaten 
nicht insgesammt aus dem Naturstande getreten sind 
und eine unverletzbare Rechtsfamilie bilden, solange 
kann es keine absolute Handelsfreiheit hienieden ge- 
ben; sondern jede Regierung muss fremde Waare um 
das belasten, was inländische Produeenten mehr za steuern 
und zu tragen haben, und jene Productionszweige, welche 
vom Boden wenig begünstiget, aber zur Unabhängigkeit 
des Staates schlechterdings erfordert werden, zum Scha- 
den der Zehrer aufireeht erhalten« Nur kleine Staaten, 
die ihre Selbstständigkeit zu behaupten ohnehin ausser 
Stande sind, können die zweite Rücksicht ganz fallen 
lassen, und müssen schon jetzt ihr Steuersystem dem 
freien Handel gemäss zurichten, wepn es nicht vampyr«^ 
artig am Lande saugen soll« 

Das Vierte, was vom Gesetz geleistet werden mnss, 
betrifft die zweckdienliche Gestaltung der Eigenthums^ 
Verhältnisse. Mögen die Menschen noch so frei und 
ungehemmt produciren, glücklieb fühlen sie sich als 
Eigenthümer nur. 

Die beste Yertheilnng des Eigenthums steht selten 
in der Macht des Gesetztes, denn das Eigenthum ist eine 
Thatsache, eine Frucht der Vergangenheit, die in der 
Gegenwart Anerkennung verlangt und verdient* Di^ 
Zertrümmerung der bestdienden Eigenthumsverhältnisse 
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ist immer junr.dbs Werk der Rey^Intion, mag du edhr 
Gracbns oder ein bfinder Babeuf die Stimme fSr die 
Vermö^nstheüaiig erbeben, der Staat erdrdhnt vor ihr 
bis in die Grundfesten hinab* Aber damit es zu diesem 
Äeussersten nicht komme, dafür hat die Staatsgewalt 
bei Zeiten Sorge zu tragen. So ungerecht und unklug 
es wäre, j«daa Majoral^ jedes Gemeindegut zu verpöoen, 
so unbiUig und g^hrlich wäre es, mehr Vermögen 
untheHhmr machen zu lassen, als die h5hern Zwecke 
der Gesellsdiaft erheischen* In der Begel sei jedes Gut 
verättsserlich und theiUbar« Allerdings wäre eine fort- 
gesetzte PiurceUirung (y^e von Benzel - Sternan behauptet) 
am Ende: noch gefährlicher als die Untheflbarkeit, weil 
bei der Kleinheit d^r Güter alles Uebersparen der Pro« 
dttcte aufheizen müsste; allein wie kann auch befürchtet 
werdcfli, dass die Zerstiuddung der Güter ins Unendliche 
gehe.?: Wird, nicht Jed^ ein Interesse daran haben, 
dass sein Gut eher wadise als fdmehme I Und werden 
die mlSgUchen Nachtheile nicht dadurch aufgewogen, dass 
verschuldete Eigenthümer sich durch Theilverkftufo 
frei machen, und wohlhabende ihre ]Liandgütte ab« 
runden!^ — Wo die Leibeigenschaft bestanden hat, 
ist jedoch mit. der Zulassung der Theilbaikeit noch 
nit;ht Alles gethan; es muss das nutzbare Eigenthum 
möglichst in ein freies verwandelt werden! Wenn das 
Gesetz dem Leibeignen nur die personliche Freiheit ver- 
schafft, so hat es ihm ein Geschenk gereicht, dass für 
ihn Cast gar keinen Werth besitzt. Der Knechtschaft 
war der dumpfe Sinn gewohnt, und ihrer sogar froh 
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geworden, weil tie dem Herrd die Sorge üir den nSdiigen 
LebenKanterhalt anfbiirdete« Löiet das Geeets min die* 
•es Band nnd weiset den Befreiten in die weite Welt, 
wird er nidit (gleich dem russischen Bauer) die Freiheit 
Tevechtettf Diese erlösten Millionen werden mm die 
Pächter der Guter, welche sie bisher als Sklaven bebanten, 
allein Ton grösseren ^Lasten erdrückt, fallen sie dem 
Nothstande nnd der Venweiflnng anheim wie in den 
brittiscben Reichen 1 Will das Gesetz dissdbeB »ifine- 
den steten, so muss es die persönliche Freiheit mit dem 
freien Eigenthitm Terbinden. Die Wege die man sa die- 
sem Behufo eingeschlagen hat, fiihrten leider! nicht 
Qberall zum Ziele, warum verfiel man aber nicht dar- 
auf, die Ablösung der Leibeigenschaft fBr eineNaiionid- 
schuld zu erUären? Man hat hie nnd da Mttlionen 
aufgHborgt, um irgend ein«i Kabinetskrieg zu. fuhren, 
ja man hat in einem Staate eine ganze Müiiärde in dai 
Schuldbuch geschrieben, um damit ein begangnes Ua- 
lecht wieder gut zu machen, aber unter den IMOO Mil- 
lionen Gulden, welche Europa binnen viMzig lehren auf 
die ContrSraenten legte, befindet sich kein fiMler far 
4se reale Auflösung der Leibeigenschaft, und sie hatte 
mit dem vierten Theile wahrscheinlich bewirkt werden 
können« 

Veber die Gütervertheilung. 

Die Vertheilung der erzengten Göter oder des Na- 
tionaleinkommens untersteht insoferne dem Einflüsse lier 
Gesetzgebung , als sie von äussren Umständen nnd 
Anreitzungen in gewisser Art berührt werden kann, 
im Allgemeinen wird sie, die ursprüngliche wie die 
abgeleitete durch alles das begünstiget, was den Verkehr 
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iiberbfmpt j^rleicbtert und v^rgrSwieirl« DwQ Je. mehr 
Austausch d«r Güter herrschet 9 desto nmuuigfaltigere 
Bedürbisüfe. eutsteheu und suchen ihre Befriedigtiug» J^ 
inctbr .uii4 miuinigfaltigere. Nuchirage, desto mehr und 
vietfftchere Arbeit und £uik3nfte« 

, Glücklich kann die Regierung genannt werdeni 
die si<^ nicht genothige^ fiiieht» die materielle^. HiilfsT 
und Befend^mngsmittel de^ Verkehres aus eigner M^oht 
dancohKingen. Napoleon veiwelidete grosse. Summ w auf 
Strassen und Knnide» aber tiele davon stebßu leer» weil 
«e Tor dem* Handel yorhanden )i¥aren, Nur was PrlfAte 
nnternehmen, schlägt selten oder^nie zum N^ichtheiloaus« 
Die StfifitsgfWalt ll|ut oft besser^ diese isu g€aneinniit%igen 
Anstaki^n anzuregen » als mit ihnen in diesem Punkte zu 
wetteifern! Anders verbaut €» sieh mit den höheren Bedin-« 
gungen des Qut^rumlaufes, Cr^it und Geld. Allerdings 
würde der,. Cif^düt nagend Seilen» wenn 4m Menschen[ 
überall gewinsenhaft - und wahr sich bezeigfu n^dbtem 
Denn der Credit 9 die Lebensluft des Verkehres, bi^st^ 
nur in dem persojalichen Zutraun , vermöge, wefehem sftait 
sich fiti|tt ^ner gegenwärtigen Leistung mit einer künf- 
tigen. b<^nüget, und bildet sich aus der Ansicht über 
das Vermögen und den Willen des Nächsten. AUein 
weil einm|d das Unrecht und die Lüge unter die Men- 
schen gekoinmen, so kann nur der Ersatz, des guten 
Willens, der rechtliche Zwang, das Vertrauen herstellen, 
wdiches, wie leicht einzusehen, auf die Gutervertheilnng 
sogar direct eiafliesset, insoferne nur in Folge dessdben 
ein Capitalist sein Vermögen auf Zinsen leihen, ein 
Arbeiter den nöthigen Gütervorrath für jsein Gewerbe 
aufbringen kapn« Je eifr%Qr das Gesetz dem Betrüge 
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im HafBidel imd WanM entgegentritt^ desto kleüier fUlt 
Mein Aufwand <ur Creditanstidten ana. Banken, Wech- 
•el vu 8. w. greifen bald alienthaUben Plats, wo die 
ordtaeiäe Gewalt den 6ei«t der Wahrhdt nnd Recht« 
U<^eit zu Tage fördert^ und insbesondre auf die sfnngo 
Erfüllung der eingegangnen Verbindlichkeiten liftlt. Eiae 
kunsdichre Behandlung fordert das Geldwesen, denn 
an sieh ist das Geld dreierlei Metamorphosen nntwwor- 
fen, die durch das Gesetz belifatdert und heffedert werden 
k5nil<»iy aber bei der mindesten Unrersichtigkeift snm 
allgemeinen JNachtheile^aussehldgen ;rtmd;in siänen äussern 
Ymrtichtnngen ist noch das« die QvandUiS'dessdben tob 
unendlicher Wichtigkeit. 

Geld bedeutet urspranglieh ein Gut , - daa im Ver- 
kehre am meisten gilt. In der ersten Periode^ wo^ Geld 
irgendwo in die Wirldidikelt eintritt, besteht es aus 
diesem Grunde in einem solchen Gute, welches an dem 
bestimmten Orte den meisten Gebrauchswerth hat; Es 
ist nichts mehr und nichts weniger als £e beliebCeste 
Waarr. ^Daher denn bei vielen nördlichen imd südUcheu 
VöKelfn das Geld anfänglich ein Yiehgeld (pecuma) 
gewesen isC Man hat historische Spuren, dass die edlen 
Metalle durch ■ die Iiidier , die sie zu ihrem Tempel- 
schmucke gebrauchten, bei allen Volkern (vornehmlich 
bei den Pboniciem) cur Geltung kamen« Also auch 
das Metall wurde nur darum Geld, weil es bei der Uma- 
tion das Meiste galt. So lange dieses die» Bedeutung 
des Geldes ist, hat das Gesetz fast gar keine Macht 
darüber. Nicht einmal die Pr&gung würde da dankens- 
werth sein, weil doch Jeder naehwägen wurde. Dess- 
wegen war das edle Metall Jahrhunderte Geld , ehe es 
geprHgt wurde. Bekanntlich schlugen die Phönicier noch 
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jceint Mfipilaa^ obgleich ne Am QM im stnmiiien Handel 
mit dfQ afrikanisehitn Wildeii gewonnen, sondern di# 
Lydter. wwden als die Erfinder der Münzen dargeeleUt« *) 

Wenn ilpg^nd / ein Gut lange das Meiste gegelten; 
ttnd desswegeQ mm Gut^rnmsats anssoUieiuiend gediMet 
hat, $0 ' tergiessl sich, and verliert sidi von selbst der 
wirkticb« Gebt auehitw^th» Es schliesset ntu* noch einen 
Taasc^wenth in sich, und gewinnet eine ideale Beden« 
tnng« Es stützt das Geld sich in dieser Periode der 
Entwi^Uo^S A^f äi® yerhreitete Meinung von dem Werthe* 
des.'Gi|g9n«tandes^ und erhttlt so den Anschein, als wftref 
es 4Jbrfji»9ius etwas andejs als eine Waare. Die Yöllcer 
groben die höchsten Gebranchsgüter dahin, um edles 
Metall dfigegen zu erlai^n, und die Regieningen ver« 
pfijkiihtel das Bedürfniss, d^n Werth der Gddstäcke zu 
be8i|lc||i|<9Q* Nahe liegt dann der Versuch , durch falsche 
Wf^rthb^tinlmung nu gewinnen ; sobald die Regierung 
ihm ia^:wid^rsitebt, zerrüttet sie den Verkehr. Man 
nimmt^ dj^^^ldsMIck^ nicht för das, für was sie bezeich« 
not sindt sondern man nimmt sie nur für das, was sie 
wirklich «sind« Jede Geldverschlechterung setzt daher 
die Natiw im Verkehre in die Periode zurück, w«lobä 
sie bereits glucklich überwunden hatte* 

Sobald das Geld einmal nur einen reinmi Tausch- 
w«rth.aii^#ch trägt, und sofain in der- allgemeiiieii 
Meinung smie eigentliche Begründung findet , so bedarf 
es nur eines einzigen und kleinen Schrittes, um de» 
Cre4it zur Creirnng des. Geldes zuverwenden. Die Re- 
gißrung bet durch die j^ün^rechte eine sokhe Machr 
über di^s Geld gew<|nnpn9;:^i^ss sie leicht, um an der 
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GeUmalerM ErspaniisM vomtiidiiiiw, Anvfeimmgen auf 
Metallgeld odelr reines Mealgeld aasgeben kana. So 
entstdit Papier- Leder^ oder Holsgdd« Dieses IdealgeM 
widkt bei riehtiger Behandlong sebr yoitlieiUiaft auf die 
Cifeolatioii der GSter ein, wefl es bdehst traitspoitabel, 
■obr woUfeii za ersetsen, and, da es an sieh keinen 
Werth besitat, dem natalosen Aafiqpeicheni in todten 
Kisten völlig entzogen ist. Nie mnss jedocb die Chftseta- 
gebung vergessen 9 dasa dieses Geld auf besonderem 
Credit bembet. Warde dieAnndime dessdiben erzwan- 
gen, so würde auch das Zatrauen za demscilNHi ver- 
schwinden. Wollte die Regierung es mcbt jRar vöUgÜtig 
selber annehmen, so konnte es auch bei dem Ve&e 
keiae Acceptation erwarten. Diffans erbellet scbon^ dass 
Idealgeld immer nur neben dem gangbaren Geldo, wel- 
ches auf allgemeiaem Credit beruhet, als das beqaeiaere 
IJmlaufsmittd bestehen kann. Wenn ein Gesete nach 
Uicardo's oder A* Mäller*s Vorschlage, das MtftaHgeld 
abschaffen und blosses Papiergeld einfifaren mftebte, so 
müsste der geringste Umschwung dies besonderen Cre- 
dites, den die Regierung geniesst, die Geldbesitzer ins 
Elend stürzen und die Nation dahin zorfidksdiraidieny 
wo sie den Verkehr ohne Münze abmachte. 

Die bittersten Leiden sind über die Staaten gekom- 
men, weil die Gesetze diese Natur und Gestaltung des 
Geldes nicht beachteten. Aber auch die Qnantflftl; des 
Geldes darf nicht übersehen werden, ohne dass die trau- 
rigsten Folgen entspri^en. Ist za Wenig Geld, so wird 
die Circulation gehemmt; ist zu viel Geld vorhanden, 
so muss ein Theil todt iiegen, bis es im Auislande 
unterkommt, und da sein Preis im Verbtitmss zur 
Menge sinkt, muss auch die Bezahlung und Vorseadong 
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schwieriger oder Mutiger werdeiu Selbst jede Aehde- 
mng in der Geldmasse hat ihre nachäieiligen Wirkungen 
für die Einzelnen« Bfindert sich das Geld, so steigt sein 
Preis; es gewinnen dabei die Besoldeten, und verlieren 
die Besoldenden, liis sich die Preise setzen. Nimmt 
die Geldmasse zu, so verlieren eine Zeitlang die Besol« 
deten und selbst die Verkaufenden, die ihre Preise nicht 
gleich erhohen dfirfen« Vorzüglich ist das Quantitäts* 
verhftltniss zwischen Metall- üüd Papiergeld von dei* 
höchsten Bedeutung« Der Staat sollte höchstens nur 
so viel Papiere aussenden, als er an Abgaben einzieiity 
denn sobald er mehr Papiergeld ausgiebt, als die Steoer- 
summe betragen kann, so überschreitet er den Umfang 
desCredites, den er in objeotiver Hinsicht anzusprecbea 
hat Die nähre Bestimmung der Quantität mnss von dem 
Bedarf der CÜrculation ausgehen. Wird diese durch das 
Papier nni* grossentheils gedecket, so sucht das Metall 
natürlich im Auslände, wo es dem Verkehre nöthiger 
ist, eine Sluftocht Das kann jedoch für einen Staat 
nachtheilig sein, der Metall nicht selber baut, sondern 
oft unter ungünstigen Verhältnissen von andern Staaten 
erstehen muss. Treibt das Papiergeld gar alles Metall* 
geld hinweg, so entsteht bei dem kiseeften Luftzug <Re 
Gefahr einer chaotischen Verwirrung, wobei Viele ihr 
ganzes VernHügen dnbüssen können« 

Es ist Zeit, die beiden Arten der Vertheflnig dei 
Einkommens besonders za betrachten, und die gesetz* . 
liehen Maassregeln, die sich darauf beziehen, zu beleuehteti« 
Die ursprüngliche VeTtheilung der erzengten Güter 
betrifft di^ Grundbesitzer, Capitalisten, Arbeiter und Un- 
ternehmer^ deon zu jeder Production gehört ein Stoff, 
der nmgal tet w^rAen HOtt, dia Gfiterrorrath, <(en di« 
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UmgeBtalliiog kediDget, eine Anwendung der Kräfte, 
dem Menschen zu Gebete stehen , und eine lotelügeoz, 
die Grundstücke, Kapital und Arbeit zur H($rTorbringong 
eines bestimmten Gutes in Bewegung setzt. DerAndieil 
dieser Prodnctionsgenossen an dem erzielten EiokommeD 
hängt von den Umständen ab^ die eine Leistung entwe^ 
der selten und daher kostspieligi oder häufig und daher 
wohlfeil machen. Das Gesetz übernähme ein nndank- 
htires Geschäft, wenn, es die Antheile der Prodacenten 
bemessen wollte. Nur während der traurigen Verirrang, 
die in der tiberwiegenden Ausfuhr der Fabrikate di« 
Wohlfahrt der Nation erkennen liess, konnte die Gesetz- 
gebung zu solchen Einfällen kommen. Man wollte da- 
mals die Preise der Waaren wo möglich so stellen, 
das Ausland nicht concurriren könne^ und — man 
nisirte eine \\'oh]feUheitspolizei, welche die Bodenfrudite 
den Städtern um das Billigste verschaffen sollte; man 
setzte den Zii^fiiss der. Capite^lien eint für itllemal 
man fährte Lohnsätze für die Arbeiter ein. Das 
hat nichts Eiligeres zu thun, als diese rerkehrten Maass- 
regeln einzuziehen. Darf der Gnindbesitzer des Fabri- 
kanten wegen gedriickt werd^f Kann man deniKapi' 
talisten den Zins ansetzen , den ; er von jedem ßotg^ 
fordern soll, da er bei einem ][|idivi(^ttO mehr, bei dem 
andern weniger wagt! Soll man di^ grosse Klssse der 
Arbeiter uro den Lohn bringen, der naph den natürlichen 
Verhältnissen ihnen zufallen intisste, oder soll der Ge- 
schickte utid der Fleissige nichts voraus haben ? ^ 
Folge dieser Anordnung war — ihre beständige, ausge- 
suchte Uebertretung , die Yenuehcung der^yerbrechen 
durch Betrugt Wuc^ier und Zusainmexurottung der Arb^'' 
ter! Zu sehr wurde d^e^ erk9]|;ii, «k dass pin. Weiteres 



277 



teilter vorgfebraeht werHeii lüOftttlu lOie Menge eftipftind 
die ^^Httne Ztiräcki^eteang überaii, "und drängte nun die 
Gese^ebung- iur Sclmiäleraiig -des Unternebinungsge^ 
ti^iimes. Je mebr 'der Unternehmer an Menschenarbeit 
eriSpareCy 'desto grösser ist sein Antheil am öftentlichen 
fiinbommetti. Er wendet daher Maschinen an, die Men- 
scheikkräfte ersetzen oder vervielfältigen. Nun aber wird 
er angeklagt, dareh die Maschinen die erzeugten GSter 
%n conceniriren, i^tatt zu vertheileri, und eine'iiberwie« 
geude Anzahl Personen ausser Nahrung zu setzen *y. 
Wenn die Anklage Gehör findet, sq niuss die einst so 
begünstigte Klasse der Unternehmer grosse BesehräU'» 
Jkangen erleiden. Inzwischen wurde das Gesetz, wenn 
es den Gebrauch der Maschinen beengen, oder dilf 
Anl^fung der Fabriken erschweren wollte, nur bei 
defr uneiieuchteten Menge Beifall finden, denn ohne Ma- 
schinen ist jener Aufschwung unmöglich, den die Indur 
strle in heutiger 2eit -überall nehmen muss, wenn- -sich 
4er Staat nicht chinesisch einmauern will. Maschinen 
arbeiten fiir die lVIens<Meit, was die Gewerkstühle nur 
für die Reichen lieferten! Darum erfreut sich heute der 
Niedrigste eines ftusserlichen Befindens, wie es frühei* 
den Höchsten kaum zu Tfaeil wurde. Im Ganzen wird 
durch Maschinen die arbeitende Klasse ni«ht beeinträch* 
tiget, denn die Summen, die iw Unternehmer durch sie 
gewinnt, der Consament ihretwegen, indem sie die Pro- 
ducte wohlfefler machen, ersparet, kommen ja wieder 
unter das Volk, wenn auch durch abgeleitete Vertbei- 
lung. Fast scheinen solcbe Maschinen, welche viele' 
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*) Schon Montesquieu war dieser Ansicht. A. a. O. Liyr. 
X3UII. €h. 15. 
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MeiMcbei^ b^teba/tig^n, die n p(9|il hi jyi ip i te nj d«oii d« 
knüpfen das Loog vi^r FamiUen Vß d^ Wf^Pftf)^^ 
des Handels, und vejrdammeB woU gas »«4 d^mQ** 
ralisiren die Mensohen, die sieb sa nmphimHAMf 
Bescbäfdgnng sasammensobaarent Sobald deif Ab* 
flass der fibergrossen BeTöl^eropg gehörig tot sieli geii^ 
kaiMi e« kein Verderben (uc den Staat eis^OgWt vmn 
irgend eine Masobine an die Stelle scUecbtverweiidetw 
Meiiscben tritt, allein die Ericbeinnng eiQft 9^^wm (det 
|*abrik-) Pöbels verlangt alle Anfaierks^mkeitl 

Die abgeleitete Vejrtheilung der Guter i|yt in imirer 
Zeit den Aogen der Forseber fast entscbninnden , nad 
49^ i%t sie von so grosser Bedeutung. Für die Naiie* 
m^oonomie ist sie freilich nnr insoferne wichtig, al« 
^ie. d^. nri|prungliche Güter vertbeiinng ergftnzt, «da lue 
dici HBnde fallt, ^die bei der Production selbit lesir ape* 
gehen. Doch es giebt noch etwas Höbre^ als die Wirth-» 
gcbaft darstellt, wd dieses Höbre gewiimt seine irdiaeh«! 
Subsistena njir darch die abgeleilel^ Gut«ryefdiei]aii^« 
Gäbe es gar kein reines Einkommen , so g%b# es weh 
keinen Anfwand für Staat und Kirche» KmAt nn4 Wis- 
senschaft* Wäre das reine Einkomnmn gaMt g^ei^k ver». 
tfaeilt, so wäre es überall auch s^ kleitt, so. g^wlkmea 
die Gelehrten, die Künstler nur duroh 4<9n Sta^, der 
die reinen Einkünfte sammolt, ihrem DnytiQrhAlit* Wie 
Wenige könnten da bestehen ( Hi^iA wA Hk nicbl« an- 
derm liegt der Grund, warum in unentarteMi, Dleaiqjjpra« 
tien Knnst und Wissenschaft von je weniger goA^bvk 
wollten». Ihre Heimat haben sie in der Monarchie, welche 
grosse Einkünfte in einzelnen Händen sich anhäufen 
lässt. Alle jene, die immateriell^Güter hervorbringen, und 
in die Prodnction der materiellen Güter nicht unmittelbar 
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^ppHtfM» uMvitten üb AiäsKikfalie tob ihrer öcmioini-» 
8clieii| l^it9 batmehlet, erbeben and preisen. 

Der «nq^ftngljclie Gewinn isamnidt sieh, in grössrer 
Fäle mir bei den C^ndb^tnern, Capilalisten und Un-. 
ternehneiii* Dessir^gen meinten die {dlere^ CJeseUe, datui 
sie aus Rücksicht anf die iiberaas wicluige aligrieitete 
GüterverftheUung auf jene Kinasen d^ GeseliseinA be* 
giinstigend einwirken mfisslen. Sie hielten retehe Per* 
aonen. fiir so notbwendig) dans sie auf jede Wdse reiche 
lieate an machen snebten» Halfen Privilegien nicht ans, 
wurden Sinecnren en*icbtet Eine überSussige Beniühnngy. 
die den Slaat nur mit Diekblinchen anfüllt. Die abge- 
leitete Güjbvrerthefluug iat ja, sozusagen, kein einactigen 
Ereigaiffi), sondern eine ^ieb immer fortsetcmde, ewig 
aich reprodtt^ende Begebenheit. Wie die Staatagewdft 
keine Sankünße unter Hmn Organe vertbeilt, ohne dassr 
diese sie wieder unter dsts, Velk bringen,, so wird jeden, 
andre nrsprikigUchj» Kinkommen des Einen in ein ab^ 
leiietes für den Andesn vor wandelt. Der Ka«faimm.z. IL 
erwirbt sein Yeiüiiögen von dem urspringMien Einr» 
kommen der ^odAicenten, denen er die Waarea anfShsl;. 
sein grosse Gewinn theilt sich wieder unter diejenigen,, 
die er für sein Geschäft oder fiir seine Person verwen-. 
det; und deven Einkommea yertbeilt sich rasch wieder 
unter jene Personen,, weldle ki der Befriedigung S/mOh 
der Bedunfhisse ibfo» nignmi Unterhidt erlangen! So 
gehen die Qitei statt imnHsnd an Hand ^ abes erfindcen 
und s^kje« eine ji^el 

ladipriduen, die «idhift bot der afagribiteten Güterver* 
theilung zu kurz kommen, geben die Klasse der Armen- 
ab. Ist die Armuth eine verschuldete, die sich auf Ar- 
beitsscheu gründet, soistsic^einaNattirstrafe, an welcher 
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das Gesetz nkht rühren kaan, olme PöbfeLlMi'iMMm^ 
gen. Damit kein Fauler in der Gesellsohafl bestellen 
könne, ninss das Verbot der Bettdei strenge am^^espro- 
eben werden. Es giebt aber eine nnverseh^dece Ammdu 
UnfftUe, wie Gewerbstörangen, Krankheiten und Eitaien-> 
tarschäden, sind ihre nnversiegiichen Qndllen, die bei 
steigender Industrie, bei wachsender Bevölkerung reicher 
ausströmen müssen*). Dieser Gattung der Armen muss 
ein Theil des Nationaleinkemmens zugeleitet' werden, 
jedoch in solcher Weise, dass die niedrigste- KkMSÄ iet 
Arbeiter keinen Anreitz empfindet, sich unter -fie Armen 
an stellen. Diese Bedingung,' weldie so noibwendig ist, 
wurde noch in keiner Zeit erfüllt. Die Alten nihrtea 
die ariaen Bürger auf öftendiche Kosten , und sahen ihre 
Zahl so überhand nehmen , dass der Staat von Minen 
wie von einem bösen Alp gedrückt wurde. Im Mittel- 
alter nahm sich die Kirche der Armuth an, und liess 
den Bom der Wohlthätigkeit springen. Es mehrten sich 
aber durth Klöster und Hospitäler die Müssiggänger der- 
gestalt, dass sie in verpf äfften Ländern, wie Spamen 
und Sicilien, ein stehendes Volk im Volke büden. In 
der neuern Zeit kam man wenigstens dem rechten Weg 
auf die Spur; man erhidt hie und da nur diejenigen, 
die arbeitsunfähig sind, durch Beiträge der Communea 
inArmei;!« Kranken- und Waisenhäusern, und man. g^ebt 
denen, die noch etwas ssu leisten vermögen, auf öffent« 
liehe Kosten in Arbeitshäusern imd Colonien Gelegenheit, 
das Nöthige zu verdienen. Leider sind diese Anstalten 
nicht einmal an allen Orten voil Straf r und Zuchtahataltea 



*) J. Affaeferlau, Uttter^nchnoi^en Über ^e Armuth, Eres- 
lau 178$. Uut«rs. I. €ap; 2. 
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g€trMitt, g«8cfaw^ig0' deriii Weekdicnlieh besohaffen. E« 
tet'^Cffale^gfie Eraicheinüiig, "dass die SparJsanikeit am 
häufigsten di^rt zum YomheiA kommt, 'wo'^sib übel an- 
gel»ri(cIIK ls#, , unA dass am öftersten «vvei Zwecke au^ 
eiiirilttl angestrebt werden, wo' beide Teirfehlt werden 
müsselL 



lieber *diß Gßterve.rzeifüun^^ 

Die Giter werden im weiteren Sinne' desr Wortei^ 
verxehrt, wenn ihr Werth' aufgehoben wird« DieVerr 
zehrnng ist daher eine dreifache, nehmlich Zerstöh« 
rang, wenn ZüflUle, ^Veränderte Ansichten (Moden) oder 
swecklose Ifendlüngen den Werth aufldsen^'Y er b r an c h , 
wenn ^n Out zur Hervorbrifignng eines grosserri benutzt 
wird', Genus s, weAlk die Güter zur 6efriedtgung der 
Bedttrfbfsse, denen sie entsprechen, verwendet werden. 

Soll sich die Nkttbn 'bei der Yerzehrung der Güter 
dflueimd « wohl befid^n^ so muss dieselbe die Her vor- 
bringntfg nicht überstMgen, denn eine solche übermässigo 
Constimtion könnte nnr dadurch bestehen, dass die Vor- 
rätbe, welche zu den ETementen der Gülererzeugung 
gehören, zum Verzehre kommen, und den Bruch deir 
Volkswirfbsehaft veraMasselk. Inzwischen darf die Staats^ 
gewrit hiebe! keine Aengstlichkeit an den Tag legen. 
Würdtti die Gesetze die Consuration unbedingt zu Ver- 
mittlern trachten, so würden sie erstens öfters Wind- 
mühlen belcftmpfen , und zweitens nicht sehen Bettler 
machen. Denn, wenn die Consumtion eine's Volkes in 
einer bestimmten Epoche die Productidn übei^schreitet, 
so hat das in der Regel nur die Folge', dass in der 
nächsten Epoche die Produetion sich erweitert. Je mehr 
Nachfrage nach Produeten ist, desto grösiser-tuuss ihre 
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HirvodbnQgaiif .tAhi» bis iKb^ 4p« hSehMM IRimliltfr« 
ceichl» Kann die PKo4ae(|on dfir CoMvnitmi lüelrt vebr 
folgen^ so miuMi sich u der Beg^ die lelvöre mipMbro, 
bia sie wieder im Gleicbgewiefc^ mit der ersleresi flieht. 
Driicken aber die Gesets« wiß immer dim ConsiUistioift 
unter die ProdacCion herab , so mindert sich die letsfre 
nnd entzieht dadurch den Prodncenten das Einkommen, 
welches- sie beikogen. Nur in dem' einen tUIe muss 
das Gesetz auf die ual>edtagte Minderung des Varaehres 
hinarbeilen« wenn die Productiioo keiner bedeatendea 
Erweitermg , die Consumlion keiner grosseq Beschrfia- 
knng melur fthig scheint. Diesfr Fall tritt hm jeder 
Ueberv^lkernag ein« Es giebt offenbar LäadMi .wa die 
Industrie sich im liöchsten Grade entwickelte, «pd ein 
grosser Tiieil der Einwohner toi» dem ArbeiislohBe 
lebt, weh^hen das Ausland entrichtet» Wird dieaan Üut- 
dern das Einkommen aus dem Auslände eatdsfltta,. be- 
findet sich das Volk dann nicht in der Lage, va es 
für den Augenblick die Praducthm nicht «liBhe», ^ 
Consumtioa nidit vermindern kannl Hier Ixat das Ge-^ 
setz nichts anders zu tlian, als die Consumtioa dardi 
Minderung der €onsnroenten faerabanbringen. Wo das 
Elend der UeberF^erung sieh ankündiget ift noch so 
leisen Symptomen, da muss die Auswanderung Ton allem 
und jedem Nacfaiheile befreit werden, da mu^a si^h die 
Staatsgewalt selbst, dem Beispiele der Plidauiiei nach- 
eifernd, zu einem grossartigen Colonisatioassy^iteme ler« 
heben, ohne die, gegen Maltfaus geltend gemacifate, 
natürliche Ausgleiehung zwischen Land und Lmi^n ab- 
zuwarten. Die Erde wird allerdings dem menschlichen 
Geschlechte nicht zu klein werdaft — wären ihre festen 
Theile niur so bevölkert, wie das mittlere Europa, so 
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wSrtif <Vfigm. r-" a)Mn in «ta^ao Gagfii^mi. kteaafi 
9ick, M d^r politU^a AiMMmdemiig d^r Ji^rdilriplie« 
«Il«r4ii|gs ^ Mepicbm ähiriiäofra, w^ «• wIKre f^iiift 

^^fc" ^^'^^P^WwW^^^ ^^'^»'^•^PWP^'^^^^ T^^fc^^^i^^^WÄ ^P^P ^P^MPIb^Av^^ ^P^^^^p vK^VBMPKJBAA ^B W •^W^P^P^^^'W 

dans dia Natur selbst Ton ihren s«nit9ceiid#n KriUTieii 
GfbmiQh muA% wd wtev dm «ngepfitr^htm Yftlkern 
aufirSiimet 

b gawMmltehen Verhiltiiitsm darf die Serge ia 
Betreff der Coawnitiott nur dahin gehen, dag« diese, so 
viel mdglfeby'die Oeeta lt gewinne, welche int N^tionalf. 
Wallfahrt am meleiMi snsagt. Zwar ha^en die Staaten 
wirthft ans Qoeenaj's Sehde jede VenEehmn^ der^QMw 
für wehltfaitig gdielten , weU jede eine Frodaettna hern 
vorrufen aett« -«- AUein ist ea denn wirklich gldchgiltig^ 
ob Jeinand adn Qnt verapielt, eder auf eine erqnidkttche 
Weise genieeaett bt es^ fSr die Nation glndigütigv 
wenn die Prodnction nach nicht den hSchstea Cbrad er« 
reichte, oh Gfiler eapitaliiart oder wrfjach reprodoeirt 
werden? Man glaabt, den €^ser leben zu lasaen, wenn 
man- die Gläser zam Fenster hinanswirft, aber maii ent-i 
sieht andren Prodocenten die Summe, die man anf diese 
mnthwillige Weise verthut *)• Däe Ceasumtion ist in 
der That eine frachtbare und eine nolrachtbare, jenadi^ 
dem andre rallenfalls immaterielle) CHüer ans ihr her«« 
vorgehen oder nidbt Die fimehdiart» Vervehfimg fihret 
za dauerhafter Wohlfahrt, demt. me befriediget die Be* 
dürfnisse der Zehrer und hält ai^Ieieh das Triebrad der 
Prodnction im Gftnge. Die unfruchtbare Venehrung 



*) Say, cours compl^t d'ecoaoniie polit. Stattgani ISM»* 
Tii. y. ». 19. 
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dag NWti«iiiil#oU , we^M Ai mihrodeff 
aAdft» Güter al« die fiberiKeMeadMi hetriffk, d« k so-' 
bfidd ^ie in Laxqs tibergefat. Dm Gesetx hat demiiadi 
dahinKUstteben, ' das« die fhiditbaie Vanehniag mn sick 
grdfe, die anfraohtbare htaigegeB'in I^aidis «befaugehea 
gebindert werde. 

Um die fnichfbare Veirzebkuag aa b^fiMkm, amss 
vor Allem die Befriedigung der ersten Bedörfiaisae tst^ 
lelcbleH werden. Da« Gesetz nehme jedodk die Maass- 
regehi der hergebracbten Wahlfeflhetesfpflii^ei nicht znin 
Master, denn sie bestanden in AttsfuhrsöUea' für die 
Ecdcfseognisse, in Hemmung des Chttcaidehandela and 
■IhmfaHi i» Magaainen und in BeguUrnngen diar P^reis« 
Nan aber sind die Auibhrverbote niete nnr druckend 
taat den Grundbesifser, aondem anch zweckwidrig , denn 
je weniger Aussidit auf Gewinn den I^Mdiraeiiten lockt, 
desto weniger Antdeb. ist vorhanden, die Masse der 
Prodnote zu vermehren. Nnr dann lassen fflehAnafufar^ 
zSUe rechtfertigen, wetin dai^ Auislaad auf eine leichlere 
Weise. die inländischen Prodacte bezieht als daa bland 
selbst, oder w^nn die Gefahr des Mangels sieh ankun* 
iiget und reichlicbe Zufuhr nicht zu erwarten sieht, la 
beidea Fällen wird > nur der Gewina des LiandmanDS 
etwas geschmälert, aber keineswegs eine Bedrückung 
aasgeübt. Der Gefraidehandel verdient die hechate Auf« 
ttMinterung, denn er hebt bei überreicher Aernte durch 
den Einkauf die Preise, und setzt sie in theuern T^gen 
durch den Verkauf wieder herab. £r nützet aku gleichsehr 
den Prodttcenten und Consamenten. Die .Magazine and 
Silos der Getraidehändler sind auch in der Begel wirk- 
!iamer mU diejeqige9 , . welche die Regierung errichtet. 
Es hat sich wenigstens gezeigt, dass aller Aufwand, den 
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die Regierniigen'iiuf Miigttzteejna^hlen, die Ge&lur^. iHebl 
beseitigen kotiote, ver wel^ü »e« das Volk verwabreu 
wollten. Die PjretebentiinmtiDgen fSr die ersten Bediirff 
nisse geboren wkt wenige an den zweifelhafien Vor-f 
kehrungen. laawi^chen khjrte-die £rfahntiig, das» die 
Taxirung. deD Fleisches, des. Gebäckes u; s« w. nicht 
gans ver^erfli^ sei, weil b^er die Concurrena, durch 
egoistische Rücksichten ge4räckt, sich nicht genuf 
entfaltet. 

Weiter muss 2ur Befo^d^ning der fruchtbaren Con- 
sumtion der Si|Ui für Sparsamkeit 4arch Sparkassen 
und ähnliche Institute bejbbt werden* Zwar fand did 
Sparsamkeit an Landerdale einen ,berüh«Aen Gegner, 
weil er von ihr ein gefährlichem Herabdrücken der Con- 
sumtion unter die Production befürchtete. Allein die 
Sparsamkeit fordert keinerlei Entbehrung, die mit dem 
Wohlbefinden, sich nicht vertrüge, sondern sie dringet 
nur darauf, dass kein Gut ohne gewählten ZiFec^9.<Hler 
über diesen Zweck hinaus, consumirl werde* Eine solche 
Sparsamkeit beschädigt keine Hervorbringung, sondern 
erweitert jede dadurch, dass sie ihr die n^khigen Capi- 
talien verschafft*). 

Endlich .mSssen die Genüsse veredelt werden* Je 
besser diese sind, desto weniger kann wüste Lust 'ihre 
aier»törenden Wirkungen entwickeln. Die alten ^Gesetz« 
geber knüpften die Beglückung- des Volke» »steti; an diev 
Ausschmückung des gemeinen Lebens. Indem sie nach 
Kräften die Vergnügungen zu öffentlichen Festen gestal* 
teten, hatten sie Gelegenheit den »nnlichen Genuss niit 



^) SaHorins, AbhaDdl« die Elemente des Kationalreichtlinms 
bet^ffend, Götlingen 1^. 
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d«m gelitigM Mm wSnea^ micl indem rie Oberdl,' wo sie 
^cwae Nlltslioliee su errichten hetten, mgleieh nadi dem 
Sobdnen etrebtetti erlidhten sie fiberall die fimpfteglieh- 
keh fir den bessern Lebensgenitts» Veii diesen bewun- 
derten Vorkdhrangea der Griecben ist der nenern Zeit 
nnr eine gewisse Pflege der Be^mlieblceit, eine Con- 
trolle der dffendiehen VergnÖgongeil fibrig geMidben, 
•nd man ist Icanm nnMlig, wenn inan aneh liierbi Man« 
dies <— anders wfinscht 

Um den Lnxus in der angegebenen B^Mtnng des 
Wortes SU hindern, mfissen zuTOfdertt nn¥ortlilBiUiafie 
Genüsse hintangehalten werden. Es Wtlre gewiss mit dem 
Nationalwohl nicht vereinbar, Wenn bessre Guter in za 
groiiser Menge auf sdiche gewendet wärden, die nur 
dngebildeton, oder onmoittKnchen Bedürfnissen dienen. 
Damm kennen die sogenannten Lnxnssteuern rerdhei- 
diget werden, soweit sie den Gebranch geWisser Gegen- 
stände an besohrilnken vermSgen. Femer müssen solche 
Gewerbe, die nur durch Lockungen au unfruchtbarer 
Yersehrui^ sich vermehren, unter das Maass genommen 
werden. Endlich müssen Individaen, welche die Bcono- 
mischen Verhältnisse zerrütten, unter öffentliche Obhut 
gestellt werden. Die Gnratd Über Versdiwender fliesset 
aus einem Prineip, welches «Ine weitre Anwendung za- 
lässt; Nur weiden RcfaUiken davon grossem Getnuach 
maelien können als Monardden* 

Die Kulturpoltzeigeietxgebung^ 
Grundbeetimmuiiy der KiilturpoUzeigesetze. 

Die Kuhur ist, subjectiv genominell, die Ent wickl un g 
der menschlichen Anlagen, objectiv betrachtet das Re- 
sultat dieser Entwiclcliing, der forterbende Schatz mensch- 
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Mm Kenntiiiaie^ firfdinoigiett und Gebilde, die dai 
hohl« Leben auf • d«r Efde betreflbn. In Jeden Felle 
ist sie etwas AUitemeines , vmtwik de« EiudMn, Ja 
mkbnt den G^seUeehaften nur ebi TerhUtiiiamftBsigeff 
Antheil xnkoiiimt. B« «einem Einiritt in ü» Cieedt 
Achaft wird Jedem sdion eitte gewütte EntUtwig des 
Ank^en, eine gewieae Mause mnlaaf ender YentaUangen 
aad geistiger G&ter mm Angebinde gebracht, so dasa 
s. B. hent au Tage, ohne s^ Verdienst, jednr Baiier 
SMnen Namen sehreiben kann, was Karl der Grosse 
nieht Terstaad. Ebenso wird jedem Staate dnrch die 
Zeit, in welcher er existirt, durch den Platx, den er im 
Weltverkehre einnimmt, ein Aniheil an der allgemeinea 
Kultur angewiesen, den er erweitern oder vermindmi 
kann, jenachdem er seine Bedentmig erkennet oder meht» 
Jedw Staat soll aber den Geist der Zeit, wie die allge* 
meine Kultur in einem besdmmten Zei^nkt genamie 
zu werden pflegt, zu erfassen und seinen Antheil daran 
in den Bürgern auszubilden streben, denn nur so kann 
das höhre Dasein im Staate auf die ängemessne Weise 
dargestellt werden« 

Die Kultur ist so vielfach, als es die menschlichen 
Anlagen sind. Man unterscheidet daher zunächst eine 
Rinnliche und eine geistige. Inzwischen haben die sinn- 
lichen und geistigen Vermögen gemeinsame Richtungen, 
und darnach unterscheidet man eine technische, ästhe- 
tische, wissenschaftliche, moralische, religiöse und arti- 
stische Kultur. Die Kulturgesetze haben die Aufgabe zu 
lösen, die verschiednen Zweige der Kultur zu fassen, und 
harmonisch zu entwickeln. Keiner darf auf Kosten der 
übrigen gepflegt. Keiner tiefer gesetzt werden, als das 
wahre Verhältniss es be^gt» VoniigUeh «lü^sm dis^ 
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(ieMtsa bei dem ^ Slidiea iiadi dn &olliig«ii AlLieitigkeit 
da» IiMimmdargreifen der versdiiediien Knltnrarten be« 
fuckmohtigen usd benoftxeiu. Die tech&ische Bitdang 
greift tief in die wisienschaßliebe wie in die moralisehe 
oder pbUtieche ein. Die gtümuia Erfinder geheit meist 
ans Werkisifttten hervor, ntid unter dem lanlen Schalle 
des Hammers . und MeisseLi gedeihen gewisse Wissen- 
schaften am besten. Der Landbau, wenn.eriijgapdwo 
yerwaltet, giebt der ganaen Nation j^ne eigne Färbung, 
ebenso der varherrschende Hundel. Das aekerbapeade 
Rom hatte nothwendig eine andre Kultur als das han- 
delnde Karthago oder Athen. Ebenso ist die religidse 
Kultur ron dem entschiedensten £iafii|ss auf die wissen- 
schaftliche, ästhetische und politische ßfldnng des Volkes. 
Yernaddäsaigen die Knlturgesetze irgend wie .dieses be- 
deutsame Znsammenspiel, so können sie nur unerwar- 
tete Wirkungen hervorbriQgen. 

Yielleicht würde die Gesetzgebung weder die Ein- 
seitigkeit, noch das falsche Maass der Obsorge yermei- 
den können, wenn nicht glücklicher Weise alle Zweige 
der Kultur drei Punkte hätten, worin sie sich durch- 
kreuzen müssen, und worauf von Aussen sehr leicht 
eingewirkt werden kann. Diese drei Punkte sind die 
Schule, welche die technische, ästhetische, wissenschaft- 
liche und politische Bildung zu fördern hat, die Kirche, 
welche die moralische, ästhetische Und wissenschaftliche 
Bildung auf eine religiöse Grundlage stellt, endlich die 
Gesellschaft, welche in der öffentlichen Sitt- 
lichkeit die Frucht der Kultur an den Tag legt. 

Insoferne die Staat^f^rmen , im Geiste des Volkes 
wurzeln,. is(t 0s.sehjr |i|itürjich, ,.jass die Kulturgeijetse, 
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mögen sie nah die Sdhule, oder die Kirche, oder die offenl- 
liehen Sitten betreffen, in d^ rersebiedenen Staaten siel» 
verschieden darstellen. Inzwischen müssen sie auf den 
Grundsatz gewiesen werden, dass die Consequenz nicht 
auf die Spitze zn treiben ist Der Staat thut heafi/^f 
manche Einriditangen nach dem Yolksgeiate urnznatlm*: 
men, als das Volk für ,diese Institutionen zuzuriditen» 
Desswegen kann auch die Kulturpolizei, obgleich sie 
das bildende Princip des Staates in sich sdiliesset, niqht 
genug von aller kleinlichen Meistere! sich beCrein. 

lieber das Schulwesen. 

* • 

Die Schule hat für den Staat eine doppelte Bedeu- 
tung« £rstens ist sie der Ort, wo die Erziehung, die 
am httttsUchen Herde beginnet, einen öftentlichen Cha- 
racter erlanget, also einer wirksamen ControUe der öffent- 
lichen. Gewalt sieh unteizieht, und zweitens wird in ihr 
der Ueberg4Qg aus der väterlichen Gewalt in die öffent- 
liche vorbereitet» Wenn daher irgend ein Staat nach 
Adam Smith's *) Verlangen das Schulwesen den Privaten 
ganz fiberliess0, und sich bloss eine äussre Aufsicht 
vorbehidte, so würde er weder die Erziehung über- 
blicken und den facl|ösen Geist darin bekämpfen, noch 
der Gesinnungen und Vorstellaogen seiner Einwohner 
sich irgendwie bemächtigen l^önnen, sondern er müsste 
eine vreite Kluft zwischen dem öffentlichen und häus- 

4 

liehen Leben befestiget sehen, die jede Annäherung, 
jedes Yerständniss hinderte. Es ist freilich nicht noth- 



*) Unters, über die Urs. der Natioaalreiehfh. Bach tli; 
Cap* I. Abtheil. 3. 
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wtnAigj o4er empfehlengwerth, dais der Avfwaml aat 
da« Schnlweseii ans der Staatskasse bestritten nr^rde. 
Ja es kann sogar förderlich seki, das Oeeonomische den 
Commnnen sii überlassen. AHeiii das Weseiitlicfae, der 
Unterrichty niass ton der öffentUehen Gewalt beiaifiluiet 
tverden. Und in dem Grade , als die Seknlen besser 
werden, wird diesdbe berechtiget, den Besaeb Allen vor- 
nschreiben, wenn sie auch Privatnnterrieht geniMsen 
sollten. Die Anforderang der Unteirichtsfireiheit ist dorcb- 
aus eine nene. Roasseaa, Mirabean and Siejes, die 
Priester der modernen Freiheitslehren, sprachmi sich 
noch entschieden für eine Öffentliche Ersiehong aus, tvomit 
der freie Unterricht an verträglich ist. Mit Unrecht be- 
rufet man sich auf das Beispiel der Athenienser, wenn 
man dieses bestreitet, denn die philosophischen nnd rheto- 
rischen Schalen, die wir daselbst von Privatnftanem 
gestiftet and geleitet sehen, greifen in das Geschäft dw 
Erziehang wenig oder gar nicht ein, and fanden über- 
dies erst beim Verfalle des offentlicben Lebens Statt* 
Inzwischen giebt es drei Flille, in welchen die Frcaheit 
des Unterrichtes mit Recht begehrt werden kann, and in 
der Regel aach nar begehrt warde, nehmlich, wenn die 
Obsorge des Schid Wesens vernachlässiget ist, wenn das 
Gesetz sich in keiner Art an den Zeitgeisf kehrt, son- 
dern den Verdacht einer finstern Reaction auf sieh sieht, 
endlich, wenn der ganze Staat ohne ewige Grandlagen, 
als ein ephemeres Geschöpf fremder Gewalthaber dasteht. 
Werden diese Fälle aasgenommen, so haben die Privaten 
gar keinen Grund, den öffentlichen Sdinlen sich zu ent- 
ziehen. Ja es ist eine zagestandne Thatsache dass nur 
bei dem Besndie demselben ein reger Wetteifer, eine 
fSrdernde Reibang der Kräfte, eine Veraebmelzang der 
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GemSther, und eine gewisse thaticrfifdge Weltlast nnter 
die Jagend kommt**). 

Die Schalen sind dreirach nach dem Bedfirfnisse 
der GegenstSnde, (allgemeine, generelle und specielle), 
und dreifach nach dem Grade der wissenschaftlichen Be- 
handlang, (niedre, mittlere und hohe Schalen). 

Die niedre Schale ist zagleich eine allgemeine. Der 
Unterricht betrifft daselbst Gegenstände, die sich Staats- 
bürger jedes Standes, seihst jedes Geschlechtes, durchaas 
aneignen müssen, wenn sie die allgemeine Bestimmung 
im Staate realisiren wollen. Diese Schale zerföllt dahel* 
in zwei Klassen. In der ersten soll Lesen, Schreiben 
nnd Rechnen gelehrt, und in der zweiten Religions- und 
Sittenlehre, Natnr- und Staatskonde in leichten Umrisseh 
vorgetragen werden. Ohne die Elementarkfinste hat der 
Mensch keine Mittel des geistigen Lebens, ohne Begriffe 
von Gott, Recht und Unrecht, Natur und Staatsg^setzen 
läsnt sieh k^ sittliches Dasein denken. Als Agesilaus 
gi^Eragt wnrd^, was die Knaben lernen sollen, gab er 
treffend zur Antwort: das alles, was sie als Mftnner thun 
Bolloi* Wenn man die Mangelhaftigkeit des gangbareii 
Elementarunterrichts erwägt, so kann die Zunahme der 
Verbrechen nicht befremden. In der alten Zeit kannte 
jeder Barger die Gesetze, daher geschah es, dass sie 
beeisttr gehalten wurden. Aach im Mittelalter war die 
Staats* und Gesetzkenntniss besser verbreitet, weil sie 
einfadier nnd an die Corporation gebunden war. In der 
nenern Zeit dehnten sich aber die positiven Gesetze zu 
au» — und die Burger erfahren sie gewöhnlich 
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*) Soden, Nationalöconomie. TITI. Bd. (Staafsnaiionalbii- 
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erst. Wenn sie dareh unwissentliche Uebertretang dersel- 
ben zu Schaden' kommen. Man giebt den Uebelstand 
des Primärunterrichtes zn, aber verzweifelt an seiner 
Abstellung. Selbst Jakob*) waget nicht, mehr sk 
Lesen, Schreiben, Rechnen und Beligionslehre vorzu- 
schreiben, weil damit schon viele Zeit zugebracht wird» 
Aber warum verachtet man die Methoden , welche die 
Anfangsgründe so sehr zu erleichtern vermögen? Waraia 
verwarf man hie und da den. wechselseitigen Unterricht) 
der das Geschäft unendlich abkürzte f Warum muss 
ortweise auf die alte Art fortgefahren werden , nachdem 
Laffore in zwei Stunden das Lesen, Puicousin das 
Schreiben in sechs Stunden, La ha ye das Rechnen io 
vierzehn Tagen beizabringen sich rühmten? 

Die Mittelschule ist theih eihe generelle, theils eioe 
speeielle, jenachdem sie Gegenst&nde umfosst, die für 
mehrere Klassen der Gesellschaft gehören, oder nur ein 
bestimmtes Fach begreifet Die generelle Mittelschule 
wird verschieden aufgefasst Eine Parthei, die man besser 
als die idealistische, denn als die humanistische 
bezeichnet, stellt die Aufgabe , ohne Rücksicht auf die künf- 
tigen Verhältnisse die Schüler dem Wahren , Guten und 
Schönen zuzubilden. Eine andre Parthei, die realisti- 
sche, fordert eine strenge Rüdesicht auf den künftiges 
Standpunkt d^ Jugend, und will der Geistesbildung nur 
solche Stoffe unterlegen, die im! wirkliehen Leben von dem 
allgemeinsten Nutzen sind. Offenbar stehen beide Par- 
theien auf den änssersten Punkten, und es lässt sich gar 
wohl mitten zwischen beiden durchgehen. Wenn die 
eine Parthei keine Rücksicht auf die Wirklichkeit zolässl, 



*) Grunds, der Polizei^es. Th. I. S. 285. 
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10 ..scUklflfiit sie die politische und technische Kultar 
beinahe gänzlich aus, und scheint selbst der religiösen 
und sittUchen dadurch zu schaden, dass sie die Geister 
dem Boden der Gegenwart, auf welchem sie Bliithen 
treibeii sollen, mehr oder weniger entfremdet. Es müssen 
Fruchte zum Vorschein kommen, die ohne Kraft und 
^t sind, wenn man Bäume aus einem anderti Klima, 
die eine andre Sonne bedürfen, auf heimischer Erde 
ziehen .will. Aber die andre Parthei schweift ebenfalls 
vom Ziele einer generellen Mittelschule ab, wenn sie 
den Humanismus unbedingt verwirft, dem nur der Be« 
stialismus entgegenstehen kann, wenn sie das Nützliche 
übertreibt, und dem jugendlichen Sinn den Erwerb als 
den Endzweck des Lebens darstellt. Aus lauter Furcht, 
Menschen in abstracto zu erziehen, die Raum er dem 
genq^ften Sahn des Diogenes vergleicht, läuft man Ge» 
fahri ans der Jugend kleine Spiessbürger zu drechseln. 
Damit die Kulturgeaetzgebung die Mittellinie behaupte, 
niuss sie nach dem künftigen Stand der Jugend der gene^ 
reiten Mittelschule eine doppelte Gestalt geben. Für Alle, 
die in Staat und Kirche dienen, oder die als Privatleute 
eine unabhängige Stellung einnehmen sollen, muss die 
Mittelschule eine Gelehrtensohule sein, wo der Geist 
aus der Vergangenheit die Gegenwart begreifen lernt. 
Dagegen muss die Mittelschule in Hinsicht auf jene, die 
in die Volkswirthschaft eingreifen sollen, nothwendig 
eine Realschule sein, wo der jugendliche Geist die Ge* 
genwart so überblicken lernt, dass er leicht darin einen 
günstigen Standpunkt ffir seine Kraft auffinden mag. -^ 
Es ist sehr wichtig, dass die Gelehrten- und Realschulen 
in einem angemessenen Zahlverhältnisse stehen. Ueber^ 
wiegen die Gelehrlenschujienf so werden die Gelehrten 
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ordentlich gesät, denn Schulen wachen ScbiWr* Das 
hat aber die traorige Folge, daet nicht alle jangen Lata 
eia Unterkommen finden, imd dasa filhige Kdpla 4&t 
Voikswirthachaft entzogen werden. Ein Uebel, welches 
in den meisten dentschen Staaten obwaket^ oaddsMasaii 
ungerechter Weise aus dem Andrang der untern Klassen 
erkläret. Geringere Schwierigkeit bietel ,die i^oeielle 
Mittelschule. Hier wird aller Unterricht wai ein fieatsle- 
hendes Ziel geleitet, und es ist genug gethaa, wenn 
dabei die Nachbaltigkeit des allgemeinen Untemehts 
erhöhet wird. Unter den vielen Specialschulen, die sich 
denken lassen , verdienen unstreitig die Gewerbeschulen 
die grösste Aufmerksamkeit. Denn die GewMbdreiheit 
kann nirgend eher mit Vortheil eingeführt werden, als 
bis fiir den Unterricht der industridsen Klassen gehörig 
gesorgt worden. Eine weise Regierung wird ab«* auch 
die hohem Töchterschulen xu befördern trachten. 

Die Hochschule ist ebenfalls theils eine genefelle^ 
theils eine specielle. Die generelle Hochschule aeigt 
dieselbe Verschiedenheit, welche die generelle Ifittel* 
schule bedingt. Entweder ist die Hochsdiule Mue Ge- 
lehrtenschule (Universität), oder ehie Reakcbule (Poly- 
technisches Institut). Die Universität muss ihrem Namen 
nach alle Wissenschaften umfassen, und sie alle voll- 
ständig zum Vortrag bring^i. Man hat sie in aeurer 
Zeit auf die speculativen Zweige beilchränken , und die 
historischen Zweige an Speaialschufon überweisen wol- 
len*), allein eine solche Einrichtung wäre ebenso un«r 
wissenschaftlich als unöconomiscb. Das Eine, weil die 
Wissenschaften in der Tiefe susammenbängen und also 
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<rime l^Mhihefl hmIiI hnMatt ymti0n köniiM»' 4m AaiIm^ 
«veil jed« Zenpliitruig eiueii mebrfedwki AiifwiiiMl Mob 
mdi jei^iit* Die Universität weU «iogieriotiteli, ist uichU 
als eine harmoniseha Zuaaotneosetfniiig ^leeieUer der 
lehrteuf hnleii) wie «ull die AeflÖsaag derialbeti eHolgtm 
konam, eiwe dee Game end die eiudnen Tbeile se 
beeintritohtigeii ? Itos polilecluiie^be Institut muae we** 
seetlich eine Univeniläl der Realfacher sein», die in dns 
Tdkswirthsehaftlidie l4ebeA einschlagen, und dasselbe 
wird am so heilsamer wirken, jeweniger die spedeflelk 
Gewerbskwste davon ausgeschlossen sind. Wie die 
Uaivessitftlen die Gelebctengrade ertheilen, so sollten dm 
politechnisohen InstiHrte üe Meisterwürden in technischen 
Künsten verleihen, denn, wedn es Ehren der Bilduf 
giebt, wie können sie auf die eigentlicbea Gelehrten be;- 
schränkt bleiben? — Die specialen Hochschulen sind 
sehr mannigfaltig. Am häufigsten kommen jedoch llli^ 
litair- Kunst- Berg« und Forstacademien vor. Solche 
(ipecielle Hochschulen miissen ihren Grund jedesmal 
darin haben, dnsfl die Ausbildung in einem gewissen 
Fache an praclieche. Uebungen gebonden ist, die an disn 
generdlen Hochschulen sich nicht ausfiibren lassen. Sonst 
begünstigen sie die Einsfftitigkeit , oder sie verursachen 
unnöthige Auslagen. 

Eben ho wichtig wie die Einrichtung der Schale ist 
die Sehuldisciplin. Die häusliche Ersiehung, wie eil»- 
flutsreich sie auch ist, kann bei der gegenwärtigen läge 
der Vi^lker kaum einea Gegenstand der Gesetzgebung 
ausfliacbeii. Die Schufamoht dienet jedoch, den SiäageUi 
der häuslichen abzuhelfen, indem sie diesettie b^ gana 
ersetzet,., bald sie unterstützt und stärket. 1» der alten 
Welt ward ^^r bürgerliche Gehorsam in dem Famijüea« 
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kieite angelenit, denn der Vater began mm Act kioig* 
lieber Gewalt ibcr Fran .imd"Ki]ML Gegenwärtig kamt 
der bärgerliche Gehorsaa airgead in so sch&Mr Form 
der Jagend angeeignet werden, als in. der Sdiule» ^Man 
darf wohl behaapten, dass die Scliuldisd^n ein Vor- 
bild der Regierung liefern solle. Inswisehen mvaa sie 
sich nach der Versohiedenhek der Schälen vorsdiiedea 
ankündigen. In der niedern Schale soU sie sich auf 
die strengste Anctorität des Lehrers gründen, weil diese 
Schale an die häosliche Endehnng grenset. In dar Mit- 
lelscbole mnss die Auctoritftt die Grunde Torschlagea 
lassen. In dieser Schule wird berrits das Nadideidciea 
d«r Schüler angeregt, foIgUch ntnss auch die Einsicitf 
derselben einen Spielraum gewinnen. Die Hodia^ole 
bedingt eine gewisse Freiheit, weil sie die gereifikN« 
SFogend umfängt^ die unmittelbar aus der Schule in das 
selbstständige Leben fibertreten solL 

lieber das Kirchenwesen» 

« 

Die Kirche ist der Mittelpunkt und Herd der reli« 
giosen Kultur, von wo aus sie in Kunst und Wissonsdiaft, 
in Leben und Gesellschaft übergeht. Bure Bedeotung ist 
ganz dieselbe wie die der Religion, sie steigt und fallt 
mit dieser. 

Zaleucus schrieb am Eingänge seiner Gesetse: Men- 
schen, die in einem Staate leben wollen, müssen Tor 
Allem glauben, dass es einen Gott ^ebe. Und anss» 
Bayle*) erhob sich Niemand gegen diesen Aussprach. 
Er konnte auch nur insoweit bestritten"^ werden, als er 
auf die politische Nützlichkeit der Religion bezogen 



*) In den Briefen über die Kiometeu. 
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wmrde, 4mii es iSsst gich. wdU nicht lengtite, daas.es 
Atheistoii gi^b, die das GeSets der. Gereditigkeit ■ aaf* 
richtig . be£i4gti^ > unddass reHgi&se Gemiüher. theib 
in .politisehei theils> in moralische .Verirnifigen ge-i 
fallen siiid. Aber daraiifüegt nicht das ganse Gewicht; 
der ReBgioiii dass sie das menschliche Zosaibm^nleben 
veredelt und altheirt, sondern darauf ruht e$, dass ohne 
die Kiehtmig am Gott die Menscbenwelt nirgend zu dem 
hohen Stibndpnnkte, den sie einnehmen soU, sich erheben 
könnte«. Wie die Blume sich über das gemeine . Kraut 
erhebet, Lndem sie. sich zur Sonne wendet, So schwinget 
sich derAIensch üb^ die 'Thierse, indem ar Gott bekennt 
und Tcrelirt Kein Wesen ausser dem Mensche» ist der 
Andacht D&hig, und man setzt daher einen Menschen 
herab, Wenn nnin ihm die Religion ableugnet So wahr 
also der Staat ein höhres Dasein auf Eiden realisiren 
soll, so wahimuss der 'Glauben an das höchste Wesen 
die Bedingung eines ächten Staatsbürgers seim Man 
kann ohne Religion die änsserlichen Pflichten einer sitt* 
liehen GesdSschaft erfSUen, aber auf keine Weise das 
innre Wesen derselben befördern. Erst wenii die Staa- 
ten in irgend einem Zeitranme 9sn blossen Assecoranz-» 

f 

compagnien herabgesunken sind, kann man sich einen. 
Staat Ton Gotteslängnern vorstellen. 

Inzwischen fragt es sich noch, ob die sittliche Noth- 
wendigkeit der Religion die der Kirche J>edinget? ob 
nidit die natürliche, subjectiye Religion zulanget? und 
ob eine positive, öffentliche Rel%ion etwas Wesentliches 
ititl Man''M||E;hie tmd da, dass der Glauben an Gott 
das Leben der ' Alenschen und sie selber hinlänglich ver- 
kläret. Man behauptet, dass dieser Glaube izon dar Na- 
tur überall angeregt ^ird, und, ein Individuelles wie er 
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ist« JtJer «llgtmmiira BMtbmiMUig, Jeder foaatUwit Feirni 
widersieht« Und man se^leMet damit ^ daw ittan im 
Gefo^e der poeltiven ReUgien — Abergfawbent Pfaflfen*» 
trag, Afoinangskriege, GeisCeadruck naobwfbet. Ealäagt 
sich diffanf nichts Besseres antwerten, ds was der ächte, 
deutsche Mann, Jnstns Mdser, in seinen^ Schreiben 
an den Viear in Sarojren *) mit eben no videm 
Geist als Witz anseinander setite. Was man noch von 
den sogenannten natnriidien BeligiemdbegrUhn bftk, so 
mnss man doeh sagebea , dass nicht alle Menschen sich 
XU ihnen wheten, und dass Viele von denen, die die 
Wahrheit vn fassen vermdchlen, vor den Zerstreunngcai 
d«r Aussenwelt selten an der nöthigen Sanunlang des 
Geistes kommen« Soll also das Reich der Wabriieit 
nnd Tagend im Schoosse iw Gesellschaft wachaen, se 
ist ein gewisser religidser Unterricht, eine gewisse Ge^ 
meinschaftlichkeit in den gdtdiehen Dingen erforderlich. 
Nahe liegt wohl der Gedanke, die natarUehe Religion 
snr (Vffenlliehen au erheben, aber wie, wmm diese kein 
Fund der reinen Abs^action , sondern, wie £e GescUdite 
errathen Iftsst, eine Veraunftblüthe der ge^enbavten 
Wahrheiten ist? Wenn aogw die Uee Gottes kein Re- 
flex der Aassenwdt, sondern ein Licht von CMbeit iati 
Die entschiedensten Freigeister behaupten die Notliwea* 
digkeit, zur Erziehung eines rohen Volke» mck ge- 
wisser religiöser Maschinerien zu bedienen; wie aber, 
wenn die podtiv^^ Religionen göttlieke MnadUaerien 
Wären, die durch anserwihbe Männer, nach cbs ver- 
schiedenen Völkcfm i^erachjeden , oüenbai? weixkn und 
alle Mensehen einer Wahrheit entgegenfinbren s<^n? 



*) BremcK, i77T. 8. 
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W8f4^ ieni eiwk tot^gmMehen, dasti keine pdtiÜT« 
IMigiöh eine^'Gewisiheft gfob^ od^rdas«, wenn die^po« 
sitiven Rdigionen Reflexe eines und desddblen SMMes 
sind, Jede gleichen, 'und was dasselbe ist, keine 
einen Werth besitzen mnsstef Wie Imnn der Mensch, 
als ein MiCtelwesen anf der Leiter der Geschaffnen , dtft 
höchste Wissensdiaft begehren 1 Würde nicht mit gtei« 
chem Rechte der Wurm die Einsicht des Menschen, det 
Seraph die unendliche Weisheit des Schöpfers in An* 
Spruch nehmen? Genug, dass die ewige Wahrheit sn 
den Staubgebomen gekommen ist und ihre Gestalt an- 
genommen hat* So wurde den Völkern das Licht, das 
sie ertragen können, und, wer das Auge von sündlicher 
Schwäche frei behielt, kann in jedem Abglanze derselben 
dieUrsonne erkennen. Daraus iMsst sich nichts weniger 
als eine Gleichheit desWerthes aller Religionen folgern. 
Vielmehr zeigt sidi eine Stufenfolge derselben, jenach« 
dem sie £e göttliche Wahrheit mehr oder weniger reiti 
bewahrten und darstellten. Nur ist natüriich, dass eine 
jede Religion die höchste Geltung anspricht, denn wi6 
könnte sie bestdin und wirken, wenn sie sich nicht för 
die Wahrheit ausgeben sollte f -— Immerhin möge det 
Grifiel der Geschichte von Mutigen Grftueln berichten, 
die aus dieser Stellung der positiven Religionen folgten, 
der Geist fühlt sich erhoben und getröstet dnrch dieBe^ 
merkung, dass in dem Streite der Religionen^ das Reich 
der Wahrheit sicih erweiterte und die Vernunft eine früher 
niegeahnte Erkenntniss erwarb. 

Indem auf diese Weise das Kirchentfaum in seiner 
anerkannten Bedeutung sich bestättiget, müssen die Grund- 
sätze erleutert werden, welche die Kulturpoiizei rück^ 
sichtlich des Kirchenwesens zu leiten Jiaben. 
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liiuig;'ge9i^luchdi€h;h«rir9r(R!^^ Das ein« (^I^i«B<ipa^ 
System) will die Kiroh^ als dje Tfägerin. des Staates 
betcachtety And die \ve]^c|ie Gewalt zur Dieoeria der 
geistUcben berabgesetvt ww^vk Pa« andre (Col}agial* 
System) behandelt die. Kir^be iii|d den Slaat» al« swei 
aelbststandjgf ZwillingsUiitbea eines and desselben Stam-« 
fAes* ; Ea sotten dem zn Folge die Staa^esetce »cb 
auf keine Weise in das. Kicobentbnm wagen, die Kur- 
cbei^eseti^ nirgend in das Gebiet der weltlichen Ange^ 
legenheiten sich verirren« Das Dritte (Territorialsystem) 
erkennt die Kirebe fiir eine Anstalt, die der Staatsgewalt 
ganz nnd gar unterworfen sein muss, weil diese allein 
berechtiget ist, das gemeinsame Qültige für die Gesell^ 
achafi; festzusetzen. Insoferne diese drei Systeme fiir 
bestimmte Gestalten dieser oder jener Kirebe, iSr be-> 
Stimmte Perioden des kirchlichen Lebens geltend gemacht 
werden, lässt sich leicht ermitteln, wekiies System den 
Vorzug verdienet. Wenn eine bestimmte Religion allge« 
meinen Glauben findet und fiberdies die gesammten 
menschlichen Angelegenheiten reguliret, .wie könnte da 
ein andres als das Episcopalsystem sich denken lassen I 
Die Kirche wäre das ganze Gemeinwesen, der Staat nur 
eine Seite desselben. Das war in Indien, in Meroe, in 
Jsrael der Fall. Wenn jedoch die Religion nicht mehr 
^n aUenTheilen den Bekennern geniiget, oder wenn die 
Religion einen grossen Theil der mensohlkhen Angele- 
genheiten unbestimmt lässt, so wird das CoUegialsystem 
als das naturlichste sich darstellen. Aus diesem Grunde 
Jierrscht es in den hinterasiatischen und in den meisten 

* 

christlichen Ländern. Wird die Religion vom Herrscher 
selbst als eine Staatsinstitution eingeführt, oder wird 
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ftie^ des Gtaubens der GjBbftfaten verluttig». vW dem 
Herrseher aus rationalisdsehetii 6e8iobtspiwi6le; in ei« 
irdisches EniebuBgffinittel verwutdelt, so Itest sich nuy 
das TerritoriaLslystem deidcen. Desswegen koonea io 
einem Staate mehrere KirclMi bestehen, und einige naeh 
diesem, andre naeh jenem Systeme behandelt wjerdeOf 
Sobaid aber diese drei Systemie. nidit fnr bestimmte, 
sondern ffir alle Fälle xnr Anwendung kommen «oUen^ 
unterliegen sie gleichen Bedeidcai und AusstiaUungen* 

Wenn die ächte Theokratie als das Ende der po« 
litischen Entwicklung anausehen ist, so mnss einst 
das Episoopabystem zur absoluten Geltung gelangen. 
Der Zeilpunkt, wo dieses geschehen Jkann, brioht aber 
erst bei dem Eintritt der vdUstSndigen Offenbarung Gottes 
ein. Vor diesem Zeitpunkt kann das Episeopalsystem 
nur eine Torubergehende Erscheinung sein, und wird mit 
Recht umgestünst, sobald es einmal angrfocht«! wird. 
Wollte man dasselbe als ein allgemeines vertbeidigen, so 
-würde man sich in die läeherliehstMi und grässlicbsten 
Widersprüche verwickeln. Weil jede Religion die wahre 
Offenbarung zu enthalten eifklSren muss, so erhübe jede 
Kirche gleiche Amqpriche, und es geschähe, dass.an 
mnem Orte etwas für gdtdiches Recht gelten müsste, 
-was an dem andern Orte als ein verdammlicher Irrthum 
erkannt wurde. Noch mehr, wo in einem Staate mehrere 
Rdigionen. exiatiren, mOsste die eine Kirche zur Slaats- 
kirche .erheben, und mit Feuer und Schwert über 
übrigen gestellt werdmi. Die weltliche Macht 
sieh in Bekehrungskriege einlassen, die nur ihren Un* 
tergang herbeifuhren könnten, denn noch Keiner w«r4 
Sieger, der Kugeln und Bayonette gegen Meinungen 
richtete. Endlich wurde die religiöse Kultur, woran der 
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Staat elB so groues Inftraiae hat, von den Launen mid 
VorortheÜeii desjen^n aibhlngen^ der die ktfühKche 
Gewalt beeitat. Ea muaale der Staatsgesetageber Gebete 
anfetellen, die aeiner Vemiuifk, aeinein Gewissen wider« 
apreefaen, md Vortchrifiton natadr&dieny diederZeitgttat 
mit siegenden Grfinden gefordert hätte. 

Das Cotlegialsysteai würde l>ei ein«* allgeaaeinen 
Anwendung Iceine so soiuittderliaften Folgen naok sieh 
siehea. Weil die Kircke nielü in den Staat eiuragreifen 
Terladgt, kann die weldklie Gesetigebang das strmige 
Recht ungehemmt yerwirldidien, und weil der Staat :üi 
die Kirche sich nicht einlftsst, erfrent sich jede Religion 
gleichen Sclmtaes, gleicher Freiheit. Dia Staafshüq^er 
k5nnen gana und gar ihren individuellen Uebenengangen 
nachhftngen , und hab«i weder von Seiten des Staates, 
noch von Seiten der Kirche irgend dnen Zwang m be- 
furchten. Wer möchte bezweifeln, dass ein solefaer 
Zustand , wie ihn die vereinigten Staaten jenseita des 
Meeres darbieten, etwas Reitaendes habe fSr Alle, die 
unter dem Episcopal- oder Territorialsysteme je ge- 
schmachtet? Allein er wGrde wohl kaum seMwn Y5U 
kern heilsam sein, die noch aller Civilisatiott ermangeln, 
und es leidet keinen Zweifel, dass die religiSae Kidlar 
auf jeden Fall dabei l^et» Wenn irgend eme Kiidie 
die Bahn der Vernunft vwlftsst, so fehlet es an eimm 
Wilebter und Warner, der sie au dein rechten Wege 
auruckweiset* Wenn die Mrger sich dem gemeinaohafife- 
liohen 6<Htesdieft8t entaiehea und das r^gMse Eientent 
ihrer Bilddttg aufgeben, so glebt es kehHen Arm, der 
die kifehlicbe 6eifieinscbaft gegen übcrmiHhige WiHkuhr 
oder Gleichgtttigkeit bestMtset und aufirecht erfaftlt;' Uad 
Urenn eüidlich die Staatsgewalt von der Religioa sidi 
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•valiig loctrennt, uad ihre Gesetse ohM Rikksidif auf d#i| 
Glauben der Staatsbarger abfac^set, so ist Nieaiaiid da, 
der den Eiaklai^ der weltliebea uad griatlichen Gesetz- 
gribang herstellet* Es schwächt die Religion die Wirkung 
des Staatsgesetzes, und das weltliche Gesetz mindert den 
Einfinss der Religion« Oesswegen war Rousseau ein so 
entschiedner Gegner dieses Systems, dass er sogar das 
Chiistenthnm, welches den Unterschied zwischen Staat 
und Kirche begründete, für ein p^tisches Unheil er- 
klürte!*) 

Das Territoriabystem gewann überall die wftrmsten 
Verdieidlger, wo einer drückenden Priesterschaft der 
Krieg angekSndiget werden musste. Zwei Männer, die 
durchans von einander sich unterscheiden, erhoben dafür 
fast zu jacher Zeit ihre Stimme, Hobbes und Spinoza. 
Inzwischen beschränket sich det bleibende Yortheil die- 
ses Systems darauf, dass die Staatsgewalt ermächtiget 
wird, Verbesserungen des Kirehenwesens zu bewirken. 
Was man sonst als glänzende Vorzüge dieses Systems 
hervorhebt, enthält eher bedeutende Mängel. Die EUn« 
heit der Gewalt ist allerdings etwas Wünschenswerthes, 
allein nur dann, wenn sie nidit missbrancht wird. Die 
Päbste faal»ea aus Eigennutz die Kirche beeinträchtiget; 
von wdtlichen Häuptern ist es noch eher zu furchten. 
Wenn ab^r geistliche und weltliche Gewalt in einer 
Hand sich vereinigen, w^r mag da dem Drucke wider« 
stehen, sobald ein solcher ausgeübt wird! — Die Eoglän-» 
der befreiten sich vom Pabstthum, und mussten sich 
von Heinrich VIR. mn christliches Sultanat gefallen 
lassen; das war ia der That ein schlechter Tausch. 
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*) Du centrat social. Iiitr. lY. <^ Till» 
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Mab rühmt die Einhttt des Glaidbens, fie dad«eh ent- 
etehet) dasa daa StaataobMkaapt sHgleich der oberste 
Bischof ist, allein entweder prockmirt der Herrscher 
eine BeÜgion xor Staatsreligion, and dann kcmimen alle 
Uebelstftnde des EpiscopalsystMns , odor er gestattet toU- 
kommne Religionsfireiheit,. nnd dann lEommen alle Nadi- 
theile des CoUegialsystens %nm Vorschein. 

Es wurde anderswo geseigt, dass die Kirehe im 
geistigen Wesen vom Staate unabliangig, im äussern ab- 
hängig sei« Hier kann daraus gefolgert werden, dass 
für Staat und Kirche, in der heutigen Gestalt dersdben, 
kern andres System sich eignet, als das der Wedisel- 
Wirkung. Beide Institute, in welchen die menacliheit- 
Kche Bildung vor sich geht, müssen im Einklänge ste- 
hen, -wenn sie einander nicht behindern sollen. Diese 
Harmonie kann jedoch bei der eingetretnen Unterschei- 
dung dMselben nur dann verwbklicht werden, wenn der 
Staat auf die Kirche, die Kirehe auf den Staat Bficksiclit 
nimmt, wenn jener, der mannhafte Bruder, dieser, der 
himittUscbgeslimmten Schwester, unter die Arme greift, 
so oft sie Irrlichter vom Pfade der Vernunft nnd Offen- 
barung ableiten, wenn ebenso diese, sobald jener Fehl- 
tritte begehet, ihn auf den rechten Weg zurfickbringt 
Die gesetzliche Opposition trat als die BeiSrderin 
des Rechts und der Wahrheit ulierall hervor, sollte sie nicht 
die geforciitete Reibung zwischen geistlicher nnd weldi- 
cher Macht im wahren Lichte erscheinen lassen? 

Damit das Weltliche eine Uebereinstiiiimung mit 
dem Geistlichen suche, ist erforderlich, dass die Kirchen 
ihre Privalgüter haben , dass ihre Diener nicht in dem 
Solde des Staates stehen, und dass sie einerseits aa den 
idlgemeinen Schulen, andrerseits an derNationalFertretung 



Antb^U yiben» Nw auf dite^ W^is« firftMt sich di# 
Kifche CttMr geUteigeü Garantie Ifater Rechte and ibrat 
a<^weBtdigett fianflafuiea. Damit auch 'die Kirehe ihrer« 
seita nil dem Weltlichen in Einklang su kommen trachte^ 
muas der Staat Kunst und Wissenachaft, die beiden be* 
wegetoden Prindpien aller Koltar, bei wirken laeaeo* 
Diese werden der Kircha keinen Stillstand, keine Ver*' 
stMnerung gestattm , sondern sie mit der Zeit fortasu-» 
schreiten nöthigen.. Ferner muss der Staat den Unter-^ 
rieht der Geistlichen sra einem öffentlichen erheben, 
damit der Priesterstand keine Vorurtheile, keinen Aber* 
glanben einsaugen und verpflanzen könne. Endlich muss 
der Staat den Unterriebt der Jugend unter keineif Be- 
dingniss in die Hände der Geisdidben liefern , sondern 
die Aufklärung des Volkes befördern, damit die Einacl* 
nen in der Gemeinde gegen jeden Missbtanch der Kiicba 
gleich im Anfai^ sich erheben/ Weil der Staat die 
physische Gewalt besitaet^ muss er sich hüten, gwradesn 
in die Kirche einxilgreifen und beliebige Yerbessertittgen 
vorxunehmen; die indirecten Einwirkungen verdieuMi be& 
Weitem den Yoraag« Gar viele Kiri^henverbeasa-t 
rungea waren Kirchenverbößernngen! 

Gläcktidi wird der Staat gepriesen, in welchem iiai( 
eine einsige Kirche besteht* Vielleieht ist aber, we^^ 
des mangelnden G^ensatzes der Kirchen^ in einem 
solchen Staate weniger religiöse Kultur vorhanden I .Dia 
Mehrheit der Kirchen ist in pölitisdier Hinsicht kein 
solcher Nachtheil, dass sie durch gewaltsame Uatei>^ 
drückuag yerbindert werden diirfi^e* Es Uüsst sich veoe-^ 
theüigen, wenn die Bildung neuer Kirchen ^ erschwert 
ist, aber j^ire absolute Hinderung kann kein aU|:emeinef{ 
Qmndsata werden. , Saba]id. meliiere Kirchen an «»Mmf 
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Konnte man die Duelle härter verp5nen, als geschehen 
war, und dennoch fallen sie nur sui hftufig noch Tor« 
Um schlechte Sitten zu zerstSren, muss man mit der 
Belehrung anfangen. Gewohnheiten ruhen auf Anrich- 
ten; man andre diese, so fallen jene von selber weg. 
Wenn man das Duell als eine barbarische Jämmeilich- 
keit erkennt, wird die Strafe minder hart ausfallen, und 
doch grössre Wirkungen hervorbringen. Mehr als directe 
Mittel nützen indirecte. Schüdliche Gebräuche schwin- 
den, wenn bessre eingeführt werden. Was die Befehle 
des Gewalthabers unberührt lassen, vertreibt das Beispiel 
der Grossen. In Monarchien ist vorzüglich der Hof von 
unendlichem Einfluss auf die Sitten. Das Yerderbniss, 
das an dem alten französischen Hofe herrschte, drang 
durch alle Stände, verpestete die gesamrote Gesellschaft, 
und führte den Umsturz des Staates herbei. Offenbar 
geht Montesquieu zu weit, wenn er von allen Geschicht- 
schreibern über die Höfe nur betrübende Nachrichten 
erfahren zu haben erklärt. Viele Höfe dieser Zeit könn- 
ten schon den Familien zum Muster dienen, und es ist 
gewiss, dass sie, klug benutzt, durch den Reitz ihres 
Beispiels so mächtig auf die Veredlung der Sitten ein- 
wirken, wie sie bisher ihre Verschlechterung verschuldet 
haben. Die Zeit ist gekommen ^ wo ihre grosse Bedeu- 
tung erhellen muss. 

Es ist aber nicht genug, die schlechten Sitten nach 
Kräften zu beseitigen, sondern es müssen auch die guten 
Sitten erhalten und gesteigert werden» Desswegen hat 
das Gesetz kein öffentliches Aergerniss zu dulden, son* 
dern eine angemessne Strafe darauf zu setzen. Writer 
müssen gewisse Anstalten und Gewohnheiten fiir die 
Veredlung .benuut werden. Man kann nicht genug die 
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W^riieit bttivundern, mit welcher man iia Mittelaller 
die Corporatlonen au Werkxeugen der Getittung eriiob. 
Wer ia irgend eine Zunft eintreten wollte, mnsste einea 
untadelhaften Wandel« sich befieiseigen. Selbst der 
Kri«fg«rstand war durch das Rittertfaum und seine Vor- 
schriften moralisirt worden, indem er den Schats der 
Wittwen und Waisen, die FrömmiglEeit und Milde für 
«eine besendern Pflichten erkennen mosste« £s ist oiSTen- 
•bac ein Fehler der neuwn Staatskunst, dass sie von 
solohea Tendenzen ganz abgegangen ist Man. furchtet, 
einen unleidlichen Druck zu verhängen, und man ver- 
gisst, dass man eigentlich nur die Unsittlichkeit cpmmode 
maeht^v Das Streben nach Ungebnndenheit, welches als 
Freiheitsliebe ai^ekünd%et wird, i^t grossentheils eben 
dadurch begründet worden, dass die meisten Regierungen 
sich au blossen Haushaltungen herabgesetzt haben. In* 
«wiachen werden die Mittel der Moralisirung sich nach 
den Verfassungen riehten müssen« Die alten Republiken 
bedienten sich eines formlichen Sittengerichts, und es 
lässt sich nicht leugnen, dass durch die öffentlichen Auf- 
seher der moralische Ernst der Spartaner und Römer 
mächtig gefördert wurde. In Monarchien würde diese 
Censur sich nicht durchführen lassen, obgleich ein um- 
sichtiger Schriftsteller *) die Möglichkeit bejaht , und 
sich auf die Einrichtung der französischen Colonien be- 
ruft. Dagegen haben die Monarchien ein überaus wirk- 
sames Mittel der Gesittung in dem Ehrenschatze, dessen 
der Monarch sich erfreuet. Die öffentlichen Auszeich- 
nungen sind allerdings nur für politische Verdienste be«» 
stimmt; die Sittliclikeit soll kein Gegenstand der Beloh- 



*") Tcrsuch über das VeUc. Berlin 1786, S. 234. 
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noDgen sein, damk sie eine wahrt tein kSane^ Allein 
keine. Elure soll mudtdicben Personen ertheilt werden» 
IJnsitdichkeil; muss Ton allen Gunstbezeogungea ans- 
Bchliessen, und den Strahl der Majestftt entsiehen« Was 
hindert den Monarchen xn thon wie der spartanische 
Censor? Ein unsittlicher Bürger machte «nea guten 
Vorschlag, aber, als wenn die Stimme des Laster« nicht 
laut werden könne, gebot der Censor, dass ein andr» 
Mann den Vorschlag als den seiaigen aufhebe oad vor* 
bringe. *) Vorsüglich muss der Adel, soweit er eine 
blosse £hre ist, von dem Herrscher strenge bewacht 
werden, damit derselbe mit der Gesinnung xasammea« 
ireflfe. Wenn eine solche Aufsicht über die Sitten eine 
kränkende Späherei, eine Störung der gesellschafdiehen 
Verhaltnisse, der häuslichen Ruhe in sich schliesset, so 
muss sie freilich unterbleiben, aber ihreUnthnlichkeit 
beweiset dann nur, dass das Staatswesen schon in einer 
nnnatürjichen Lage sich befindet, und ordentliche Heil« 
Biittel nicht mehr verträgt« 

Wie der Verfall der Sitten einen gewissen Grad 
erreichte, so geht er mit Riesenschritten fort, und weder 
Gesetze, noch andre Anstalten vermögen ihm Einhalt 
zu thun. Er reisset vielmehr alles in den Abgrund. In 
solcher Lage kann die Staatsgewalt nur von einer un- 
geheuren Erschütterung, von einer unermesslichen Auf- 
regung der Gemüther Hülfe imd Rettung erwarten. Ent- 
weder muss eine neue ReUgion eingeführt, oder ein 
gerechter Krieg mit verhassten Nachbarn l^gonnen 
werden* 



*) BeosseaU a. a. O. Livr. iV. Chap. TU. 
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. M f. AliAiiBlit d«r Staats hattftlial««iir. 

'Je grösser die Zwecke sind , welche diQ Staatsge- 
>^alt zu realisiren hat, desto dringender ergeht an sie 
die Anforderung, dass isie mit ihren Mitteln haushalte. 
Sie iniiss jedoch durch das bezeichnende Wort sich nicht 
verfuhren lassen, eine Privathau^haitung nachzuahmen. 
£in Privatmann hält Haus, wenn er möglichst viel ein- 
zunehmen, möglichst wenig auszugeben, recht viel über- 
zusparen trachtet Aber ein Staat verfahrt haushähe- 
Tisch, wenn er nicht sowohl viel einzunehmen, sondern 
vielmehr die Quellen seiner Einnahmen zu conserviren 
sucht; wenn er alles, was er einnimmt, wieder auszu* 
geben eilt, aber die beste und gerechteste Weise dabei^ 
l)eobachtet; wenn er das Schatzsammeln für bedenklich 
erkennt* Die Ursache dieser auffallenden Merkmale 
der Staatshaushaltung besteht darin, dass ein Privatmann 
nur von seiner Thätigkeit lebt, und in dem Anwuchs 
seines Vermögens seine Wohlfahrt steigen sieht, dass 
der Staat hingegen seine Einkünfte immer nur aus deii 
Erzeugnissen der Privatwirthschaften nimmt, und sich 
desto besser befindet, je gemeinnütziger sein Aufwand 
befunden, und je weniger er gleichwohl empfunden wirdi 

Der Unterschied zwischen öffentlichera und Privat« 
haushalte wurde kaum erkannt, so wurde er auch schon 
missbraucht« Man glaubte zu bemerken, dass Staaten, 
die grossen Aufwand machen, einer blühendem Gestalt 
sich erfreuen, als Staaten, die fast gar keine Abgaben 
erheben. Man dachte nicht daran, dass entweder die 
Kohheit des Volkes, oder der Mangel an auswärtigem 
Verkehre die Ursache sei, und man sah den grossen 
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Aufwand, der ein« Folge der SiatiennLreidkthumer ial, 
üls den eigendichen Grund der Neliowlreiebthnmer an« 
Noch vor einem I)ecennio redncirte A« Weühavpt*) 
die ganze Kunst der öffentlichen Hansbaltung auf — • 
reichliche Ausgaben. Was der, Staat ausgiebt, erklärte 
er, befriediget allgemeine, ewige Interessen, nnd ist durch« 
eus reproductiv« Die Abgaben reita^en den Bürger ja 
nur cur reichlicheren Production ; wären sie nicht, sq 
legte Mancher die {lande in den Scbooss; weil er aber 
ihretwegen eiqmal arbeiten luuss, ist er fleissig und 
erwirbt ein ansehnliches Vermögen. Die Abgabe ist 
fdso nur ein wohlthätiger Tribut der Dankbarkeit, der 
den Nachbarn und dem Geber selbst wieder zu Gute 
kommt. Fjreilich erhöbe^ sich alle Staatswi^the gegen 
diese Grnnd^Qtise, und bewiesen, dass der Staat sehr o{\. 
ganz nnfruchtbar consumiret, das9 die Nation die Ah* 
gaben nicht umsonst, sondern nur gegen neue Werthe 
zurückbekommt, dass di^ SteuerexecutSon kein erfreuli- 
chefi Reitziinittel ziir Arbeit ist, und am Ende nur sehr 
wenig vor deni Stocke oder vor der Peitsche sich unter- 
ftcheidet, wpmit man die Thiere zum fleisse antreibt. 
Dessen ungeachtet wird allgemein, von I^otz wie von 
J[acob, von Soden wie vojti Malchus behauptet, dass di^ 
Staatseinkünfte sich nach den Staatsausgaben richten 
müssen 1 Man würde den Hauswirth, der die Einkünfte 
nach den Ausgaben bestimmen wollte, wahrscheiidiisk 
|ur verrückt halten, ist denn die öffentliche Haushaltung 
so besondrer Natur, daas ein Staatswirth dasjenige, was 
in der Privatwirthschaft zum Ruin führet, zum obersten 
Grundsat? erheben darf? Wenn man es je wagen kann, 



^^ üeher die Staalsaus^abeu und Auisgen. Küruherg i82«. 
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80 wuam Um VnuiA» tum liegu^ dast die Auflag«« *-^ 
das Glück daa- Volkas uaehan! . Man atiais dbo da» 
bestrittnen Sati zur Vorderthüra hinaus, und fahrte ihn, 
mit grdssrem Glanse umgeben, aar Hinterdiure wieder 
herein. Aber in der neuen Gestalt ist er nur noch irr* 
thämlicher, noch gef&hrlicher geworden. Der Staat soll 
achlechterdipgs nicht mehr ausgeben, als was er ehrli- 
eher Weise, ohne Druck, aus de|i Quellen des Einkorn-» 
mens sieben kann, und wenn irgend eine Staatsgewalt 
damit unter keinen Umständen auskommen kann, so 
muss sie darin die Nothwendigkeit ihres Unterganges 
erkennen. Weil der Staat ein ewiges Wesen ist, folgt 
daraus, dass jedes Phänomen desselben noth wendig dasei? 
Kann der Staat X, weil er zu klein ist, seine S^lbststän- 
digl^eit nur durch einen Aufwand erhalten, der seine 
Einkommensquellen yertrocknen muss, so eile er eine 
Provinz' des benachbarten Staates Y zu werden. Die Bür- 
ger werden als Ynisten sich besser befinden, denn ab 
Xianer, wenn sie j^nes nur mit iiberschwenglichen Oj^fem, 
dieses abeir mit geringen Anstrengungen sein können^ 

Die Staatshaushaltung hat dem bestrittnen Princlp 
entgegen folgende drei Grundregeln ztt befolgen. Erstens 
muss sie alle Ausgaben auf den Endzweck des Staates 
beziehen, und sie nach dem Umfang ihrer Mittel ein* 
richten. Zweitens muss sie nichts über den Bedarf ein« 
sammeln, weil die Guter besser vonHauswirthen als von 
der Regierung capitalisirt werden. Drittens muss ^e die 
Einkommensquellen nicht nur schonen, sondern auch 
nach KrSfiten^ verstärken. Sully nahm das Meiste vom 
Ackerbau, aber sorgte auch am meisten für ihn. Colbert 
benutzte Fabrikation und Handel, aber brachte auch 
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iieadbM in Hör, Kitt madht» vom GsMikiGthmA, 
aber kmn IfiButsr wasite^ basier Um. su küm. 

Üeher die StaatiauMgabeu. 

Die Ausgaben des Staates zerfallen in ordentliche 
tind in ausserordentliche. 

Die letzteren beziehen sich auf Umstände, die selten 
eintreten. Es gehen daher bestimmte ausserordentliche 
Ausgaben sehr oft und sehr leicht in ordentliche über. Wir 
hatten eine Zeit^ wo der Frühling statt durch Lerchen, 
durch Kanonen angekündiget wurde. Die Kriege führ- 
ten zu Schulden; die Schulden nöthigten zu ja 
Zinsen; diese zu beständigen Ausgaben für ursprü 
ausserordentliche Ausgaben. Es ist sehr weise, bei jeder 
ausserordentlichen Ausgabe erst zu untersuchen, ob sie 
eine ausserordentliche bleiben wird, denn sie wird dann 
minder leichtsinnig gemacht. Manchmal bleiben die 
Namen der Abgaben wahre Brandmale für solche uddö- 
thige Ungewöhnlichkeiten. Von der Art waren die Bein- 
bruch- und Badesteuern, die mehrere kleine deutsche 
Herren des vorigen Jahrhunderts bezogen. *) 

4 

Die ordendichen Ausgaben beziehen sich aiif solch« 
Gegenstände, die die Erreichung der Staatszwecke fo|- 
dauernd bedingen. Sie theilen sieh in notbwendige, 
die Erhaltung der gedachten Gegenstände betteffen, 
in nutzliche, welche die Vervollkommnung derselben aa- 
gehen. Sie sind jedoch keineswegs in aUen Staat« 
dieselben, sondern hängen sehr von der Staattfor» 
ab. Gewisse Ausgaben gehttren in den repubUkaniscte» 



^) Pölitz, Staatswissenschaften IL 30ti 
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Staatoll «I den nothwMidigw ^ ia den konatUatioiiflttHi 
MonaroUea nur zn den aStzUcliMi , in absoktea Monanf 
chien gar zu den überflüssigen. In keinem Slaale aoUeii 
jedoeh Ausgaben vorkenunea, die nieht dnreh den Geist 
derGeselae gerechlfertiget werden. Wenn dieEmialniBf 
tbeilweise eine öffentliche ist, so müssen allerdings aaek 
Theatmrausgaben vorkommen. Wo aber der Untemoht 
Bogar grossttitheils freigegeben ist, mnss die Begierang 
die Bühne ebenfalls den Priraten überlassen. , 

Da kein Staat mehr eimiimmt, als er im Stande 
väre nosKUgeben, so ist der wichtigste Punkt dar Aas- 
gaben — ikre Proportion oder ihre Bemessung. £s 
müssen die nothwendigen Ausgaben den bloss nütalicken 
vorgehen. Solange för das Justiawesen nicht gAl&rig 
gesorgt wurde, kann auf Justizpalläste nichts Terwendet 
-werden^ Dasjenige, welches auch von den Privaten 
selbst dargestellt werden kann, muss dem nachstehen, 
^wäs ohne die Regierung nicht- xnr Existenz käme. Es 
ist ndtbigOT, Schulen zu errichten, als Kirchen zu erbane% 
\¥eil die letztem auch ohne die Regierung bald und ge- 
nügend zu Stande kommen. Ausgaben, die zu dem Volk 
sEurückströmen, müssen denjenigen vorgehen, welche die 
Einkünfte anderswo hinbringen. Für die auswärtigen 
Angelegenheiten muss unter gleichen Umständen ver- 
liältnissmftssig weniger verwendet werden, als fir die 
Innern. Im Maasse der Ausgaben muss auch auf die 
Staatsform gesehen werden«. Es ist eine alte Bemerkung, 
dass die Abgaben mit der politischen Freihrit steigen 
oder fiaUen. In Athen und in Rom dachte man gar 
nicht daran, den Ausgaben ein- Ziel zu? setzen. In den 
modernen Freisteaten beschränken die Vertreter der Na- 
tion zwar die Besteurung, aber sie tragen doch weit 
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MMhr Abgdbw, als die EinwohMr andrer Staatea» iKe 
gwingetei Abgeben sind in abtolnten MonnrebiMi, fest 
ger keine in der Tfirkei nnd Persien. ^) 

SeB die Bemessang d«r Abgaben richtig aoefiiilen, 
eoMiisa anch die Regierung ihr Budget vorlegen. Die 
Oeffentlichlceit in den Ausgaben hat solche Yortbeile, dass 
nie als ein allgenieines Bednrfniss betrachtet werdMi darf. 
Einmal bewirket sie, dass ungerechte Ausgdben fast nn- 
mdglich werden. Würde Kromwell jährlich 60,000 Pf. 
fibr srine. Spione, und 679,000 Pf. im Gänsen seinen 
3£reaturen geaahlt haben, wenn der Etat veröffendicht 
«vordea wäre? Weiter klärt die Publidtat ^e Regi/urung 
am besten über die Missverhältnisse der etnselnen Aus-r 
giftbea auf , denn es kann nicht fehlen, däss alle Tlieäe 
jdes Budgets aus dem Leben heraus besproioben werden. 
Endlich kann nur auf diese Weise eine absolate Re- 
gierung ihre Sparsamkeit und Redlichkeit in die Her*' 
zen der Untertlmnen verz^cfa'neq» Oft ist es den Regie* 
jungen gegangen wie dem gerechten Aristides, den ein 
Bürgw vwdammt, weil er ihn nicht kannte und hur loben 
liBrte ; warum scheuen sie auch, ihre Wirthschaft an das 
JUcht SU ziehen I 

lieber die StaatieinküUrfte.' 

Auch dieEinknnfte zcdUtten in cärdendiche und ausser« 
^urdentUche, je nachdem sie dem Staate gewöhnlich zu 
,6ebote stehen, oder nur unter besoodim Umstanden 
ihm zufüessen. 

Die ausserordentlichen Einkünfte hat die st^geade 
CiviUsation fast ganz beseitiget. Schon der |^osseFriedrldb 

*) Montesquieu s. a. O. hvfu XIII. Chap« XJI. 
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maelile die Bemerkang, das« aim Kriegen niehtii heraitt« 
komme, und Subsidiengelder sind nieht mehr in der 
Mode« Aber auch die ordentlichen Einldinfte worden — 
einfacher. Die Naturaldienste und Li^rangen liabenr 
fast gans anfgehört, und vertragen sieh auch nur mit 
einem rohem Zustand der Nationalöconomie. Eben so 
sind die Regalien bis auf wenige geschmolxen , und selbst 
diesen wie den Krongütem wird ein baldiges Ende an- 
gedroht. Alle Einkünfte reduciren sich auf Steuern. 
Inxwischen scheint es, dass man die Einfachheit über- 
treibt Forste, Bergwerke sind Güter, deren Bewirth- 
schaftung die Regierung ohnehin beaufsichtigen mass; 
es steht daher nichts entgegen, dass sie in Domänen 
Terwandelt werden. Landgüter gedeihen freilich in den 
Händen der Privaten besser, und haben als Domänen 
den Nachtheil, dass die Regierung beim Verkauf des 
Getreides leicht ihre Macht cum Schaden der Untertha* 
nen missbrauchet; allein die Regierung kann ja diese 
Güter in Erbpacht geben und dadurch alle Uebel besei- 
tigen» Domänen verdienen schon darum die erlittne An- 
feindung nicht, weil sie einen Theil der Einkünfte ohne 
alle Belästigung der Staatsbürger abwerfen. Sie stehen 
vorxüglich in innigem Zusammenhang mit den monar- 
chischen Institutionen, und können darum in monarchischen 
Staaten schwer ersetzt werden. Ebenso verdienen j^ie 
Regalien vertheidigt zu werden, deren Gegenstand An- 
stalten und Gewerbe sind, die nicht alliu lief in die 
Privatwirthschaft eingreifen. Man fahrt zwar gegen aUe 
Staatsgewerbe und Staatsbetriebe an, dass sie den Pri- 
vatleuten Arbeit und Gewinn entziehen; dass sie die 
Consumenten verkürzen, weil der Staat sehr kostspielig 
prodnciret; endlich, dass sie nur ein Einkommen geben, 
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ivvMmi dordi dw Befteoning deijenigm, die das G^wob 
dm Staate dknahmen iv&rd«i , ebmfalk eingehen moehteb 
AHem dawider ist zu bemerlcen, daas eben nur solche 
Gegenatinde regaliairt werden aollen, die der Privat- 
wirthadbaft ohne überwiegenden Nachtheil entaogen wer- 
den können, und welche sngleieh einen Ertrag bringen, 
der achwer an eraetsen iat. In Frankreich wurde im 
Jahre 1804 die Tabaksregie abgeschaffit , dafür die Ta- 
bakafabrication besteuert, und es flössen etwa 21 Mfiliio- 
nea Franken in den Schatx« Im Jahre 1810 wurde das 
Tabakregal hergestellt, und es gingen im Gänsen 65 Mil- 
Konen ein» In Würtemberg ist in nenrer Zeit diese Regie 
durch eine Abgabe auf die Ersengnng surrogirt wordeo, 
und — der Staat bezieht jetzt nur 29,000 Gulden, vShrend 
er ritonst 120,000 Gulden bezogen hat '')• Gewählte Re- 
galien sind wohlmaskirte Abgaben, die die Burger gerne 
besahlen, weil sie dieselbe nur im Genüsse entrichten, 
und dabei gar nicht berechnen können, was in derBe« 
Zahlung als reine Steuer enthalten ist. Sie 8UidT0> 
zuglich unter absoluten Regierungen an ihrem Plstt^ 
weil daselbst die Auflagen der Art sein müssen, da88 
sie wenig gespürt werden. Die Steuern eignen sich fax 
freie Verfassungen am besten. In Despotien g^ebtes 
fast gar keine, und wer würde auch wohl die Knecht- 
schaft sich gefallen lassen , wenn er nicht dabei den 
Vortheil hätte — nichts für den Staat steuern zu mässeo. 
Je mehr aber die Steuern der Freiheit zusagen, desto 
mehr muss auch ihr Maass dem der Freiheit entsprechen. 
Es ist sehr gut, wenn I^nemark sagen kann, das« ^ 
nur 5 Gulden auf den Kopf legt, w&hrend Frankreich 1% 
und England 24 Gulden aufbürden muss. 

*) T. "tealchns, Fiiianzwissenschaflt. S. 111. 
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iDdem die Staatstinkoi^ in deil mriiteir civifisirliii 
Staaten auf Sieaera beschränkl wurden, gewann das 
offentiiehe Einkommen nur den blossen Schein der Ein« 
fachheit. In Wahrheit wurde es seit der ISett immer 
schwieriger, immw verwickelter. Die Nodiwendigkeit 
dieser Erscheinung ergiebt sich ans dem fifichtigsten 
Blick wai die Priaeipien des Rechts und der IQugfaeit^ 
die das Stenerwesen betreffen. Sie fordern, dass 1) alle 
Personen, 2) nach ihrem Einkommmen, 3) im bestimm- 
tem Maasse (nach gleichem Steueifnsse) angezogen wer- 
den. Allein schon die erste Forderung bietet Schwierig- 
keiten dar. Mit der Einziehung der Stenerprivilegien 
ist noch nicht bewirkt, dass alle Personen zum öffent- 
lichen Aufwände beitragen. Immer werden sich Viele 
der Last zu entziehen wissen, indem sie ihr Einkommen 
bergen. Wie soll nun gar das Einkommen gehörig er- 
mittelt werden? Man mnss sich mit Vermuthungen, mit 
gewagten Schätzungen begnügen, die dem Einen Vortheil, 
dem Andern Nachtheil bringen Das gerechte Steuer- 
maass ist nun TöUig das unbekannte X. Man bestimmt 
dazu das reine Einkommen, allein wie soll sich dieses 
darstellen lassen, da das rohe keine genaue Ermitdung 
gestattet? Auch soU Ton dem reinen Einkommen nur 
ein bestimmter Theil genommen werden , und es fragt 
sich, welcher Theil der gerechte, der ertrSgliche se$l 
Man erklärt dafür bald den zehnten, bald den fünften, 
bald den dritten. Nach den Gründen darf man sich nicht 
erst erkundigen, denn es giebt keine. Um ein einfaches 
Steuersystem zu produciren , haben sich daher viele 
Köpfe — umsonst zerbrochen. Gewöhnlich glaubte maq 
an das Ziel zu kommen, wenn man eine einzige Abgabe 
einführte. Viele (Bfisch, Sismondi, Seutter) forderten 
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eine bloste VennSgonstteaar ; di« Scfaiiier Qaestiayn 
begehrtai mnea reinen Bodensim; die Weisen der bm* 
lötisciien Revoiotion begeiatwten sich für die mongolische 
Kopfsteuer. Jeder Kopf oder vielmehr Magen soDte 
jährlich 300 P£ Brod, und für jedes Pfiind zwei Soa 
Abgabe bekommen! Aber die beste einzige Steoer, 
nehmlich die VermSgenssteaer, wurde die Unbestimmt- 
heiten des ganzen Stenerwesens — nur vermehren. Das 
Vermögen zu ermitteln, ist gar nicht leichter, und wanin 
soll nur das Vermögen allein besteuert werden! Ist es 
etwa mit dem reinen Einkommen identisch I Würden 
dabei nicht alle Leute frei ausgehen, die 6in grosses 
reines Einkommen von ihren Arbeiten beziehen? - 

Es giebt nur ein einziges Mittel, die grösste Simplicitat 
ins Stenerwesen zu bringen, und es besteht in der Kunst, 
die höchste politische Tugend in die Unterdianen zu 
bringen« Wenn die Burger sich der Lüge schämen, ihr 
Einkommen gewissenhaft angeben , die Abgabe wBig 
und pünktlich entrichten , dann können die StiMiero ge- 
recht und klug und einfach sein. Damit aber der Bürger 
jener politischen Tugend theilhaftig werde, ist es noth- 
wendig, dass die Regierung seine Moralisining niebt 
vernachlässiget, die ^öffentlichen Angelegenheiten ibm 
«u Gemüthe fahrt, Einsicht in die StaatshaushalidDg 
ihm beibringt, die Verwendung der Abgaben fahlbar 
macht, und ihn überzeugt, dass er alles ^ was er in 
einem Jahre zu wenig steuert, wegen des Ausfalls im 
nftdisten Jahre mehr steuern müsse« Das Beste der 
Regierungen geht Hand in Hand mit dem Besten 
ViMken 
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. Veber directe und imd%re€4^ Steuerm 

iMtbetondre* 
Da die Beiteiiraiig, ^e eben atueinaiider g^setat 
ivnrde^ im Dunkdu tappet, so ist die Art, wie das Eiih 
kooimea betroffieD wird , von der dlergrössten Wichtig* 
Iceit, and die Weisheit der Fioanzgeaetsgebang wird -sieh 
am dttatUchsten in den Gegenständen offenbaren, tvoiia 
der Bfirger besteuert werden soll. Der Mensch tsigt 
Centndr ^ sagt Filangieri, wenn man sie ihm anf den 
Rücken legt, .aber er fragt kein Pfond, wenn man es 
ihm anf die Nase legt. 

Nn^ts soll zum Steuerobject ä*hoben werden, i^eraa 
sich kein reiner Ertrag jder Bürger darstdit, denn wenn .der 
rohe Ertrag belastet wird, so erleidet die Einkommensquelle 
ttne Yerletaung. Ein Individuum, das von seinem Capital 
die Steuern bezahlen mnss, kann in einer Reihe "Ron 
labten gat nichts m^kat .beitragen. Aber es soll auch 
kein Gegenstand in solcher Art besteuert werden, dtuni 
die Steuer iein^ andern trifft, als denjenigen, den das 
Gesetz hnsaniAehen wollte. Die Steuern wälzen .»eh 
sebr leicht von. einem Individuo zum' andern fort. . Des 
Bnuitveinbarei|B«e rechnet seine Abgäbe gleich is:*den 
Preis des Getränkea; der Schuhmacher bringt' seine 
^Steuer leicht in dem lArbritslohne* an. . Folglich muss 
bei der Steuerauflegtiag wohl beachtet werden, obidei> 
jenige auch die Steuer tragt, der sie bezahlt, und in 
welchem Maasse er sie trägt. Diesen beiden Rüoksiok« 
ten zu genügeii, kann die Besteumng auf eine doppelte 
Weise . versudwn. Entweder legt sie die Abgabe auf 
Gegenstände, die dem Besitzer ein bestimmtes reifte« 
Einkommen Terschaffen, (directe Steuern) j oder sie legt dih 
Abgabe auf Gegenstände, die, den Abnehmer derselbeil 

2t 
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eiQM ttobMÜmniiM reiiMB EinkiMniiwM Abenrogeay (jodi« 
reete Steuern)* Allerdings ' iprird itte Güte od« die Schäd« 
üehlmt jeinet wie. der andern , Stener davon abhfitigen, 
«u lor Gegenstände die Steuerobjekte sind« Directe 
Stcnecn Mmrden nioht sa billigen sein ^ w«in sie feiso* 
nenstemm sind, denn daraus, dass Jemand einen £5rper 
sur Arbeit hat, folget noch keineswegs, dass er sieh 
eisies gewissen leinen Einkommens erfirente. Dagegen 
werden sie, wenn sie Privatbesoldungen, Gewerbe^ Grond- 
stiidDe und Capitalien berühren, bei angemessener Grosse 
sich vollkommen rechtfertigen. Indirecto Steuern, welche 
GeMnke» Waaren, die der Bequemlichkeit nad dem 
^Vergnügen dienen, und ähnliche Okq^ßte betreffen, 'Wer- 
den kaum einen Widerspruch erfiaiureo, aber ohne Wei« 
teres wird man jene verwerfen, welche die ersten L^ens* 
beduifnisse angehen, und den rohen Ertrag tief angrei- 
fen, oder jene, die bürgerliche, nnprodactive Handfamges 
bdasten, oder endlich jene', die der Moralitit ejitgegen^ 
wisken» Alleäi, wenn man auch difecte und iadmete 
Steaemin ihrer Art gleich vollkommen denkt, se wird 
es doch von der grössten Bedeutung sein, ob dieGeseta- 
gebung sich an das System der directen, oder an das 
ft jürts m der indmoten' Steuern hält» 

Die directea'Steeem haben für sich, dass sie, weil 
riedeaBesits.nnd^dlimaeh das reine Einkommen berech« 
neu, eher ein Einkommen auslassen, als zu stark an- 
mefaen, und dass sie trots dies« Accomodation an die 
eontribumten insoweit ganz sicher sind, als sie nicht 
von freiwilligen Händlungen und Genüssen der straom- 
den Khutsen abhängen. Allein sie haben gegen sich, 
dass sie sehr viel Vermögen unversteuert durchacUäpfen 
lassen. Colquhoun bewies, dass die brtttische Einkorn- 
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menstetfer swisdien den Jahren 1811 bis 1814 wmig« 
^tens 257 MSUidneii jPfond betreffen sollte, aber nur 
l&O Millionen tvirklieh berfihrte. Femer wird ilmea 
gegen Lotz^) TorgerSckti dass sie, als bestimmte reg^ 
inä^iig» Abgaben, sei» angerne getragen werden* Jene 
awei Yorzuge sind nicht mehr begründet als diese Niieb* 
tkeile, die nian ihnen zaschreibt* Sie worden jedodi 
ganz voUkonunMi sein, ydenn Redlichkeit nnd Einsidrt 
bei allen Bürgern die Oberhand besässen. Denn wären 
alle Bürger redlich, so würde nicht so viel Yermdgeft 
dorchschlüpfen , nnd hätten alle Bürger genng Einsicht, 
so würde iluien die Bestimmtheit und Begelmässigkeil 
der Abgabe gerade sehr gefallen. Wo das Volk aber 
einmal nicht genng moralisch nnd aufgeklärt ist, kann 
da)B System der directen Steuern nicht sehr empfohlm 
w^deii« Denn da viel Einkommen ausfällt, müsste das 
der ehrlichen Leute allzustark belastet werden« 

Die indirecten Steuern besitzen den grossen Vor^ 
zog, dass sie (theilweise, ohne Nöthigung, durch frei* 
willige Handlungen dargebracht) weder lästig fallen, 
noch eine beschwerliche Ermittelung erfordern« Ferner 
künnea sie sich rühmen, dass ihnen nicht so leicht 
irgend ein reines Einkommen entgeht« Was der Mensdi 
auch thue, er bezahlt da der Natur und dem Staate sei- 
nen Tribut Inzwischen haben sie den grossen Nachtheil, 
dass sie, volkswirthschaltlichen Berechnungen unzugäng« 
lieh, das reine Einkommen nur zufällig treffen, und den 
rohen Ertrag der MittdUassen gewöhnlich auf das Här- 
teste in Anspruch nehmen. Nebstdem ist es gewiss, 
(und befremdlicher Weise TonMalchus ganz übersehen)^ 



*) Handbnch der StaatSY^rthschafl, III, 191. 
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dass sie alle BedSrfnisse rerthenern , dadaMh die Con* 
tnfrenz der Producenteti mit dem Audand ersebwereD, 
und bedeutende Anstrengnngeti Von Selten des Staates, 
urie von Seiten des Privaten mit sieh fBhren. Das Sy- 
stem der indireeten Steuern turdient also noch wehiger, 
in irgend einem Staate aar ansschliessenden Herrsdiaft 
zn gelangen« Gäbe es nnr indirecte Abgaben, so miiss- 
ten die ersten Lebensbeduifiiisse hostet werden, damit 
die Einkünfte sicher stehen; w&rdcn aber die notfawen* 
dlgsten Gegenstände am Stenerobjecten erwählt, so nusste 
eine knnstliehe Theamng überall sich ankündigen, und 
einerseits durch den Anreitz tnr Schmuggelei die Sicher- 
heit und Sittlichkeit, andrerseits durch die ErschweruDg 
der Concurrenz mit dem Ausland den Nationalwohlstand 
im Innerston verwunden. 

Eine jede Gesetzgebung wird*dorch diese Beschaffen- 
heit der zwei Steuersysteme g^idlhiget, keines toh beiden 
ausschliessend zu erwählen, sondern vielmehr beide mit 
einander zu verbinden* Ob aber die directen, oder ob 
die indireeten Steuern den Vorrang haben sollen, muss 
aus der besondem Beschaffenheit der volkswirthsdiaft* 
liehen Verhältnisse entschieden werden. Wenn hl dem 
Staate der Ackerbau vorwaltet, so muss die directe 
Steuer vorherrschen. Wenn Jedoch ein Staat vorzüglich 
Handel treibt und sehr viele Capitalisten umfasset, so 
müssen die indireeten Steuern die erste Stelle gewinnen. 
Eben so wird ein demoralisirtes Volk mehr indirect^ ein 
sittliches mehr direct zu besteuern sein. Im Allgemeinen 
lässt sieh aus der Natur der beiden Steuern der Schloss 
Riehen, dass die directen Abgaben den Grund bilden 
müssen, und die indireeten nur dazu dienen sollen, das- 
jenige Vermögen zu treffen, welches sich den enteren 



•nUiehet} oder jene Summen aufzubringfiiy die direet 
eingefordert zu lästig scheinen» Sobsdd indirecte Steuern 
zu den directen hinzukommen, ist es notbwendig, zu 
untersuchen , ob nicht ein bedeutender Theil dersel-. 
beq wieder auf diejenigen fallt, die schon direet be- 
steuert sind. Die EinfShrung indirecter Steuern muss 
daher, ivie es scheint, von der Ermässigung der directen. 
begleitet sein» 

U ehe r die Staatsschulden. 

Für die ausserordentliehen Ausgaben wurden Inder 
Kegel ausserordentliche Einkünfte nothwendig« Von jeher 
hob man sie durch Anleihn; denn Schätze zu sammeln 
gelang wenigen Regierungen, und wenn deren gesammelt 
wurden, so zerflossen sie doch bei der ersten Berührung« 

Aber die Staatsanleihen der frühem Zeit waren fast 
durchaus versteckte, die Schulden, die man mächte, 
beinahe durchgehends betrügerische; denn um ein 
ausserordentliches Einkommen zu gewinnen, anticiplrte 
man die Steuern, verschlechtejrte die Münzen, oder sen« 
dete Banknoten ohneMaass in das Land. Beim Liichte 
betrachtet waren die Anticipationeo, die schlechten Mün- 
zen, die Kreditpapiere .Zwangsanleihen« Der Unterthai^ 
hoffte, dass er dafür keine Steuer mehr zahlen, od^r 
(was gleichviel ist) sie zurück erbalten werde; er machte 
sieh Rechnung, statt der schlechten Münzen bald wieder 
gute, statt des Papieres, haar Geld zu empfangen; allein 
die Steuern liefen fort, die schlechten Münzen wurden 
nicht eingezogen, die Banknoten nicht realisiret« Da^i 
Unglück, welches durch solche schlechte Kunstgriffe eni* 
standen ist, hatte die glückliche Folge, das» es die.Re» 
gierongen zugleich besserte und aufklärte. Sie kame^ 
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Sil der Uebeneugang , Asom sie keloeii aiidera Kredit 
haben können , als einen solehen , der sich auf das Ur- 
teil fiber ihren redliehen Willen nnd ihre Mittd stn- 
taet, und sie benütsten den Kredit, den sie ansprechen 
konnten^ nach Art und Weise redlicher Privatleute. So- 
fort wurden offene freiwillige Anleihen die Quellen der 
ausserordentlichen Einkünfte, und die Staaten thürmten 
auf ihre Steuernden — goldne Berge von Schulden« 

Es lässt sich nicht leugnen, dass Staatsschulden das 
beste Mittel an die Hand geben, ohne Bedrückung grosse, 
ausserordentliche Ausgaben an decken. Erstens wird 
mittelst der Staatsschulden das Einkommen von solehen 
bdividoen erhoben, die gjrosse Vorrftthe übrig haben, 
und keine bessre Verwendung wissen. Zweitens wird 
die bessre Zukunft ins Mitleid der bedrängten Gegenwart 
gezogen, indem die Abtragung der Schuld auf eine Reihe 
Ton Jaliren vertheilet wird. Drittens kommt dem leben- 
den Geschlechte der Theil der Schulden ganz zu Gute, 
welcher der Production zuströmet, ui^d von der kunfi^n 
Generation erst erstattet wird. 

Solange aber Geldpapiere bestehen, spricht sieh dne 
falsche Ansicht über sie («Iso auch über Staatsschulden) 
unverhohlen aus, welche leider ! in den Legislaturen der 
schönsten Länder einen befreundeten Nachhall findet, 
ßchon Melon war der Meinung, dass die Kreditpapiere 
neue Reichthümer darstellen. Insoferne sie den Dienst 
der Capitalien Idsten und die Hervorbringung verraeh-* 
ren, machen sie allerdings neue Reichthümer entstehen; 
al>er man verwechselt die zufällige Wirkung der Sache 
mit der Sache selbst, wenn man ^as circulirende Papier 
^- als Nationalvermögen ansieht Inzwischen gab der 
irrige Schein den Staatsschidden einen fortdaamaden 



32r 



GImb» Nicht vmig trug dam bd, 4bm man^die tait« 
telbare Prodacfü^kraft derselben überschfttile und sich 
einbildete, dasi^ der grösste Tfaeil der Staatspapiere in 
fruchtbare Capitalien verwandelt werde. Die ewige 
Lehrerin aller Menschen und Staaten, nie Erfahrung, 
hat jedoch über die Ueberschätznng der Staatsanleihen 
bereits den Stab gebrochen, und die Folgen des rot 
Karaem vergötterten Schuldensystems mit abschreckenden 
Zügen in das Gedächtniss eingeschrieben*)* Die Staats- 
schulden druckten bereits die Production, indem sie 
die Capitalien aus den Gewerben in die Staatskasse 
zogen; sie zerrütteten die Güter vertheilung, indem sie 
den Zinsfuss auf eine künstliche Höhe steigerten, und die 
Klasse der Capitalisten in die Hauptsüklte brachten; sie 
vermehrten die unfiruchtbare Verzehrung, indem sie einer« 
seits zum müssigen Leben reizten, andrerseits die Schwin- 
delspiele mit den Öffendicheo Papieren zu den unöcono- 
mischen Beschäftigungen hinzufügten; endlich vertrieben 
sie ans der Staatshaushaltung die Sparsamkeit, indem 
sie die ausserordentlichen Einkünfte zu reichlich und zu 
leicht darboten, und sie hängten das Schwert des Da- 
mokles an dem feinsten Haare über Fürsten und Völ- 
ker, indem das Vermögen in den Öffentlichen Fonds 
gleich überall schwanket, wwn nur an einem Orte 
sich ein Lüftchen regt« 

Wie weit die Staatsschulden gehen können, haben 
die Gesetzgeber bereits geahnt; wie weit sie aber nur 
gehen sollen, müssen ikie erst ern^teln. Im Allgemeinen 
kann man wohl sagenv dass der wahre, vernünftige Be- 
darf und die MöglicMctit einer opferlosen Tilgung gemein- 



Vebenius, der öfibatlidte Kredit« Th. I. & 667-^704. 
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scbaftlicR die Grause bestiiiinieii mfisMii. Aber wie 
ivenig lehreo diese Worte, da die glückliche Til- 
gung theile von dem Credit, der so leicht sich ändert, 
theils TOD der Gewalt der Regierwig, die so vielfach 
beschränkt werden kann, theils yon der Lage der Volks- 
wirthschaft, die so oft wechselt, abhängig bleibt. Es 
unss der Kunst des Financiers vorbehalten werden, die 
Staatsschulden so zu w^gen,.dass die Yortheile wenig- 
stens nicht unter die Nachtheile sinken. Merkwürdig 
ist es, dass die Theihiahme der Nation an der Besteu* 
rong cur Begrenzung der Staatsschulden nichts beitragt. 
Einerseits ist der Credit in constitutionellen Monarchien 
grösser und daher lockender, andrerseits schiebt das 
lebende Geschlecht gerne die Lasten auf das kommendei 
und Yotirt daher lieber 'Anleiben — als Abgaben« 

Die C o d ifi c a t i o n. 

Nachdem die Gesetzgebung in ihren einzelnen Thei- 
len erleutert wurde , erhebet sich die Untersuchung wieder 
zu dem Ganzen, und berühret die Systemisirnng der 
Gesetze. 

Wenn Gesetze Achtung im Leben gewinnen sollen, 
so ist erforderlich, dass sie mit einander in Einklang 
stehen, wie Lichtstrahlen aus einem Mittelpunkte sich 
verbreitend; dass sie weder allzuoft geändert, noch allzu- 
häufig durch neue ersetzt werden; endlich, dass sie als 
ein geordnetes Ganzes dem Volke zur Kenntniss kommen. 
Diese drei Aufgaben erfüllet die Gesetzgebung durch 
dieCodtfication, denn Gesetzbücher stellen die einzelnen 
Gesetze in den gehörigen Zusammenhang, verhindern 
viele Abänderungen und Abschaffungen, Und erleiohtem 
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die Kandmacbang vonsiiglieh in Bezug, auf je^0 Bürger^ 
Welche im Volke eine Stimme haben. , 

Daher worden zu allen Zeiten Gesetzbücher für die 
schönsten Geschenke, welche die Regierungen ihren Völ- 
kern machen, angesehen — aber nur von den Weisern« 
Prächtige Monumente verkündigen den Ruhm glücklicher 
Feldherrn; die Namen gewandter Diplomaten leben im 
Monde der vornehmen Welt; aber nur Wenige im Volke 
wissen von den Männern, deren Bemühungen sie die 
grösste Wohlthat verdanken« Inzwischen können Ge- 
setzbücher auch wirkliche Nachtheile mit sich fuhren, 
sobald ihre Natur — Systemisirnng der nationalen Ge- 
setze — mehr oder weniger verkannt wird. Ehe es Ge- 
setzbücher geben kann, muss es nothwendig schon Ge- 
setze geben. Die Codification darf sich also nicht als 
eine Gesetzschöpfung ankündigen, ohne grosse Uebel- 
stände zu veranlassen. Aendernngen, Ergänzungen, Aus- 
lassungen werden allerdings von dem Geiste der Zeit 
immer gefordert werden, aber die Nationalbildung müsste 
einen Sprung gemacht haben, wenn sie etwas ganz Neues 
bedingen sollte. Indem Staaten , unvermögend, eigne 
Gesetzbücher abzufassen, fremde annahmen, haben sie 
fremde Elemente in ihre Entwicklung gebracht, welche 
nur zu viel Gutes verdrängten. Derselbe Erfolg kann 
sich darstellen, wenn die Codification von dem geschicht- 
lichen Prineip nicht durchdrungen ist. 

In drei Fällen wird die Codification übel ausfallen 
müssen. Erstens, wenn das Gesetzbuch ein ganz univer- 
selles sein soll, wie J.D. Meyer noch neuerlich verlangte«^ 
Wie Polizei"' und Finanzgesetze aufgenommen werden, 
so euipföngt das Qesetzbuch auch Bestandtheile, die bald 
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in FäuIniM fibergehen und die fibrigen ansteeken* Es 
mfissen dann die ReTisionen allza oft Torgenommen wer« 
den. Oflfenbar ertragen nur die Justixgesetze eine eigent- 
liche Verbuchong* Die fibrigen werden am besten von 
Privaten zusammengestellt, wie es Kopetx*) mit deQ 
öslreichischen gethan. Zweitens, wenn das Gesetzbuch 
an die Stelle verschiedner Provincial- und Gewohnheits« 
rechte treten soll. Staaten, die aus versehiednen Na- 
tionen, aus sehr gemischten, sehr abweichenden Provinzen 
bestehen, müssen auf allgemeine Gesetzbücher verzichten 
*— oder mit despotischer Faust erst das eigenthümliche 
Gepräge der einzelnen Bestandtheile abstreifen* Mehrere 
Decennien hindurch sass der legislative Körper in Pe- 
tersburg, ohne mit dem gewünschten Code russe zu 
Stande zu kommen, aber es macht ihm beinahe Ehre, 
dass er kein Gesetzbuch auf dem fluchtigen Webestubl 
der Zeit, worauf Constitutionen über Nacht fertig werden, 
zusammenweben mochte! Drittens, wenn die Abfassung 
der Gesetzbücher in eine Zeit fällt, der es am Verstand- 
niss der geschichtlichen Entv^icklüng gebricht. Es ist zti 
bezweifeln, dass Savigny unsrer 2ieit noch den Beruf 
zur Gesetzgebung ganz absprechen durfte, aber wer 
wollte leugnen, dass J. G. Schlosser **) das vorige 
Jahrhundert, das seinen Filangieri vergötterte, mit Fug 
der Gesetzgebung unfiLhig erklärte I Gesetzbucher sind 
allemal schlecht, wenn sie das Ansehen guter Lehr- 
biicher anstreben! Besser ist es in solchen Fällen er- 
leuchtete und redliche Richter, als vollständige und zeit- 
gemässe Gesetzbücher zu erzielen. 



*) Oestro Politische Gesetzknnde. Wien 1819. 
♦•) Bnef<^ ttber die Gesetzgeboug. Frsnkf., 1^99. I. Sduceil^ea. 
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Pi € Verwaltung $k u n $ t. 
Bestandtheile der Yerwaltun^. 

Die Verwaltung ist der Inbegriff der Regienmgs- 
geschäfte, welche die Ausführung der Gesetze betreffen« 
So wie sich die Gesetzgebung von der gesetzgebenden 
Gewalt unterscheidet, so differirt auch die Verwaltung 
darin von der vollziehenden Gewalt, dass sie bloss ein 
Ausfluss derselben ist Der Regent als Inhaber* der voll- 
ziehenden Gewalt ist der Träger der gesanunten Ver^ 
waltung, aber eben dess wegen über sie erhaben, und 
unter keinen Umständen Einer der Staatsdiener, Er giebt 
der Verwaltung ihre Normen. 

Die Vollziehung der Gesetze bedingt erstem^ eine 
richtige Vertheilung und Anstellung jener Individuen, 
die für den Regenten die Gesetze ausfahren soUen, und 
zweitens eine wohlgeregehe Tiiätigkeit derselben. Dess- 
wegen bestehen die Grundtheile der Verwaltung in der 
Organisation der Behörden und in ihrer Wirksamkeit« 
Allein nach Aussen stellen sich beide, vereiniget in 
den verschiednen Gestalten dar, welche die Hoheitea 
bezeichnen. 

Die Verwaltungskunst umfasset daher die allgemein 
nen Grundsätze der Organisation der Behörden und 
ihrer Wirksamkeit, und die Regeln über die besondre 
Gestaltung beider in der innorn und äussern Verwaltung. 

Demnach behandeln wir zunächst 

Die Organisation der Behörden^ 

Die vollziehende Gewalt treibt bei ihrer äussern 
Darstellung, wie an einem andern Orte erklärt wurde, 
die Aemlergewalt hervor. Durch ihre Anwendung geiat 
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die Orguisation der Beharden iroc sidi. Det Regent 
bestimmt nebmlich Kraft derselbea, welche Aemter die 
Vollziehang der Gesetze erfordert, und besetzt sie mit 
den Personen, die für den öffentlichen Dienst gebildet sind. 

Die Organisation der Behörden Icann gemssermassen 
fnr eine Fortsetzung der Verfassung angesehn werden^ 
denn jede Constitution flattert in der Luft, wenn sie 
nicht in passenden Behörden eine Stütze findet. Aus 
diesem Grunde wird in den neuern Verfassungsentwürfen 
die Einrichtung der Behörden mit bestimmt. In jedem 
Falle muss die Verfassung der Organisation der Verwal- 
tung die Richtschnur geben , und daher ist es auch eine 
Pflicht des Regenten, die Behörden im Geiste der Ver- 
fassung zu bilden. Die Organisation selbst muss nach 
folgenden Regeln vor sich gehn: 

Erstens müssen für versohiedne Gesohäfte versobiedne 
Aemter errichtet werden. Sowie die Gesetzgebung getärennt 
werden muss, weil die heterogenen Theile leicht auf einimder 
übel einwirken, so noch mehr die Verwaltung, Dieinnre 
Verwaltung muss von der äussern gescIUeden werden, 
weil eine totale Verschiedenheit obwaltet. Aber auch die 
Justizverwaltung muss von der Polizei Verwaltung, diese 
von der Finanzverwaltung gesondert weirden, nicht we- 
niger die Kriegsverwaltung von der Friedensverwaltung 
geschieden sein. Auch jene Geschäfte , die in allen 
Zweigen der Verwaltung vorkommen,"^ müssen abgelöset 
werden, sobald sie eigenthiimlicher Natur sind. Hieher 
gehört die Buchhaltung und die allgemeine ControUe. 
Sonderung des Fremdartigen ist der erste Sehritt zur 
Ordnung. Theüung der Arbeit die Bedingung ihrer Güte. 

Zweitens müssen die Aemter jeder Gattung ia mehr- 
fachen' Abstufungen vorhanden sein« Einmal fordert es 
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die Sinfenlaitdr tonr ^Eifl^dimi . . ziun Aügnoßmuk, . & 
müssen LocalbehördeiiirBcSiiy. ük bloss die^'flesddkfte det 
einKelnen Qstsbhaften betrafaen.':. lieber. emefAnanliLvoa 
Lioicdbehörden müssen sich KreishefaördeAjediebeDj »fdLchfi 
die €feechllfit0^ die sich auf ieinen ganzen .Didti^iGt ^beaäeb 
hen^ atutfiihsen. Ueber ibiiea befinden sieb in grÖÄsestt 
Steaten Arovinzialbehöideny die die Angfelegenhdten ekiei; 
Provinz jbesörgeft. lieber denProvinzialbehdrden stehen 
noihwendig Genftralbfebörden , weldie die i^lgemeinen Ge** 
Schäfte ab'maoken. Es ist zdr :guten YertheSInng rdiesec 
Behörden «ehr dienlich, wenii das Gebiet nach dem 
Umfang tmd der Bevölkerung gehörig eingetheilt ist« 
Zum andern wird die Abstufung der Behörden dadurch 
ndthwendig^ dass, im Fidle' ein Bärger dnreh die Unier** 
behörde das Gesetz nicht vollzogen glaubt, eilie Vor« 
stdllang ber: einer höhern Behörde angebracht .»werden 
kann. Stellen, von denen es keine Bemfiang gidbt, jtftüssell 
durchäos i^nr die höchsten sein. Es wac<eiii:bedeütendei 
Fehler in der Verwaltung der Alten, dass« fuc den soge- 
nannten Instänzenzug wenig gesorgt war« Für.die'öb^sle 
Lenkang dieser Stellen müssen Individtten besteibi w^ 
den, die unmittelbar dem Regenten zu Dienste (steheh^ 
(Minister), und in einem allgemdnen fitaaitsraihe die 
leitenden Organe sein*)» *"^'\. ^-'^ 

Drittens müssen die einzelnen Behöi^Jen ihtem Gö- 
schüftskreise gemäss gestaltet werden. Es giebt eift dop- 
peltes System in dieser Beziehung. Entweder ist die 
Form ier Behörde so, dass sie mehrere Mitglieder mit 
gleichem Stimmenrecht, unter einem bloss den Ausschlag 



*) y. Malchus^ der Organismus der Behörden. Heidelbergs 
1821. Th. I. S. 12. 
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jriMndflii Vontand aniwotit (Gollegiflisytiem); oder die 
Form, dir BeitSrde lü dio» dais ne entvedar nar ein 
«iualiMS bdividmun, oder meiirere individnen^mift Uoss 
borathendar Stimaie unter einem fireiverffigfenden Chef 
damtoHrt-, (fiireansyatem). Die coUegiaBsche Einriebtang 
der Beh5iden liat swei grosse Vorafige, nriunlieh eine 
gewisse Allseitigkeit der Debatten, nnd mne natntlide 
Borgschaft gegen willköhriiehes Yerftihr». Dagegen hat 
sie den Fehler, dass sich leicht nafthige Individv«! ein- 
nisten, (weä der Einzelne keine Yerantwortliehkeit hat;, 
nnd dasa die Geschäfte in die Lftnge gezogen oder Ter- 
dienert werden. Die büreanartige Einrichtung dw Be- 
hörden zeichnet sich durch eine gewisse Kurze des Ge- 
schäftsganges und durch eine bestimmte, vom Ehrgeits 
befSrderta Kraft der Maassregeln aus; dagegen ladet sie 
dieils anUnverlässlichkeit, theils an (Mberfl&chlieUceit 
Im AUgemrinen werden die Militair- Polizei- und Finanz- 
behörden biireanartig , die Justizbehörden collegialisch 
mnzuriahten sein. Ebenso verträgt eine Unterbefaorde 
eher die Jiüreauartige Einrichtung, als eine obere. Wenn 
die JMtnisier zusammen eine unverantwortliche Bdiorde 
|iiUen, so soll* die Einrichtung in der Regel collegialisch 
«din.v'Ein'Freiillierminister lässt sich nur in kleinen Staa- 
ten ganz rechtfertigen, weil hier die allgemeinen Ge- 
schäfte von einem Manne am ehesten fiberblickt werden 
kennen. Wenn gleichwohl England und Frankreich immer 
Pemierminister besitzen, so liegt der Grund kaum in der 
Yerantwordichkeit der Minist», sondern darin, dass in 
coastitutionelleQ Monarchien die Farbe der Verwaltung 
von so grosser Bedeutung ist. — - 

Viertens müssen die Stellen ordentlich besetzt werden. 
Nur solche Individuen seien anstellbar, die sich zum 
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Slftais£«Mfe beftliiget haben. Die EAlicUcek 4ttr Ami- 
i«r ist änc Kennseicheii dtar'foliftiMheiit Battbarev A«oii 
müasitt iwchaus mdbt meb^aisdnen bei deh BehMen 
angfMtteHt unenteiit.ale erforderHsh rind. Selbet «libftfol« 
dete AewatQ: aeUten Hiebt geduldet weideii ,' weftn m^ 
äbiecaäUig aind, .weil ihre Thätigkeit andre MgB madit^ 
und jedenfalla nnprodaetiT isti Besonders ist' diese Vw^ 
sieht in .abselvteii Monaxchieii nothwendig^ weil daselbst 
derZndräng za den Aemtem iaBi:;gr5ssteninU So zählte 
Dänemiupk im Anfange dieses Jahrhunderts nnr^ andert- 
halb BliUiönanJ^nwohner, und .darun^ über fttnürigtim- 
sendlndividttcn Ton der Beamtenktasse, dass der dreisslgste 
Mensch in diesen Stand gehorte *)• £s ist nicht snög- 
lieh 9 dass der Regent alle Beamte selber anstelle; er 
moss also die Esnennnng der snbordinirten Staatsdiester 
den Ministern, die der subalternen den Chefs derB^^r- 
den . übertragiBn. Je kleiäer die Distanz zwischen den 
Candidaten und der Behörde ist, desto gerechter fällt 
die Wahl aus. Die Localbehörden müssen mdglicbst 
den Communen angeboren, damit diese soviel selbststän- 
diges Leben gewinnen, als dar Staatsverband aidftsst. 
Die Communalämter müssen also durch die Wahl der 
Gemeinden besetzt worden; es ist genug, wenn der Ober* 
behorde das Recht der Bestättigung verbleibt. In Frank- 
reich wurden bisher alle Aemter von Oben besetzt, und 
schon darum konnte die Charte keinen rechten Segen 
bringen. Die Communen hatten gar kein individuelles 
Dasein, und wurden desswegen in eine stehende Oppo- 
sition gegen die Verwaltung beinahe geworfen. — Wichtig 
ist besonders die Frage, ob die öffentlichen Beamten 

*) Massel's StatiBtik der Eurbp. Staaten* Weimar 1822. 
S. 423. 
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«nofväiel «eili «oUm 4<er nibfat In den nkm Staaten 
wwdea die Atfmter gewUitHcb nor anf kane Zeit yef« 
Ikiitfni ttnd es kennfa< akÜt leieht anders ^erbbrem wer-* 
deayida Uüe Bekleidung' snm GenttSft.dier\Bfi]!gerreebtB 
fjriionlew/ Yiellakbt gründet sitb anf diese Zaitlichkeit 
dilr Aemtev.aaeh jene yerwandtsdiaft Ewisehen &r Jak' 
«asfontt^'ündder Form der SteUen, weiche flSilmann in 
eeiner Uitgeecbichte de» Staates nachgewiesen hat. Jedodi 
hat die Amovibilität iiatcr > allen UnsiläBdea die idblen 
folgen, dass der beständige Wechsel einerseks keinen 
ruhigen Gang d^ Verwaltung, andrerseits keine Be* 
nütaung der gewonnenen Einsichten snlässt^ Die neoera 
Staaten entschieden . sich daher mit Recht gegen die 
Amovibilität, und Hessen sie nur bei den ConuRönaläm* 
tern nnd bei den Ministerien xu. Gewisse Gemeindebeamte 
müssen wechseln, damit das Interesse an dmr Cbmma* 
nalverwaltung wach gehalten werde. Die Ministes mnaseii 
ohne Weiteres vom Regenten entlassen werden konneO) 
weit xwischen ihnen und. dem Regenten die innigste Har- 
4nenie herrschen muss. In constitationeUen Monarchien 
lard^i aUch die Stimme des Volkes znweilen Minister« 
wechsele. Im Allgemeinen ist es nicht, räthlich, die^Uni- 
sler sehr a^u» wechseln», denn die Verwaltung kommt dabei 
ins &6hwanken ; am allerge£ährlichsten ist jede Aenderung 
Sni.Ministerio, wenn, wie in Frankreich, die Stellen amovi« 
bei sind, und mit dem Chef das Personal sich ändern muss. 
Hättet! die Franzosen keine so wunderiiche Routine, die 
Verwaltung müsste schon zum Chaos geworden sein» 

Die Wirksamkeit der Behörden. 

In der Wirksamkeit der Behörden treten die For- 
men der vollziehenden Gewalt, die aufsehende, erken- 
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nend0 wi voUstreokende Gewalt , dtftitlich und selbst- 
ständig hervor. 

Die Aufsicht Ober die Befolgung der Gesetze wurde 
durch efn Missverständniss^ welches' aus der Zweideu- 
tigkeit des Wortes sich entwickelte, als Polizei bezeich- 
net» Wesswegen einige Rechtslehrer die Behauptung 
aufstellten, die PoKzei sei gar kein selbststSndiger Theil 
der Verwaltung. In diesem Sinne genommen wäre es 
auch dfe Polizei nicht im Geringsten, denn die Aufsicht 
auf die Gesetze ist bei den Justizbehörden so gut noth- 
wendig, wie bei den Finanzbefabrden , bei den Militair- 
behSrden nicht weniger am Platze als bei deit diploma- 
tischen Posten, und bei den Polizeibehörden nur darum 
auffaHender, weil sie den grössten Kreis der Geschäfte 
haben. Die Aufsicht über die Gesetze und ihre Befol- 
gung wird allerdings dadurch geschärft, dass eine be- 
sondre coftrollirende Behörde eingesetzet wird. Inzwi- 
schen kann doch jede Behörde nur insoweit die unpar- 
theiliche Thätigkeit verbürgen, insoweit ihre Glieder die 
Pflicht erfüllen, tn Zeiten, wo die Redlichkeit der Men- 
schen gesunken ist, will man sie durch mechanische 
Kanststücke ersetzen. Man beistellt Wächter über die 
Beamten, aber die Frage lautet dann ^wieder 

— quis cnstodiet ipsot 
Custodesf 

Die Aufsicht soll lieber von den gewöhnlichen Beam- 
ten, aber ferne von aller lästigen Aufpässerei und von ge- 
hässiger Angeberei sich darstellen. Oflfen und redlich 
möge sie vor sich gehen und nie zu der Ausartung her- 
absinken, die unter dem Namen der geheimen Polizei 
verrufen ist. Eine solche Gestalt der Aufsicht demora- ' 
lisirt die Staatsdiener; Entzweit die Gemüther; erfüllt 

22 
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die Barger mit Hau und Veraefacong; und verteieet die 
Behörden za ganz falzchen Einschreitangen. 

• • • ' " 

Die Sabtnmtion gewisaer Thataadien nuter daaGe* 
aetz, oder die amtliche Ericenntniazy ist daa gsotuüe und 
heiligste Geschäft der Behörden, Man hat aie nicht 
weniger falsch anfgefissst, indem man sie mit dena Ur- 
theilsprechen der JnstizbehSrden verwechselta» Wie die 
Aufsicht bei aUen Verwaltnngszweigen Tmrkonmitt» se 
auch das Erkennen ober das Yerhältniss swisdien den 
Gesetze und den gegenüberstehenden Thatsaehen. Indem 
eine Behörde irgend etwa» fordert oder ansfuhrCt nnss 
sie dasselbe bereits for gesetzlich erkannt Imben, Ein 
richterlicher Spruch tritt erst ein, wenn ein Zweifiel anf- 
geworfen wird» Das Erkennen wäre freilich yollkoQuiiea, 
wenn es nur eine mechanische Unterordnung des Factnms 
unter eine ganz bestimmte Regel erforderte, allein eine 
solche Vollständigkeit der Gesetze wäre nnr bei gott- 
licher Allwissenheit möglich. Daher sei den Behörden 
ein gewisser Spielraum gegeben« Sie sollen nur immer 
das Gesetz suppliren^ und nach der Analogie ihre Ent- 
scheidungen treffen. Darin liegt ja der grosse Beruf 
des öffentlichen Beamten! Ohne dieses wurde er «in 
lebloser Automat^ ein todtes Rad einer Maschine sein, 
und welcher edle Mensch wollte die Seele g^gen den 
gebräuchlichen Macherlohn dahingehen f Die neuro Staats- 
kunst mühte sich lange genug, die Räthe zu blindet) und 
geistlosen Werkzeugen herabzusetzen , wurde da» Urtheil 
darum gerechter, besser, treffender! *) 



*) Rehber^, Hbcr die Sfaatiyerwaltun^ u. s« w. Hannorcr 
1807, S. SU. 
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Die Volktreekung der Gesetze iff ein GescKäft der 
SftbakembeamteD. Man hetea dämm bfinfi^fiberseben. In- 
zwischen verdient es Aufmerkaamkeit, weil es unmittelbar 
die Bürger lierSbret; Es giebt Verwaltungen, die nur 
durcb 'die Kostspieligkeit der Vollstreckung, durch die 
Rofaheit derselben yerhasst werden. Welcher Missbrauch 
^rd nicht mit der.schrifdiobett Bescheidung der Staats- 
burger getriebenf : -«— Es giebt Länder, wo die Tinte 
der Kanzleien einen ansehnlieheii Theil der öffentlichen 
Einküi^te zer&isst und- noch dazu die Geduld der Unter«* 
tfaanen auf die Probe stellt. 

Damit die Behörden die einzelnen Sphfiren ihrer 
Wirksamkeit auf die ToUkommenste Weise ausf&Uen, 
hat der Regent versehiedne Mittel an^euwenden, die theils 
die Organisation der. Behörden, theils das Recht der 
^entliehen Belohnungen und Ehren dmrbietet 

Obenan steht die IMenstdisciplin* Der Regent hat 
die obersten Diener, zu bewachen; die Minister fuhren 
die Dienstaufsicht über die ihnen unterstehenden Zweige 
der Verwaltung; die Chefs der Beb^den sorgen, dass 
die Untergebnen ihre Pflicht thun. Jede Verletzung der 
Beamtenpflicht zieht eine angemessnb Strafb nach sich^ 
Die Absetzung soll aber immer nur auf eine iinpartheiische 
Untersuchung und Verurtheilung folgen. Die Weigerung 
des Creborsams macht in jedem Falle des Amtes verlu- 
fltig, wenn nicht ein Ungesetzliches gefordert wurde. 

Nächstdem ist die Beförderung zu erwähnen» Wenn 
nach der Anciennetät aufgerückt wird, herrscht nnr ein 
sehr geringer Anreitz zum Diensteifer. Das erwiesne 
Talent, die erprobte Verwendung sollen die einzigen 
Gründe einer Beförderung zu hohem Aemtern sein. Mit 
Nichten liegt darin eine Ungerechtigkeit gegen ältre Diener, 

22» 
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denn durch Ifttigeres, genügendes Wirken «nf einem 
beachrSnkteren Platte kapn kein Anrecht auf eia^i 
hohem nnd tvicbtigem Posten erworben werden» Es 
werden sich bei dem Avancement der Auszeichneten 
eben nur fähige Candidaten stellen, und das ist in der 
That gar kein Uebel. 

Die Besoldang dürfte unmittelbar daraiif feigen. Wenn 
die Staatsdiener keinen Gehalt belögen , so wGrde die 
Regierung in die Htöde der Reichen geliefert werden* 
Wenn sie aber nicht so grossen Gehalt bezidieB, dass 
sie davon kammerlos leben können, so wvd entweder 
derselbe Erfolg, oder die höchste Bestecliliohkeit, Pfficht- 
Vergessenheit und Untreue eintreten. Damit der Beamte 
knmmerlos existiren könne , muss er in der jfihiliehen 
Besoldung eine angemessne Vergeltung seiner Dienste 
finden, und zugleich eine Pension fKr sein Alter, oder 
fiir seine Vi itt%ven au gewärtigen haben. Es wäre gefähr- 
lich, wenn sich irgend eine Regierung des Pensionswe- 
sens entledigen woUte; alles, was sie aus haushälterischen 
Rücksichten vornehmen kann, besieht in der Stiftung 
und Unterstützung, angemessener Wittwen- und Waisen- 
kassen* Zulagen, besondre Gratificationen müssen spar- 
sam sein, weil sie nur ausserordentliche Dienste betreflhn 
können. Die Vereinigung mehrerer Aemter, um dadurch 
einem fähigen Diener mehr Einkommen zu verschaffen, 
sollte nur iti höchstseltnen Fällen geschehen, denn sie 
liefert in der Regel den Beweis, dass ein oder das andre 
Amt überflüssig ist, oder vernachlässiget werden muss. 

Den Beschluss machen die Antriebe des Ehrgeit^es. 
Der Ehrgeitz ist der Unruhe zu vergleichen, die das 
Räderwerk der Maschinen in Bewegung setzt. Je mehr 
der öffentliche Dienst zum Mechanismus herabsii^t, desfo 
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nothmrendiger ist es, den Eifer duveh äussre Reitzmittel 
zu beleben. Als Organe der Uegierung haben die Beam- 
ten einen gewissen Rang in der GeseUschaft; er soll 
ihnen gesichert werden. Inzwischen ist es geföhriich, 
nach Rasslands Beispiel einen Dienstadel aa creiren und 
ihn obenan zu setzen. Es dränget sich dann Alles zit 
Aemtern, um Rang und Titel davonzutragen, aber der 
öffentliche Dienst leidet den grössten Schaden dabei, 
und die Gewerbe verlieren nicht weniger. Ehrenzeichen 
sind eben so wohlfeile und minder bedenkliche Reitz- 
mittel. Jedoch . muss in ihrer Verleihung ein gewisses 
Mittelmaass gehalten werden. Fallen sie wie die Schnee- 
flocken auf jede Brust, so büssen sie alle Wirkung ein. 
In Russland ist es filr einen Beamten zwar eine Schande^ 
keinen Orden zu haben, aber eine besondre Ehre kei- 
neswegs. In Oestreich sind die Orden wahre Verdienst- 
orden, werden aber so sparsam ausgetheilt, dass sie 
ebenfalls aufhören, einen Sporn zu verleihen. Bei allen 
öffentlichen Auszeichnungen ist es nothwendig, die öffent- 
liche Meinung an dem Orte, wo das Verdienst erworben 
wurde, zu Rathe zu ziehen, damit keine Partheilicbkeit 
sich in das Spiel mische und die Leidenschaften ent- 
flamme«, Man hat die Bemerkung gemacht, dass die 
Ordensverleihungen von grossen Nachtheilen für den 
Dienst begleitet sind, indem sie das gute Verhältniss 
der Angestellten stören. Diese Nachtheile geben nur 
dadurch hervor, dass die öffentliche Meinung nicht ver- 
nommeä wird. 

Nach diesen Andeutungen über die gehörige Ein- 
richtung und Leitung der Aemter im Allgemeinen kann 
die Darstellung der Verwaltung nach ihren äusserlichen 
Unterschieden erfolgen« 
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Die innre VerwmltuMg, 
Sjsteme derselben. 

Die Venvaltang der inaero Angelegeiiheitan ioina 
auf wie zweifache Weise eingericlitet und bebiebmi 
werden. Entweder wird aoe dem Mittelpunkte anatge- 
gangen, und aaf die ia der Peripherie liegenden Pmiktie 
in gerader Linie hingewirkt; oder der Umkreis wird ia 
gewisse Flächen abgetheilt, und aus den Mittelponkim 
dieser Flächen eine Verbindungslinie siun Centmm des 
Cranzen gezogen« Entweder werden >die BebSrden nur 
nach den Gescliäften unterschieden , überall gleich ge- 
staltet, alle unter dieselben Centralbehdrden gestellt ; cnier 
die Behörden haben in verscliiednen Theilen des Staates 
eine verschiedne Einrichtung, einen verschiednenGeschäfite- 
kreis, und unterstehen verschiednen, den Provinzen eigen- 
tliürolichen, höchsten Instanzen. Das arste System der 
innein Verwaltung heisst das Central- oder Realsystem; 
das andre heisst das Provinzialsjstem, *) 

Das Centralsystem nimmt den Vorzug einer mecha- 
nischen Vollkommenheit in Anspruch. Wie in einer Ma- 
schine ein Theil in den andern greift, jeder aber in 
dem bestimmten Kreise sich ungehindert bewegt, ohne 
den andern zu stören, alle Theile von einem Punkte aus 
beherrscht werden können : so uild nicht anders sollen 
die Behörden zusammenhängen, wirken und gemeinschaft- 
lich geleitet werden. Es gehört offenbar eine bedeutende 
Kunst dazu, ein solches Werk zu bauen, und es kann 
daher für einen Beweis der politischen Ausbildung an- 
gesehn werden. Inzwischen hat eine solche kunstreiche 
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Yfrwultung gegen Uch» 4ass sie alles Leben an einen 
Ott diängety und der Hauptstadt des Staates alles Mark 
aus den Provinzen znfuturet« Die Capitale höret sehr 
leiebt auf, das Hers des Landes zu sein, von wo das 
Blul nach allen Richtungen sich in die Glieder verbreir 
.tet, und wird vieUnehr ein Polyp, der alle Kräfte absor- 
bi(| und verdirbt. Ferner duldet die Central Verwaltung 
wenig oder gar keine Rücksicht auf die Individualitäten 
der Länder und ihrer Einwohner. Sitten und Gewohn: 
heiten, Sprache und Religion müssen auf die Seite tre- 
ten, damit die Gleichförmigkeit der Verwaltung Pletz 
greifen könne* Daher muss in Staaten, wo verschiedne 
Stämme wohnen, wa die Tbeile eine verschiedne Ver- 
gangenheit besitzen, der höchste Widerwillen dagegen 
sich ankündigen« Ja die Centralisation aller Behörden 
g[iebt dem Minister eine so grosse Hebeikraft, dass der 
Despotismus, der aus der Verfassung getrieben wurde^ 
in der Verwaltung sich leicht ansetzen kann. Desswe« 
gen waren.es nicht immer kühne Reformatoren, wie 
Friedrich, Joseph oder Napoleon, sondern auch gemein- 
herrische Naturen, welche diesem Verwaltungssysteiiie 
xustrebten« Der Despotismus, bemerkt Montesquieu, kann 
überall keine Mannigfaltigkeit leiden, sondern wünscht 
allenthalben nur das Eine, das ibm gefallt und beliebt, 
anzutreffen^ 

Das Provinzialsystem hat im Gegensatze zu dem 
Bealsysteme ein repuhlicanisches Princip in sich. Es 
zchont über alles die Sitten, die Sonderrechte, die Eigen- 
thümlichkeiten. Es bringt aber zuweilen der Mannig^ 
faltigkeit die Einheit, der Vergangenheit die Gegenwart, 
der Gegenwart die Zukunft zum Opfer, denn die TheHe 
des Staates werden in ihrer schroffen Fremdartigkeit 
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erhallen, die Versuche der AnnäfaeniDg und Aösgleichimg 
ganx unterlassen. Ferner muss der geringe Nachdruck, 
der der Regierung in Bezug auf die provincidlen Be- 
hörden xustehet, grossen Verbesserungen, die aus dem 
Gesichtspunkte der allgemeinen Wohlfahrt ausgehen, 
öfters unubersteigliche Hindemisse in den Weg l^en« 
Endlich föllt in die Augen, dass die Provirndalirerwaltiing 
einen grösseren Aufv^and nach sich liehet, der nicht in 
allen Fällen durch die bessere, mehrfachre Verwendung 
aufgewogen wird. 

Im Allgemeinen würde sich schwer entscheiden las- 
sen, welches System die innre Verwaltung befolgen solle. 
Allein sobald auf die besondem Verhältnisse Rücksicht 
genommen wird, ist es leicht, ein bestimmtes Uitheil 
abzugeben. Wenn der Staat keinen bedeutenden Um- 
fang hat, wenn die Sprache, die bürgerlichen Veriiält- 
nisse, der frühere Zustand dieselben sind, so wird dem 
Kealsysteme der Vorzug gebühren. Es kann unter diesen 
Voraussetzungen alle seine Vortheile entfalten, ohne 
dass irgendwas die möglichen Nachtheile hervorrufen 
müsste. Dagegen muss das Provinzialsystem sur An- 
wendung kommen, wenn Terscbiedne, gleich stvke Volks- 
stämme im Lande wohnen, welche mit einander wenig 
oder nichts geraein haben wollen, oder wenn die Regier 
rung neue Provinzen acquirirt, die ihre frühren Einrich- 
tungen beizubehalten verlangen, endlich, wenn der St^at 
einen gar zu grossen Umfang gewonnen hat. Wenn 
der Sitz der höchsten Behörden den Bürgern gar zu 
entlegen ist, da sehen diese sich den obern Behörden 
ohne höhre Aufsicht überantwortet und müssen Zeit und 
Geld in reichrem Maasse daran setzen , wenn sie ihr 
Recht in der letzten Instanz suchen wollen. Sollte zufällig 
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den Bürgern selbst keine Beeinträchtigung widerfahren, 
so mfisste doch der Gang der Geschäfte verlängert und , 
verzögert werden. Die russische Regierung kämpft mit 
doppelten Hindernissen, seit das Centrum der Behörden, 
statt in der Mitte des Reiches, in einer Ecke desselben 
sich befindet, und sie entschloss sich bereits, eine See« 
tion der Centralstelle in die alte Hauptstadt abzusetzen. 
Allein bei jedem Schritte, den sie in der Administration 
vorwärts thut, muss sie erkennen, dass sie nur bei dem 
Provincialsysteme stehen bleiben kann. 

Je mehr das System der innern Verwaltung, wel- 
ches eine Regierung zu erwählen hat, von äussrem Um- 
ständen abhängt, desto grössre Sorgfalt muss der Yer- 
vollkommnung der einzelnen Zweige gewidmet werden. 
Das Ganze wird ja auch verbessert, wenn die einzelnen 
Theile nach Kräften gefeilt werden! Es genügt, einen 
Blick auf die Organisation und Wirksamkeit der Justiz- 
Polizei- und Finahzbehörden zu werfen. 

Ueber die Justizverwaltung. 

Der Grundsatz der Theilnng und Aussonderung der 
Geschäfte findet bei keinem Theile der Verwaltung eine 
so strenge Anwendung als bei der Organisation der 
Justizbehörden/ 

Der Justizminister muss durchaus kein^ anderes De- 
partement unter sich haben, und keinem andren Minister 
unterstehen. Aber eben so wenig darf er selbst in die 
eigentliche Rechtspflege eingreifen. Er organisirt die 
Gerichte, ernennt und besoldet die Richter, verwendet 
die angewiesenen Fonds, hebet die Collisionen zwischen 
den Behörden, führt die oberste Aufsicht über sie u. s. w., 
aber unter keiner Bedingung darf er auf die gerichtlichen 
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Urtheil* influirMi* Di« €eri«hte H^iMm In Uimo #igMi- 
thimlicliea Funedoneii anabhäogig daatehn. Sie Imbea 
jetit gewöhnlich eine dreifache Alistafuog; in der Tiiat 
ist eine dreifache Instanx die vemSnftigvtey denn aaf der 
einen Seife wird den Bürger die MdgUciüceit der hobera 
Berufung dargeboten, auf der andern Seite daa Endnr« 
tfaeil nicht au weit hinaus geschoben. Die Eiariehtung 
soll durohaus coUegialisch sein« Kann sie nicht Statt 
finden, so milssen Unterschiede swisdien den Uoterbe- 
hörden gemacht werden, Wechsel^ Handelssacheii vu a* w. 
müssen an Gerichte gewiesen werden, die eine genügende 
Organisation besitsen* Ob auch für die Polizei- Fiaanx- 
nnd Mäitairsachen besondre Gerichte bestehen sollen, 
darf nicht erst gefragt werden« So weit es thunlidi 
ist, sollten sie den eigendiohen Justisbehörden zugesdlt 
und unter den Jnstizmimster gestellt werden« Patrüno- 
nialgerichte wurden durch ihre scUechle Einrieht«ing, 
durch verk^rte Ansicht derselben yerrufen« In der 
Wahrheit ist nichts dagegen einzuwenden, dass ein Theil 
der Unterrichter von den Communen selbst, oder auf 
den Grund frührer Vertrage von den Gutsherrn erwählt 
und unterhalten werde« Inzwischen können diese Ge- 
richte, die im Beginne des Staatslebens sich hervorbUden, 
gewöhnlich Ton ihrer kümmerlichen Gestalt sich nicht 
befreien, und nöthigen dadurch die Staatsgewalt, sobald 
sie alle Theile einmal durchdrungen hat, ihrem Daseip 
ein Ende zu machen. Das Einzige, was ihnen ein dauer- 
haftes Gedeihen zusichern kann, besteht in der Institu- 
tion der Geschwornen, die ihnen anfanglich eigen war, 
und nur durch den Missverstand der Zeiten entrissen 
wurde« Man konnte mit Recht daran zweifeln, dass eine 
Jury bei den besten GerichtscoUegien noth wendig sei, 
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denn via mSgen MSnner ohnk ordmitUche lUcktsbildang 
ein CoUegium gebildeter Richter erbosen f Man dürft* 
sie ^uf die Criminalgerichte beschränken ^ weil hier der 
Beweis selten ganz vollständig gefuhrt werden kann, 
und das ,^ Schuldigt' oder ,, Nichtschuldig ^^ am besten 
aus dem Munde des Volkes ertönt. Allein wie mochte 
man fibrarsehen^ dass neben allen einzelnen Richtern, 
und vorzOglich neben solchen, die die Einwohner eines 
Ortes oder eines Bezirkes entweder in der Person des 
Grundherrn oder anderswie einsetzen, eine Jury noth- 
wendig bestehen müsse, und dass sie eben nur darum, 
weil die englischen Gerichte gross^atheils ohne Zu- 
thun der Regierung hergestellt wurden, zu den heilsam- 
sten und durchaus unentbdbrlichen Institutionen des brittl* 
sehen Reiches gehöret? Die Geschwornen konnten nur 
in einer Zeit verkannt werden, wo sich alles beeiferte, 
d^n Regenten zu einem Diener des Volkes zu machen, 
aber dafür ihm alles, was das Volk pflegt und liebt, 
denkt und besitzt, in die Hände zu spielen! Unerklär- 
lich ist die Gleichgültigkeit gegen die Untergerichte, 
während sie gerade die Hauptsache der Rechtspfleg» 
enthalten! 

Was den Vollzug der Justizgesetze betrifft, so ist 
es merkwürdig, dass alle Staaten darin zusammenkom- 
men, die Aufsicht über die Befolgung der Jnstizgesetze 
den eigentlichen Justizbehörden zu entnehmen. Dad 
Rechtsprechen wurde für etwas so heiliges erkannt, das« 
die Behörde nur zu sprechen haben sollte, wenn eine 
Klage oder eine genügende Anzeige von Aussen vor^ 
gebracht worden. Die Themis ist auch darum blindl 
damit ihr Wort nur auf eine fremde Aufforderung, wiif 
ein Götterausspruch erschalle! Die Erfahrung zeigte, 



348 



dam diese Aiuicbt sehr richtig und wohhhätig ist. ln-> 
zwitchen darf nichts übertrieben werden. Bei bürgerli^ 
eben Sachen soll offenbar die Jostixbehorde in keiner 
inquisitorischen Methode su Werke gehn, und nur, M^enn 
geklagt wird, richten und was eingeklagt wird, erkennen. 
Allein muss die accusatorische Methode darum so weit 
ausgedehnt werden, dass das Gericht Jemanden, der eine 
Schussel einklagt y gs^n« und gar abweisen soll, weil er 
nach den Acten nur einen Teller einzufordern habe! 
Wäre es nicht besser, den Rechtsstreit zwar mit Rück* 
sieht auf die Forderung, aber auch mit RScksioht auf 
das factische Yerhältniss zu entscheiden? Wenigstens 
würde dem Klägmr eine neue Klage, dem .Richter eine 
neue Entscheidung erspart Für die Strafgerichte lässt 
sich kein andrer, als der inquisitorische Process denkeo. 
Inzwischen ist es gut, dem Richter keine anUägeriscIie 
Rolle anzuweisen, sondern einen Staatsanwald ISr die 
Aufsicht über die Befolgung der Strafgesetze und for 
die Anklage der Rechtsverletzungen zu bestellen. Durcb 
diese Institution wird zugleich das Verfahren veredelt, 
und zugleich dem Justizminister ein Organ für sein Auf- 
sichtsrecht ertheilt« 

Das richterliche Erkennen muss ganz unabhängig 
vor sich gehen« Es muss aber auch unpartheiiach und, 
so viel wie möglich ist, schnell geschehen« Es ist dess- 
wegen von der höchsten Wichtigkeit, in welcher Art i 
verfahren wird« Das eigenthümliche Streben nach vdl- 
standigen Gesetzen, die besondre Bildung der Richter 
und noch anderes mehr, so aus dem römischen Staate 
in die sueuern Reiche überging, gaben dem schriftli- 
.eben und geheimen Verfahren die grösste Ausdeh- 
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ttüng. Man sagt*), dastf bei sdiriftlidken üBd geheimen 
Verhandlc^gen ',der Richter mit den Partheien nicht so 
befreundet werde, um seine Gleichgültigkeit su verlie- 
ren ; dass die Partheien ihre Antworten besser überlegen 
und von den Vertheidigungsmitteln besser^i Gebrauch 
ataehen können; dasa daa 1Jrd»eil auf Urkunden sich 
stütze, die feststehen; das« die Beurtheilnng ohne Men- 
I schenfurcht, ohne Zerstreuung vor sich gehe; und dass 
endlich die Partheien in der Regel ein Interesse daran 
; hoben , die Sache bei verschlossnen Thnren - abgethan 
, zu sehen« Incwischen kann man entgegnen, dass die 
I Partheilichkeit, die durch die Berührung mit den Partheien 
i entspringen muss^ in der Oeffentlichkeit ihr hinreichen- 
» des Gegengift findet. Möge immerhin alles, was die 
, Partheien ztn Papiere geben, besser bedacht sein, so hat 
, doch die übergrosse Schätzung der Schrift etwas Bedenk- 
liches an sich. Es gehört eine gewisse Hofassprechung 
der Wahrhmt und Wirklichkeit dazu, um den Satz nach- 
zulallen, dass nichts in der Welt sei, was nicht in 
den Actto stehet! Auch ist nicht zu begreifen, warum 
die Gegenwart einiger Mg^ner aus dem Volke den Richter 
einschüchtern müsse, da ja die Berathung auf jeden Fall 
bei geschlossnen . Thüren geschieht? Es lässt sich eher 
denken, dass die Abwesenheit jedes Zuhörers und Zu- 
schauers die Aufmerksamkeit der Richter einschläfert. 
Die Partheien können nur in wenigen Fällen eine Ge- 
heimhaltung des Processes verlangen. In der Regel 
müssen sie die Gegenwart von Zeugen wünschen, da 
sie die höchste Uopartheilichkeit der Richter zu Wege 
bringt, und in jedem Falle selbst bei der Untersuchung, 



*) r» Reibnitz, Ideal einer Gerichtsordnung« I. S» 121. 
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«ttf weldie Irfch ilat llrdi«il stüHM toll, sqg^gan aeia 
woUmi* Man darf also das aehiiftlidia md gAmme 
VarfahiMi mir imtar gewiaaeii YoraouatsaiigeB ▼arthai- 
digan; aber kaineawaga ubarall Tonchreiben« Es liul 
sieb bei einer tbeokratiseben Verfassvng reehtferdgaB, 
weil bier daa Gdiaimniea allea wie in einen nichdichqi 
Scbleier hfilleC, nnd mit einer abaolntenMonarebla ▼•rainba- 
lan, weil bier daaReebt ebenfalla ans einer bob*rait QqaDe 
abgeleitet wird; allein unter keiner Bedingung stimmt 
et m einer repnblicaniseben oder kdniglicben Varfaaanng, 
weil bier die Nation ein Anreebt auf alles daa baaitet^ 
was för die Yerbreitong der Geaetekonde, jRir die & 
böbnng der Emaiebt, f3r die Belebnng dea dffmtlicben 
Geiatei notbwendig urt. Nocb Niemand hat. jedoch be- 
aweifdt, daaa die aohriftliebe nnd beimliebe Rechtspflege 
dem Fortbeatehen dea piditiacben Sinnes nur serstöfenik 
Einflösse ha?eiiet. 

Das mondlicbe und öffentliche Verfahren smchnet 
aich durch eine Bildsamkeit aus, die allein im Stande 
wäre, for seinen Anspruch auf die höchste Geltung zu 
seugen. Welch ein Unterschied zwischen d«r MöndlidA- 
keit und Oeffentlichkeit bei den Wilden, in den germa- 
nischen Wäldern, in Frankreich nnd in England ! Wenn 
man so viel dagegen einwendet, so geschieht es fast 
nur desswegen, weil man eine bestimmte Form dessel- 
ben als die absolute betrachtet. Man wirft nehmlich 
ein, dass bei Terwickelten Fällen die mondlicbe Ansein- 
andersetsnng nicht zulange ; dass die Hnlfsleistnng ge- 
wandter Anwälde erforderlich und bei der Gewalt der 
Beredsamkeit dem wahren Recht gefilhrlich werde; dass 
die Anwesenheit vieler Leute den Partheien in vielen 
Fälbn eine Kränkung bereite, ihre Ehre, ihre Scham- 
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haftigk^lt ulbufiiinpfe; dass^ ^ie Zuhörer iiild Zdschiraer 
k^iiie sitibr* Gonf rolle des Geriehtes darstelleii, aber Zelt 
and 6eld selbfit verlieren und auch diePffirfheien beidee 
verlieren machen, weil der Procetii langwieriger und 
kostspieliger ausfallen muss» Allein wer fordert denn, 
dass von der Schrift gar kein Gebrauch gemacht Werde? 
'^ Wer darf die Hülfe der Rechtsanwftlde als ein Un- 
glück bezeichnen 1 Wer ihre Beredsamkeit för ge&hr- 
licher halten, als ihre Feder und ihre Verbindnngen boi 
geschlossnen Thürenf Können nicht gewisse FfiUe, 
welche die öffentliche Sittlichkeit beleidigen, oder die 
Ruhe der Familien am sehr stören , heimlich verhandelt 
werden? Ist denn der Begriff 'des Sittsamen und Schick« 
liehen überall derselbe? Weis man nicht, dass die Pu- 
blicität die falsche Scham beseitiget? Dass unter ihrer 
Herrschaft die Menschen gewohnt sind, gleichsam in 
gläsernen Heusern zu leben , zu handeln, zu unterlassen? 
Gesetzt, dass das Publicnm auf den Gallonen über sach-* 
verständige Richter nur eine zweideutige ControUe üben 
kann, ist nicht damit unendlich schon gewonnen, dass 
das Volk die Ueberzeugung gewinnt, es werde auf die 
Gesetze gehörig gehalten, ohne Ansehn der Person, vor 
aller Welt Augen gerichtet? Wo kürzer oder wohlfeiler 
das Recht gesprochen wird, kann erst dann zur Frage 
kommen, wenn an beiden Orten gleich gut, gesetzmässig 
und unpartheiisch Gericht gehalten wird. Dann durfte 
die Antwort wohl zu Gunsten des mündlichen und öffent- 
lichen Verfahrens ausfallen *)• Die Justiztabellen des 
preussischen Staates vom Jahre 1826 lehren wenigstens, 

*) R. V. Fenerbach, Betracht, aber die Oeffentl. und Münd-> 
lichkeit der Gerechti^keitspflege. Giessen 1821. S. 86 —^ 
95; $. 251—302. 
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dfuii Ton den CivflprocesMn, die bei den alten Oberge« 
richten^ schwebten, drei Funfiheiie abgemacht, zwei Fünf- 
theile wieder übertragen wurden, das« hingeg^i von den 
Civilprocessen, die bei den rheinischen Gerichten schweb- 
ten, eilf Zwölf theile entschieden and nur im zwölften Theile 
auf das nächste Jahr geschoben worden! 

So gewiss in consfitntiondlen Monarchien und Be* 
publiken die Nation die Rechtspflege als eine offeodiche, 
allgemeine Angelegenheit belmndeln mnss, so g^ewiss 
kann in solchen Staaten nur das eben besprochne Ver- 
fahren Platz greifen. Allein es lässt sich wohl die Be- 
hauptung vertheidigen, dass die mundliche und öffentliche 
Rechtspflege auch in absoluten Monarchien mit überwie- 
genden Vortheilen eingeführt werden könne« Denn die 
Gerechtigkeit ist nach dem Wahlspruch eines lebenden 
Monarchen die Grundlage aller Monarchien. Alles ist 
daher mit dem monarchischen Princip in Einklang, was 
die Gerechtigkeit zu befördern vermag« Nun aber wird 
wohl Niemand anstehen, der Mündlichkeit und Oeflfent- 
lichkeit den Vorzug Tor der Schriftlichkeit und Heim- 
lichkeit zu ertheilen, da einerseits die Partheien bei dem 
Vortrag, auf welchen sich das Urtheil gründen soll, zu* 
gegen sind, um der Vollständigkeit und Richtigkeit ver- 
gewissert zu werden, und andrerseits die zuhörenden 
Individuen eine Förderung des Rechtssinnes, eine Stei- 
gerung ihrer Meinung von der öffentlichen Gewalt ver- 
spühren. Allerdings wird die Theilnahme an der Rechts- 
pflege den politischen Geist wecken und verbreiten, 
allein jede absolute Monarchie muss ja ohnedies früher 
oder später, bei der menschlichen Unvollkommenheit der 
Regierenden und bei der steigenden Kultur des Volkes, 
in eine constitntionelle übergehen. Es ist für die grosse 
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SBdie.'>de0 ibobafoftlsetiM Ptlüoip»' Mn Bedentuog, wen» 
dte ^ Ktotk dfo (ESntwtißlÜin^ hi^Ait* niederdrückt , «oitdera 

Die Voilstreckang oder die ÄmlttraiijgfdM dchtdr^ 
liehen Urtbeiles kann dem Richter selbst nicht übertragen 
werden $ 'ohne ^sein lieitiges' CieschäJflt nerabzuzieh'en and 
ikn «ellMi «nanelieilki'¥iirttiiiUigiingisn -tl^ <m stellen. 
Et dstf ' nur ^dM Jttehfitkimr ^etetr^« cSn* fremder Am 
ntdsstidbi'Midithren.« M^gVM miPtrfl*e'<rolie'Tau9e sdli; 
rtt'weMtei'dMVieifMrkklblMng de^'l^^dhes gelegt wird^ 
]|j5ge: «ib 4nimaiter ^eilrtP dito Yors^riften<>d^ gerieitt«'' 
UehenrrEitaMtiM dteiifenl- IKe -Volkrtreekoiig ' des ge*^ 
fMltlidiM!'tfiKb^'iiik$tt«<Af^^ enthalten, vfit§ 

nicht in dem Spruche selbst enthaltth ist. W^A z.- R- 
Iimidndditar 'KatMflg «öftdtknint' tvtird , iönM die 
B«e«$iitiM- ntti*' sein- V^^mSgea betrciffiin, nnd keineswegs 
di^<MrfiM^ bMllur«Jkr.j<Mntf}:.w«r'dle Mittel zn'^xahlen' 
«MlNh^keiltRtf,*^ ki^nr*'Bie^iiii''£[ei&ngtiinsi aoeh nicht be^ 
idükSMi- Wdr '•ii;}vMtehk,fi^vfi;il:)äe^^, iiift der Haft' rä 
eiflfcmiMAn9^m^bil«4^ffenbarm^ ifielm%b|t bii Zeiten tonf 
di# IQttiiht'dentenl« ciSoUen die VerWfiOidCttr »r ZiaUan^ 
kMNIglib^'iierAein, «c(*lte|ft^atin «kle Mj^[eM^I6 Absliehtv 
dMniNMiMUid darSriir^imi «ritte P^MOnlelÜett« — PeiMir« 
muss di4*¥dUi»«recbiiig «kitJer iii5glSdSMett'8i$faneBSgk«i^^ 
vor sich gehen. Das* iÜMbcil' selbst bednrfte einer reifen 
nni Uhgorlt JidkefUguag^^t' die- Aimföluning '- dessdben 
Ueleil^kelie'iSlAwi^iglfeitbii 'me^^ lifdeni man soge^ 
if^^bvieolialiga RUckB{idh«ftn mf den unterlegnen Thetl' 
TOilictafltiMf hlUt muii' Aeti Rechthdbep durch Fristen nnd 
äh«H«h«:iMiCtel Ober: dieCrebübt hin, nnd vereitelt oft 
den richterlichen Spruch durch seine verspätete Anwen« 
düng. Endlich mnss die Vollstreckung nicht zu kostspielig 
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lange beschneidet und genietit, bis dcto Ptttbeien i^mrM 
nur wi^« fibng JUMkc:«' 
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lieber d,ifi, Poli^ieiv^rwaltung. 

r,. Die . n^r^wftmM AnitdMa jtendieAeJüsel Mbea mt 
^ OrgBmuUkti0n. ii^mc |lebilrdNiJMB«lktigifii)itarirkeB 

Anblick ^i^ervilyMlfiiiieilgeiviiil^ 
bi«itenK 4a .niAtf die P0li»$t* eki.iakAmJim iteff^ala 
daejemge di^hirteV wUft. iiicht><i|«ifoif» ivif ..wAlHaffbbcK 
«uf den W^gp der:;ye fheft ti m mg:iar>.#i». ericItofcymHa 
qifebte anders 9eiD ikaiui! . .. . ' ,.i<,u nl ^ > 

*: Dil« totale YiMicbiA^uiik^ift.^ftw^bMk 4en.4refcfiChiik 
len der PdUeei mmhi e& ABcbt.i«(i|nitf,j*ätbbckW;^flWA 
^insigen MiniHir dhmk za. r beirchtf|jg«u : Am-.M MW ii^ 
vs^fe es wQU^.weM ein Miniitec'^a «fei^ Sfilä»^4tMi^ 
^ber flr jeden.iZwi^ eilien^ ttigoM^Gtof bWelb^^TiAid 
j^ bloss dkl Auftieht übet. die Cbeb/ idie» B wif^ iHi g 
ihrer CöUisiüoen, und den Veikdhi<.miit.den fihulgili^ Mi- 
nistem TorbejUeltek Oie C%e& :4er; di»i P«lkMg«lifuigen 
wBssteii n^iJUtUeh lyich. im Staats W' und iMinsüsfrariw 
Sitz und b4t9the»d^ Stimme, haben y and ind^h drei 
CeDlralstellen das. Pjtäsidiam: führe A.;': ' . . v 

In den gegenwärtigen ^tn^en iit .der. Afinifirter* der 
gesammten PoUsci gewShnlißh; >sls: Minister des /Iomth' 
bezeichnet. Je grösser die Stsmen sind « deüo ..apieiw 
Geschäfte Werden ihm abgeoomelen und besondeni Mi- 
nistern übertragen. So giebt es djena. neben jAem'S«ie- 



*; V. Reibnitz a. «. O. I. 312. 
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kannten MtAkti^si» d«a Innern noch etn^s für die me&ten 
Tkeile deir Sicherheitspolizei, idAes für die WbUfahrt 
(Handel und Clewerbe^, eines fSr die Kiilfiir. Das Üetztre 
senpaltet siefar 'attw^en- aufs Neue and endässt zwei 
-setbstötändiger-Mätiiiterien) des Kultus und der Aufkläranff. 
Mancbiirid wird- äudi die Medidoalpolizei mit dem^Mi- 
nist^o der Kottür . varbunden. £9' bedarf keiner' iBtL 
-«vibnimg^* dasa darcfa solche gro^s« Späftong die Orflnon^ 
flieht imin^ belSrdert,^ aber in JedeurFidle def j(aÄvand 
tliigemein'vergrdssertwird«' Je mMur sMibstfiftändige Z\veig^ 
der PoIuEei gebÜdc« w^rdetlv *Ji*o» ' vbllkommAer will 
Joder sich d«rsl^e»^ und erhebet xü ^Aem K^diweH^ 
d^en; was -teiuui in äHer' B^aiehmig i\n PMfzIicfaei hi 
Je kleiner der 4Sreis eines* MinisteMüms iit, desto mefaf 
^vel^eft^ es ^ieb* ia ^Elnzelnhettet^. '^ ' ; *- ^ > ' "--y 
- ; öieiftBttalb*h«räe fördie PolizÄpflege (unter tieirt 
MaiAenr-RegierilV^ bder<^berniüik^ in den meif. 

«sanäätaaten gef#e1inlicbiiia^ ili''iß^rS%<^ionen; W dft 
fiMielrhrtr^-füi^ dia Wddfehrt; üi»fuf ^dfe^ Enlt&h Ztf- 
«raflaaiäM bbcfc das M3d*cin&lvv^s^tf '«ftet einen tfesori^ 
dam'^DijfigMi^en gestellt; inaüchlüMl^^aiHilT 'die S^ciiön f& 
dieKnttür ki dia'des€ttterridltt^'4tfiffah die des KiKchblk 
^aAMi» aufgelöst; öfters fSr die^üftiftd^ Sicbei'heits^fie^e 
^i»e i aelbsfötttadige - Directiott Im geordnet. Die - K^ei^. 
und Loealstellen bedürfen einer* künstlichen Gfi^detäi!^ 
mneniger, da nur in grdssern Sitädtto der Ueberblick er- 

sahweret iiit. ■ * . -* 

Die Einrichtt^g dler Polizdstellen ist am besten 
biireauartig. Hier k^Ufmt es eben- ^ s^hr auf rascheb und 
sopplirendea Ergreife vorübergeheiidfer Maasstegeln, al* 
auf genaue und wohlfiberlegte' Anwendung stehender 
Gesetze an. Da jedoch die Geschäfte sehr difieriren, 

23 '^ 
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80 muM der CM^.ileic ^tfiXiß mit wiec gtnOgeiidMi .ZaU 
unleuicfateteir Jll^the ^i|ingeb«n acuUi. Nw die Kreiset^Ueü 
lind manche LocfilsteUen koaiieqi Mwi mit EimseliteA 
J^efetzt^ werden^ Die .gliedern SteUm ,lliHS40a oater jeder 
Bedingm^ dur^k die Wahl der C!eiaeiii4eQ besetat wer- 
dea, wena .nicht .die wichtigsten Fancdeaen fäneraeils 
iiapo|»i]lör| andr^^s^tf 29, ko|ia(|ielig werden aollen« . In 
vielen Ländern aind- 9i^hon alU Kvei^atellen . mehr .oder 
Wftnigfuc dßr freien .Wahl d^ ^t^afaMülg^lr kiogilgahi«!. 
JEntwe^er steht dem fiirstUcbea Kreiara^ (I^Jreiafaaaptr 
piann». Laijidratb) eiaa heratbende yaraamailitng der an- 
gfsp^saaen Eipyvpl^i^ ^ur« Seite,. oder er. selbst wird^von 
den Einwohnern dißsB^eifes ge>k'ttl|it.nnd>;voii-ider böhern 
Behörde nur bpstättig^li Je ertUeher^dilB Verriehtailgea 
der Kreisstelle sind, desto ba#ser kit ea^- «ie..gans...Telk» 
thfun]^ au inapbei)., Dabei;. v^dientdjiaAeablllaiig feines 
Kreisvorstehers aus d^r. M^tte detf Einwohner den «Ifofr 
ff^. .Um. seioer Naqblllfsigkeit :VP^2i|bengeii und .4aa 
j^efiieinsame Beate wahranaehmaaf köaitei^ iminen Kceiiv 
yersammlangen> d^r ^ngesessnen Einwohner Plats gretfee^ 
Qie, Gemmndaverwaltnpg mafif sifh nach dem IJai{ang» 
4fr Communen, yerschiedea ofgjinlairep^ abe< fiberaU ao 
iriel wie möglich aUe Kla^iaeii der Einwohner beschäftagieaii 
Beim Armenwesep l^ni^Mi sehr wohl die Frauen» beim Silr 
tenwesco 4iePrie9t^i;a|pen Theilder Geachäfteiabernebmeo» 
Die Wickf amkelit ; der Poliaeibehorden 'stöast. mal 
die grössten Schwierigkeiten. Die Justizbehörden ha« 
ben das festie .!^iel ^es, Rechta y^r Augen , das Gesetz 
jor ewigen Richtschnur. Die Poliaeibehorden sehen da- 
gegen das steroenbohe, ewig bewegticbe Staatswohl äher 
sich» mehr andeutende «ds bestimmende, yerschriften yor 

« 

sich. AUe Augenblicke kommen sie in ^e Lage^ durch 
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ihr« Handlangen die Gesetze sa verToUstfindigen ^ Amk . 
Umständen anzupassen, zu Terbessem. Daher gehören 
zu diesem Zweige ^der innem Verwaltung die feinsten 
Köpfe! Im Allgemeinen llsst sich ein doppeltes Gesetz 
f&r die Wirksamkeit der Polizeibehörden angeben. Sie- 
müssen nehrolich von Allem abstehen, woraus eivUeber 
entspringen miisste, das das beabsichtigte Gute niohi^ 
nur fiberbieten, sondern selbst T^hindern würde:, vn^ 
sie dürfen nidits vorkehren, was sie nicht ohne Chfahr 
för den Credit der Regierung unter den au^ekliBten« 
Bürgern wagen können *)• Wie die Gesetzgebung auf. 
diesen eigenthümliehen Beruf der Behörden keine Rück-» 
siebt nimmt, oder ihn wohl gar durch kleinlicbee Detdi) 
und gemessene Befehle, bindert, so minss ^e V<rfiseiver-^ 
waltung nicht nur gebäsng, sondern auch wirklich scfaÜBchl^ 
ausfolkn. Nidhts ist so grossartig als Polizei, undiiichtir 
kann so fürchterlich und fluchwürdig und gemein 'befun^ 
den werden als sie! 

Was die Aufsicht über die Gesetzi^' betrifft, so iü^ 
sie, wie bereits gesagt wtirde, bei Polizeibebördeif der-* 
gestalt wesentlich, dass sie den Namen der Polisft^t üsur-» 
pirte. ' Si^ kann nicht genug offen und würdig a^geübf 
werden. Die Aufseher der Behörden Sollen Jedermann'' 
bekannt sein. Nur In den Füllen, wo es sich um die 
Erforschung eines verbrecherischen Complottes hftiidelt,' 
können Späher gebraucht werden. Denn die Sftüitsge^' 
walt darf das Recht durch alle Mittel vertfaeidigett, -die 
zum Ziele fahren, ohne an sich verwerflich zu sein. So^ 
gut aber im Kriege die List erlaubt werden kann, so^ 



*^ lacob , Grundsätze der Polizeig^eset^ebnii^. Th. ' I. 
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gut muss ftie dek' Behörde im geftediten Karaffe gegeii 
das Unrecht gestattet werden. Wollte man gegen Ueb^- 
thäter^ die von allen Waffen Gebrtaoh machen ^ nickt 
ebenfalls aHe Vertheidigungsmittel anzawenden erlauben, 
so würde man offenbar dieselben begünstigen. Inzwisdien 
darf die Ansspilnuig anf keine Webe anders , aia Ton 
der dringendsten Noth geboten, inr Anwendung kommen* 
Einmal ohne Zwang der Umstände ergriffen, setzt ne 
aicb fest imd gebiert einen giftigen Scfau'ton nnvertilg« 
barer UebeK Eb sinkt das Vertrauen; es wuchert ein 
geheimer Groll in allen Herzen ; es schleichet sich elen- 
des* Gesuchte in die Behörden ein,' und zischelt in die 
Ohren des Regenten, was zu boren ihm nimmer frommt 
Die Geschichte überlieferte uns, zu welchen Gräneln die 
romisöhen Imperatoren durch die offendichen Angeb« 
▼erleitet' wurden, und sie lehrte uns, wie sehr Napoleon 
von ihnen betrogen wurde. Vielleicht hiebt umsonst ! 

Das Geschäft der Beurtheilung und der Beschlüsse gebt 
In den Fällen, wo es die Yerhängnng einer angedrohten 
Strafe betrifft , in ' die richterliche Wirksamkeit über« 
Es haben sich bedeutende Stimmen, .wie die eines Lotz*), 
dafür erklärt, fisina den Polizeibehörden gar keine rich- 
(esUche Gewalt gelas^eq, sondern dass alle Polizeige- 
richtsbarkeit auf die Justizbehörden übertragen werde. 
Gewiss ist es sehr 'zu rathen, dass alle wichtigen Ueber« 
tretungen vor ordentliche Gerichte kommen« Inzwischen 
darf daraus noch nicht geschlossen werden, dass den 
Poiikeibehorden gar keine richterliche Gewalt verbleiben 
dürfe» Vielmehr müssen ihnen alle leichteren Vergehen 



i** 



*) Iii der Recension vote Pölit^*« fitaalswissensdtr Hn, 
LitteratnrKr 1820. S. 20. YergU Pölitz a* «,0 II. 476. 
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i MM h w ft i d^er Weii» xvgewieien werden. Sollte jed^ 
BeMraftittg erst auf ein Urtheil der Ivstizbehorden er- 
Ibigiii, sa würde elters die Yollziebung- des Gesetzes 
l^läeii« Der Aufseher müsste Einen, der ein' öffentlithei^ 
Aefifemiss gab, efgt belangen — und unterdessen ent-- 
sobl^plsa lassen« Wärde nicht der Bürger selbst seinr 
FjrdlhlBit noch mehr beschränkt finden^ wenii er bei jedenr 
V«i^c(ben erst einen förmlichen und k^sti^pMigen Pro^ 
eess bestehen m&sste? Mich dünkt, dass Jeder lieber 
auf '5ffeikllicken Anlagen die Taba^kspfeif^ ans deiii< 
Munde -4»^ die Hände des Polizeidienets geben, als ersf* 
vtfrGeriehtsicb steilen w-olle ! Die richterliche Gewalt darf 
allsei den Polizeibehöi'den zum Besten der Staatsbürger'« 
nioht ganz entzogen werden. «— Was die Beisahlüsse an^^* 
geht, welche von diesen Stellen zu fassen sind, so soUeft' 
sde der Freiheit der- Bürger^ nur so nahe treten ^ als un-^- 
inn^nglicb nothweodig- ist. Vorzüglich müssen Befeble' 
ZU 'Verliaftungen > und ifanssnehungen mit der grdssten^ 
It^fimebt^ und erst in'Ennanrgelnng andrer Mittel^ erlassetr* 
werden« Wo ^der Bürger auf blossen Verdacht, .auf leiclit^*^ 
Anzeige hin seinen Leib iii fremder Gewalt, seih Hauf!^' 
gegen seinen Willen durchgespähet sieht, wähnt er sich 
weder sicher noch frei, und nSthiget wohl mit bewaff- 
netet Faust der Regii^mng eine Uabeas eorpusakie ab. 
Jede Bürgschaft mnss in der Regel von der Haft' befreien, • 
wenn: diese keine Strafe ist. < 

Die VoUstreckang der Gesetze gewinnet durch nichts • 
so* sehr, als wenn sie sq wenige als möglich ist, durch 
die eigentlichen Polizeidiener geschieht Wenn gewisse - 
bürgerliche Institute aufgehoben ^Werden, die' der Polizei 
zu Hülfe kamen CwiedteZfinfte);' so muss jedesmal auf 
einen Ersatz gedacht werden. Leider werden>aber^selbst, > 
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wenn sin best^i^) «olobe lasjjtaticHita wea% 
Wie Viele« kdniM oieht an vicIeQ Orte» durch 4ie Hau»* 
Täter und Haugherrn für .die Sieberheit . aod SittUcbktit 
geschehen, was jetzt unterbleibt, weil die Beböifdaulles 
selbst tbon will? *- £ine gute Gensdarmerie ist ein Sbiq^t- 
erforderniss einer richtigen VoUstreckang der Pirfizeige- 
setze. Gut kann sie. aber nur dann i ausfallen» wraa 
alles gethan wird» am ihr die n(Sdiige Achtung, so Ter- 
schpüBen. £s giebt keine . Grunde , sie den . Kriagem 
nachzusetzen. Statt aus der Hefe dns Volkes :muaate sie 
aus den Redlichsten der niedern Bürger erlesea werden. 
Wo die sogenannte niedre Polizei erniedriget ist, erfreut 
sich auch die hohe keines .AnsehnsL— Giebt es gewisse 
Anstalten auszufuhren, die .das Gesetz Torgeadbriebeo 
hat, so öifoet die Behörde am besten allen PrivIUen den 
Zutritt. Die angestellten Baumeister, Aerzte u. 8. w. be- 
sorgen die Geschäfte sekea besser tuid immer kostapie- 
Uger als gedungne. Inzwischen kann gezweifelt wer* 
d^» ob die Ausführung immer den Mindestf ordernden 
zu übertragen seL Poliseianstalten müssen eisteos gu^ 
und erst zweitens woUfeil sein. 

Ueber die Finanzverwaltung, 

Einheit und Einfachheit lässt sich nilrgend mit so 
geringer Anstrengung erreidteo; als. bei der Finanx Ver- 
waltung, denn hier kann das Gesetz Vollständig, g^anz 
bestimmt, die VoUziehung abgemessen, mechanisch sein. 

Der Finanzminister muss zugleich den Chef der ober* 
sten FinaazsteUe darstellen. Ja^ allo Behörden müssen 
in der Regel im inaigsten Zusammenhange «bit . dem 
Finanzministerio stehen. Nur jette Stellen, von denen 
der Finanzmtnister einseitige Vertfaeiie ziehen könnte. 
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dürfen MiMr:Leitaog gftudich epuogen, i^d f^iit:Mreder 
immittelbar.noler'den Regenten , oder uiiier i^e Mitauf- 
sicht angesehner Privatleute gestellt werden.» Hieher 
gehören die Rechnungakammern , die Banken ^ die Til- 
gungafonday imdy wenn nicht die i^esebftfte an. die Justiz- 
behörden gewiesen werden , der Finanagerfi^htshof* Die 
Mlttelbeli^irden sind Ideht mit den Polix<4behördtn an 
verbinden^ :ind4Bi )e. B. die Gubernien eine Sectien oder 
Directioli für Domänen und Forste ; eine für, die Steuern 
erbalten. Auch die Unterbeh&rden, soweit sie die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Steuern betreflfen, können 
sehr leicht mit den untern Poliaeistellen vereiniget wer- 
den* Vorzüglich seheincta die Communalbehörden für 
die Steuer verwsdtung höchst fruchtbar, indem diese die 
Stenecn am besten ^rej^tiren , am wohlfeUsten einheben 
und y^rechnen *^. , Nnj:. fär die Krongüter und für die 
Regalien müssen besondre Unterbeamte l^estellt werden. 
Die £ij|xichtung der , Finanzstellen darf durchaus nur 
bttrennartig sein; jedoch .finden Alle ^auftserLotz es vor- 
tbe&lhiift) w^nnkeih Beamter völlig allein steht , sondern 
einen .mdertt Wenn; audi untergeordneten neben sich er- 
bückt' Beiden Cassenbeamten ist eine gewisse Caution 
unerläüdich^ 4amit die Jammer einen Ersatz für etwaige 
Def^e! erlaif g^f. . 

Düe .Wlrkseppk^iiti^er Fina^behörden ist von der 
heohaten Pjinkllicbk^it . niid Ordnung bedingt. Sobald 
ejoe gewisse Nachsicht darin sich einschleichet» artet sie 
s^Uich in Na/cblftssigkeit aus; gelbst die Steuernden, dan- 
ken fftr ungienaues ^iVeicfahrea nur. kurze Zeit, denn w«r 

*) ,H. G. ^eichard, Aasichten und Üntersachnugen der städ- 
ihtHek Terfasi^uDgeiu ' h^iptAg 1850. HI. Abschnitt 
^111. Kdtff^ , , . 
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Nachsieht ^tv^arttet, UMitt'zli-vkA suianniM^kbrntMnf, und 
\ÄtA von der Strenge, wMa /^id endlick ^iMrMmi tnaa«, 

ganz am Boden geworfen, • * 

Die Aufsicht über - die Fin&nzgeseti^ - %iii4 voo be* 
sondern Anfi^ehern ausgeübt. Sie lunss diifolMQ* Mbntlieh 
geschehen. Bs ist sehr die- Frage, 6h dieiietr Aufiifehern 
ein Lohn ^r die entdec&ten Defraudationen erfbmlt wer- 
den 's61Ie. Eihmal kann dabei sehr lefrftbt >«iia strenge 
Aufsicht in einen üblen Gerueh kommen, 'ufeM das wa- 
chende Personal den Anscbein gewinnen, als läure es 
nur wegen seines Antbmls an der Fisoalstrofe auf jegliche 
Uebertretung. Zum andern geschieht es in der That 
nur am leicht, dass die' Uebertretungen, statt im «Keime 
erstickt, Tielmebr zum Ausbruch getrieben H-erden. End- 
lich wird bei schlechten Individuen der Zweck v^rfebli, 
weil sie ein Auge zudrücken, falls der Staatshetrüg^r 
höheren Lohn verspricht. Um Verkürzungen der Staats- 
kasse hfntanzuhalten , giebt es zwei andre MittoL ^ Man 
iiiuss liehmiich das aüfi^ehende Personal so be«#MeB, 
dass es gut bestehen kann, und jede V^rlefziA^ der- 
Dienstpflicht sofort mit 'dei' Entlassung - %eltrirfen. Es 
i^^ eine allgemeine £r&brung, dass zi B/*me Zollauf- 
seber und Cirenzwächter' Überall, wo sie^ eine sdilechte 
Besoldung geniessen, die Contrebande eher befördtm als 
Kifidern. Ferner muss tH^Steu^lt nicht so hoeh IbettieBsen 
sein, das9 ihre Umgehting' efneki tilliiigrosseti^ R^fta er- 
langt. Verschlingt die Capi^äli^teuer äi^'j^atften Zinsen, 
« ■ ... 

so wird man sie ins Ausland schaffen und verleugnen. 
Sind dieZöUe übertrieben, iö^lirird die SchttiOggelei zam 
ordentliqhen Geschäfte erhoben. 

^. Die riohterUche ! Gewalt mus^ von den Finanzb^hor- 
den unter jeder Bedingung getrennt werden^ 'Die Orga- 
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Risadon derselben lirtiigt dieses -sdvniwft aidh. ::€bidlme 
Beschlüsse imd Enisclieidfingeh ' känneti abeff-ivoa'afifapr 
ißehdrden getroffen werden $ denen die ' BepjirtitioD dec 
Abgaben, oder die specielle Ver\v»}tiing .der finandeilen 
Anstaltea obliegt. Hiebet geben die Fikianstgesetse dt# 
bleibende Richtschnur. Keine Verordnung darf in Wider* 
spmoh mit ihnen stehen. Die Gegenstände, über welcfaei 
4ie Behörden -■« erkennen haben , bestehen in der Verl^ 
theihing der 'Abgaben nnter den Einzelnen,, und: in der 
Bestimmung über* das Einheben derselben. Die^Yerthei* 
lung geschieht am besten erst im Grössen nnter ,den^ 
Provinzen, dann inl Kleinen unter den Commu3iei|i^ jend« 
lieh Ton den Coramunen nnter den Einzelnen! Die. Er- 
hebung der ordentlichen Einkunfire wird von den einzelr; 
nen Behörden näher bestimmt Sie muss zu ieinera solchen 
Zeitpunkt geschehen, yfo die Zahlungsfähigkeit bekenn«- 
termassen am grössten ist. Ferner muss sie .die Steuer, 
in kleinen Portionen einsammeln, damit der Steuernde; 
nicht'zu sehr erschöpft werde. Indirecte Steuern müssen 
ctvar von dem Prodncenten vollgestreckt, aber dem^Cen-^ 
samenten möglichst nahe gelegt., ^werden* Endliob'eoll 
immer Mehrefes an einem' Orte auf einmal gebdheü 
werden. Die Yenn'altung wird allznkostspielich) iwsinn 
uni' jeden Pfennig ein besobdrer Gang gemaeht -werdeii 
innss. — Die Erhdking des ansserordehtlichen 'Einkom-i 
mens' mittdst' der Anleihen geht allein vom' FmaAzihiinit; 
sterio ans. Im Allgemeinen darf man vrohL behaupilen,; 
däsff die AnMten'hn Ininnde gemächt riverden sollen.- 
Denir in diesem Fälle verbleiben der Nation .die Zinsbn.» 
Allein sohald die Oapilalien im* Inlande nicht zä häufige 
sind und von den Gewerbeif weggezogen würden, so 
muss vom Auslände rgebnrgt werden* DesiswegjiWItit^t, <es 
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an betten, da» AmM^ affNiftlieh ansttkoniBgeii^ und dl« 
iaübidisolieii and aoalindiichett CapitaKsten coBearKren 
SU lasten *)• Bieten die Auflinder betsre Bedingung'en, 
to Stt dat ein Zeichen , dass im Inlande kein Capital 
Aberflfittig itt. Sehr wichtig bleibt die Form, in der das 
Ai^ihn unternommen wird. Dasselbe ist in der Regel 
entweder f&r beide Tbeile aufkündbar, od«r gahs «naof- 
kfindbar, oder mir vom Staate anfkündbnr. Die erstre 
Form ist fBr die Regierang sehr nnTortheilbaft, denn 
dieselbe geräth in TöUige Abhängigkeit von den Cllftabi- 
gera. Die sweite Form ist wenig besser, denn die Be- 
gienmg kann glückliche Umstünde nicht benutzen, um 
die Last absntragen, nnd die Gläubiger, die das Capital 
* theiiweise in den Zinsen cnrückbekommen, werden za 
steiilen Verzehrern herabgesetzt. Möge ein Anleihn dieser 
ArtnünLeibrentenoder Annuitäten versprechen, es macht 
foule Leute. Nimmt es die Gestalt einer Lotterie an 
und vertheilt die Zinsen als Gewinne unter die Treffer, 
so macht es zwar keine Hagestolze oder Tagediebe, 
aber es bleibt doch ein Spiel, twüht Tielen Individuen 
die Zinsen der eingesetzten Summen, und giebt doch der 
Regierung nur geringe, oft mitSchweiss benetzte , MitteL 
Anleihen, die nur von de^Regiarirag aufgekiindiget wer- 
den ktonen , verdimien darchans den Vorzug, * Die Re- 
gierung ist dabei gemhert gegen alle Verlegenheiten, 
nnd behält die Macht, gläckliche Umstände zur TOgnng 
sm ergrmfen. Der Gläabigerbekommt 'das Capital nach 
einer Reihe von Jahren in den Renten- zurftck, so dass 
er keinen Verlust erleidet, und wird dennoch JBu keinem 
unfrüchdbaren Zehrer verwandelt, weil diese (>editpapiere 

■ tut ■ Uli I I I. 
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imp^urteiirlmu^ und sohin ^i^n fo Allgemeii^f^i.Taufch- 
WprOiL fi^aitfPriMU ^i* an G^4m gtutt von ein^ Ha94 
Id 4i« *n4f!fi<|[«liiBn> Weil bei.dnsciaAiiIeih«n,.der Haqj^t^ 
BUMfA 4wi^: b^i««^, daw die ^Bf!g^o^Ing durch n^n« 
^igf^re ^l«|)%f^ 4i^ )|l/ar^ii..h«^hy«niio8et6a.Sckuldea 
f*ttl»»*J^^P>. W foll, iiii»er aaiiie TilgiingBüdwich» 
g«]U9ii|i|i|A»^Q^A«|i« Dfth^r jun/^i^ die Regiemng lieber 

?»»« M»ife<».i al« 4«» JPapiw« frwj», ; va^^ra^ o^d «^ (;i,^ 
jP«r*.W» ,W«g(»«N W*nu..faiia JMgIfMrang h^)4^i;t Miui^ 

in dar Ueg§i.M% gpo» .glft«ldicl«,8pe<a4^a! *) , ^ 

ßW. ytdlMr«lJlm»g. 4^ ]FiDa9%f|i9ta^^ gesishieht nftdi 
einMA ,d9Wfi}^P..Sif84^«. B»M«i« ^beriäsjt »ijb dijt 
R^gifttWi^.g^vJMfW Privatleute?.,: um ia keia^ .9(;«K!^^T 
Vwi^.B^KSbmAg.ilWI^.deo Uqtertli^n^. za koquneii^ od^r 
«10 .b?ll«g> ife «all« ÄW#Jl^i Weiler. 

dieses doppelte System als Pacfatsystem and eign«. Ad«; 
iiuiiistrfitiQit;«^»! Vpwghein. Pia Yeipaobtung darj&on« 
gäk«ff».«Itogfdi^ „und Steuern ist die ältestoAirt, .di^ 
£uikunCtP#|i b^zMheii, abfr aueh die yermfienste^ . P.i^ 
Yorih^Ue.d^s Pa^ystems ^ffiH^areo ^idi widdich i^r 
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in baTllaKMiiilen Zeiten,' "(denn har im roiiMfiMi^lMMmde 
ki ek mbgmhi ViMk ÜUkn üM EttndMe auir ^ 6aiid 
tfeV f kchtkr far ^uMtaier hält, die Ma||lftbk«it tOa 
(Knen a!n bik'gen'in iünscUag bringt/ mfd etn^ tt^|peii^li«ld 
fifeihnig zti' den tJntertfaanen nch r^iteprfeht In ktUera 
liehen iniiss in Ate Angm fUKn, dätft tjhrt ganfee€(Mmn 
aesFiiaHers de^Ifegierongiuid dem Virfk» «n^jMrf^'üttM 

üW dasft; ^ä«rseiM' dlt^Härt^ de^ Riebtbeffliilc», -flnircir^ 
ki\f& 'Alt'kxäkthifAaaikg fler Alb«ti ^deriMteMI«^ Ut^omth 
^gefV dfe 4'egiMratig eittMj^t^- InsVriWhcil Wfilfde man 
SÄ "iveft' j^Wi^Vi, Hv«mi man %^n'd«r-Y«rW«dli!eU^ 
kiiier mgiAn^nüfi V^mMing^ nuiätjed«« ^eilW€Mtt-*:ve^ 
ftfittn^^ip'vfUKe: £iimlim %%eMttlM«, «))i dMek iiik 
lifti^'^eSrit^ii^^ der-Vntenhaneh dcfidcett, Wttttl ^aber 
e{ti^i}^^'''düi'tA' ' wdhftf^ Behralidiiüig venit^ea'i&Mt, 
mhwn'Marihtgk mtcir wie vor in^aiftlkt'gegebtM'v^erdea* 
Uieher geMif enf < di§; iDdmäaenfV^ hi^er . nuetirkte ' Reglilien 
^dl^^i^ftb^keto, eimüsseen) mdl MOHm^^i^w Abga- 
B^, Hlfe ^liach eineih'^ststeliendeti T2(^if«g«k«|lll^'w 
iji 'iislS^^ ViSta gihdnnt der Staat 'dIMh 'ITea^MMättiiBg 
ait^A da^Jettige,^ v^n durch die'^ilbhläKnigiceSe. iMteer 
Diener im Auffinden der Steueröb^e^^^ odef dvffoii iefai- 
2^1h^"^ch\ver Immerkliiche fJatenMjhlctfe Ott Um ^erlo- 
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'''^'fnfiiizdg^ anf das - aftsiierordentliche Ekikomineft mit- 
telk der Anleihen tritt' das System eignet und fremder 
'^olistriecknng darin herror, >dass <fie Regi^dog entweder 
selbst die' Schnld cöntrahirt,' oder, einem angesehenen 
Privatmanne das Geschäft überträgt. Dieser spielt in 
diesem Falle • den Mittelsmann swischen der Regierung 
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gNi%iN;^iiHto:iäMit 4tr,%iite4|db^i::Aii»igifii8fti8to^ 
]r»d«iM94li» Ut QMroiiiiiidbtfglB igturfiifM; i^ ifiabbiAck 

«krictedkahfiii|iiiiitiidMD«igflMfl Qegd*bi9fc«gpiigM 

-t ^^i>a$w8Micfaifti4f» Hiümiiilhliin j iimdadhfcAtiiMf« 

ir«t0iihli«te gttwgt j^ fTdcfefüMitefl Tflterftti^iiii>Wieit6haMr 

fiftlviMi*i««Ae]iiliHrisäwMii8i]taxdfa£f^^ ciWi)fiN»QM 
B«i*4eiM[ip,rta41diiiMh iiien:Ki^^ 

«Mb df 4imh tmdbM^ dtan^ifanaktt^edsb ein bbst^Mip» 
Bit&tnikett:0d#t:«ip:l>ettUMan €i^^ bwit&eJtoMlegfy 

4taA iiü^^-aUnttUga ^teiigms dar SrimU |b»väbet-. 
wfti^igii AttldMK^iNig^ Mihdn*p!dafla>endfcn«iffentlielMa 
KMditkifvtfraaliliierliil^ »iiiidiridsiisrieir ;diBiiaBt.dteadcioiB 
eiüakhietltiHJii gMhi>je4aeh fswlsse TilyirijjiniiMndiir,> di» 
MrMi*4ii3^saltfn>y#«dbhiabe)f«k$<iiwdV^ Dm^ 

Intemsuriuiu, wodarch Zinsen zn Zinsen geschlagen -wei^ 
den^ erhöbt ein kleinejraci^KapHpirin wenigen JaJir«ft nach 
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Mauigabe dat EbitfiMtea' anC'^ne twijiiiimaagwyttriige 
WaiMJ-'WeuiiiiiaB lfairg«ii4aiiet4Miidd«ttar»BM(h 
ta»iitobt MiilMriJs y|tivrirtii<»ttb #flb)g^di«*fMgcng bei 
1 PrtfcMt te <r^ tol44!riMfaii«a^ Infi »PiMmtiii 

vanloppdt Meli id t<^ JabaMBjr^vetäiiiAicIir *ri«li ia A iaih 
rao) aiM -avUebtiftidir fja' S7lafareaf«diai 4M9iiiBilälichio 
Baoi«'*)^ :> ila'«lM 4aii|III^$an|^ iai^fataKÜicko« 
VerliHttiiaia üMuiy ivtfuteilidia: TitgttagkfMIflii na 
ia raiiam^iaritiMelMi^^yaKliäteiaiaiM^^ MiiaMliM 

aia^ dM darMfiflMmatiMr»d|i»aidbr4ahd4^^ 
binaen eioai gawiff^Ni M^^Voai^^ 
n>adn«iahfcnbfaic^ - lu tt^ 

•Ich aber IbdiitetBBgieniaKMadas^h-^bavra^B^iiaiewi'e^ 
aiBdei!->aidtt::t£UiiiU6n alriUmahriHm^ ;frfae iia»4däiifa 
Qap|iali»]tsidEllgaa§. aiziabelPM» 'mdi' Aia^ai* ^AoihidMi 
*»i i^tmaia bi.iHa 2idfaiiifitisteiii'iBieh|f;ii<«)dagi'Maai0i»ii 
liand, jjtam i£arigiiiaM:/litiinMi 'die IFliadsv^aii'^f«'* 
•4iaiiMi:4tM la :al^.WQlt4G /MaKstatl^^ob sdbttfctiigfaat 
8ein0a>Tilgaiigafoads «äitgKai&n t ::OifDn dÜTwiUJKi '«^ 
irigfi»^:>vdAati > dat. ytfyrayfaadb ^chmt dfowb^''^ 
f t: dafdb» seiai AnaiacfaMtt 2fMar£apila(la:)(aHr Jhw Bt- 
Mblidgaag« iblaaj|[t^ .nialnateri^^ aiarirAariMii » 
sadi^iW" £nittdh' darf aftaiKiaiefalr'nfa^iaasfta^ idaai^ASfl« 
Anlejbte 4m!fIHlgaiq|«imdi:ännahJiit.iatiy6^*-fai<^ 
AbtMgao^ UarfgtfttoDa fwaidaail^ BqittafryKivaihidff^ 

ia»s .^toarbfag^mMtagarc fibil(irli#; is» aa dfaiatoab «eh^ 
gai^dthm^ diaxfl%aBg;änf'c&ii(Jbii8<si0d(.a^ 

i*) IM«fly<is"a. k. 9. "S.-ti4 -^44a^' ' *" 
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lassta. Ldebl «atwiadra «ich Aen SdiwarBkfiDitlem 
dU dieastbac^n Albobiev.iiiid lasMn sla i^m mU dea 
Sch^pbifliem) die.dm Ddaaideafa«i der &aatssehridea 
mcht mehr «a iSttBo TtimS^eal : 



• »r.M 



Die än.9^€ Verwaltung» 
Systeme derselbea» 

CNie Bnweta AagidegeabiBltm aatencheidea sieh vea 
dea iaaera dadurdi, dass sie dea Staat ah ein Indtri- 
^ueUea^betreffea, aad daher rate ToUstäaJB^ Individaa* 
Üsiraag ia der Fereoa des Regeatea aieht aar Terfragea^ 
soadeca bediagea^ a^eitras, dass sia eiae Bew^glichlteit 
aa Bich habea , die keiae- geselsdidie Fixining xalftsat. 
Aas dieser £igeathfiailichkntder äassera Aagelegenheitea 
g^t .hervor, dam ihre Leitnag weaiger gesetzgeberisch, 
ab admiaislratiy sieh darstellet, aad dass die VerwaU 
tai^ derselbea «ieh aar aadi dea iadividaellea Plftaea 
nad Aasidbtea aalw^elieidet, die ihr za Grande liegen; 

Die Gesehiohte bekoadet awei Hauptsysteme der 
fiossern Yerwallaag« Das Eine bendit aaf der Ansieht, 
dass die fierühruag mit dea angreazendea Staaten nichl 
immer die Samme der Staates weeke d. h. das Staats- 
Interesse fordert» soadera vielmehr iik der Regel gefähr- 
det, weil jmf der eiaea Seite fremde Sitten and Wünsebe 
die eiaheunischea verderben, odiMr fremde Künste and 
Geschicidichkeitea die ialiadisohea beeintvächtigen, auf 
der aadera Seite die Ireaadschaftlichstea Beziebuagen 
aEvrisohea dea Staalea in feiadselige sich verwaadeln, 
oder weaigstens den Keim der Zwistigkeiten in sich 
echliessen« Dieses System . erkennt ds den obersten 
Grundsatz, dass der Staat seinea Nachbani dnrchans 
keinen Anlass zur Eifersacht adw Gehässigkeit geben 
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%M9k Es tamerte* «ich «lieiMi^'ltfrvikier yAXkgem tMli- 
«ttttgy gegokwirtig ktadigel-Wft&dli^^ gewiuM 

NenirditftI u. Krf» Zwcnfeli ÄffMdk^es Syriern .wit^ 
gewisMü Umstanden das fielltiglflirt.*vfili^ älteste Repttbfik 
in Europa, S. Marino^ hat sieh nur dadurch in ihrer 
SeibststäniiigkeiC erhalten , äa^ ^iSre iihwohner auf 
ihrem Berge so |[linz Dir' sich' lebehi-' Und wie h&tten ^ 
Moses nad Lyhivg' ihte Vfflker in :deri eii^&thdniKGhen 
Verfassulig so lange Murlihren kilnnonv^>^n ^f*^^*^^ 
ftnssem Angehgenheilen ein andres VMahren vorgeaeieh^ 
nei hfttteii ? Aber aar im Beginne der menschheidicbon^SniH 
wieldiing, odermiff yön allsialdeiMn Staaten koimie^dieses 
System ergriffen wekden« Untes deng^genwtiti^tt^Ve^ 
hältaissen wird es des grossen Sa<^ der Knlttii^ Hmtf 
dasBeohts hiaderlichj ohne das-SesateisAeipesde in irgMi 
i$ner andern Beaiehnng. au erhöhen* ' Ja- bei 4er HInnel- 
gang *iar Nentraifa&t mindert sieh^ iMMh KrfitwiedMrhidfM 
Erfahrtaigen die Kraft des Staates^ dSs^ Iteino Selkatsfän^ 
digkmt garsütirt , indem eineiaeits die RSstigÜeit des 
YoUrnr verwittert,. andnenNatedieDis|iO«iliön über&fi^ade 
Hulfiimit«ri teskrui geht. IHo hel^^tfHehe Efdgeiiossen- 
aehaft liefert eia Idboadiges Beispiel, dass »elbat ein 
tagendfaaftes uad^saegber&hmtes Vblk^ von himmelhoheR 
B^rgw ^esohiitst, nicht neutral werden darf, olme in 
Knrsem die Erntattuag in allen GltodMi au empfitiden. 
Deutliek bit es die Gkssohiehte ausgesprochen, da^ auf 
einer gewissen Stafe d^EnCwlckliing das andre Syistem, 
das der Conftderaiion eintrete muss, nach welchem 
det Staat aus seiner Einsamkeit heraustritt, unter den 
Nachbarn nmher sieht, und nach ihrem Character, nach 
ihren Interessen, nach seinem Vortheife Bündnisse m 
Trat« and Schuta,*aa Handel und Wandel abschfiesset. 
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*'- D48 -System d^ 'Cotfild«rfttio& ist aberjeia dvei« 
iadiM^' i|ifbfai dftslnteiiffse^biU in ^^ g0wUfs«n U^btrr 
maebt^ MdoiniMlir *äwefcweftAb<ttndiulg uwAjGlmbma'« 
dnui^y'^liaM i» eiiMäki UosseACSäiehgsvfiflht, einer höhe^ 
rem Giukhhmt^ bestehet^ 

'«-Das* '%stciii 4car Pxfipdnieraiiz kfiiidUgvt sieb im 
rdhBkiSSmntfniar, in ^wibleir EreJ^erungen an, die Länder 
tmiOnAmäi^ MeuMAien asia AlbAsebea Jdtteii; i^b^ der 
HeriMk^iirpur , ; ik>n' »"Välkecisql^pen «aM»n\ePg^Kickty 
häk iioi^.;aaf derSehuitopdeil 9ig«Atl(iefaMrKirie||ei^, ond 
sinkt '«msi'^ibm in S«Gd(en imd StaubiK ;-i^er4as .Keifsh 
4d8''Ctpd8 kaseiriaBder fiel, baisC aii»b das,ltiiicfar AlcfiEr 
mndnra. i^iJb mehr einsStaat sieb erf affiff, desi^'spbw}^- 
ligOT' ist dk Regienmgy ; desto gröescANdie ZuilLdef ionfff« 
Fei^eJ' £» Stroniy-dar ein ml^itee Bette :;b^9 istt 
«neh phae Tiefe, und. obne Kraft, bedeutende JUiistea zu 
tragen.. 8n diesem lionernrrl^hel tritt * *das .äumre das 
NeidesTiinA -der Feindsabaftr-^Uer Nadtbarn. Wiß cxnVh 
siNM'Staal bält daher b«l-2WiteniiiH den Ei^befimgnn 
inne^ und tergrSssert sieb diirdh>]Mi|d«äs«e*< nSbo tbaten 
die^'Ungcai lUhuer« Sie fliehten, in dem' Qlanzpunkia 
ibrer 'Herrsehaft die Naobbarn nieht an'ibten Unterthah 
nen, sendei'n zu ibren'Baadeagrtlossen, und yvßsi^ daroni 
ihr^ Prftpoüderaaz niobt weniger' gewiss,' jn fioeh ga- 
wiaiser» Die kleinen StaaMi bebielteik doeb de^ -Debatten 
der Dnabbftngigkeit, und priesen die Weltberrscberin als 
ibre jgTOssmüdiige Frenndm. 'fiei denl VeilGälIe.4er Bar 
publik -^erwaehte wieder die walfisefae. Erobeni^gslust. 
Das Reicb verschlang fast «die Länder und Völker, allein 
je grdsser es nach Aussen wurde, destn kleiner ward 
es im Innernv und wurde euleltt wie ein teicbn^un von 
wildem Ranbgeflngel zerhackt. Aber auch das födeca- 
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Kfitiflche DebergMriebt {flU kein Ziel ) 4m Mb Staaten 
anstreben kennen, mid neeli weniger rih eolibesy« vraUbes 
sie anstreben sollen« Denn eobald »dBe Bnniesgeaosn« 
merken^ der prtt|KMiderirendn -Stent halte ea «tf din Prä* 
ponderanz abgesehen, fangen rie an su eskahrta- «ad 
den EinilSsfemngen der Feinde Gehftr m geheut Modi 
Jeder Slaat, der ein Uebergeiridit erlangtni wurde.« 
entseheidenden AagenUiek6 ^von den BttnAeagn ^ c fcsea 
verlassen, md den Feinden in die.flftnde g^eftet». 

Weit votMgHcber und von grftssrer Staatskla^beit 
tfietiret ist das Systral der materietlen GWcbanühang 
oder AWnndnng. Es ist doch die physische Uebennadf^ 
die hiebei entfernt werden sott* Jeder Stent wffljm^ 
Mittel gewinnen , - ohne Furcht jedem andern gegenibr 
treten an kdnnen, nnd alle* leitet'>der Gedadke, data «i 
'Steat TOT Allem standhaft (ttahiUt) sein münae, weaa 
er einen natfirliehen Anspruch «af historisdie R^^aft«« 
haben wfll. Die Haupttendenz bestriit didier dariiK, durch 
Ländererwerb und ProTinzentnusch . natutUdm Ghrittiea 
sm gewinnen, und das Ganze änsserltch gnt zu eiuieen- 
triren. Doch werden die Grossmächte sieh gegensfatig 
bewachen. Keine darf ein Bändniss eiogrihen, dan sie 
Tergrossert^ ohne dass die andre einen ähnlichen YortkeS 
erlangt ; keine darf einen Zuwachs an Leuten oder Boden 
erwerben, ohne* den nä^stbethefligten Mächten einen 
Theil der Beute anzubieten« Darin sind schon dw be- 
deutenden Mängel des Systems ausgesprochen. Die U«- 
nern Steaten taufen Gefahr, wie Sdieidemnnze zur Aus- 
gleichung verwendet zu werden, ohne dass für den 
allgemeinen Recbtstend ein wahrer Vortheil hervorgehen 
könnte. Die grossen Steaten hingegen sehen sich in 
den Abgrund ewiger Vorstellungen, Uebereinkiinfie, 
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Untmmgmk^ IMMcUtüuigeii » Tätt«duuigeQ , SSwiite uad 
ICrpHp verwiekelt. Oiiemi£ytleia, auf «m miasveKsUiiKi« 
nasfileipbgewieht.gluaehtaty ging aus dem vidgetbetkm 
Italien hervor , wo die ideinea Freistaatea um Wasserr 
MMMT^iege fiihrteiit und wurde »i einem europäiachen 
S^yateme erhoben ^ ala FraftlareiGh, Spanien, Deatsehlaitd 
und der Pabat iitltaliea sieh. vergrSaaern woUien. W»U 
«hea liaiwealoae Elend wurde über die Staaten gebracfati 
4m eikier bessern Znkunüt eaigegeu gingen ! Um die 
höehsle Scblagfertigkeit an erreieheui wurde die Gewalt 
d«a Heerschera nach allen Seiten von allen Sehraukeu 
hefMij. und die Yarüassang, das freie Lebeu der einxduen 
TJleile wie Unkraut alisgerottet und verniebtet« InzwU 
sehen bat diesea %stei4 wenigstena das Verdienst» dass 
es dem Sjfsteaie. dea ächtea Gleicbgewidbts die Cntster 
hxuag gab, .. 

Das Gleicbgiwidit der Staaten besteht in einein 
soIdhen/Verhältnisse derselben, vermiß dessen sie alsb 
als • ein Ganzes erkennen, und ihre Unabhängigkeit dar 
von abhängig fühlen, dass kein Staat aus. dieser Familie 
duriA irgend eine ge^i^tige Faust binweggetissen , keia 
Skein von dem Gebämla abgebrochen werde« Die Staar 
ten zerfallen in zwei Klassen, insolohe, die Mann gegen 
Mann mit jedem andern Staate es anfnehmen , uud in 
aolcbe, die in dem Interesse der ersten Mächte, das keine 
iVergrösserung zuUsst, die Gewähr ihrer Selbstständigikeit 
finden« Sobald irgend. ein Staat die Miene der Präpon- 
deranz annimmt und durch Bändnisfe sich in eine dro* 
hende Stelliing setzt, so müssen alle übrigen Staaten 
aiidi erheben und das Udbergewicht zersiöcen. . Man hat 
daher wie Ancillon *) das Sjfstem des Gleichgewichts in 

*) Veber den Geist der StaatoyeirfassuDgen u. s. w« S. 320* 
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4m Amt Gtg»akiiA»:4uiigeta^rfit^ »i4''«i«U«kl|fe4ti|MiAnia 
wohl geiiNHVV ab d«» NttmevteUMte IctSthfimer eraofigte. 
loMwisobeh - «oll eiae solche. NaiaeafljUidMriuig ja niefat 
Anlas« geb«Dy daa Gleich|[;«widit^'iait deia aileii Jaati 
fBr eiiie Chunftre aa-haltaa^ ' Dass^be iat^eiaeUAe^ ^r 
tieh die Wirkliehke^ nur aiMhera kami, ist siedaximi 
etwas Umnaigest Weil das«E^tt]libriiim, wavon K«y aer 
und Wagne« sehriebm, sidi ia Ibeiaem Mtaseala toU- 
kommen diurstallte, weil ;ifie Wage der Politik , raa wA 
^eir der Hensog von Rosan «chon im Jahr 1645 han- 
delte, in keinem Aagenblicke aa eoh wanken anfliortei 
eoU' dämm daa^äkiehgewieht eia Uamoglichea.aeial — | 
Ist nicht schon dadardi Grosses- geleislet, daaa das 
Uebergewieht sich nfeht ankiadigen knan, ohne- aa^* 
hoben za werden! -^ JM% Giritefage^richtsidee mt mit den 
westphäliscben Frieden in die Höbe, und dareh Wil* 
beim IH. vdnr England aar aUgetemiea GeÜnng- gakom- 
mmi, und hat sidi also bewährt^ dase von 1648 bia 1772 
kein Staat aus der europäischen Familie Idaxfeggetiigt 
wurde. Die esste Verletaungerfiihr sie iader TheUung 
von Polen, und nicht eher gab as, wie Burka'a prephe- 
tischer Geist Toraassah, eine Seibstaüodigkeit der Staaten, 
bis diese Idee «au neaer Herrschaft gdangtew 

Das Glmcbgewichtssj^tem muss als das riahtige an- 
eikannt werden. Einmal entspricht es gimoh sehr dem 
Recht und dem Staatsinteresse. Jeder Staat fahU den 
Trieb sich an vergrössern, aber eben darum, weil jeder 
Staat diesen Trieb empfindet, kaiin öingüneiigw Zuataad 
nur dadurch eintreten, dass jede^ diesen Trieb aöweit 
beschränkt, als ihn jeder andre beschiftnken solL So- 
wenig ein Staat ein Uebergewieht sidi anmaassen soll, 
sowenig darf es ein andrer. Diese gleiche Beschränkung 
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laösUoh ieiy Utttie Glicht dbed dus fi^dht und das ftpe<^ 
dMk> l0M»s»0 «Her 'SUial^n I Z|iin 'iNidem ttimiiift dat 
GUUhgetiricIilssy«^«^ müi der h5ob«t9a Aufgabe 4w 
^ ft M uMimit am fcaal«^ ^itäamiueo. j^?r N^ooalfaiiit 
itoU «!fcli In» Staat« iiirsift^toBter Fwnt^ «QiwickBk, wiii 
kaaa^^r- «a aber' and^r^ al« bei fwl^r -Selbal«<äiid%keii 
dier' Stafaleii aad Im Jabb^fteai Y^kehce der VöUcar 
unt0r einander I — Beides gjebt das Sjf^le^^ vonwebbea^ 
die Sede ist. Wenn die Meneebheit kein leeres W«rt 
i»t» we»n es; eitle AÜgemetae Kultur, eioe iiniverseUe 
D«i?atel|aAg des Ceid^en: auf dmr £rde.giabt, mi|ss da 
nlefaft diu %stein der 6eü|etikl«fle fikr .die.(icnlidbediogiiiig> 
gehalten werden? • iBodliiib seUiessetdas Gäeiebgewichls« 
s;^«tem s^war den Kri^^ 4en Streit, die Reibong in sieb, 
aber «eben so «ebr nnd.iiecb mehr den Frieden, dieVer* 
sohnnng, die {^migvn^. Wer mödbte verkennen, dass 
dai <Jleicbgewiohts»3«ilm stu seiner bdebciten Blütbe aiv 
ge#iss^^Biiftassen llberirdncbes A!Kttleranit geradezu for- 
dert^ welobe» die üweibl iöigea, die Zwiste sebliobtan 
aoll, HHaiparth0iisdti,.!^eilig und weise 1 Im - Mittefailter. 
gab. es ein pdkisehes Mitderamt, aber, keine freie Bewe«- 
gang der 'Staaten., fiidier War daaPabstthnm so drückend 
und petrificirend« In der.jieuern Zmt warfen die Staa-. 
tenf das sobiedsricbterliobe Tribi^ial über den Hänfen, 
aB4 gewannen die freie Bewegung« Aber ebne hdbern. 
)MSll0lpiii4^t suchen sie luid Jaden nicbt die Ruhe, Das 
Gli^i^gewiehtssystem itt diu'iim noeh lange nicht vol-- 
len4?t, jfoiidetn. sieht ^er bestlindigen \Vbeas^iui^ 
entgegen! 

Je weniger seine gegenwärtige Gestalt vollendet ist, 
desto ungerechter sind die Vorwürfe, die man g^gen 
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dasMlU rfioksithtileb der vorfibtt^fehmltfi Mbngd «r- 
hoben hat Man sagt, daas et vide Kri^e Tenriasite 
und allgemein maehte; dass et diese dann immer doreb 
einen Frieden endigte, der die Sachen anf den alten 
Fnsa xnrneldfuhrte; dasa ea ein pedantiachea Ceremoaiell, 
den grossen Aufwand, die stehenden Heer» in Eoropi 
einschwfinte; endlkdi dass es gleichwohl seinen Zweck 
immer verfehlte. Allein die Kriege entstanden nicht 
dnrch die Glcaehgewichtsidee, sondern nnr trotz ihr, 
denn frfiher fielen sie noch häi^ger vor. Alkrdiiigg 
wurden sie Jetat au allgemeinen erhoben, aber dafür 
gelang es weder einem fib«rmi&thigen Ludwig, aech 
einem ehi^grilaigen Joseph die Salbststftndigkeit der Völ- 
ker anzutasten, wie dem corsisdien Riesen gestattet war. 
Und liegt nicht der grösste Beweis fnr die^l^nuhsamkeit 
der Gleichgewiehtstdee dben darin, dass die inrchdianteB 
Kriege sich austobten, ohne den Zustand der Staaten la 
verftndeml Missbräuche sind leider wie bei allen Dia- 
gen so auch bm diesem Systeme der Politik eingeschli- 
chen, aber die man desswegen aburdieilt, musa naa 
erst untersuchen, ob sie das Wesen betmflba oder nur 
die Form berühren. Alles, was dem Gleichgewietosy 
Stern zur Last gelegt whrd, geht <tfenbar nur die bishe- 
rige Erscheinung desselben an.*) 

Da das System iSer äussern Verwaltung auf den 
individuellen Absichten des Regenten beruhet, so k5nnt» 
es den Anschein haben, als sei dasselbe von keinem 
Einfluss auf die Grundsätze, welche die beiden Zweige 
der äassren Angelegenheiten, die feindlichen und fned- 

•; H. Luden, Haadbnch der Staatsweisheit. lenk mU 
S. 71 — 73. 
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liohen dnrcUhriiigeii biB«ml Dm ist ab«r murMitigy 
wie tiek' bei 4ma ersten Anbfik se^t. 

. üeher die Kr iegsver waltung. 

Unter d«r Kriegsrerwaitaiig verstehen wir den In- 
begriff der öffentlichen Qesehailey die sich auf die Bildaog 
nnd Leitung der Yertheidigangskräfte besiehen* 

Jednr Staat hat zweierlei Mittel, die er im feind- 
liehen Streite mit andern Staaten geltend machen kann» 
iKe erateren b^teben in sogenannten natarlach^i Grän- 
Ken, in hohen Bergen, breitea Flössen und Meeren, 
Stem^n nnd Wftldern, die den Zugang einmn Feinde 
erschweren. Die letsteren bestehen in den Kräften, die 
der Btenscididie Geist oder Leib entwickek. Beide ste« 
hen im umgekehrten Verhältnisse* Je mehr die Natur 
für die Yertheidignng gethan , desto weniger brauchen 
die Mensefaen dazu aufgeboten zu werden. Sowahr jedoch 
der Staat di» Bedingung aUes hohem Lebens ist, sowahr 
ranss jeder Ton den Händen der Bürger getragen, von 
ihnen Terthetdiget werden. Die natörlidien Vertbeidi- 
gu^mittel können auf Null herabsinken, nie dürfen es 
aber die Volkskräfte. 

Es ist sohlechterfings nethwendig, dass das Volk 
Rästigkeit besitze, sonst verliert der Staat die Stelle, 
die er in der Staatenfamiüe einnimmt, und verrücket das 
Gleichgewicht. Diese Rüstigkeit wird aber dorn Volke 
nur dadurch eigen , dass : die Uebung in den gebräuch- 
lichen Waflbn in die Erziehung verflochten wird« Der 
Grieche bttdete sich im Gymnasio zugleich zum Krieger, 
wie ihn jene Zeit brauchte; der Deutsehe übte sich in 
der Armbrust und im Lanzenspiel, weil das zu den dffent-^ 
liehen Vergniigungen, zu den Geschäften aller Stände 
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gdiSffteb Soit aber dat'Feiiirgewtlur anfg^bttflieD, liat 
inan die Menschen «rfine 'Keantnias sMiea 'GBhnucli« 
aufwacbsen lassen. War es darimi, weil eine ängstliche 
Polizei Unf&lle nnd Todtschläge besorgte! ^er wds 
es darum', weil man die 'Masohine der "Vertlieidigäng 
aber den 'Mensehea setzte? - Oder eadHeb 4aiam, we3 
die spätern Begier nngen den: VöHcem miisfranteD und 
sie entwaflhen' wollten l- Es i»dieint, dato sdle dra Ur« 
Sachen zasaainienwirkten^ um den so nSdiigeh^neil der 
bürgerlichen Erriehnng anssomerzen« Die Hoük hat k 
neaester Zeit das alte Baikl der liebe zwisehen Regenten 
and Regierten wieder anfgefriseht und NadonUnilizen ins 
Leben gernfen. Aber gegen ^iese Art, das- Volk za 
rüsten, hat man ekk Doppeltes einzuwenden* Ecstens 
wird die Vertheidigungskunst bei dieser EinridituBg viel 
zu spät,' auf eine Tiei zu. lästige Weise, 'luid niifciBineffl 
viel zu grossen Aufwand von* Zeit und Geld beigehracht, 
Eine Miliz' taugt nur für gewisse Kriege, 'wo Jeder ßf 
Hof ^nd Herd Hinter die Walffen eilt. Da dioaiint es 
weniger auf Ziacht und Haltung, als auf fifnth. and Aas- 
dauer an. W#r hat dos Volk der Preussen im Jahre 
1813 zu voUkommnen Kriegern gemacht? ' Die Begeh 
Störung all^ni' Ohne sie würde das vollendetste £xer- 
citium niehtft gefmobtet haben.^ Wenn aber die Miliz 
fär den äussersten Fall', und nur fOr diesen täagt, wie 
mag man es billigen, daes sie sich Kfinste, Fertigkriteo 
und Kenntnisse aneignen soll, die sie am Ende nicht 
einmal braucht, weil sie dieselben durch etwas Höheres 
ersetztl Sobald die Waffenübung airfhört, ein Spiel, ein 
Vergnügen zu sein , sobald sie mit grossen Opfwn ver- 
bunden ist, tödfet sie das H^lnre, was der Miliz eben 
die grosse Bedeutung verleiht. Zweitens versetzet diese 
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An ißHß.YnUmruMtfnug 41« JMatioR in »Usm ZuttlaA, d^r 
iilit^dwg^QilSKliitigen. Kultur im WidervpriMhe jitdil; *}« 
JSm JigMKVQik ist gaos kri^gmoh, aber nuc ««br «»bwael^ 
vml der»W«ld..mdbi Viele «nftkrt, Eibea s^iittmNoiii«- 
4«iiv«4kMgAiiit*Ji;iri9gri«oli.,ii^d noch dsizii.«ehr8taric. No- 
maden: waiw M>s lyelobo-« die .meisten Reiohe. der Welt 
ift .deiiL Sumb • tretep. . Fast darf man es dem Uosiien 
ZafoUe wsdkreUieo, d^s iniabts von Europa ausser Boss- 
land den Mongolen : gehorebke» Ein Volk iwelohes nur 
Aekierbau iveUM;» .Wfd.^benfdyk sieh znm 
Leben bl^noigta-. .PerJBoden sieht fest, Weiber; 
Um m J^toAüSke bevrirthfiehhftWy .viele Monscte. lang . be- 
darf et ketmer' piegMidfft^iHknde. . Da hietat der Krieg 
den Mäanarti «ind willkAmmne BesehSfiigutig; Sk»bahl 
jedoehdieGf^WerbeierbHlhen, der Handel sich 'verbreitet, 

Fabriken |prp8se.Ca|^itaUen und viele Hftnde beschäftigen, 

• 

dabist es vorbei mit der BejiGaftiung des gansin Volkes. 
AUe Schritte, welche die Be^^kvung zu diesam Behufa 
Tocnunqit, schlagen übel «us^: Entweder urird die Velks^ 
ivirthsobaft nach Kräften, gescbint, und dann giebt e$ 
nar nittehn&ssige Krieger, ader.es gelingt. lanegeriseheii 
Geist einznfldssen, und dann gebt die Volks wircfaschafft 
zarüok* Die Geschpcbt^ >wird es einea Tages lehren, 
dal» das Volk nor gestählt und geübt, keineswegs soUa- 
tiairt werden dasi .. 

4 Für den Kampf: muss ein besondrer Stand gebildet 
werden. Theilung der Arbeit ist die Losung • aller Civi* 
lisation. •• Die kunstreieheVerdbeidignng kann niehlt neben 
andern Künsten^ Wissenaobaften und fiesebaftigangen 
angeeignet werden. Wenn man mit allen Zeieben der 
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VtrwwMkniiig Um Fmg» avfWiift» mMnnt il» > tt l nnd w 
Heer» gekMmeiif ob die FSmlra die CadmundUuM auf- 
gtliiiMiefty «id dia ebenieii Afftanar ana dant Ecdkrito 
gaaogan babaat so mnaa maa nrit triampUiaadar MieM 
aar Aatwort gaben, dam die Kultor die etokaadeaHetfe 
notbwendig maebta» Nicht erst in Europa aind sie auf* 
galcoaimen, sondern sie bUdeten sieh berrilsittdeai indi- 
sehen Urreiehey sie treten uns in Aegypten en^^egeai und 
sie fanden sich selbst in Grieehenlaad ein, sobald die Be* 
aehAfdgnagen sich daselbst theilten nnd venrlelfidligteii. 
Fast könnte man sebersweise sagen, dwi Plaion in 
seiner Wachterscbaar vdl Ehre, Müsse, ohne EigeaAsny 
vdt genmnschaftUchen Weibern, die stehenden Heerei 
wie sie sind, geahnt und Torheigesehn halM. "^ Eine 
Vläix macht stehende Heere nur entbehdiob, weaa die 
MilLi ^— selbst ein stehendes Heer ist wie l>ei 4ea No- 
maden. In jedem andern Fall ist eine AfiUs so V/aaig 
aureichand, dass sie, aliein gegen stehende Heere gestaut, 
ni6 etwas ausrichtete. Der macedonische König astsr- 
jochle CIriechenland, weil er ein stehendes Heer gebildet 
hatte» Hannibal besiegte Roms Mflia durch sein stehen- 
des Heer, und als Scipio Karthago überwand, war die 
iromisohe Armee eine stehende Truppe, die der Cartha- 
ginienser eine Landmilis geworden. Wenn die steheadto 
Heere gegen Milizen den Kiirsem sogen, so war es nur 
in solchen Kämpfen , wo sie selbst eine Art gemistbranch- 
ter Milizen waren, die ausserhalb des Vaterlandes für 
niedre Zwecke gegen erbitterte und begeisterte Ydllter 
streiten mussten. Man findet sie der Kultur hinderlich 
und doch ist es richtig, dass ohne sie ein Volk, welcheg 
von Barbaren umgeben ist, sich auf keine Weise sckutaen 
Iwin, fihM den Anbau des Bodens, den Betrieb der 
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QMr^rib« >M. irM«elüSM(gM 1 Man Mk de.fib geflihrf 
lieh, freiliMtowidr%, ond doch kam^lt alle AnMehiVieilpilT 
ge% dltt:va«üiii«9i It^tvfibrt^ nur von illrer scblBehlm 
0tt4iai^wiiMl, Tedcehrtop Stdkmg lie«» A* Siaith be^ 
iMvkei Mhs feiti» dai9«.ri^.f /ins. G^wicbt ddn Ragentoii 
erbSlimA, «die Fi:«ih^ inB^mie iMif piwtigmj ^ «i» 
I}iM>f4ttiilHl^ii md gdOÜurUdbft.Sesor^diwe. iriedl»bal|iiH 
Ma» wirft ÜMien die Koflti|^]eIi||^eit ver, «Um iM-^ 
Hiebt «die An.su kriegeii, wdche den groieen Affwnad 
anf din Sla«t»yertbeidigOQg naidi loeh siebt f Und wa^ 
den 4er gansen Nation gerimre Kosten erwa^san, w^ean 
dl» SfiMllieQnten von ibren Sflfigen« StSUen fnd PuliM 
bjawegaiklK und sieh unter dia WaflEen stellen ntösstenl 
— Stebande rHeere 8ind'iauitfsr«.Terliältaissmttssig wobt 
fetter als Landmilisen» weil .dw oh dieselben die Prodno- 
tiejor nicht im Mindesten gestöbit» sondeni iu vielen Btf- 
aiehangen befördert wird. Zuletzt erhebtrmaU'^v^uSa^eA 
der Moflral^t bittre Anklagen gegen sie. ' Es 4aif oudil; 
behauptet werden, dass die JErvegszucbt sine Sittensaeht 
in sieh scIiUesset. Die Zahl der nneheliehen Kinder an 
alloi Orten, wo sich Militair befindet, die Zahl der 
ScbenkhSnser daselbst, die Liste der Uebertretungen 
aller Art wurden diese . freundlich^ Ansicht wid^IegeM. 
Allein wie darf man wohl der Meinung sich bingebeit, 
dass den Landmilizen diese Naehtbeile fremd Ueiben 
würden f Musste nicht die Genussliebe und laxe Ge- 
sinnung, die angeblich an den Waffen klebt, nur desto 
mehr sich verbreiten, und desto tiefer in den Schooss 
der Familien dringen? 

Es darf für ausgemacht gelten, dass die stehenden 
Heere i^ipn wahren uad gründen Keim d«r Staatsvertheir 
dignng bilden. £s^ kommt nur alles darauf an, wie 
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iMip lfm H^ iinaimnenseiseo 9' UnÜ <a'^9mh«»«4hi®ii« 
naii «i erlMteft'-soll. ••«*-'* . '- ' " • 'i":: 

• Die HMrlyfldiing gMcMeht äat *eiil« dtfeliMii* WTc^m. 
Eotwed^^* iviri ein» Tfttpp«' faf^^dneii );«l#lfe4li'*fMM 
ftngewofUiiy diüdP sie ifitH awFMWilMlfM «4«iei94[^^ 
dairchf!wättgpiiiiiU0r^g«iii g^^ Heer ^M^tStLi* 

llbg«tt- 4it •dlui'illMt^ Afl'eitf'iMa-iBrdeii 

Ik>lM kiaiyft f ^eUf «i ^ Miflr ^it im Ttme.' *Dli kein 
iM^ Bbnd'^«rim <diÄ 8«äkAürg«r faitii»ft,'b«hfiiid«lt es 
ttM^lben' mhhk beaiier urte Feinde. Und du itk 'Ükinke 
llMiU'4iuie«lbe*aUefai beseelt, l^eÜMieitet eH^ daK "Mifarkste 
eiftt a«r-Inunonlitaib DädP beüM -H^e^ iM '»likfi|lk^, 
W^ldiüs ^Eingtibone freii^rflKg liildeii. Es Mtdtt^riirjMler 
Mann tÜtUgift tfos freiem RBMif; 'eiir Jeder hftf'^ilill'^aza 
giskdrig 'Vifrkmsitetj ein jeder glülR fQr di« A\i%ilb« 4et 
liandesTei^idtgiittg; EhrgeiW iHid *«dkr Scütem* v<lriMui- 
llen die D^nittindkiidon. ^ jgat dck getmg MeilMAreii fin- 
den^ die siish deM Citfldienlite^ ^dmea, obgle^h er s^ne 
Beeehw^tden' baf^t so gm ihianche Privatb^&ehSftlgWgen 
grossen Zif drang baben , 'wiewobl das Leben dab^i tau- 
sendmal gewagt werden ittuss: se gat muss es mdgKcb 
nein, von diesär H^resbfldting Gebrauch zn mttfiliisn. 
Et wird nur erfordert, dass die Volksrastigkeit inder 
Xrridmng s^^hon belebt wird, dass es besondre Si^nlen 
Ar den Kriegsanterricht giebt, daiss die Besoldung der 
Krieger den ' Lebensbedürfnissen* nnfl den Beschwerden 
angemessen ist, dass für di^ {nvaliden in der- Art wie 
fSr die ansgediehtetaCiTildiener gesorgt wird^ und dass 
Belohnung und Beförderung nur deni Verdienste zu Theil 
wird. Eiil solches Heer witrde auf jeden Fall so gross 
•sein, als es nach dem Verhftltnisse der BevöIIcerung und 
na^h jeneiA der Volkswirtbschaft sein kann , aber , was 
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ihni . ^pift /^mdM .Ameea *Wr. Zahl id}gAr^.*^«tefMh 
durch. ;a«]«i(lind.CleWmd4«i(^*'«t«W3mii. : WHi^te d#r 
MasM»<iriplirliiKii4» ^dStftatViiKeikhA dmig^^difOffn^Aiif* 
ivaiid. Aeokto;. dtar.^attf jedm EiiiMbitt im iftfiob^ wäritf» 
ia^^toiUtostiMldi aagair bc^^fifan; &m. ^e liabwatong^ 
)idilmt»dcto>.D]MMittdiati]ilg; di» heir;die«Mi:l^itaiii»;ai€bt 
Jv^gflbohriahjHir' üt 9 i adndainvMlMli«^^ toa .üfllhitt mfi))g% 
viekuA«dagBli:äbarfliUtfg tefliBlifkt::; 
• li Esrgihb* ftjadooh UinitiiAda^Jdto.grc^ 
ria:xliab¥artiäkaifaa ^m^ Bwäkmng^mA4ft.Y^^ 
)«icdinhaftkuUuMaii wihi^dcil^ il^ffusl^liiriaftWg^ib^W^M 
ii9oai'^i9Staat';diaKtetiiA»ib^^ wd:4wlfividi «im 
^N^iMiitodMtetoQ .Bnmmmi^ itoJi:aMlem a^dra«;SM»t4irit6ft 
«arattkhMbaiiJan^ abwartdo^iS^iaJaAar.seiii^ Afiilel ^ 
tehopfli^ Er )hat nar die W^hly «tf derSteUe j^%j^ 
wagakottdlgeifc «d 4ahei daa GläcNM zu w^0ii;);.ofkir 
aUerldia Sabl.der stehenden Tnipiiaii. abaofedkrzvilvart 
mehren... £i w^rdbo daitC^eiphgeiiiditgayaleii^ UMalfdfe» 
die Viermehnuig der Truppen itie eine Krfeiiikhl»t lim 
Rqad» duoitr >aIL» europftla^n! Staaten maob^i Mfm* 
Wk «ti^Mtf jedcteb^er KriiM aäher-- WeM.Jiiiit.da« 
Bteheifede Iieei('iiav]echätQisaMMlig;a«i& mase». ao j:eichEiifc 
die Zahl der Ff«WKiU%eDu knaeewäga ta, «iid 4ie:'B^ 
giermig nmis..Z»faflfsiimaMsregöhi/argrei&B4 Jii»'lißlk9^ 
die auf diese. Weise atnaammitageateUt werdeD^ «Mandate 
noch beftiieKialsiidiiaSoldnMtmii fdber «ie üehendaniFrai^ 
wiitigiBii an UebMig^; Chist «iid ftiti|otista!kisila€li^ IXto 
System der rBWiing lat iibrigtais sweifa<A» Emriaedef 
wird auf die irartksehafitUcheii Verhältnisee gesehen und 
aar nach Jenen Männern gegriffen ^ die weder in. Bejto^ 
auf ihre geistige Bildung, noch in Bezug auf ihre Indu-^ 
strie schwer zu ersetzeh 8inc(» loder.die mäanntiche Jagend 
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ufMk in4WhlSg^, und Mar nm «Imbi gewinwn Alter 

»«M^inO'bMtiiiMilto8dtii*'Il0OT«illMi^ii« Das tnt« oder 

dM Itotffttdfvigtfy^teni in in AUgenMiMil dat benre*) 

Miekc alle ffinde diaaan da« Sta^ avf e^mba Wom; 

aa kann -daher aa^ dar Kriagadirait akhft Toa Alka 

gl^ek gaiohahaD. War im bOrgarUchaB Ldian wenig 

▼arliaaCy aignat aieh biMaar s« dam Kriagtestaaie ab 

Ein«r, desaen He» am Bevde bingt Hat er dann an 

den Slaad iieh gea4biit, so bleibt er gerne daria. Die 

Dienalselt sei aodi so kors gemessen, er wivdr deaAas- 

tritt niehf verlangen« Wo ftada er aneh die Auaieiit 

nnd £e Existenx wieder, die in einem gat eingnidiM« 

Beere ikm anladitt Daa andre oder das ConsariptioBf- 

system besticht hbigegen dmroh die Gäeiddieit derFffiehii 

der £bre, der Anfopfefnng, nnddnroh die Leichtigkeit 

der Aniffibrang. Inswisehen ist wohl sn erwigeo, daas 

es die Volkswirthsebaft beständig atohret. « Sei aneh die 

Dienstaeit noch so korz , jeder Mann im Lande irird 

ans seinen Geschäfiben einmal herausgerissen, nnd gerade 

desswegen am meisten beschädiget, weil er in dem eat* 

scheidenden Alter den eigentliehen Beraf aa{ längere Zeit 

▼erlassen mnss. Jeder Stand hat seine eigenthimlicheB 

Bedingangen, einmal davon losgerissen gewolmt man 

sieh schwer wieder an sie* Der genl^same Sinn kehrt 

nicht mehr zoriick, wenn eine noch so kuise Zeit der 

Dngebnndenheit ihn verschenchte« Endlich fragt es sich) 

ob die ewig sich eigänzende nnd daram ans Neulingen 

bestehende Armee aneh den militairiscben Anfordamogea 

entspriehtf Gewiss kann dieses System nnr dort gSiistig 

darstellen, wo die BoTSlkernng dieRecmtinuigkaiui 



*) Laden e« a« O. 135 — 134» 
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erlaubt. Ein atikerbauendes Volk stallt \me Recraten, 
ein HandeltreibeiHles bietet deren nur wenige. Vorziiglioii 
kommt es auf den Nationalcharaeter an« Die Franzosen 
ertrugen die Conncription so lange, bis sie wirldich selbst 
die gemeinsten Holaschlagregeln verletafte. Dagegen 
senfiBten die «Holländer bei der mildesten Recrutirung. 

Die Grösse des stehenden Heeres hängt von ge- 
wissen ordentlichen und ausserordentlichen Umständen 
ab*, le'grdsser die natürliche Befestigung des Landes 
ist, desto klemer darf das »tehende Heer sein. Je grösser 
die Kraft und Rästigkeit des ganzen Volkes sich dar- 
stellt, desto kürzer dürfen die Reihen der stehenden 
Krieger sich ausweisen. Je weniger Einheit in der Ver- 
fassung und Verwaltung und je weniger Freiheit im 
Volke ist, desto mehr mnss durch die Zahl die man- 
gelnde Energie ersetzt werden. Absoli^te Monarchien 
bedürfen eines grössren Heeres als constitutionelle, und 
Föderatiirstaaten müssen eine grössre Armee ins Fdd 
stell«! , als ein einzelner Staat gegen sie aufinibieten hat. 
Vorzüglich muss sich die Grösse ^Aev Heeres nach der 
Gestalt der auswärtigen Verhältnisse richten, weswegen 
der Kfiegsminister den diplomatischen Angelegenheiten 
nicht fremd bleiben darf, *) Die Grenze- setzt die Volks- 
wirthsciiaft« In der Regd darf kein Heer so gross sein, 
dass die Erhaltung desselben drückende Steuern fordert 
oder mehrern Gewerben die nothwendigen Hände ent- 
zieht» Heere, dio'zn gross sind, fuhren den Staat ins 
Verdedben. Denn indem sie einem unermessUchen Aufwand 
in Anspruch nehmen, zwingen sie die Regierung, die Aus- 
gaben auf andre wichtigre Gegenstände zu beschränken, 



*) Luden a. a. O. S, ISG« 
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lind tohin die babera Zwecke der äasseni Sicherheit, 
die AQr für jene Terhandea sein seil, smn Opfer sa 
bringen; und indem sie so Tide Hände den Gewerben 
entSieben, vertrocknen sie die QneUenr, die sie Bifasea 
lind erbalten müssen« Die natorliche Folge soldier mili^ 
tairischen Anstrengungen ist — die TdUige Ohmnacht. 
Holland trat aus einem siegreiohen Kampfe mit Frank- 
reich — in die Unbedeutenbeit! 

Der Regent darf die kriegrische Abcht nidit ans 
der Hand lassen» Die alten Republiken erfnbren 
Revolutionen,, weil die Regenten, als PolyarcheD, 
Heeresgewalt in andre Hände legen mnssten. Selbst 
viele Monarchen verloren den Thron an ihre Feldbom. 
Allein es ist weder mdglicb, nochnothig, noch vortheUkaft, 
dass der Regent selbst die Kriegsmacht organisire und 
anführe. Zugleich treten bohre Pfliclrten dabri in den 
Hintergrund, und der Staat wird mehr oder weniger sn 
einem Heerlager« Am besten scheint «ne Dreidieilong 
der Kriegsverwaltung. Der Regent bdiält sich die Auf- 
sehende Gewalt vor; der Kriegsminister übt die benr- 
theilende Gewalt ans; und der Feldherr stellt die voll- 
streckende Gewalt dar. Wenn die erkennende und voll- 
streckende Gewalt getrennt sind, ist der Regent hinreichend 
gegen den Missbrauch der anvertrauten Gewalten ge- 
sichert, sobald die ControUe beider unmittelbar unter 
ihm stehet. Zugleich gewinnt der Feldherr die nöthige 
Selbstständigkeit, wenn der Minister nur die Bildung des 
Heeres, die Unterhaltung desselben (MilitairScooomie), 
und den Kriegsplan besoiget, dl>er die Yollstrecknag dem 
Feldherrn Sberlässt. Oestreich v«rlor viele Schlaehtea 
nnr darum, weil die oberste Kriegsstelle die Ausfubmag 
der Pläne dem Feldherrn nicht volBg Qbertragen mochte. 
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Der Kriegsminiater ist in jedem Fall^ die eigent- 
liche Seele der Kriegsverwaltang. Dun untersteben die 
Kriege- Provinsial- und Bexirksbehörden. In Hinsicht 
auf die Kriegsgerichte muss er dieselbe Stellung anneh- 
men » die dem Jostismittister in Hinsicht auf die Justiz- 
behördea obliegt. Es dürfen aber die Kriegsgerichte 
sieh durchaus nur auf nülitairische Gegenstände beziehetf; 
in den bürgerlichen and peinlichen Angelegenheiten soll- 
ten die gewohnlichen Tribunale erkennen, damit weder 
ausserordentliche Gerichtshöfe für die ordentlichen FsUe 
bestehen, noch die Krieger den gefährlichen Anschein 
einer Kaste gewinnen* Um das Ehrgefühl und den 
edinrea etprit de 0orpt zu erzei^n oder zu erhalten, 
bedarf o« keiner Privilegien und Absonderungen. Es 
Tersch^inde nur so Manches, was ans der Zeit der 
Botlenfuhrer stammt. Der Stock muss billig vor der 
beutigea BUdung weichen , und jeder Soldat den Feld- 
hermstab im Tcnrnister zu tragen wähnen. 

Ueber die Friedensverwaltung. 

Die Friedensverwaltung begreift die Begierungsge- 
schäfte, die sich auf den Rechtsverkehr dw Staaten 
beziehen. Wie der Krieg nicht die Hauptsadie ist, son- 
dern seine Bedeutung eben nur in der Aufrechthaltung 
des wahren Friedens ehrgeitzpgen Störungen gegenüber 
findet, so ist die Kriegs Verwaltung durchaus nicht der 
Friedensverwaltung vorzuziehen, sondern nur als deren 
unterstOtsendes OrgUn zu behandeln. Die Friedens Ver- 
waltung, ist der Culminationspunkt aller Administration; 
darin «glimmt die Staaiskunst die glftnzendste Hohew 
Sie hat ja nichts weniger zu leistea, als die rechtliche 
Ordnung der Welt .darzustdlen. 

25« 
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Wenn bei der Kriegsverwaltimg die Klagheif Mräth, 
dass der Regent das Heft derselben gutentheik In der 
eignen Hand behalte, so scheint es' bei der Friedens" 
Verwaltung zweckmässiger, dass der Regent, mit d^r 
Aofsicbt sich begnügend, dem Minister des Auswärtigen 
mehr Gbertrage und rertrane« Erstens ist grosse €refahr 
rorhandien, dass der Regent seine Frtnon dabei am- sehr 
ins Spiel bringet. Der Krieg fordert grosse Anbtreih 
gungen und Opfer, damit geht man gewiss immor sdir 
behutsam um« Allein die Verträge und Verhältnisse 
mit dem Auslamd haben oft ein so unscheinbatM Ans- 
sehn, dass sich kn leicht persönliciie Rficksiditen'^in« 
Dflischen. Ein Miifister fQhlt sieh durch seine Verairt* 
wortltchkeit bestäntßg aufgefordert, die'€ussren Veirhäh* 
hiMe mit Verleugnung seiner Individualität nadi' dem 
Stttatsinteresse aiifEufässen. Der Regent sdbst trirde 
durc6 die Unterscheidung seines öfientliohen und Pjirat- 
characters öfters eine Selbstverletzüng erfahren. Zweitens 
kann das gute Vernehmen der Regenten unter einander 
Tiel besser sich erhalten , wenn siie die äussren Angele- 
genheiten nicht in eigner Person verwalten. Die indi- 
viduelle Beschaffenheit des jedesmaligen Regenten ist 
etwas unabänderliches und würde sehr häufig den liosseren 
Beziehungen im Wege stehen. Dagegen ist der Minister 
immer ein Geischöpf der Wahl, und eslcann daher jedem 
TJebelstande in seiner Person^ sehr leicht abgeholfen 
werden. • ' • " 

Das Miilistennln des Auswärtigen ist die Central- 
behörde für die auswärtigen Angelegenheiten. Seine 
Einrichtung ist nach der Natur der 'Sache bureauartig. 
Als die Uilterbehörden sind -die GesaAdlen oderConsoln 
anzusehen, die die besondern -Gesehäfto in jedem Staate 
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%n 'behaadein bblM». Sie masBen durobaua vom It^ntm 
selbiM^rnaoAt Wjftrdm» ' Docht moBs sie der Ikfinister io^ 
Yorsehhig- bniilgm. Es ist i^od der 'höehsten ^Vie^tig-* 
kmiy dAss bei 4kir0t -Bogtolluilg IfieinerletiVorurtheil sieb 
geltend maebe , - eondof tt^ die böebiite IVIebncbenkeiibtpisü. 
die EiitiscbeidttAg treffe. ^ iatesmidte biibe'n oiöht nur ^en^ 
RegefiMi Z1I repil^Mitiren, wozu eine gewisse. Enuebimg 
nttd^'geüellwbaltlictie Würde auslaagen icdnnte^ soBdera 
iftto- hsi^n ftueb alle Interessen ibf«s Staates xu verföL- 
g)lfi|^<M<i^u nebsl ^vieler Gewandtbeit grosse Staateiikundd 
tt^d ein tiefer BItek i^ W^lt und Zelt gebort,'') Sobald 
mtm bei Aer Besetaung der Gesandtschaftsposten onr 
atf fting »nd Reiebtham siebt, so mass man hinter die 
GesSindtto * als blosse Figoranten einige Käthe stellen, 
die vielleicht eb^i Ihrer subordioirten Stdllung wegen 
sich minder tbällg : zeigen. In der Wahl des AIii)#ters 
der auswärtigen Angelegenhdten erprobet der Regent 
seine Staatseiosicht; in der Wahl der Gesandten dagegen 
eharacterisiret der Minister srine Kenaüiiss von den 
auswärtigen Regenten und Staaten, und zugleich seine 
eigne Tüchligkeit in der Behandlung der Staatsinteressen. 

Die Gegenstände, welche die Friedensverwalinng 
TOffzäglicb beschäftigen, bestehen in der Abscbliessung 
von Staats vertragen aller Art. Dieselben betreffen enl- 
vreder Bändnisse zu Trutz und Schutz, oder die Siehe«» 
rung gemachter Eroberungen, oder friedliche Besitz Ver- 
änderungen und Acquisitionen, oder endlich nur vorüber» 
gehende Umstände und Handelsvortheile. 

Handelsverträge werden durch die steigende Einsicht 
in das volkswirthschaftliche Getriebe mit der Zeit immer 



*) (Dr, F. €^. Bauin^ärtner) , die. politische ünCerhancIluugs- 
kiiiist. Leipzig 1811. S. 14 — 50. 
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sollMr werdM» .diso man mki mum mehr eckanneii) 
dasa im AUgsmeiMn der ümm VeriMhc beideo Tbailao 
die giStttOD Vordieile bringt. AQmahmw, weldie ge- 
wisse Rudksichten anf die iecftisebeii Veriiäkiiisse bediA- 
gen^ kdiuien keia Olgeet der Verliige abgebes, weU sie 
so wanddbar sind« Mit diesen Haiidds¥«rträgm wird 
aneb. eine ergielnge Quelle der Zwisti|^Eeifcen wegfirikn* 
Bis aar bessern Einriebtnog der wirthschafdidieii Yer- 
hülmisse kSnnen aber- gewisse VerhandlimgeD lUber des 
Veikabr vnrn, possem Yertbeile %mL Diese Unteiliaad- 
laagea müssen nur davon ausgehen, dass Uds dai^i^igs 
dauert^ was einen gegenseitigen Nntsen bringt, imddsss 
mn einseitiger Yortbeil immer nur so Jaii^e besieht» bis der 
andre Theil ihn erkennt oder die Hände frei bewegen 
kann. Je mehr die Diplomatie anf Beroekung und Ueber- 
listung ausgeht, desto, kostspieliger und unfruchtbarer 
ist sie. Sie unternimmt die Sisiphnsttrbeit, eine schwere 
Last bergan su heben, aber kaum dem Gi^el nahe gelHraciit 
«»Hurtig mit Donneigepolter entrollte der tfickische 

Marmor.'^ 
Die Bundnisse müssen besonders tief angelegt wer« 
den. Seit das Fdderatiysystem von allen Staaten ergriffen 
wurde, sind in den Allianxen zahlreiobe Fehler geschehen» 
Man sehloss Freundschaften, wie es die Privatleute thun, 
in gewissen Stimmungen des Augenblicks, ohne die Fol- 
gen solcher leichtfertigen Verbindungen zu erwägen* 
So wird das Bundniss zwischen Oestreich und Frank- 
reich, welches Kaunitz zu Stande brachte, als ein politi- 
scher Meisterstfick angesehen, während es doch auf 
reinpersonUchen Motiven beruhend ohne Bestand und 
ohne Nutzen sein mussto für beide Staaten. Jede Allians 
mnss auf einer natürlichen l^reundschaft , auf einer 
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g«wi«i0a WaMirerwandtBehaft der verbfiadeten Siaafefl 
benibeii} wenn es wahren . Segen bringfea soll. Jedoch 
untttseheidet sieh diese aatürlicbe Freundsehaft unier 
den Staaten von der unter (hn Bttrgem dadurch, das« 
sie nicht sowohl in dem Vorhandensein gewisser genimn- 
schaftliefaer Merkmale, als^ vielmehr in der Abwesenheit' 
bestimmter feindsefiger Umstände hesfefaet. Nur in B«- 
tug auf den Handel kann man sagen, dass xwei Staateit 
zu ewigien Verkehre und freundlichem Ben^nien für 
einander geschaffen sind. Dänemark und Norwegen, 
stehen zum Beispiel in ein«r aolchen Verwandtsohafit ; 
denn Norwegen berieht das Getreide, das es bedarf, atli 
besten aus Dänemark, dieses verschaffik sich sein Eisen* 
am leichtesten aus N<tRvegen. In idlen andern Rück* 
sichten muss erst ein Dritter als Feind dazwischen treten, 
wenn die natdrliche Freundschaft behauptet werden soll. 
Was scheint wohl zwei Staaten inniger sm einander zu 
ziehen, als die Sprache und die Religionf Gleichwohl 
können Staaten, welche dieselbe Sprache reden, die 
meiste Feindschaft besitzen, und erst dann, wenn ein 
Fremder die Nationalität bedroht, einen hinreichenden 
Grund zur Annährung finden. Soll die Religion eine 
Allianz zu Wege bringen, so muss sie selbst in eine 
Gefahr gerathen; sonst wird sie ohne Eaniluss bleiben. 
Frankreich verfolgte die Reformirten auf das heftigste, 
und unterstutzte dennoch die deutschen Fürsten in ihren 
Kämpfen gegen den katholischen Kaiser. In neuester 
Zeit behauptete man eine natürliche Verwandtschaft der 
Staaten vermöge ihrer Verfassungen. Alidn damit das 
monarchische Princip gewisse Staaten befreunde, ist es 
nothwf^ndig, dass irgend eine grosse Gefahr für dasselbe 
vor^andeii seiw Eben so können sieh constitutionelle 
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Staatannar 4aiUi:fiSr naturliebe AlHirl» -Utraelrt«, wann 
aie irgend einen gi^QUiriiahea Gegner 4ea^: coDetitiilieBelle& 
Geiates wahrnehmen^ 

Die Gleicbgewichtaidee hal dem Begriffe der na- 
töriichen Freondsohaft and Feindaehaft der Stallen erst 
den Lebenshauoh und . die Tollige BestimmdieU gegeben* 
Wiepr ein natürlicher Freund oder Feind sei, kann »icii 
nur ans einer Ye^gleichung der Staaten untereinander 
bestimmen lassen. Hat man dabei so oft im dankdo 
geschwebt und so häufig sidb Terreehnet, so lag der 
Grund nur darin, dass man das Gewicht der Staaten 
entweder bloss nach der Art uqd Grösse des liandes, 
Qder blos nach der Zahl und Arbeitsamkeit des Volkes 
bemessen wollte. Das Land bestimmt aber daa Gewicht 
eines Staates fast nie. Nicht nur kommt es auf iiie 
Beschaffenheit nicht immer an, weil die Kunst viel am 
ersetzen vermag, sondern auch die Grösse an sieh kann 
eher hinderlich als vortheilhaft idch erwilisen. Wenn 
das Land noch so fruchtbar ist, 'aber einen sehr grossen 
Umfang besitat, so ist die Kraft der Begienmg noth- 
wendig zerstreut, die Yertheidignng erschwert, das Yer- 
hältniss zu den Nachbarn Terwickelt. Mittlere Staaten 
sind immer stärker als die sehr grossen. Eben so selten 
beruht das Gewicht eines Staates bloss auf* der Zahl des 
Volkes und seiner SteuerfthigkeiL Friedrich der Grosse 
gewann den Kampf mit Oestreich, obgleich er in Bexug 
auf Land und Volk sehr im Nachtheile sich befand. 
Kleine Staaten müssen sich besonders in Acht nehmen, 
ihre Verbindungen nicht von der Masse bestimmen zu 
lassen. Jonmehr die physische Gewalt als der Grund 
der Anschliessung hervorgehoben wird, desto mehr ge- 
rftth der kleine Staat in Gefahr, seine Unabhängigkeit 
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Ztt vediereii. Dej^ Verbündete erblickt katuit In «IMdec 
Grissenle soleher eine Aosiehungskraft,. so'inrfaMt er 
auch Wien Antrieb, dieselbe geltend %vl imadien.' «Die 
Gescittchte hat gelehrt, das« kleine Staaten besser thateh^ 
Mrenn sie sieh unter einander rarbrüderten, als wenn sie 
sich «Qter die Flügel einier Grossmacht begaben« Na- 
mentlieh müMen Republiken einer grossen Monarchie 
eich nicht zu inaig änscU^essen. Sie werden sonst seUbst 
ihrer inmern Frdbeit mehr oder weniger beraubt. Die 
Fnrcht T<»r einer benachbarten Grossmacht ist bei -der 
Herrschaft der Glächgewichtsidee ohnehin eine eitle. 
Friedrieha il. Betragen gegeti das schwache Danzig brachte 
ihn in einen Zwint mit. Russland; Joseph*s II. Absidhteo 
auf Bayern erzeugten den deutschen Fürstenbund; 

Yergrdsserungen eines Staates können ganz friedlich 
und künnen auch in Folge eines Krieges vorfalien. Man 
hat die Frage fiufgestellt^ ob der friedliche Erwerb oder 
die kriegerische Occupation die vortheilhaftere Acquisi- 
tionsweise sei? — Luden*) giebt der letztren die Palme, 
weil Jeder es natürlich findet, dass dem Heldenmuthe 
sein Lohn werde, aber von erschlichnen oder erlisteten 
oder ererbten Besitzungen ungünstig urtheilt; und weil 
der Erobwte von einem grossen Schicksal niedergewor- 
fen der Grossmuth des Siegers zugänglich ist, während 
der auf friedliche Weise Acquirirte tiefen Groll im 
Herzen nährt, und um so früher ihn ausbrechen lässt, 
da der Gewinner gewöhnlich durch sein Glück schlaff 
gemacht wird» Inzwischen lässt sich einwenden, dass 
die friedlichen Acquisitionen wohlfeiler sind, dem acqui- 
rirten Theile sehr leicht gewisse Vergünstigungen ver- 



*) A.^a. O. S. 86. 
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■ehaffbn^ di« fhn vönkoiniMn zofM^Mstentn Üftnnen, 
vnd minder gebftssige Eiian^hiiigen nriickla«i4iB* Die 
östreiebtehe Monarchie isni'aclis fast gans ans Heifadi«), 
imd doch halten die so sasajnmengef&gten tJHider und 
V5!ker viele Jahrhunderte an einander, lehrend noch 
oder Staat seine Eroberungen sum Theile whMtar mn* 
büsste. Am Ende kommt es wenig auf die Airt, za er- 
werben/ sondern vorziiglidi nur auf den G^enstand des 
Erwerbes an. Wichtiger scheint daher eine andre Frage; 
ob die Vergrösseriing die Form einer wirklicbeh Einver' 
eibnng, oder einer innigeren Conföderation, einer äosser- 
Hehen Yerrinigung annehmen solle? Unstreitig gewinnt 
der Staai bei der Einverleibung das Meiste, allein auch 
das incorporirte Land kann grössre Yortheile erlangen, 
wml es den vollen Genuss aller politisclien Rechte, die 
in dem erwerbenden Staate herrschen, begehren darf. 
Die Selbstständigkeit eines ftnsserlich vereinigten Staates 
ist ohnehin eine eingebildete , und kaum den grossreo 
Aufwand werth, den sie nach sich ziehet Daher kann 
die Conföderation nur in dem Falle vertheidiget werden, 
wo die Acqnisition keine vollständige sein soll, oder wo 
die Acquirirten sie aus besondren' Gründen ewig zu be- 
streiten drohen^ 

Das Erste, was bei jeder Acquisition beachtet wer- 
den muss, ist die Nationalität. Ein klefiier Zuwachs 
von Leuten desselben Stammes ist einer grossen Ver- 
mehrnng der Seelenzahl durch einen fremden Stamm 
vorzuziehen. Die Sprache ist eigentlich die natSrlicfaste 
Gränze der Staaten, Völker verschiedner Sprache ge- 
deihen sehr selten unter einem Zügel. Einmal mass 
man auf die Neuacquirirten ein scharfes Auge haben, 
^ denn sie gehorchen nur ungerne den Fremden* Statt 
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das« die l^carilidMagaDgskMft. diuek »ie irettuilivt Wlnrdö, 
verringait sie sieh vidiiiiehr inn^^dB» Zahl, ^^^Icb« Biotin 
wendig igte, um dan innem Feind >gebMg niedefsulMdien« 
Dann erf&htt die GesetsgdlxiDg and Yerwaltong bedet»« 
tende Heuunnittie. Beamte aAs andern Provinsen kSnnen 
niefal leiobi. gebraucht werden, Beamte ans deth Sehoosee 
des ne«^w«rfanen Stammes scheinen mnige Bedenklieh- 
ketten su eir^iM. Wenn- nicht die Acqnirirendeii den 
grosslan Vorspnn^ in der Kuknr «ybraushilbÄi and den 
Ao^irirtcn zoift Jtfasler dienen j oder wem» aki i^ieiil in 
der Zahl bedentehd überwiegen, s& scheint nicht' einmal 
dagPrevindalsystem der Verwaltong zu geniigen. Der Fo* 
deralismos ist in diesrai Falle Tonraziehen, weil der acqm- 
rirende. Staat keine Auslägen su verlierefi hat,* wenn 
durch irgend eine Gotistellation der äussren Verhältnisse 
eine Losreissung erfolgen sollte, ' 

Nllchst dar Nationalität. nraas auf die Beschafienheit 
und Lage des Landes gesehen werden. Eine Provinz, 
die TOB dem Acquirenten entfernt, liegt und keine natöN 
liehe Festigkeit besitzet, ist kdne wunschenswerthe 
Acqnisition« Der Staat hat von diesem Theile oft keinen 
Crewinn zu erwarten, und sieht sich doch genöthiget, 
seinetwegen eine grossre V^theidigungskraft zu unter-" 
halten« Colonien machen hievon keine Ausnahme. Liegen 
sie in gefährlicher Nachbarschaft und kann sie die See- 
macht des Mutterlandes nur mit grosser Anstrengung 
decken, so vergüten, sie kaum die Kosten ihrer Erhaltung« 
Die Holländer und Dänen haben einen Theil ihrer Schwäche 
von den. langwierigen Aufopferungen, zu denen sie die 
Erhaltung ihrer Colonien ndthigte. Liegen die Colonien 
aber sicher, von der Flagge des Staates leicht be- 
schützt, so kann ihre Entfernung sich durch den Yortheil 
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aUligMchim.dM dk äemantiiig^igtntBttnlidlier Srodcie*« 
luU.sioh fohret . Sdlisttni diesflni FdUie kdnftm ine 
groi^sta Sdiaden sliften ^ . weno sie sehr .fimditbar sind 
uod.^üs .KvoheruDgen bth^Bddt werden. iX)!» Aequiskio- 
nea 4e|r Athenieoi^er verdarben da» athenkinBiifiebe Volk, 
i%leiu Hie dasselbe gewohnt^, siph von'dealJebeirwisndneB 
eral|lir9il- tn )asäen4 Die Spanier TemaeUKssigtea ikr 
La9dy:.lml Amerika. eine leichtere Bereidheinng Torapni- 
gelte. *-r »Btfi.gleieher Lage der firwertningen ist die 
Veitfabi^deBheit von dem erobernden Laadesdkr'ted^ttt« 
sam«'»Ki| Ackerland wie Prelumn ktknate durch die 
Prqywi Pesen keine besondre Forderung erhalten^ moasto 
aber.doreh das indostrias^ tiergreicheSeUemenfideb z« 
einer hohen Bcideutang erheiien* Ein Staat»- *der sebon 
^en-Thail einer Käste besitzt, kann 'keinen, grossen 
Gewinn erlangen , wenn er noch ein Stock derselben 
erwirbt; dagegen ^muss «r einem Bimienstaate einen merk- 
lichen. Aufschwung verieiben, wenn er an die Käste vor- 
dringen kann. Peter dar Grosse mnsste in dar That 
das Meer gewinnen, wenn er sein Reich ans seiner, tiefen 
Versunkenheit heben .wollte. 

Endlich ist noch, die Religion der Einwohner eine 
Sache, die bei jedem L&ndererwerb zu beachten ist. 
Wenn der Staat der wirklichen Freiheit und Gleichheit 
aller Kirchen huldiget^ oder (wie Friedrich IL that) das 
religiöse Element ganz.. fallen lässt, so kann allerdings 
der Glauben der Neuerwoibenen keinen Eintrag thun. 
Sobald jedoch das Episcopal^ oder das Territorialsystem 
obwaltet, wird die Religion unäberste%Iiehe Schwierig- 
keiten erregen. Zwar giebt es der Staatsmänner nicht 
Wenige, die die religiösen Interessen für eingebildete 
halten, und die Unterthanen in jeder Hinsicht zu befiiedigen 
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glaabm» weliti.jud ihre materioUeiu'Iiiieresseh befi$6di|feB« 
Aber die Eifarbrang hat es Aach zn häufig s^otn'böwie^ 
sen y dass loati . die ^Völker noch nicht hegUicltty \mna 
man sie. wie die Thiere «u einer ToUen Krippe -iiifart. 
Wenn ein Staat, der eine öffentiichir Religion bebanptety 
sein Schwert gegen Andersgläubige ftücketv so müss er 
die Eroberten entweder bekehren ^ oder aoaretten, oder 
als eine Art Leibeigner behandein. J^edes dävott ist so 
grässlicb, dass.es. für ihn klüger sein diirfte,* die eroberte 
Landschaft nicht einsaverkiben, sondern zu einem blossen 
FöderatiTStaate zu eriieben. Früher oder später erheben 
die Unterdrückten doch ihr Haupt, und fordern die Rechte, 
die ihnen entrissen wurden. Irland ist von je die schwache 
Seite Brittanniens gewesen. 

Ifiemit sind die Gegenstände der Friedensverwaltong 
bezeichnet; es muss nun noch ein Wort über die Art 
und Weise der Behandlung dieser Angelegenheiten ge- 
sprochen werden. 

Obgleich das natürliche Rechtsgesetz welches für die 
Privaten gilt, auch die oberste Richtschnur der Staaten 
darstellt, so hat doch die Klugheit in diesem Gebiete 
eine gewisse Selbstständigkeit, erstens, weil bei dem 
Mangel eines Staatengerichts das Recht selbst nicht überall 
so bestimmt und deutlich wie bei den Privaten hervortritt, 
zweitens, weil dieStaaten, im beständigen Vertheidigungs- 
stande befindlich, eine Reihe prävenirender und «bweh«« 
render Maassregeln zu ergreifen haben, welche den Pri* 
vaten nicht zustehen. Aus dieser Eigeqthümlichkeit der 
Staaten Verhältnisse erkläret sich die Erscheinung, dass 
die Staatsklugheit und die Moral sich öfters von einen-* 
der so auffallend unterscheiden. In der That ist die 
Differenz zwischen beiden nur eine scheinbare, die sich 
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altoMd auflötet, wenn die Moral von dem Gesichlspiukt 
der PnvMMk sa dem Standpankt der Staaten übergehet*). 
Indem der Staatsmann das Staatstnteresfte ab^all befragt, 
wo das Recht nicht dendich spricht, handelt er nidit im 
Mindesten nnmoralisch, obgleich ein ähnliches Yerfidiren 
den PciFatmann aas der Reihe wahrfaaftsittlicher Charao- 
tere streidhen musste.. So wenig rertrigt die Staats« 
IdugheiC eine eigentliche ünnttlicbkeit, dass sie sogar 
den Schein derselben fliehen muss« Aufsieht über die 
Bewegungen nnd Plftne der Staaten ist die erste Bestim- 
mung der Gesandten, allein sie wird völlig vereitelt, so« 
bald dieselben sieh der Bestechung, der Spione u. s. w. 
bedienen* Denn kanm erfthrt der verrathene Staat das 
Mindeste , so entzieht er der Macht des Gesandten seia 
Zutrana, oder setzt sie in der öffientliGheD lif einuog dorch 
Kundmachung der schändlichen Umtriebe herab« Sollen 
die Gesandten über irgend einen Gegenstand veriiaadeln, 
so steUt sich das Geschäft desto schwieriger dar, je mehr 
List oder Trug von einem TfaeOe versucht wird* Schon 
im westphälischen Frieden waren es arglistig gewählte 
zweideutige Wörter, die den Friedenjahrelang verschoben 
und sogar einen Theil seines Segens allen Partheien ent- 
rissen. Selbst die individuellen Entschliessnngen einer 
Begierung werden durch die Klugheit auf das Gebiet 
desBechts nnd der Sittlichkeit zurückgewiesen. Denn die 
Klughmt gestattet nicht, mit eingegangnen Verträgen zu 
spielen, weil sonst jeder Andre ein Gleiches thnn konnte; 
sie erlaubt kein ungewisses Gut mit Aufopferung oder 
Gefährdung eines gewissen zu verfolgen ; sie verwirft alle 
Zwecke, die nur mit g^hrltchen oder allzukostspieligen 

*) ipi» Garve: Abhandlnng^ über die Terbindimg^ der Moral 
mit der Politik. Breslau 1788. S. 1--74. * 
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Milidti xn «rreichen sind; und sie gebietet mit allen un? 
nothigen Veränderungen einzuhalten, solange nicm nicht 
weiiss^ wohin sie fuhren, was sie gebären können. Indem 
die Klugheit diese Verbote und Gebote aus den Erfahrun- 
gen vergangner Zeiten entnimmt, befestiget sie den Grund- 
satz, den edlere Geister eher ahnten, als sie ihn beweisen 
konntep: „dass das Gute und das Nützliche auf der 
Hohe der Menschheit identisch ist/' 

S c h 1 u s s* 
Die Staatiwi9ten9chaft und die Staatf* 

Wissenschaften. 

Das ist der Schattenriss der Gestalt, in welcher sich 
unser dermaliges Wissen Tom Staate, auf den g^s^ibicht-« 
liehen Standpunkte betrachtet, darstellt. Vielleicht geniesst 
der Entwurf das Gluck, dass man ihn der Ausführung. 
nicht ganz unwürdig findet« Das Bediirfniss einer Staats- 
wissenschaft scheint je desto entschiedner, je mehr für 
die einzelnen Staatswissenschaften geschehen ist und 
immerfort geleistet wird. 

Noch ^or einem Decennio fehlte es nicht an Lehr- 
büchern der gesammten Staatswissenschaft, ja in irührer 
Zeit wurde sie meistens nur im Ganzen bearbeitet* Allein 
in der grossen Bewegung der Zeit, die fast jeden Staat 
Ton dem Anker riss und in die brandenden Wogen schleu- 
derte, blieb auch die Staatswissenschaft nicht unversehrt« 
Sie. ging nicht zu Grande, aber in Trümmer. Als wäre 
das Ganze abgekommen, erschienen nur noch Staats- 
wissenschaften. Der Publicist setzte sich hin und bear- 
beitete für sich, ohne sich umzusehen, das Staatsrecht Der 
Historiker kehrte ihm den Rücken und bildete die Staats- 
kunst aus. Beiden den Rücken zugekehrt sass der Staats- 
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